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Die Aktiengeſellſchaft als „Unternehmen an ſich“.) 


Von Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


Die Ausführungen von Rathenau in ſeiner Schrift 
„Vom Aktienweſen“ ) über die Bedeutung des Mehrheits⸗ 
prinzips in der Gen V. der AktG. führen ihn über dieſes hin⸗ 
aus zum Schutz des Unternehmens an ſich gegenüber 
der Mehrheit in der Gen V. Dies iſt für Rathenau zugleich 
die Brücke, die ihn zur Fortentwicklung des Weſens der Att®. 
im gemeinwirtſchaftlichen Sinne leitet, und ihm damit die 
Möglichkeit gibt, das Gebilde der AktG. in feine wirtſchaft⸗ 
liche Grundauffaſſung einzufügen. 

Wie bei vielen großen Optimiſten eilt auch bei Rathenau 
der Wille, die Dinge unter dem Aſpekt einer beſtimmten künf⸗ 
tigen Wirtſchaftslage zu ſehen, die herbeizuführen man für 
wünſchenswert erachtet, der kritiſchen Betrachtung deſſen vor⸗ 
aus, was tatſächlich vorhanden iſt ?). Es iſt der Grundfehler 
ſeiner Betrachtungen über das Aktienweſen, daß ihm auch 
die AktG. letzten Endes nur als eines der weſentlichen Inſtru⸗ 
mente erſcheint, mittels deren er eine beſtimmte Wirtſchaſts⸗ 
auffaſſung zur praktiſchen Geltung zu bringen verſucht. So 
iſt feine Grundauffaſſung über das Weſen der AktG. von 
einer beſtimmten wirtſchaftlichen Theorie maß⸗ 
gebend beeinflußt. So wird die Rathenauſche Auf⸗ 
faſſung vom Weſen der AktG. beinahe ein Schulbeiſpiel dafür, 
welche Gefahren in einer „wirtſchaftsrechtlichen“ Methode 
liegen können, die von einer vorgefaßten Wirtſchaftsauffaſſung 
ausgeht. 

Es würde zu weit führen, die Einzelheiten der wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundauffaſſung Rathenaus auf ſeinen Begriff 
der AktG. zu projizieren. Ein weſentlicher Punkt ſeiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundauffaſſung, ſoweit ſie in dieſem Rahmen 
intereſſiert, beſtand jedenfalls in der Bildung von Berufs- 
und Gewerbeverbänden, d. h. mit weitgehenden Befugniſſen 
ausgeſtatteten Körperſchaften unter ſtaatlicher Aufſicht, die in 


1) Die nachſtehenden Ausführungen ſind einer im Erſcheinen 
begriffenen Schrift des Verfaſſers: „Vom Alktienweſen und vom, 
Aktienrecht“ (Verlag Bensheimer) entnommen. 

2) Siehe dazu Hachenburg: SW. 1918, 16. 

3) Schon aus dem Schluß der Rathenauſchen Schrift „Vom 
Aktienweſen“ ift erſichtlich, daß er nicht kritiſch, ſondern von einer 
beſtimmten wirtſchaftspolitiſchen Auffaſſung aus die Akt&. betrachtet, 
wenn er hier ausführt: 

„Auch dem Weſen der Unternehmung wird nicht die 
Verſtärkung des privatwirtſchaftlichen Gedankens beſchieden 
ſein, ſondern die bewußte Einordnung in die Wirtſchaft der 
Geſamtheit, die Durchdringung mit dem Geiſte der Gemein⸗ 
verantwortlichkeit und des Staatswohls.“ 


der äußeren Form und Tätigkeit etwas von der AktG. 
oder vom Syndikat annehmen ſollten. So kehrt auch in der 
hiſtoriſch noch heute intereſſanten Denkſchrift des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſteriums v. 7. Mai 1919 (Wiſſel, Möllendorf) als 
Programmpunkt: „die Regelung weiterer Wirtſchaftszweige 
nach dem Vorbilde der gemeinwirtſchaftlichen Regelung der 
Kali⸗ und Kohleninduſtrie“ wieder, und die ſeinerzeit aufge⸗ 
ſtellten „Richtlinien“ für ein Geſetz über die deutſche Gemein⸗ 
wirtſchaft (räumlich gegliederte Selbſtverwaltungskörper, fach⸗ 
lich gegliederte Selbſtverwaltungskörper und Reichswirtſchafts⸗ 
rat als oberſte Leitung der deutſchen Wirtſchaft!) ſind in 
weitem Umfange von der Rathenauſchen Ideenwelt beeinflußt. 
Allerdings nahm Rathenau ja ſelbſt im Jahre 1921 von der 
praktiſchen Verwirklichung dieſer Ideen Abſtand, als er im 
Reichstag erklärte: „Man kann ein Volk nicht mit Ideen be⸗ 
glücken, die ſich ſeinem Bewußtſein noch nicht einverleibt 
haben“ ). Aber hiervon iſt ſeine Schrift über das Aktien⸗ 
weſen noch fern. Die Einreihung der großen 
Aktiengeſellſchaften und damit zugleich der Aktien⸗ 
gejellfchaftsform in das Ideengebilde der Planwirt⸗ 
ſchaft iſt das letzte Ziel ſeiner Betrachtung über das Weſen 
der AktG. und leitet damit feine ſcheinbar realiſtiſch eingeſtellte 
Betrachtungsweiſe in ſeine Ideenwelt über. Das Binde⸗ 
glied iſt das „Unternehmen an ſich“, deſſen Bedeu⸗ 
tung er in der Hauptſache in der AktG. verkörpert findet, und 
in der er den Keim für die künftige Umwandlung der Aktien⸗ 
geſellſchaftsform erblickt. 

In dieſem Zuſammenhange iſt es intereſſant, ſich der 
Gegenſätzlichkeit der Perſönlichkeiten von Rathenau und Klein 
in ihren Auffaſſungen vom Aktienweſen zu erinnern. In einer 
in mancher Hinſicht intereſſanten neueren Studie über das 
wirtſchaftliche Werk Rathenaus 5) wird die Frage aufgeworfen, 
ob Rathenau ein Utopiſt geweſen ſei, und dahin beantwortet, 
ſein Syſtem ſei nicht als utopiſtiſches anzuſprechen, weil er 
es ja nicht verfrüht habe verwirklichen wollen; es ſei viel⸗ 
mehr das Syſtem eines hochgeſpannten Idealismus, dem die 
Wirklichkeit als Realität der Dinge gegenüber zu ſtellen ſei. 
Wenn in dieſem Zuſammenhange hervorgehoben wird: 

„Das reale Leben baſiert nicht auf einheitlichen Prin⸗ 
zipien und iſt noch weniger logiſch aufgebaut. Die Wirk⸗ 
lichkeit iſt der größte Eklektiker. Sie marſchiert unaufhalt⸗ 


4) Vgl. im einzelnen hierzu Révécz: Walther Rathenau und 
ſein wirtſchaftliches Werk. Verlag Reißner, Dresden 1927. 
5) Ré vôcz, ſiehe Anm. 4. 
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ſam an den von den Menſchen erdachten Syſtemen vorbei 
und entnimmt den „untrennbaren“ Gedankengebäuden ein⸗ 
Bene 190 die ſie für ihr organiſches Leben notwen⸗ 
ig hat“ )), 
ſo charakteriſiert dies treffend die Auffaſſung, von der auch 
Klein in ſeinen Betrachtungen der Realität des Aktien⸗ 
weſens im Gegenſatz zu dem Rathenauſchen Idealismus 
ausgeht. 

Aber der Gedanke des „Unternehmens an ſich“ 
im Rahmen von Betrachtungen über das Weſen der AktG. 
iſt nicht durch die Erwägung zu erſchöpfen, daß es unzuläſſig 
erſcheint, von einer gewiſſen wirtſchaftstheoretiſchen Auffaſſung 
aus das Weſen der AktG. erkennen zu wollen. Denn über das 
hinaus, was Rathenau von ſeinem Ideenkreis aus in der 
AktG. zu ſehen vermeint, ſind in ſeinen Gedankengängen Ele⸗ 
mente vorhanden, die in der modernen Entwicklung der AktG. 
eine unverkennbare und beachtenswerte Rolle ſpielen. Auch 
bei realiſtiſcher Betrachtungsweiſe iſt gerade bei dieſem Ge⸗ 
dankenkreis in vorſichtiger Abwägung Wahres von Falſchem, 
tatſächlich in der Entwicklung begründete Symptome von wün⸗ 
ſchenswerten Idealen zu ſcheiden. 

Die Bedeutung des „Unternehmens an ſich“ für die 
grundſätzliche Betrachtung der AktG. iſt kürzlich von keinem 
geringeren Wirtſchaftspolitiker als Keynes?) erneut hervor⸗ 
gehoben worden. Keynes führt, wenn auch in anderen Ge⸗ 
dankengängen als Rathenau, aus, daß man das Ende des 
Laissez-Faire mit am charakteriſtiſchſten an der Entwicklung 
der Aktiengeſellſchaften beobachten könne, weil ſie, wenn ſie 
ein gewiſſes Alter und eine gewiſſe Größe erreicht hätten, ſich 
mehr dem Status einer öffentlichen Korporation näherten, 
als dem eines individuellen Privatunternehmens: 

Eine der wenigſt bemerkten und intereſſanten Ent⸗ 
wicklungen der letzten Jahrzehnte — ſo führt er aus — 
iſt die Tendenz der Großunternehmungen, ſich ſelbſt zu 
ſozialiſieren. In der Entwicklung eines Großunternehmens 
kommt ein Moment — beſonders bei großen Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen oder großen gemeinnützigen Unternehmen, 
aber auch bei Großbanken oder großen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften — in dem die Kapitalbeſitzer, d. h. die Aktionäre, 
faſt gänzlich von der Verwaltung losgelöſt ſind, mit dem 
Erfolg, daß das unmittelbare perſönliche Intereſſe der 
Verwaltung an großen Profiten eine ſekundäre Bedeutung 
bekommt. Sobald dieſer Punkt erreicht iſt, legt die Ver⸗ 
waltung größeren Wert auf die allgemeine Stabilität und 
das Anſehen der Inſtitution, als auf die höchſtmöglichen 
Gewinne für die Aktionäre. Dieſe müſſen ſich mit angemeſ⸗ 
ſenen Dividenden zufrieden geben; ſind die Dividenden erſt 
geſichert, ſo hat die Verwaltung oft nur noch das unmittel⸗ 
bare Intexeſſe, jede Kritik der Offentlichkeit und der Kun⸗ 
den zu vermeiden. Dies gilt vornehmlich für die Fälle, 
in denen das Unternehmen durch ſeine Größe oder ſeine 
halbmonopoliſtiſche Stellung ſtark exponiert iſt, zumal, 
wenn es durch öffentliche Angriffe leicht geſchädigt werden 
kann. Vielleicht das extremſte Beiſpiel dieſer Tendenz bietet 
eine theoretiſch rein im Privatbeſitz befindliche Inſtitution, 
nämlich die Bank von England. Man könnte beinahe ſagen, 
daß der Gouverneur der Bank von England bei ſeinen ge⸗ 
ſchäftlichen Entſcheidungen an keine Menſchengruppe im 
ganzen Königreich weniger denkt als ſeine Aktionäre. 
Ihre Rechte, die über die Entgegennahme angemeſſener 
Dividenden hinausgehen, ſind faſt gleich null. Das gleiche 
gilt bereits in gewiſſem Maße auch für viele andere große 
Unternehmungen. Mit der Zeit beginnen ſie ſich ſelbſt 
zu ſozialiſieren s). 

Im einzelnen iſt Keynes manches entgegenzuhalten. 
Die „angemeſſene Dividende“ beiſpielsweiſe iſt kein ſtabiler 
Begriff, wird vielmehr von Kursentwicklungen, Emiſſions⸗ 
rückſichten, Beiſpielen gleichartiger Konkurrenzunterneh⸗ 
mungen, Einflüſſen von Aktionären uſw. in weitgehendem 
Maße beeinflußt. In der Hauptſache aber ſtehen auch 


6) Ré vô&cz a. a. O. S. 111. 

7) J. M. Keynes, Das Ende bes Laissez- Faire, Ideen zur 
Verbindung von Privat» und Gemeinwirtſchaft. Dunker & Humblot, 
München 1926 (Abdruck einer Vorleſung des Verfaſſers an der Uni⸗ 
verſität Berlin v. 23. Juni 1926). 

8) Keynes a. a. O. S. 32/3. 
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ſeine Erwägungen unter dem Geſichtswinkel: „Ende des 
Laissez-Faire“, und auch ſein Gedankengang bringt uns 
nur ſcheinbar dem Weſen der modernen Akt G. näher. 
Bei allen Betrachtungen dieſer Art ſteht nämlich im Vorder⸗ 
grunde, wirtſchaftliche Formen und Tendenzen der Unter⸗ 
nehmung als ſolcher klarzuſtellen. Die Aktiengeſellſchafts⸗ 
form ſpielt hierbei die, man kann ſagen, zufällige Rolle, daß 
vielfach Großunternehmungen in die Form der AktG. 
gegoſſen zu ſein pflegen; aber es würde ein uferloſes 
Bemühen und ein grundſätzliches Verkennen der rechtlichen 
Aufgaben ſein, die der Staat gegenüber der AktG. als ſolcher 
hat, nur aus dem Begriff des modernen Groß⸗ 
unternehmens das juriſtiſche Weſen der AktG. 
zu determinieren. Die AktG. iſt ein Gebilde, das gleich⸗ 
zeitig den Intereſſen großer, mittlerer und unter Umſtänden 
auch kleinerer Unternehmungen zu dienen beſtimmt iſt. So 
kann es nur die Aufgabe der modernen Rechts⸗ 
form der Akt G. fein, den Strömungen der wirtſchaftlichen 
Entwicklung diejenige Elaſtizität zu laſſen, die es er⸗ 
möglicht, die Form der AktG. für die verſchiedenſten Zwecke, 
für die ſie geeignet erſcheint, möglichſt ungehindert zu benutzen. 
Hierbei kann es allerdings in gewiſſem Umfange Aufgabe des 
Staates werden, gewiſſermaßen vom polizeilichen 
Standpunkt aus zu verhindern, daß mit der Form nach 
der einen oder anderen Richtung Mißbrauch getrieben wird. 
Nicht aber darf die Aktiengeſellſchaftsform als ſolche bewußter⸗ 
maßen zum Inſtrument der einen oder der anderen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Strömung werden, wozu jedenfalls die Ra⸗ 
thenauſchen Ausführungen hinneigen. 

In dieſem Zuſammenhange ſei neben den Gedankengängen 
von Rathenau und den in etwas anderer Richtung liegenden 
Erwägungen von Keynes einer dritten Gedankenreihe gedacht, 
die ſich ſcheinbar mit dem Problem des „Unternehmens an 
ſich“ auf beſondere Weiſe auseinanderſetzt. Geiler zitiert in 
ſeinen Unterſuchungen über die wirtſchaftsrechtliche Methode 
im Geſellſchaftsrecht o) die Schrift eines Amerikaners, Robert 
Brookings über: „Die Demokratiſierung der amerikaniſchen 
Wirtſchaft“ zum Beweiſe ſeiner Annahme, „daß wir im 
Recht und der Wirtſchaft faſt aller Kulturſtaaten eine Syn⸗ 
theſe der individualiſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Theſe mit der ſozia⸗ 
liſtiſch⸗kollektiviſtiſchen Antitheſe ſich anbahnen ſehen“. Bei 
Brookings heißt es u. a., 

daß an die Stelle der früheren von den Eigentümern 
und Geſellſchaftern ſelbſt geleiteten, einzig auf hohe Ka⸗ 
pitalgewinne gerichteten Einzelwirtſchaften immer mehr 
große Wirtſchaftsgebilde träten, bei denen das Kapital 
ſich auf breitere Volkskreiſe verteile und deren Kapital⸗ 
gewinn nicht höher ſei als der anderer Kapitalanlagen. 
Der Aktionär werde immer mehr zum Obligationär, die 
Unternehmensleitung zu Treuhändern nicht nur des au⸗ 
vertrauten Kapitals, ſondern auch der anderen am Pro⸗ 
duktionsprozeß beteiligten Perſonenkreiſe, insbeſondere der 
Arbeiter und der Verbraucher. f 

Bei dieſen Ausführungen iſt aber zweierlei zu berück⸗ 
ſichtigen: Die gänzlich anders gelagerten wirtſchaftlichen und 
ſozialen Verhältniſſe in Amerika und die pſychologiſche be⸗ 
ſondere Einſtellung des Amerikaners bei derartigen Publi⸗ 
kationen 10). Brookings will in ſeiner Schrift insbeſondere 
beweiſen, daß das Kapital in der Induſtrie die Arbeiterſchaft 
keineswegs ausbeute, weil tatſächlich der Kapitaliſt nur noch 
ſeine angemeſſene übliche Verzinſung erhalte und das Problem 
gar nicht mehr Kapital und Arbeiterſchaft, ſondern Arbeiter⸗ 
ſchaft und Publikum ſei. Die Arbeiterſchaft müſſe davon über⸗ 
zeugt werden, daß das Kapital nur eine angemeſſene Rente 


9%) Geiler, Die wirtſchaftsrechtliche Methode im Geſellſchafts⸗ 
recht (Gruch. 68 [1927], 612). 

10) In etwas anderem Zuſammenhange (vgl. Schriften der 
Kartellſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie Heft 2 von 
1927 S. 41) bemerkt gelegentlich einmal Lammers, ber Deutiche 
ntöchte bei der Begriffsbeſtimmung immer ganz eindeutig etwas ſagen, 
der Angelſachſe dagegen verſtehe unter einem Begriff jeweils das⸗ 
jenige, was ſeinem Lande oder ihm ſelbſt fromme. Die damit er⸗ 
ſtrebte Befriedigung eines Zweckgedankens ſei für ihn niemals eine 
Lüge, ſelbſt wenn die äußere Formulierung mit dem Tatſachengehalt 
nicht abſolut homogen ſei. Ahnlich die Charakteriftik des Engländers 
durch Napoleon bei Bernhard Shaw am Ende ſeines „Man of 
Destiny“, Tauchnitz Bd. 4472 S. 247. 
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und die Leitung nur eine angemeſſene Entſchädigung für ihre 
Dienſte erhalte, und daß das Bewußtſein der Leitung von 
ihrer Verpflichtung, für die Arbeiterſchaft den größten Ertrag 
zu ſichern, der mit den Rückſichten auf das Publikum und 
einer angemeſſenen Rente für die Aktionäre vereinbar ſei, 
voll vorhanden ſei; die Erreichung dieſer Zwecke erfordere 
nicht einen neuen Apparat, ſondern eine konſtruktive 
Politik der Zuſammenarbeit auf ſeiten der Arbeiter⸗ 
ſchaft, des Publikums und der Leitung des Unternehmens. 
Der Grundgedanke der Schrift iſt hiernach die Herſtellung 
einer Zuſammenarbeit zwiſchen Arbeiter, Unternehmer und 
Verbraucher, zugeſchnitten auf die amerikaniſchen, beſonders 
liegenden Verhältniſſe. Die Tatſache der Loslöſung der Lei⸗ 
tung vom Kapital wird insbeſondere in dem Zuſammenhange 
betont, daß das Kapital nicht mehr als eine angemeſſene 
Rente erhalte, und hierbei u. a. betont, daß die bisherige 
truſtfeindliche Politik des Staates im allſeitigen Intereſſe 
unzweckmäßig geweſen ſei. 

In etwas anderem Zuſammenhange behandelt v. Becke⸗ 
rath in einem Vortrag: „Rationelle Induſtriewirtſchaft in 
den Vereinigten Staaten und in Deutſchland“ 11) die ameri⸗ 
kaniſche Idee des social service in der dortigen Wirtſchafts⸗ 
führung. Danach ſei es Aufgabe der Wirtſchaft, der Nation 
beſſere Daſeinsbedingungen zu verſchaffen, und nichts aus 
Gewinnintereſſe zu tun, was dieſen Zielen widerſtrebe. An⸗ 
dererſeits ſei aber auf die Dauer auch nur dasjenige 
gutes Geſchäft, was „service“ ſei, weil nur für eine 
Produktion im Dienſte wirklicher foztaler Bedürfniſſe eine 
dauernd ſtarke Anfrage zu erwarten ſei. Auch hier alſo wird 
der Zuſammenhang zwiſchen idealen Grundgedanken und rein 
praktiſchen Wirtſchaftserwägungen erkenntlich. 

So ſcheinen mir die Gedankengänge Geilers, der an⸗ 
ſcheinend aus derartigen Betrachtungen eine gewiſſe Annähe⸗ 
rung der Wirtſchaftsziele in Amerika an diejenigen in Ruß⸗ 
land beweiſen will, nicht ganz mit dem Ideenkreis von Broo⸗ 
kings übereinzuſtimmen. Jedenfalls aber ergeben ſich aus der⸗ 
artigen Ausführungen keine Aufſchlüſſe über das Weſen der 
modernen Aktiengeſellſchaftsform. 

Verſucht man nach alledem das Weſen der modernen 
AEG. „als Unternehmen an ſich“ zu erkennen, fo ergeben 
ſich trotz Einſchränkung der Aufgabe als ſolcher aus den vor⸗ 
ſtehenden Gedankengängen grundſätzliche Folgerungen. Bei 
einer unbeſtimmten Vielheit von Aktionären kann die Locke⸗ 
rung des Bandes zwiſchen Aktionär und Verwaltung äußer⸗ 
lich eine ſo ſtarke werden, daß faſt das Grundprinzip der 
Akt., wonach die Geſamtheit der Aktionäre die eigentliche 
Beherrſcherin der Geſellſchaft iſt, verdunkelt erſcheint. Ver⸗ 
ſchiebt ſich auf dieſe Weiſe die Freiheit der Dispoſition des 
Kapitals zugunſten der Verwaltung, ſo charakteriſiert ſich 
demzufolge nun aber keineswegs die Bedeutung des Unter⸗ 
nehmens an ſich in einer entſprechend erhöhten Freiheit der 
Organe der Geſchäftsführung. Die Verwaltung iſt in der 
modernen Wirtſchaft durch die mannigfachſten Feſſeln behin⸗ 
dert. Dieſe liegen in der Einordnung des Unternehmens in 
die allgemeine Wirtſchaft und die Bindungen, die dieſe nach 
allen Seiten mit ſich bringen. Je größer ein Unternehmen 
iſt, deſto ſtärker werden dieſe Bindungen und Beſchränkungen 
gegenüber eben dieſer Allgemeinheit. Jedes Unternehmen, 
namentlich das Großunternehmen in Aktiengeſellſchaftsform, 
iſt in Kartelle, Syndikate, handelspolitiſche Rückſichtnahmen, 
Bindungen aus öffentlichrechtlichen Geſichtspunkten und nicht 
zuletzt in Bindungen gegenüber den Intereſſen der Arbeit⸗ 
nehmer verſtrickt. Insbeſondere auf dieſem letzteren Gebiete 
ſpielt ſich der eigentliche große Kampf der verſchiedenen 
Intereſſen und Mächte um den Gewinn ab. Der Ka⸗ 
pitaliſt und die Verwaltung, gewiſſermaßen als 
der ausführende Unternehmer, ringen um erhöhte Gewinn⸗ 
möglichkeiten, um Herabſetzung der Selbſtkoſten und Ratio⸗ 
naliſierung und um den Beſitz der Vorteile, die ſich hieraus 


11) Schriften der Kartellſtelle des Reichsverbandes der Deutſchen 
Induſtrie Nr. 2, Februar 1927, S. 24 ff. Sehr ähnlich auch Bonn: 
„Geld und Geiſt“, Vom Weſen und Werden der amerikaniſchen Welt. 
Verlag S. Fiſcher, S. 82: Man ſpricht von „ſozialem Dienſt“ und 
meint damit den ſehr geſunden Gedanken, daß man dem Käufer eine 
Ware geben muß, bei der er, ſei es dem Preis oder der Qualität 
nach, die Empfindung hat, man habe ihm einen Dienſt erwieſen. 


Größere Auffätze 


2955 


für das Unternehmen ergeben können; der Arbeitnehmer 
beanſprucht einen weſentlichen Teil dieſer Vorteile in Geſtalt 
von Lohnerhöhungen und Rechten auf Sozialfürſorge. Aber 
dieſer große Kampf im Unternehmen iſt ein all⸗ 
gemeines Ringen, das außerhalb des Gebietes 
der eigentlichen Aktiengeſellſchaftsform liegt. 
Allerdings ſehen wir vereinzelte Beſtrebungen, auch die Form 
der AktG. in dieſen großen Kampf mit hineinzuziehen. Aber 
die zwei einzigen Anſätze, die nach dieſer Richtung hin gemacht 
worden ſind, die Idee der Arbeitsaktie und die Ver⸗ 
tretung des Betriebsrats im Aufſichtsrat, haben 
nachhaltige Erfolge nicht gezeitigt. Die Natur der kapitaliſti⸗ 
ſchen Aktiengeſellſchaftsform ſträubt ſich hier anſcheinend da⸗ 
gegen, ſich etwas aufzwingen zu laſſen, was nicht in ihrem 
Weſen liegt. 

Man hat ſchließlich die Bedeutung des Problems der 
AktG. als „Unternehmen an ſich“ neuerdings mit der Be⸗ 
zeichnung: „Der Inſtitutscharakter der modernen 
ALL.” belegt. Hier liegen die poſitiven Elemente des Pro⸗ 
blems. 

Vom „Inſtitutscharakter“ der AktG. in der allgemeinſten 
Form pflegt man zu ſprechen, wenn man zum Ausdruck brin⸗ 
gen will, daß die in Aktiengeſellſchaftsform betriebenen privat⸗ 
wirtſchaftlichen Unternehmungen, namentlich die Großunter⸗ 
nehmungen, auf ihre Bedeutung und Stellung im 
allgemeinen Wirtſchaftsleben Rückſicht zu neh⸗ 
men haben, und daß die Verantwortung der Lei⸗ 
ter derartiger Unternehmungen der Allgemein⸗ 
heit gegenüber mit dem Wachſen des Unterneh⸗ 
mens eine ſtändig ſteigende wird. Die gegenwärtigen 
Unterſuchungen im deutſchen Enquste⸗Ausſchuß des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrates über die Strukturwandlungen der Wirtſchaft 
erſtrecken ſich gerade auch auf die Frage, inwieweit dieſe Rück⸗ 
ſichtnahme auf die Allgemeinheit bei den großen in Aktien⸗ 
geſellſchaftsform betriebenen Unternehmungen feſtzuſtellen iſt. 
Eine gewiſſe Abſchwächung der Verantwortung der Leitung 
gegenüber dem Aktionär zugunſten der Verantwortlichkeit 
gegenüber der Allgemeinheit mag in Anpaſſung an die mo⸗ 
derne Wirtſchaftsentwicklung gegeben ſein; aber durch dieſe 
in den heutigen Wirtſchaftsverhältniſſen naturnotwendig be⸗ 
gründete Rückſichtnahme auf die Allgemeinheit wird das 
Grundprinzip der AktG. als privatwirtſchaftliches Erwerbs⸗ 
unternehmen und die Stellung der Leitung als Verwalterin 
fremden Vermögens nicht aufgehoben. Es handelt ſich hier 
um Modifikationen, nicht aber um Aufhebung 
der Grundprinzipien der privatwirtſchaftlichen 
Aktiengeſellſchaft. 

Bei Rathenau aber haben dieſe Gedankengänge eine be⸗ 
ſondere Note, die mit ſeiner allgemeinen Wirtſchaftsauffaſſung 
zuſammenhängt. Er braucht das Beiſpiel, daß, wenn die Ak⸗ 
tionäre der Deutſchen Bank beſchließen würden, dieſes Unter⸗ 
nehmen zu liquidieren, der Staat eingreifen müſſe, um das 
Unternehmen aufrecht zu erhalten. Im Grunde aber iſt das 
Beiſpiel Rathenaus ein rein theoretiſches. Wie ſollte eine 
Dreiviertelmajorität von unbeſtimmten Aktionären zuſammen⸗ 
zubringen ſein, welche die Deutſche Bank liquidieren wollten, 
es ſei denn, daß die Überzeugung einer unbeſtimmten Vielheit 
der verſchiedenartigſten Aktionärkreiſe zu dem Ergebnis käme, 
daß auf die Dauer das Unternehmen nicht mehr lebensfähig 
iſt. Die innere wirtſchaftliche Vernunft dieſer unbeſtimmten 
Vielheit der Aktionäre würde ein Unternehmen von der all⸗ 
gemeinen Bedeutung der Deutſchen Bank lediglich unter dem 
kurzſichtigen Geſichtspunkt der Ausſchüttung der ſtillen Re⸗ 
ſerven niemals zu liquidieren erfolgreich den Verſuch machen 
können. Nur wenn ein Unternehmen fehlerhaft aufgebaut iſt 
oder im Grunde und auf die Dauer ſchlecht geleitet wird, 
fällt es, ſo groß es auch ſein mag, von ſelbſt in ſich zu⸗ 
ſammen. Das charakteriſtiſchſte Beiſpiel hierfür iſt die Auf⸗ 
löſung des Stinnes⸗Konzerns in ſeine Beſtandteile. Der Staat 
wird es ſchwerlich als ſeine Aufgabe betrachten, in ſolchen 
Fällen ſich einer wirtſchaftlich natürlichen Entwicklung in den 
Weg zu ſtellen. 

So zeigt ſich auch hier, daß die Verbindung, die Ra⸗ 
thenau zwiſchen der Aktiengeſellſchaftsform und dem „Unter⸗ 
nehmen an ſich“ i. S. der planmäßigen Bewirtſchaftung ſchaf⸗ 
fen will, eine künſtliche iſt, ſoweit ſie über den vorerwähnten 
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gefunden und meiſt ganz natürlich vorhandenen Gedanken 
des Inſtitutscharakters der AktG. hinausgeht. 

Bei der Erörterung über das Weſen der AktG. in dieſem 
Sinne wird es ſich nach alledem darum handeln, die Einflüſſe 
feſtzuſtellen, welche die Aktiengeſellſchaftsform in ihrer An⸗ 
wendung auf das Unternehmen, u. a. das ſich allmählich 
mehr und mehr objektivierende Großunternehmen ausübt, 
und die Funktionen der verſchiedenen Organe in ihrem Ver⸗ 
hältnis zueinander und in ihrer praktiſchen Anwendung auf 
die verſchiedenen Arten der wirtſchaftlichen Unternehmung 
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kritiſch zu unterſuchen und zu würdigen. Der Angelpunkt der 
juriſtiſch geſetzespolitiſchen Beurteilung der AktG. liegt in 
der Frage, ob ſie genügend elaſtiſch iſt, und zugleich eine ge⸗ 
nügende Selbſtverantwortung in ſich trägt, um ſich den 
modernen Wirtſchaftsanforderungen anzupaſſen, und weiter⸗ 
hin, welches Maß der ſtaatlichen Bevormundung einerſeits 
notwendig, andererſeits wünſchenswert und erträglich iſt. 
Dieſer Problemſtellung nachzugehen iſt Grundaufgabe 
einer Unterſuchung des Aktienweſens wie des Aktienrechts im 
Sinne der modernen Entwicklung von Staat und Wirtſchaft. 


Fur Theorie des Meta⸗Geſchäfts. 


I. 
Von Rechtsanwalt Hans⸗Gerd Haaſe, Berlin. 


Im BanknArch., XXI. Jahrg., Nr. 4 v. 15. Nov. 1921 
S. 69 ff., äußert ſich Jacuſiel eingehend unter Hervorhebung 
der Rſpr. über „Meta⸗Verbindungen im Bankgewerbe“ mit 
dem Hinweis, daß dieſes im bankgeſchäftlichen Verkehr eine 
große Rolle ſpielende Geſchäft in der juriſtiſchen Literatur 
ſeltſamerweiſe überhaupt nicht behandelt ſei. In der Tat 
bildet Jacuſiels Aufſatz bei den ſich meiſtens abſeits der 
ordentlichen Gerichte abſpielenden juriſtiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungen über das Metageſchäft noch heute mit das mejent- 
lichſte zitierbare neuere Material. Gerade deshalb darf es 
aber nicht widerſpruchslos hingenommen werden. 

Als Meta bezeichnet man folgenden Tatbeſtand: 

Die Kurſe von Börſenwerten — Wertpapieren, Waren, 
Deviſen —, die an mehreren Plätzen notiert werden, pflegen 
Unterſchiede aufzuweiſen. Zur Verwertung der Unterſchiede 
tun fi) zwei Firmen, die Metiſten — je eine an jedem Platze 
— zuſammen mit dem Ziele und der wechſelſeitigen Ermäch⸗ 
tigung und Pflicht, daß jede Firma den abgeſprochenen Be⸗ 
trag des fraglichen Börſenwertes für gemeinſame Rechnung 
bei einem Kurſe, der unter Berückſichtigung der Speſen an 
ihrem Platze niedriger iſt als an dem anderen Platze, kauft 
und bei höherem Kurſe verkauft. Jeder Metiſt führt — eine 
ordnungsmäßige Geſchäftsabwicklung vorausgeſetzt — unter 
Mitteilung ſeiner eigenen Operationen an den Partner über 
die beiderſeitigen Käufe und Verkäufe auf beſonderen Meta⸗ 
konten, einem Kontokorrent für die reine Geldſeite und 
einem Sachwertkonto für die Effekten⸗, Waren⸗ oder Deviſen⸗ 
ſeite, Buch. Gewinn oder Verluſt des Geſchäfts werden bei 
Beendigung der Meta errechnet und zwiſchen den beiden 
Metiſten geteilt. 

Das Metageſchäft, insbeſ. auf dem Gebiete der Ef⸗ 
fektenarbitrage, hat in der Nachkriegszeit aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gründen ſeine Vorkriegsbedeutung noch nicht 
wiedererlangt: techniſche Verbeſſerungen des Telephonweſens 
— vornehmlich im Inlandsverkehr — fördern die Konkurrenz: 
die Kurſe nivellieren ſich zwangsläufiger und bieten indi⸗ 
viduellem Geſchick weniger Ausnutzungsmöglichkeiten. Das 
internationale Geſchäft leidet unter dem freilich langſam ab⸗ 
nehmenden Mangel an internationalen Papieren. Daher iſt 
die Materie in der Nachkriegszeit den ordentlichen Gerichten 
— insbeſ. in Konkursprozeſſen — wohl vorübergehend ent⸗ 
fremdet worden. Sie ſpielt aber außergerichtlich eine nicht 
unerhebliche Rolle, auch über die Parteien hinaus, z. B. 
im Ausgleichsverfahren und im Anleiheablöſungsverfahren, 
in denen eine Reihe von alten, durch Kriegs- und Nachkriegs⸗ 
verhältniſſe feſtgefrorenen Metaengagements abzuwickeln waren 
bzw. noch abzuwickeln ſind. 

Daß die Metaverbindung eine Gelegenheits⸗Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts darſtellt, darf als herr⸗ 
ſchende und begründete Anſicht gelten. Durchaus beſtritten 
ſind dagegen die innerlich zuſammenhängenden Fragen der 
Rechtsſtellung der beiden Metiſten, des Eigentumserwerbes 
an den für gemeinſame Rechnung gehandelten Werten und 
des Geſellſchaftsvermögens überhaupt. 

Nach Jacuſiel erwirbt jeder Metiſt, z. B. einer Ef⸗ 
fektenmeta, da er die für die Meta beſtimmten Effekten nach 
außen hin im eigenen Namen kauft und auch die Schluß⸗ 


noten auf ſeinen Namen lauten, eine Alleinforderung und 
ſpäter das Alleineigentum an den ihm durch Nummernaufgabe 
oder effektiv gelieferten Wertpapieren. Hiergegen dürfte als 
Charakteriſierung des erſten Rechtsaktes nichts zu erinnern 
jein. — 

Eine nach Jacuſiel an ſich mögliche, aber nicht übliche 
Weiterübertragung der gelieferten Wertpapiere in das ge⸗ 
meinfame Eigentum der Metiften ſoll allerdings nur Mit⸗ 
eigentum, nicht Geſamthandseigentum und damit auch nicht 
Geſellſchaftsvermögen ſchaffen, da Geſamthandseigentum und 
damit Geſellſchaftsvermögen lediglich kraft Geſetzes, nicht 
kraft Vereinbarung entſtehe. Wenn jedoch der Übung ent⸗ 
ſprechend von dem Käufermetiſten nicht Eigentum an den 
Wertpapieren auf die Meta weiterübertragen, dieſe vielmehr 
nur auf Stückekonto erkannt wird, ſo ſoll die Meta als ſolche 
gegenüber dem Käufermetiſten ein Forderungsrecht, alſo 
Geſellſchaftsvermögen, erwerben. Verſendet der Käufermetiſt 
die effektiven Stücke an den Verkäufermetiſten zur Erfüllung 
der von dieſem für Rechnung der Meta eingegangenen Ver⸗ 
bindlichkeit, ſo ſollen die Stücke wiederum nicht in das Ge⸗ 
ſellſchaftsssermögen der Meta, ſondern in das Alleineigen⸗ 
tum des empfangenden Metiſten fallen. Dieſen Ausführungen 
kann nicht zugeſtimmt werden. Abgeſehen von der tatſächlichen 
Überſchätzung der Zahl der Fälle, in denen die Meta vom 
Metiſten lediglich — ohne jede Ausſonderung — auf Stücke⸗ 
konto erkannt wird und nur eine Forderung erwirbt, löſen 
ſie das Problem in Einzelerſcheinungen unter Umgehung der 
inneren Verbindung auf. 

Zunächſt fehlt es an einer zureichenden Klärung der 
Doppelſtellung des Metiſten: er tritt nach außen hin nicht 
als ſolcher, ſondern als ſelbſtändiger Geſchäftsherr in Er⸗ 
ſcheinung; er handelt aber aus Anlaß und für Rechnung der 
ihn mitumfaſſenden Meta. Jacuſiel ſieht keine Verbindung 
zwiſchen dieſen beiden Poſitionen. Ihm iſt die Meta „ledig⸗ 
lich“ Kunde der Bank, die Bank „lediglich“ Kommiſſionär 
der Meta. Dieſe „reine“ Kommiſſionärlöſung iſt wohl eine 
buchtechniſch richtige Fiktion, entſpricht aber juriſtiſch ge⸗ 
ſehen nicht dem gegebenen Tatbeſtande, wonach die Bank das 
betreffende Geſchäft doch eben nur als Metiſt, d. h. als ſelbſt 
am Geſchäft Mitbeteiligte, ausführen will. Für Jacuſiel 
bleibt die Annahme, daß die Meta eine Geſellſchaft und der 
Metiſt daher Geſellſchafter ſei, inſoweit nur eine Wortum⸗ 
ſchreibung, aus der er keine praktiſchen Folgerungen zieht. 
Um eine Brücke für die Verknüpfung der äußeren Rechts⸗ 
handlungen des Metiſten mit der gemeinſamen Unternehmung 
zu finden, iſt im Anſchluß an die zu dieſem Punkte verſagen⸗ 
den Jacuſielſchen Ausführungen anderweit verſucht worden, 
den handelnden Metiſten als Treuhänder für die Meta 
anzuſprechen. Man wird aber zugeben, daß das eine not⸗ 
gedrungen umſtändliche und daher unbefriedigende Konſtruk⸗ 
tion iſt. 

Die Löſung iſt viel einfacher und liegt eigentlich ſehr 
nahe: An jedem Platze iſt der dort domizilierende Metiſt 
Geſchäftsführer der Geſellſchaft für alle dort auszu⸗ 
führenden Geſchäfte. Jeder Geſchäftsführer iſt an ſeinem 
Platze zur alleinigen Geſchäftsführung berechtigt und ver⸗ 
pflichtet. Die beiden Geſchäftsführungsgebiete überſchneiden 
ſich nicht, ſondern ſchließen ſich gegenſeitig aus. Es liegt 
deshalb nicht der Fall des 8 711 BGB. vor; vielmehr gelten 
für jeden Geſchäftsführer die Beſtimmungen des 8 710 BGB. 
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über die Übertragung der Geſchäftsführung auf einen ein⸗ 
zelnen Geſellſchafter mit entſprechender Wirkung dritten gegen⸗ 
über nach 8 714 BGB. Will man aber 8 711 BGB. anwen⸗ 
den, ſo muß aus den im folgenden Abſatz erwähnten Gründen 
— auch in Übereinſtimmung mit der Auffaſſung der kauf⸗ 
männiſchen Praxis — das Widerſpruchsrecht des einen Ge⸗ 
ſchäftsführers gegen Rechtshandlungen des anderen Geſchäfts⸗ 
führers als ausgeſchloſſen gelten. Doch wird dieſe Frage an⸗ 
geſichts der Tatſache, daß der Widerſpruch vor Eingehung 
des Geſchäftes zu erklären iſt und in der Praxis ſich hierzu 
ſelten Gelegenheit bietet, kaum von Bedeutung werden. 
Damit iſt die juriſtiſche Doppelſtellung jedes Metiſten 
klar: einmal iſt er ſelbſtändiger Geſchäftsherr, zum anderen 
als Geſchäftsführer Vertreter der Geſellſchaft. Aus § 181 
BGB. ergeben ſich die weiteren Löſungen nach allgemeinen 
Grundſätzen: Als Geſchäftsführer iſt dem Metiſten zunächſt 
geſtattet, mit ſich ſelbſt im eigenen Namen zu kon⸗ 
trahieren. Das folgt ohne beſondere Abmachungen aus 
der Natur des Metavertrages: Es iſt den Metiſten gegen⸗ 
ſeitig bekannt, daß jeder von ihnen nach außen hin im eigenen 
Namen auftritt, daß er an ſeinem Platze der alleinige Ver⸗ 
treter der Meta iſt und daß er deshalb ohne das Recht des 
Selbſtkontrahierens für die Meta weder erwerben noch ver⸗ 
äußern noch überhaupt Geſchäfte abſchließen oder, buchungs⸗ 
techniſch geſprochen, die Meta weder verbindlich belaſten noch 
erkennen kann. Nur das Recht des Selbſtkontrahierens ermög⸗ 
licht dieſe zur Durchführung des Geſchäfts erforderlichen und 
von den Metiſten notwendigerweiſe gewollten Operationen. 


Aus den gleichen, der einfachen Tatſache des Vorhanden⸗ 
ſeins der Meta und ihrer Zweckbeſtimmung entſpringenden 
Gründen iſt ſtets anzunehmen, daß der handelnde Metiſt in 
fi den Willen zum Selbſtkontrahieren, zum Ge⸗ 
ſchäftsabſchluß und zum Vermögenserwerb für die Meta 
hat, und zwar uno actu mit den entſprechenden nach außen 
hin im eigenen Namen vorgenommenen Rechtsakten; denn 
wie könnte z. B. ſonſt etwas für die „Meta“ abgerechnet, 
Raiden und Verluſt der „Meta“ feſtgeſtellt und verteilt 
werden 


Die inneren Willensvorgänge haben nun freilich Rechts⸗ 
wirkung bloß, ſoweit „die Verknüpfung von obligatoriſchen, 
nur zwiſchen den Parteien wirkſamen Verbindlichkeiten durch 
Willenseinigung der Vertragſchließenden vorgenommen“ wer⸗ 
den ſoll; „wenn es ſich um Vornahme eines Erfüllungs⸗ 
geſchäftes, das in der Welt der Erſcheinungen vor ſich geht, 
handelt, wie Beſitz» und Eigentumsübertragungen, jo muß 
dies allerdings auch äußerlich durch die Tat für andere 
erkennbar, der Dritten gegenüber wirkſame gewollte Zu⸗ 
ſtand auch augenfällig gemacht werden“ (RG.: Gruchot 56, 
895). Außerlich erkennbar wird der Wille des Metiſten, die 
im eigenen Namen erworbene Forderung oder das im eigenen 
Namen erworbene Eigentum auf ſich als Geſchäftsführer der 
Meta zu übertragen, z. B. dadurch, daß die Verbuchung einer 
danach beſtimmbaren Sache oder Forderung auf den Meta⸗ 
konten, die Ausſonderung oder ſonſtige Kennzeichnung der 
gelieferten Stücke zugunſten der Meta ſtattfindet, oder der 
Partner eine entſprechend ſpezifizierte Mitteilung erhält. Spä⸗ 
teſtens bei Vornahme einer dieſer Handlungen geht das Forde⸗ 
rungsrecht bzw. das Eigentum, letzteres im Wege des anti⸗ 
zipierenden Beſitzkonſtituts nach 88 181, 929, 930 BGB. 
auf die Geſellſchaft über und wird Geſellſchaftsvermögen 
i. S. des § 718 BGB. mit der ſich daraus ergebenden ge⸗ 
ſetzlichen (nicht, wie Jacuſiel meint: vereinbarten, aber 
nicht vereinbarungsfähigen) Folge, daß das Eigentum Ge⸗ 
ſamthandeigentum iſt. 

Aber auch dieſe Löſung, daß mit der nachträglichen 
Kenntlichmachung des Willens zum Inſichgeſchäft durch die 
Verbuchung uſw. Forderungsrecht und Eigentum vom Me⸗ 
tiſten auf die Meta übergehen, erſcheint noch nicht befriedi⸗ 
gend; denn wenngleich nach allgemeinen kaufmänniſchen 
Grundſätzen im Zuſammenhange mit dem Meta⸗Vertrage der 
handelnde Metiſt auch verpflichtet iſt, die Buchung vorzu⸗ 
nehmen, gelieferte Stücke für die Meta zu bändern und das 
Inſichgeſchäft dem Partner mitzuteilen, ſo bleibt dies — ab⸗ 
geſehen von den vorſtehend erwähnten, bedeutſamen Folgen 
— doch nur eine an ſich geſehen verhältnismäßig nebenſäch⸗ 
liche techniſche Verpflichtung. An der von vornherein ge⸗ 
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wollten wirtſchaftlichen Situation wird durch die Erfüllung 
dieſer obligatoriſchen Verpflichtung nichts geändert. Das For⸗ 
derungsrecht oder das Eigentum ſollten in jedem Falle mög⸗ 
lichſt ſofort für die Meta erworben werden. Freilich des Er⸗ 
forderniſſes der äußerlichen Kenntlichmachung kann in keinem 
Falle entraten werden. Die Kenntlichmachung muß aber nicht 
nachträglich, ſondern ſie kann ſchon im voraus er⸗ 
folgt ſein. Der Grundſatz, den das RG. über den Eigentums⸗ 
erwerb auf Grund im voraus gewechſelter Willenserklärun⸗ 
gen der Beteiligten bei Gruchot 47, 987 ff., allgemein auf 
geſtellt hat, erfaßt wohl zwingend auch die einzelnen Be⸗ 
griffsteile, d. h. ſowohl den Willen, wie ſeine äußere Kennt⸗ 
lichmachung, die Erklärung. Es genügt daher für den For⸗ 
derungs⸗ und Eigentumserwerb der Meta durch den ge⸗ 
ſchäftsführenden Metiſten, wenn ſchon vorher durch die 
Korreſpondenz über die Eingehung und den Umfang der Meta 
kenntlich gemacht iſt, auf welche Geſchäfte ſich die Verbin⸗ 
dung der beiden Metiſten erſtrecken ſoll, und wenn die ſpäter 
erworbenen Forderungen und Sachen ſich hiernach konkreti⸗ 
ſieren laſſen. Der ſpätere Erwerb durch den Metiſten wird 
damit ſofort, d. h. noch vor der Verbuchung, zum Erwerb 
der Meta. Es liegt ähnlich, wie wenn auf einem Lagerplatz 
des Schuldners ein Raum abgezäunt und durch eine Tafel 
mit dem Namen des Gläubigers verſehen wird, aber erſt 
nachträglich die Ware, über deren Sicherheitsübereignung 
ſich Gläubiger und Schuldner vorher geeinigt haben, von dem 
Schuldner zu Eigentum erworben und in den für den Glau⸗ 
biger abgezäunten Raum verbracht wird. 

Ob das in Frage kommende Vermögensobjekt eine Sache 
(z. B. Wertpapier) oder ein Forderungsrecht (3. B. 
Gutſchrift auf Stückekonto) iſt, muß für die Beurteilung der 
Vermögensübertragung von dem Metiſten auf die Meta und 
des Vermögenserwerbes durch die Meta gleichgültig bleiben. 
Nach Jacuſiel freilich beſteht ein Unterſchied: Die Meta als 
Geſellſchaft ſoll nicht fähig ſein, Eigentum an den vom 
Metiſten für Rechnung der Meta angekauften Wertpapie⸗ 
ren zu erwerben (vielmehr nur die Metiſten Miteigentum); 
wohl aber kann ſie ein Forderungsrecht aus der Gut⸗ 
ſchrift des Metiſten auf ihr Stückekonto gegen dieſen erwerben. 
Dieſe Unterſcheidung iſt durchaus unverſtändlich; denn zu 
den Gegenſtänden, die nach 8 718 Abſ. 1 BGB. gemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen der Geſellſchafter werden, gehören 
Sachen und Rechte in gleicher Weiſe, und es fällt nach 8 718 
Abſ. 2 BGB. das, was auf Grund eines zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörenden Rechtes (alſo auf Grund des Stücke⸗ 
kontos) erworben wird, einfach kraft Geſetzes in das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen. 

Der zum Beweiſe für den notwendigen Mangel eines 
Geſellſchaftsvermögens der Meta erfolgende Hinweis Jacu⸗ 
ſiels auf die Vermögensloſigkeit der ſtillen Geſellſchaft des 
HGB. geht fehl: Die Meta iſt eine echte Geſellſchaft des 
BGB., während die fog. ſtille Geſellſchaft eine Miſchung 
aus Elementen des Darlehens und der Geſellſchaft darſtellt, 
die beſſer ſtille Beteiligung genannt würde. Im übrigen 
läßt Jacuſiel ſelbſt die Meta Vermögen an Forderungs⸗ 
rechten erwerben. 

Ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen Effekten⸗„Waren⸗ 
und Deviſenmeta iſt nicht vorhanden. Ob das für den eigenen 
Vermögenserwerb der Meta erforderliche Merkmal der Aufer- 
lichen Kenntlichmachung des Inſichkontrahierens des Me⸗ 
tiſten ſchon von vornherein gegeben iſt oder erſt durch nach⸗ 
trägliche Verbuchung, Korreſpondenz u. dgl. geſchaffen wird, 
iſt Tatfrage der einzelnen Meta und kein grundſätzliches 
Konſtruktionselement. 

Die hier vertretene Auffaſſung führt bei Konkurs und 
Zwangs vollſtreckung zu weſentlich anderen Ergebniſſen 
als die von Jacuſiel vertretene. 


Fällt ein Metiſt in Konkurs, ſo gehören zur Konkurs⸗ 
maſſe nicht (wie nach der Jacuſielſchen Auffaſſung) die ein⸗ 
zelnen bei dem Metiſten vorhandenen Effekten, Waren oder 
Forderungsrechte der Meta, ſondern der Geſellſchaftsanteil 
des Metiſten an der Meta. Die Meta wird durch die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes über das Vermögen des Metiſten 
nach 8 728 BGB. aufgelöſt. Es findet nach 88 730 ff. BGB. 
die Auseinanderſetzung ſtatt. Jeder Metiſt erhält das, was 
ihm nach dem derzeitigen Vermögensſtande der Meta zu⸗ 
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kommt. Dabei kann natürlich ins Gewicht fallen, daß ſich 
der eine Metiſt als Schuldner der Meta in Konkurs befindet 
und die Meta ihm gegenüber nach allgemeinen konkursrecht⸗ 
lichen Vorſchriften nur gewöhnlicher Konkursgläubiger iſt. 
Gewöhnlicher Konkursgläubiger iſt ſie nicht, ſondern aus⸗ 
ſonderungsberechtigt, ſoweit ſie Eigentum an beſtimmten 
Sachen bzw. beſtimmte Forderungen gegen Dritte erworben 
hat, was nach den vorangegangenen Ausführungen meiſtens 
der Fall ſein wird. Sie iſt dagegen gewöhnlicher Konkurs⸗ 
gläubiger, ſoweit ihre Forderung — etwa mangels hin⸗ 
reichender Publizität — ſich lediglich gegen den in Konkurs 
befindlichen Metiſten richtet. 

Handelt es ſich um eine Effektenmeta, ſo ſteht für den 
Fall, daß die Meta nur ein Forderungsrecht gegen den im 
Konkurs befindlichen Metiſten hat, noch zur Diskuſſion, ob 
ihr die Beſtimmungen des 8 7a des Depot®. über vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung des perſönlichen Gläu⸗ 
bigers aus den zur Konkursmaſſe gehörigen gleichartigen 
Effekten und Lieferungsanſprüchen zugute kommen. Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung des § 7a iſt die Feſtſtellung, daß 
zwiſchen der Meta als perſönlichem Gläubiger und dem Me⸗ 
tiſten als Gemeinſchuldner ein Kommiſſionsverhältnis vor⸗ 
liegt, und daß die Meta als Kommittent die ihr gegenüber 
dem Metiſten als Kommiſſionär obliegenden Pflichten voll⸗ 
ſtändig erfüllt hat. Das Kommiſſionsverhältnis — durch 
einen Kommiſſionsvertrag des gejchäftsführenden Metiſten 
mit ſich als ſelbſtändigem Bankier — kann man nach der 
Natur des Metageſchäftes als von vornherein gewollt und 
vereinbart annehmen. Hierfür bedarf es nach den obigen Aus⸗ 
führungen (RG.: Gruchot 56, 895) nicht einmal einer 
irgendwie gearteten äußerlichen Kenntlichmachung (die übri⸗ 
gens ſchon in jeder Kenntlichmachung des Geſchäftes als eines 
Meta geſchäftes läge), da es ſich nur um die Knüpfung eines 
rein obligatoriſchen Bandes handelt. Aber die zweite Vor⸗ 
ee die vollſtändige Erfüllung aller Obliegenheiten 
der Meta gegenüber dem Metiſten, dürfte im allgemeinen 
fehlen. Zur vollſtändigen Erfüllung gehört in erſter Linie 
die Zahlung des Kaufpreiſes (vgl. Rießer, Bankdepotch., 
4. Aufl., S. 102 ff.). Da die Meta üblicherweiſe nach län⸗ 
geren gleichmäßigen Zeitabſchnitten abgerechnet wird, der 
anſchaffende Metiſt zunächſt in Vorlage tritt und bis zur 
Abrechnung — unbeſchadet ungefährer Ausgleichungen auf 
den reinen Meta- (Kunden-) Konten beider Plätze — auch in 
Vorlage bleibt, ſo wird der Fall einer vollſtändigen Erfüllung 
nur felten und zufälligerweiſe gegeben fein. Der $ 7a Depot®, 
wird der Meta alſo bei dieſer Art der Zahlungsabwicklung und 
Verbuchung im allgemeinen nicht zugute kommen 


Wie im Konkurs unterliegen auch in der Zwangs voll⸗ 
ſtreckung dem Zugriff der Gläubiger des ſchuldenden Me⸗ 
tiſten nicht die einzelnen beim Schuldner vorhandenen Ver⸗ 
mögensgegenſtände der Meta, ſondern der Anteil des ſchul⸗ 
denden Metiſten am Geſellſchaftsvermögen ($ 859 30 .). 
Wird dieſer Anteil gepfändet, ſo erlangt der andere Metiſt 
das fofortige Kündigungsrecht nach $ 723 BGB., der pfän⸗ 
dende Gläubiger nach $ 725 BGB. Erfolgt die Vollſtreckung 
in einzelne Vermögensgegenſtände der Meta bei dem ſchul⸗ 
denden Metiſten, ſo kann die Meta der Zwangsvollſtreckung 
im Rahmen des 8 771 ZPO. widerſprechen, da ihr ein Recht 
zuſteht, das eine Veräußerung außerhalb des Geſellſchafts⸗ 
rechts hindert. Der Widerſpruch kann von dem anderen Me⸗ 
tiſten als Geſchäftsführer der Meta geltend gemacht werden, 
weil die Sorge für das bereits vorhandene Geſellſchaftsver⸗ 
mögen, wo immer es ſich befinden mag, in den ſelbſtändigen 
Aufgaben⸗ und Pflichtenkreis eines jeden Geſchäftsführers 
fällt, auch deshalb, weil der andere Metiſt nach der Natur 
der Verbindung notwendig zur Vertretung der Meta be⸗ 
rufen ſein muß, ſoweit ſein Partner verhindert iſt. 

Es liegt alſo in dem Belieben der Metiſten, ſich gegen⸗ 
ſeitig durch klare Buchführung oder ſonſtige Klarſtellung 
vor Verluſten, die aus den perſönlichen Verhältniſſen eines 
Partners erwachſen können, ſo gut wie vollſtändig zu ſichern. 
Das iſt im Grunde das Gegenteil des Ergebniſſes, zu dem 
Jacuſiel gelangt. 
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II. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Jacuſiel, Berlin. 


Die vorſtehenden Ausführungen von Haaſe, die ſich 
gegen meinen Artikel im BankArch. richten, unterſcheiden 
nicht in genügend klarer Weiſe die Rechtslage, die ſich bei 
der derzeitigen handelsüblichen Behandlung der Metageſchäfte 
ergibt, von den rechtlichen Möglichkeiten, die eine andere 
Handhabung der Geſchäfte eröffnen würde. Ich bin in meinen 
zitierten Ausführungen von den beſtehenden, mir aus einer 
großen Fülle von Metaverbindungen innerhalb und außerhalb 
Deutſchlands bekannten Verhältniſſen ausgegangen und habe 
die Rechtsfolgen einer Prüfung unterzogen, insbeſ. die ent⸗ 
ſtehenden Eigentumsverhältniſſe an den erworbenen Objekten 
behandelt. Das von mir gefundene Reſultat, daß der Metift, 
der die Wertpapiere im eigenen Namen für Rechnung der 
Meta gekauft hat, Alleineigentümer derſelben wird und ſo 
lange bleibt, bis er dieſelben an den anderen oder an den 
Käufer abliefert und dieſem Eigentum überträgt, wird m. E. 
durch die Ausführungen von Haaſe in keiner Weiſe er⸗ 
ſchüttert. 


Wenn Haaſe die Meta in Übereinſtimmung mit mir 
als eine Gelegenheitsgeſellſchaft bürgerlichen Rechtes bezeich⸗ 
net, ſo iſt dieſe Charakteriſierung nicht erſchöpfend. Ich habe 
als beſonderes Merkmal dieſer bürgerlichen Geſellſchaft her⸗ 
vorgehoben, daß es ſich um eine Innengeſellſchaft 
handelt, d. h. um eine nach außen in keiner Weiſe hervor⸗ 
tretende Geſellſchaft. Dieſen Umſtand, und daß ſich hieraus 
die von mir gezogenen Folgerungen ableiten, übergeht Haaſe 
mit Stillſchweigen. Wie auch die Haaſeſchen Ausführungeit 
ergeben, tritt die Meta nach außen hin nicht in die Erſchei⸗ 
nung, da jeder Metiſt im eigenen Namen handelnd auftritt. 
Dies iſt das Weſen der Innengeſellſchaft, und aus dieſem 
Weſen folgt, wie Geiler!) zutreffend ausführt, daß die 
Innengeſellſchaft kein Geſellſchaftsvermögen, d. h. kein Ge⸗ 
ſamthandvermögen beſitzen kann. Denn ein Gebilde, das nach 
außen nicht hervortritt und nicht hervortreten ſoll, kann 
auch nicht Eigentümer von Vermögensſtücken ſein, d. h. Rechte 
beſitzen, die ſich Dritten gegenüber auswirken. Der gegen⸗ 
teilige Standpunkt würde zu ganz unannehmbaren Folgen 
für die Zwangsvollſtreckung führen (j. Geiler a. a. O.). 
Ich habe die Vermögensloſigkeit der ſtillen Geſellſchaft hier⸗ 
für nicht zum Beweiſe herangezogen, wie Haaſe behauptet, 
ſondern nur als weiteres Beiſpiel einer notwendig ver⸗ 
mögensloſen Geſellſchaft die ſtille Geſellſchaft genannt. Mit 
Recht findet Haaſe es unverſtändlich, daß die Meta kein 
Eigentum an Wertpapieren beſitzen könnte, wohl aber For⸗ 
derungsrechte, nur, daß ich dies niemals behauptet habe, 
vielmehr in unzweideutiger Weiſe das Gegenteil. Ich habe 
in meinen ganzen Ausführungen unterſchieden zwiſchen dem 
wirtſchaftlichen Eigentum und dem juriſtiſchen Eigentum und 
betont, daß wirtſchaftlich ſelbſtverſtändlich ſowohl die Wert⸗ 
papiere wie die Forderungsrechte Eigentum der Meta ſeien, 
nicht aber juriſtiſch. Ich habe dann darauf hingewieſen, daß 
der Metiſt die gekauften Stücke der Meta im allgemeinen 
auf Stückekonto gutbringt, und daß dieſe Buchung zum Aus⸗ 
druck bringt, daß nach innen die Stücke Geſellſchaftsver⸗ 
mögen ſein ſollen. Wörtlich fahre ich fort: „Durch ſie erhält 
der andere Metiſt nichts anderes, als er ſchon durch den 
Kauf für die Meta hat, ein evtl. Forderungsrecht auf die 
Hälfte der Stücke.“ Das heißt alſo, juriſtiſch hat nicht die 
Meta, ſondern der andere Metiſt ein Forderungsrecht er⸗ 
halten. Zu Unrecht bezweifelt Haaſe, daß die Buchung auf 
Stückekonto ohne Nummernaufgabe und Ausſonderung den 
Regelfall bilde. Ich bin dieſer Praxis faſt ausnahmslos be⸗ 
gegnet, und ſie erklärt ſich ganz ſelbſtverſtändlich daraus, 
daß bei dem ſtändigen Hin⸗ und Herhandeln der Stücke 
und dem faſt ſtets geübten Vorlageverfahren aus Eigen⸗ 
beſtänden bei Ablieferung ein anderes Verfahren zu einer 
unerträglichen Arbeitsbelaſtung bei wirklich aktiven Meten 
führen würde. Haaſe vergißt, daß bei normaler Geſchäfts⸗ 
abwicklung das an dem einen Platze gekaufte Papier am 


1) Bei Düringer⸗ Hachenburg, HGB., Bd. IV allgem. 
Einl. Anm. 301. 


56. Jahrg. 1927 Heft 51) 
gleichen Tage am anderen Platze verkauft wird, und daß 
daher unverzüglich entweder der Käufermetiſt das Papier 
an den Verkäufermetiſten zur Ablieferung überſenden muß, 
oder der letztere aus eigenem Beſtande Wertpapiere aus 
gleicher Gattung zur Ablieferung vorlegen muß, wenn es 
nicht gelingt, das Geſchäft am gleichen Tage oder am näch⸗ 
ſten Tage zu „drehen“, d. h. wiederum an beiden Plätzen 
das umgekehrte Geſchäft vorzunehmen. Alle dieſe Trans⸗ 
aktionen wickeln ſich buchmäßig in zwangloſer Weiſe ab, in⸗ 
dem der Käufermetiſt die Meta auf Stückekonto erkennt, ſie 
bei Überſendung der Wertpapiere oder bei Vorlage durch den 
anderen Metiſten oder bei Drehung des Geſchäftes wieder be⸗ 
laſtet. Eine ganz unmögliche Erſchwerung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs wäre es, hierbei jedesmal Sonderdepots zu bilden 
oder Nummernaufgabe zu erteilen. Bringt aber der ein⸗ 
kaufende Metiſt die Wertpapiere, die er im eigenen Namen 
gekauft hat, der Meta auf Stückekonto gut, ſo kann er nicht 
klarer zum Ausdruck bringen, daß die Wertpapiere ſein Eigen⸗ 
tum ſind und bleiben, bis ſie zur Ablieferung, ſei es an 
den anderen Metiſten oder einen Käufer bei Drehung des 
Geſchäftes gelangen. Daran ändert die an ſich richtige Aus⸗ 
führung Haaſes, daß der Metiſt bei Ankauf eine Doppel⸗ 
ſtellung hat, nach außen hin als Bankier, nach innen als Ge⸗ 
ſchäftsführer der Meta handelt, nicht das Geringſte. Dieſe 
Doppelſtellung, auf die Haaſe ſo beſonderen Wert legt, iſt 
in den Folgen ganz belanglos. Auch Haaſe ſelbſt zieht im 
Gegenſatz zu ſeinem eigenen Hinweis aus dieſer Konſtruktion 
gar keine Folgerungen, denn er ſelbſt nimmt nicht an und 
kann nicht annehmen, daß durch die nach außen nicht her⸗ 
vortretende Geſchäftsführereigenſchaft „den inneren Willens⸗ 
vorgang“ Geſellſchaftseigentum geſchaffen wird, vielmehr läßt 
er dies auch nur durch eine beſondere Handlung im Wege des 
Beſitzkonſtitutes geſchehen. 

Dies alles wird noch deutlicher, wenn man ſich den 
durchaus möglichen Fall vergegenwärtigt, daß beide Me⸗ 
tiſten gar nicht Bankiers ſind, ſondern ſich jeder an ſeinem 
Platze eines Bankiers zur Ausführung des Geſchäftes be⸗ 
dient. Wenn dann A. in Frankfurt durch die K.⸗Bank auf 
feinen Namen kauft, fo wird die X.-Bank die Wertpapiere in 
ſein Depot legen, und ſie bleiben das Eigentum des A., bis 
er ſie abgibt und dem B. in Berlin überſendet, der ſie ſeiner⸗ 
ſeits auf feinen Namen der Y. Bank, bei der er fie verkauft 
hat, übergibt. Ein gemeinſchaftliches Eigentum könnte hier 
nur dadurch entſtehen, daß A. bei der R.⸗Bank nach Ankauf 
die Papiere in ein Depot A. und B. (Konto conjoint) legen 
läßt. In dieſem Falle käme Miteigentum zur Entſtehung. 
Würde A. etwa der Bank bereits den Auftrag für ſich und B. 
geben, ſo daß die Bank bereits für beide gemeinſam er⸗ 
werben würde, ſo würde kein Metg im techniſchen Sinne vor⸗ 
liegen, da das Weſen der Meta gerade darin beſteht, daß 
der Metiſt im eigenen Namen, nicht gleichzeitig im Namen 
des anderen nach außen auftritt. 

Bei dieſer Gelegenheit muß im übrigen aufs ſchärfſte 
gegen die Behauptung Haaſes Widerſpruch erhoben werden, 
daß nach der Auffaſſung der kaufmänniſchen Praxis der eine 
Metiſt gegen den Widerſpruch des anderen Geſchäfte aus⸗ 
führen dürfe. Jeder Bankier wird es vielmehr als ganz 
ſelbſtverſtändlich anſehen, daß er ein Geſchäft nicht ausführen 
darf, wenn der andere Teil vorher Widerſpruch erhebt. So⸗ 
lange dies nicht geſchieht, iſt allerdings jeder Metiſt an feinem 
Platze allein handlungsberechtigt und verpflichtet. 

Haaſe ſelbſt gibt zu, daß zur Eigentumsübertragung 
eine äußerlich Dritten erkennbare Handlung gehört. An 
diefer fehlt es aber eben im Normalfalle. Wenn 
Haaſe ausführt, daß der Metiſt eine ſolche Handlung vor⸗ 
nehmen könne und hiermit durch Beſitzkonſtitut Eigentum 
an den Stücken übertragen könne, ſo iſt dies gewiß nichts 
Neues. Gerade hierauf hatte ich ausdrücklich hingewieſen. 
Es heißt wörtlich in meinen Ausführungen: „Der kaufende 
Metiſt kann die erworbenen Wertpapiere nach Erwerb der 
Meta durch Beſitzkonſtitut übereignen ... Hierzu wäre es 
aber erforderlich, daß dieſe Übereignung durch eine nach 
außen erkennbare Handlung ſich vollzöge. In Frage käme 
Nummernaufgabe an den anderen Metiſten, geſonderte Auf- 
bewahrung im Separatdepot u. dgl.“ Hierzu kann Haaſe 
ſelbſt nichts Neues hinzufügen, beſchränkt ſich vielmehr auf 
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eine faſt wörtliche Wiedergabe der obigen Sätze. Der einzige 
Unterſchied zwiſchen ſeinem Ergebnis in dieſer Beziehung 
und dem meinen iſt der, daß er behauptet, daß durch eine 
ſolche Handlung Geſamthandeigentum der Meta entſtehe, 
während ich dieſe Möglichkeit leugne und Miteigentum der 
Metiſten entſtehen laſſe aus dem oben angegebenen Grunde, 
daß die Innengeſellſchaft kein Geſellſchaftseigentum beſitzen, 
und daß durch Übertragungshandlung nur Miteigentum der 
Metiſten entſtehen kann (Geiler a. a. O. Anm. 306). Prak⸗ 
tiſch iſt dies jedoch für die von Haaſe behandelten Fälle völ⸗ 
lig belanglos. Der andere Metiſt iſt durch Miteigentum ebenſo 
geſchützt, wie er es durch Geſamthandeigentum wäre. Wenn 
ſo Haaſe zu der Schlußfolgerung kommt, daß es im Belieben 
des Metiſten ſtehe, ſich durch klare Buchführung bzw. ſonſtige 
Klarſtellung vor Verluſten zu ſchützen, ſo iſt dies nicht das 
Gegenteil des Ergebniſſes meiner Ausführungen, ſondern 
eine Wiederholung derſelben. Nur habe ich darauf hinge⸗ 
wieſen, daß tatſächlich ein derartiger Schutz im Verkehr nicht 
erfolgt und ſowohl der deutſche wie internationale Bankier⸗ 
gebrauch keinerlei diesbezügliche Schutzhandlungen kennt. Der 
Grund hierfür iſt naheliegend. Metaverbindungen ſtellen ein 
ganz beſonderes Vertrauensverhältnis zwiſchen den Metiſten 
dar, und jeder Bankier, der eine Metaverbindung eingeht, iſt 
ſich hierüber klar und würde, wenn er die den Geſchäfts⸗ 
verkehr erſchwerende, das Metageſchäft faſt unmöglich ma⸗ 
chende, von Haaſe vorgeſchlagene Sicherungsmaßregel für 
erforderlich hielte, von vornherein von der Metaverbindung 
abſehen. 

Völlig geht Haaſe daran vorüber, daß die höchſtrichter⸗ 
liche Judikatur bereits zu den angeſchnittenen Fragen in 
meinem Sinne Stellung genommen hat, und zwar ſowohl die 
deutſche wie die internationale Rſpr. Ich habe in meinem 
Artikel bereits auf die RGEntſch. (JW. 1905, 719) hin⸗ 
gewieſen, in welcher das RG. im Falle einer Warenmeta 
ausdrücklich das Ausſonderungsrecht des Metiſten im Kon⸗ 
kurſe des anderen Metiſten verneint hat. Inzwiſchen hat der 
Deutſch⸗engliſche Schiedsgerichtshof im Falle Herold w. Cahn 
(Claim 38; JW. 1923, 204), in welchem ich als Sachver⸗ 
ſtändiger neben einem engliſchen Sachverſtändigen gutacht⸗ 
lich gehört und vernommen wurde, in Übereinſtimmung mit 
den Ausführungen der deutſchen Staatsvertretung und bei⸗ 
der Sachverſtändigen zuungunſten des Engländers entſchie⸗ 
den, daß derſelbe als Käufer allein das Eigentum der Wert⸗ 
papiere erworben hatte und der deutſche Metiſt nur ein per⸗ 
ſönliches Recht gehabt hat, vom engliſchen Käufer die Über⸗ 
ſendung der Papiere zu verlangen. Wenn auch der Schieds⸗ 
gerichtshof in einem in der JW. nicht wiedergegebenen Paſſus 
ausdrücklich erklärt, daß er nur für dieſen Fall die Entſch. 
träfe, ſo entſpringt dies nur der gewohnten Vorſicht des Ge⸗ 
richtshofes, der ſich nicht gern feſtlegt. Tatſächlich war die 
Meta zwiſchen dem Berliner und engliſchen Bankhauſe in 
keiner Weiſe von irgendwelchen anderen Effektenmeten unter⸗ 
ſchieden. In einem weiteren zwiſchen anderen Bankhäuſern 
ſich abſpielenden Falle, der der Entſch. desſelben Gerichts⸗ 
hofes in anderer Beſetzung unterlag, iſt auf der gleichen 
Grundlage ein Vergleich geſchloſſen worden. Schließlich ſteht 
auch der Reichsfinanzhof in ſeiner Entſch., 13, 290, offen⸗ 
bar auf dieſem Standpunkt, ebenſo Vehlow (DStzZ. 1927, 
587), der die ſteuerlichen Verhältniſſe unterſucht und aus⸗ 
drücklich die Natur der Meta als Innengeſellſchaft ohne 
Geſellſchaftsvermögen betont. 

Im übrigen ſei noch darauf hingewieſen, daß ſich die 
Definition der Meta im Haaſeſchen Artikel lediglich auf 
Arbitragemeten bezieht, die allerdings im Bankverkehr be⸗ 
vorzugt als Meten bezeichnet werden. Eine Metaverbindung 
liegt aber auch vor, wenn die Metiſten am gleichen Platze 
auf gemeinſchaftliche Rechnung Effekten oder Waren kaufen 
und verkaufen (reine Spekulationsmeta). Die obigen Rechts⸗ 
ausführungen gelten für dieſe Meten ganz in der gleichen 
Weiſe. Selbſtverſtändlich ſpielen bei Warenmeten die Frage 
des Stückekontos und der Nummernaufgabe keine Rolle. Eine 
Eigentumsübertragung durch Beſitzkonſtitut müßte hier in 
anderer Weiſe, beſonderer Lagerung, Kennzeichnung, Ein⸗ 
tragung in beſondere Bücher, unter Mitteilung an den 
Gegenmetiſten erfolgen. 

Wenn ſich ſonach auch in rechtlicher Beziehung die 
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Haaſeſchen Ausführungen weit weniger von den meinigen 
unterſcheiden, als es nach ſeinem Schlußwort den Anſchein 
hat, ſo muß doch nachdrücklichſt davor gewarnt werden, daß 
aus ihnen der Metiſt ein Sicherheitsgefühl dahin entnimmt, 
ohne weiteres bei Konkurſen und Zahlungsunfähigkeit ſeines 
Gegenmetiſten geſichert zu ſein. Wenn er ſich vielmehr vor 
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Augen hält, daß dies nicht ohne weiteres der Fall iſt, ſo 
wird er bei der Wahl ſeines Gegenmetiſten vorſichtig zu 
Werke gehen, wodurch ihm mehr gedient iſt als durch den 
Hinweis auf Vorkehrungen, die im Verkehr nicht üblich ſind, 
ſich nicht durchſetzen und daher im Laufe der Geſchäftsver⸗ 
bindung bald nur auf dem Papier ſtehen werden. 


Die Rechtsgrundlage des ſtückeloſen Effektenverkehrs. 


Von Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 


Unter dieſem Titel hat kürzlich Aſcher eine Abhand⸗ 
lung!) erſcheinen laſſen, in der der Verſuch gemacht wird, 
auf breiterer Grundlage die geſamten mit dem Effekten⸗ 
ſammeldepot zuſammenhängenden Streitfragen einer Löſung 
zuzuführen. Es iſt an ſich erfreulich und verdienſtvoll, wenn 
dieſes Problem von ſo eminenter wirtſchaftlicher Tragweite 
endlich einmal Gegenſtand objektiver wiſſenſchaftlich umfaſſen⸗ 
der Betrachtung wird. Die bisherige Behandlung in kürzeren 
oder längeren Zeitſchriftenaufſätzen und, in der Tagespreſſe?) 
kann ſelbſtverſtändlich kaum ein befriedigendes Ergebnis zei— 
tigen. Die Natur ſolcher Abhandlungen bringt es mit ſich, 
daß je nach der Einſtellung ihrer Verfaſſer und dem ver⸗ 
folgten Zweck die eine oder andere Frage beſonders in den 
Vordergrund gerückt wird, andere Seiten des Problems un⸗ 
beachtet bleiben oder bewußt übergangen werden. Der Streit 
um die rechtliche Durchführbarkeit des Effektenſammeldepots 
iſt allerdings jetzt an einem Punkte angelangt, an dem die 
Diskuſſion anfängt zu verflachen. Die letzten Veröffent⸗ 
lichungen laufen im weſentlichen nur noch auf eine Wieder⸗ 
holung bekannter und vielfach betonter Argumente hinaus, 
ohne der Diskuſſion neue Geſichtspunkte zuzuführen. Es iſt 
auch kaum zu erwarten, daß auf dieſem Wege noch eine Baſis 
der Verſtändigung zwiſchen Anhängern und Gegnern des 
Effektenſammeldepots gefunden wird. Denn die juriſtiſche 
Stellungnahme der Beteiligten wird bewußt oder unbewußt 
mehr oder weniger beſtimmt durch die wirtſchaftspolitiſche 
Einſtellung der Verfaſſer und gefühlsmäßige Erwägungen, 
die naturgemäß bei den herrſchenden Intereſſengegenſätzen 
keine geringe Rolle ſpielen. Auch ich, der ich wohl zuerſt die 
Stimme gegen die Sammelverwahrung der Effekten und die 
geplante Art ihrer Durchführung erhob und damit den Streit 
entfachte, weiß mich von ſolcher Einſtellung keineswegs frei. 
Nicht, daß ich je die großen wirtſchaftlichen Vorteile ſolcher 
Rationaliſierung des Depotgeſchäfts verkannt und den Effekten⸗ 
giroverfehr nicht als durchaus wünſchenswerte Einrichtung 
empfunden hätte — darin ſind ſich wohl alle, die ſich zu 
jener Frage geäußert haben, durchaus einig, und inſofern 
iſt es unrichtig, überhaupt von Gegnern des Effektenſammel⸗ 
depots zu ſprechen. Aber die Art, wie die neue Einrichtung 
den Kunden von den Großbanken geradezu aufgezwungen und 
mundgerecht gemacht wird, iſt kaum geeignet, der Sache 
Freunde zu werben. Es iſt in dieſer Beziehung recht wenig 
beweiskräftig, wenn Wehl (BankArch. 26, 117) darauf hin⸗ 
weiſt, daß die zur Sammelverwahrung in Ausſicht genom⸗ 
menen Wertpapiere bereits zu ca. 85 % mit Zuſtimmung der 
Kundſchaft in das Sammeldepot überführt bzw. in der Über⸗ 
führung begriffen ſeien. Was bleibt ſchließlich der durch das 
gleichmäßige Vorgehen der Banken in die Enge getriebenen 
und durch die Drohung weſentlicher Erhöhung der Sonder⸗ 
depotgebühren eingeſchüchterten Kundſchaft anderes übrig, als 
in den Anſchluß an das Sammeldepot zu willigen? In 
letzter Linie droht den Kunden ja doch die Ablehnung jeder 
Sonderverwahrung durch alle größeren Banken, die ſich für 
das Sammeldepot einſetzen; ich habe keinen Zweifel, daß die 
Banken, wenn die Beibehaltung von Sonderdepots trotz der 
neuerdings auf das Doppelte erhöhten Gebührenſätzes) immer 


1) Dr. jur. Bernhard Aſcher, Die Grundlage des ſtücke⸗ 
loſen Effektenverkehrs (Berlin 1927, Heymanns Verlag, 63 Seiten). 

2) Vgl. die Literaturzuſammenſtellung bei Aſcher S. 61ff. 

3) Das beruht auf der Mitteilung einer größeren Bank an 
ihre Kunden, die dem Sammeldepot nicht zugeſtimmt haben. Man 
darf wohl annehmen, daß die übrigen Banken nicht anders verfahren 
find und dieſes Vorgehen auf gemeinſamen Abmachungen beruht. 


noch unbequem und unrentabel erſcheint, ſich, wie das in der 
Inflationszeit bezüglich der feſtverzinslichen Werte geſchah, 
nicht ſcheuen werden, die Sonderdepots ihrer Kundſchaft nach 
Durchführung der Sammelverwahrung einfach aufzukündigen. 
Mit der Verweiſung auf die Aufbewahrung im Safe, die 
Breit (BankArch. 25, 426 Anm.) dem ängſtlichen Kunden 
freiſtellt, iſt demjenigen, dem die Zeit und Fähigkeit fehlt, 
ſeine Wertpapiere ſelbſtändig zu verwalten, wenig geholfen. 
Wie viel ſympathiſcher hätte ſich die neue Einrichtung ein⸗ 
geführt, wenn die Banken für den Fall der Zuſtimmung zur 
Sammelverwahrung eine Ermäßigung der bisher gelten⸗ 
den Depotgebühren in Ausſicht geſtellt und durchgeführt 
hätten. Davon iſt aber offenbar nichts zu ſpüren. Die Depot⸗ 
gebühren bleiben trotz der angeblich ſo großen Verminderung 
der Verwahrungsſpeſen dieſelben ). 

Da iſt es denn doch nicht ſo unangebracht, die Frage zu 
ſtellen, worin die Vorteile der Sammelverwahrung für den 
Kunden beſtehen, dem eine Anderung ſeiner Rechtsbezie⸗ 
hungen aus dem Depotverhältnis zugemutet wird, ohne daß 
ihm eine Verminderung ſeiner Gegenleiſtung zuteil wird. 
Kommt die Verringerung der Speſen aus dem Depotgeſchäft 
nur den Banken zugute, ſo kann man wohl kaum mit Wehl 
(a. a. O.) noch von einem gemeinſamen Intereſſe der Banken 
und des Publikums ſprechen, und der von Eichholz (Bank⸗ 
Arch. 25, 98) hervorgehobene Gegenſatz dieſer Intereſſen ent⸗ 
behrt nicht einer inneren Berechtigung. Jedenfalls ſollte man 
es denjenigen, die in der neuen Einrichtung eine Verſchlechte⸗ 
rung der Rechtslage des Depotkunden erblicken, nicht derartig 
bei der Gegenſeite verdenken, daß fie nicht jo leicht ihre Be 
denken zu überwinden vermögen und nicht in das allgemeine 
Loblied über die Vorzüge des Sammeldepots für die Kun⸗ 
den einſtimmen. Man lädt vor der Offentlichkeit eine nicht 
geringe Verantwortung auf ſich, wenn man zuläßt, daß Krei⸗ 
ſen des Publikums, die nicht in der Lage ſind, ſich ein ſelb⸗ 
ſtändiges Urteil über die ihnen zugemutete Veränderung 
ihrer Rechtslage zu bilden, die Sammelverwahrung ſtändig 
in einſeitiger Weiſe als rechtlich ganz unbedenklich empfohlen 
— ſo durch die Zirkulare der Banken an ihre Kundſchaft — 
und dabei völlig unterdrückt wird, daß immerhin beachtliche 
andere Meinungen unter den Fachleuten hierüber beſtehen. Es 
iſt eine mir völlig unverſtändliche Auffaſſung, wenn Bern⸗ 
ſtein (Bank Arch. 25, 441) in einer Kritik an der negativen 
Einſtellung der Juriſten gegenüber wirtſchaftlich notwendigen 
Neugeſtaltungen der Technik und des Verkehrs, „den jün⸗ 
geren Juriſten“ — damit werden wohl alle Gegner ſeiner 
Meinung einſchließlich meiner Perſon, auch Perſönlichkeiten 
wie Bondi, Herzfeld und Eichholz abgetan — den 
wohlmeinenden Rat gibt, „lieber an der Begründung der 
juriſtiſchen Lehre des Sammeldepots poſitiv mitzuarbeiten, 
als ſich der ſehr unfruchtbaren Arbeit der Herausſuchung der⸗ 
artiger leicht zu widerlegender Bedenken zu widmen“. Eine 
Diskuſſion, bei der auch andere Anſichten zu Wort kommen, 
kann doch nur befruchtend wirken, indem ſie zum mindeſten 
erweiſt, ob die vorgetragene Lehre überzeugend genug wirkt, 
um dem Feuer der Kritik ſtandzuhalten. 

Eine ähnliche Einſtellung zur Kritik läßt auch die vor⸗ 
liegende Abhandlung von Aſcher erkennen. Es wirkt an⸗ 
geſichts der bei aller Anerkenntnis ihrer Vorzüge immerhin 
nicht überwältigenden Leiſtung des Verfaſſers nicht gerade 
beſcheiden und entſpricht kaum wiſſenſchaftlichen Gepflogen⸗ 


5) Auch hier beziehe ich mich auf die Anm. 3 erwähnte Mit⸗ 
teilung einer Bank, die ſicherlich einem allgemeinen Brauch ent⸗ 
ſprechen wird. 
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heiten, Vertretern einer anderen Auffaſſung, die ſchließlich 
auch noch über einige Kenntnis des Wirtſchaftslebens ver⸗ 
fügen, „völlige Unkenntnis der Banktechnik“ (S. 7) vorzu⸗ 
werſen '), ihre Meinungen als „Phraſe ohne jegliche juri⸗ 
ſtiſche Begründung“ als „ſinnlos“ (S. 12 und 45 Anm. 1) 
als „oberflächlicher und unjuriſtiſcher Gegenbeweis“ (S. 42) 
u. a. m. zu bezeichnen. Solche Argumente ad hominem er⸗ 
wecken in der Regel den Eindruck innerer Schwäche der eige⸗ 
nen Beweisführung und verſtärken deren Gewicht keineswegs. 
Tatſächlich iſt es denn auch nicht allzuviel Neues, was der 
Verf. vorzubringen hat. Man begegnet den ſchon hinlänglich 
bekannten Auffaſſungen derjenigen, die die Sammelverwahrung 
für rechtlich ganz unbedenklich halten, und der Verf. kommt 
gleichfalls zu dem mit Überzeugungskraft vorgetragenen Er⸗ 
gebnis, daß der Kunde bei der Sammelverwahrung in jeder 
Hinſicht, beſonders ſtrafrechtlich und aktienrechtlich weit beſſer 
geſchützt iſt als bei der Sonderverwahrung und Stückekonto, 
daß daher “gerade der Kunde das größte Intereſſe an der 
Sammelverwahrung hat“. Immerhin iſt es nicht zu ver⸗ 
kennen, daß der Verf. hier und da auch bisher unerörterte 
Geſichtspunkte in die Debatte wirft, ſich vielfach bemüht, die 
von ihm vertretenen Anſichten tiefer zu fundieren als es bis⸗ 
her geſchah, daß er das Problem nach allen Richtungen um⸗ 
faſſend erörtert und Lücken zu ſchließen ſucht, die die zu⸗ 
gunſten des Sammeldepots erſtatteten Gutachten von Schultz 
und Opitz in mancher Beziehung noch gelaſſen hatten. 
Scharfſinn und Gründlichkeit bei an ſich ſehr konzentrierter 
Behandlung des Stoffs ſind dem Verf. zweifellos nicht ab⸗ 
zuſprechen; in manchen Fragen werden ſeine Ausführungen 
ſicherlich zur Klärung der Rechtslage beitragen und förderlich 
für die Diskuſſion wirken. 

In der Hauptfrage allerdings hat mich — und auch wohl 
andere — die Abhandlung Aſchers von der Richtigkeit ſeiner 
Theſen ebenſowenig zu überzeugen vermocht, wie dies durch 
die Ausführungen von Breit, Wehl und anderen die Kritik 
verdammenden Autoren der Fall war. Die Hauptfrage aber 
iſt und bleibt: Iſt der bei Sammelverwahrung dem Depot⸗ 
kunden gewährte Rechtsſchutz mindeſtens der gleiche wie bei 
der Effektenverwahrung im Sonderdepot oder tauſcht der 
Depotkunde durch die Umwandlung ſeines Depots wenigſtens 
ſo weitgehende rechtliche und wirtſchaftliche Vorteile ein, daß 
eine Verſchlechterung ſeiner Rechtslage in anderer Beziehung 
unbedenklich in Kauf genommen werden kann? Es bedeutet 
ein Abgleiten vom Thema, wenn Aſcher an manchen Stellen 
(S. 34 oben, 36 u. a.) von den Vorzügen des Sammeldepots 
gegenüber dem Stückekonto redet. Daß gegenüber den 
großen aus dem Stückekonto dem Kunden drohenden Ge- 
fahren, denen der Geſetzgeber nicht wie bezüglich des Sonder⸗ 
depots zu begegnen ſucht, die Sammelverwahrung einen Fort⸗ 
ſchritt darſtellt, darüber wird niemand im Zweifel ſein, und 
ich teile auch kaum die Befürchtung Aſchers, daß nach 
Durchführung der Sammelverwahrung die „Banken verſuchen 
werden, ihre Kunden unter Hinweis auf die angebliche Ge⸗ 
fährlichkeit des Sammeldepots zur Einwilligung in das wirk⸗ 
lich gefährliche Stückekonto zu veranlaſſen“, weil ihnen dieſes 
die Möglichkeit biete, mit dem Geld der Kunden zu ſpeku⸗ 
lieren, und daß die Bankkundſchaft in größerer Zahl auf dieſe 
Anpreiſung des Stückekontos hereinfällt. Auch der Laie iſt 
in dieſer Beziehung heute hellhörig geworden. Ob übrigens 
die Sammelverwahrung den Banken nicht die Möglichkeit 
gibt, mit Kundengeldern zu ſpekulieren, iſt auch keine ſo ab⸗ 
gemachte Sache. Wenngleich die dem Sammeldepot angeſchloſ⸗ 
ſene Bank die ihr zur Anſchaffung von Wertpapieren ge⸗ 
zahlten Beträge ſofort auftragsgemöß verwenden muß und 
in der Regel verwenden wird, hierdurch alſo die Bank — 
anders wie beim Stückekonto — keine unmittelbare Stärkung 
ihrer Betriebsmittel erfährt, ſo iſt doch die widerrechtliche 
Verpfändung der Kundeneffekten und ihre Benutzung als 
Krebitunterlage außerordentlich erleichtert, da nur die Bank, 
nicht der Kunde ein ſelbſtändiges Effektengirokonto bei dem 
Kaſſenverein oder der ſonſtigen Zentralſtelle unterhält und 


5) Warum bezieht der Verf. in dieſen Vorwurf außer Eich⸗ 
holz und mir nicht auch Gieſeke (Aktienſtimmrecht der Banken, 
1926) ein, der den gleichen Standpunkt wie die Vorgenannten ver⸗ 
tritt? Offenbar deshalb, weil Giejeke ſchließlich doch die Sammel⸗ 
verwahrung für rechtlich unbedenklich erklärt. 
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ſie damit zum mindeſten formell zur Verfügung auch über 
den Effektenanteil der Kunden legitimiert iſt. 

Hinter dieſe Hauptfrage nach dem Rechtsſchutz der Kun⸗ 
den bei dem Sammeldepot treten die übrigen rechtlichen 
Schwierigkeiten, die aus der Einrichtung der Sammel⸗ 
verwahrung entſtehen, ſo weſentlich zurück, daß ich glaube, ſie 
hier und in ihrer Behandlung durch Aſcher übergehen zu 
können. Ich habe ſchon früher (3 Bl. I, 143) betont, daß 
dieſe Schwierigkeiten ſchließlich nicht unüberwindlich ſein wer⸗ 
den. Das gilt ſelbſt von der Frage, ob und auf welche Weiſe 
durch Einlieferung der Effekten in das Sammeldepot eine 
Miteigentumsgemeinſchaft entſteht, was bisher 
hauptſächlich Gegenſtand des Streites war. Aſcher ver⸗ 
teidigt zwar mit Emphaſe den Gedanken, daß die Miteigen⸗ 
tumsgemeinſchaft der Kunden bereits durch die Vermengung 
der Effekten nach 8 948 BGB. herbeigeführt wird, und be⸗ 
ruft ſich hierbei auf die maßgebend zu erachtende Verkehrs⸗ 
anſchauung der am Effektengiroverkehr beteiligten Kreiſe. Da⸗ 
bei erſcheint es mir doch als eine recht eigenartige Auffaſſung, 
daß für die Unverhältnismäßigkeit der Trennungskoſten i. S. 
des § 948 der Vergleich zwiſchen dieſen und dem Nutzen 
des Effektengeſchäfts entſcheidend ſein ſoll. Es beſtand 
bisher wohl kein Zweifel darüber, daß die Unverhältnismäßig⸗ 
keit an dem Wert der vermengten Gegenſtände zu 
meſſen iſt (ſo auch Gieſeke, Aktienſtimmrecht der Banken, 
S. 9); an den Nutzen des Sammelverwahrers hat der Geſetz⸗ 
geber bei dieſer Beſtimmung ganz gewiß nicht gedacht. Und 
wenn Aſcher auf die Motive zum BGB. 8 892, II (= 948, 
II) S. 359 verweiſt, in denen von der Unwirtſchaftlichkeit und 
Beläſtigung der Trennung die Rede iſt, ſo beſagt dieſe Wen⸗ 
dung angeſichts des unzweideutigen Geſetzestextes nur, daß 
die Motive eben jede mit unverhältnismäßigen Koſten ver⸗ 
knüpfte Trennung für unwirtſchaftlich anſahen, nicht die aus⸗ 
ſchließliche Betonung der Unwirtſchaftlichkeit als Maßſtab für 
die Untrennbarkeit. Ebenſowenig iſt die Hervorhebung des 
Willens der Vermengenden unter Anführung von RG. 24, 
316 beſonders beweiskräftig, eine Argumentation, die offen⸗ 
bar auf die von Schultz und Opitz (JW. 1926, 475) be⸗ 
hauptete „Untrennbarkeit kraft Vereinbarung“ (vgl. hiergegen 
mit Recht Gieſeke S. 9) zurückgeht. Die Rechtsfolge des 
8 948, II wird durch die Willensrichtung der Beteiligten 
ebenſowenig in poſitiver wie in negativer Richtung beeinflußt. 
Dagegen beſtreitet kein Menſch — am wenigſten ich ſelbſt, der 
ich wohl zuerſt mich dieſes Arguments bediente — daß durch 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärungen gleichfalls Miteigentum, 
auch an nicht untrennbar vermengten Gegenſtänden entſtehen 
kann. Ebenſowenig ſchlägt der Einwand von Wehl (a. a. O.) 
durch, daß es darauf ankomme, ob die „Geſamtheit der 
vermengten Sachen unſchwer nach den jeweiligen Eigentümern 
getrennt werden kann“. Damit ſteigt doch auch der Wert der 
Gegenſtände, zu dem die Koſten der Trennung in Beziehung 
zu ſetzen ſind, ſo daß auf dieſem Wege die Rechnung nur noch 
ungünſtiger für die Vertreter gegenteiliger Meinung wird — 
denn die Geſamtauflöſung des Depots ſtellt ſich natürlich ver⸗ 
hältnismäßig billiger als die Herausſuchung einzelner Stücke 
aus demſelben. Die Miteigentumsgemeinſchaft der Hinter⸗ 
leger kann alſo nur auf rechtsgeſchäftlichem Wege zu⸗ 
ſtande kommen. Welche Schwierigkeiten eine befriedigende Er⸗ 
klärung der Eigentumsverſchiebungen auf dieſe Weiſe be⸗ 
reitet, das zeigt, neben der Hartnäckigkeit, mit der gerade die 
Anwendbarkeit des 8 948 verteidigt wird, die Verſchiedenheit 
der Erklärungsverſuche, die bisher gemacht wurden, ſowie 
der Umſtand, daß Aſcher dieſe Frage im Gegenſatz zu ſeinen 
eingehenden Ausführungen über § 948 mit wenigen Sätzen 
nur flüchtig ſtreift. Eine Miteigentumsgemeinſchaft kraft 
Rechtsgeſchäfts läßt ſich überhaupt nur einigermaßen haltbar 
begründen, wenn man den Selbſteintritt der kontrahierenden 
Bank bei Ausführung einer Einkaufs⸗ oder Verkaufskom⸗ 
miſſion für ihre Kunden als Normalfall zugrunde legt (ſo 
auch Aſcher S. 31), was für die Regel aller Fälle zutreffen 
wird, oder mit Gieſeke (S. 10) den Abſchluß der Rechts⸗ 
geſchäfte zwiſchen beauftragter Bank als Bevollmächtigtem 
ihres Kunden und Effektengirobank als unter ſtillſchweigen⸗ 
der Bezugnahme auf die Bücher der kontrahierenden Bank, 
d. h. auf deren Angaben über die eigentlichen Beteiligten und 
deren Anteile erfolgt anſieht — eine recht umſtändliche und 
gewagte Konſtruktion, die doch reichlich viel in die Erklärungen 
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der Beteiligten hineinzuinterpretieren nötigt®). Aber gehen 
wir einmal von dieſer Grundlage der Miteigentumsgemein⸗ 
ſchaft aus, um eine feſte Diskuſſionsbaſis für die Hauptfrage 
nach der Sicherung der Kunden zu gewinnen. 

1. Von dem Eigentum des Kunden an ſeinen 
Effekten bleibt, auch wenn man ihn als Miteigentümer 
aller im Sammeldepot ruhenden Wertpapiere gleicher Art 
anſieht, praktiſch nicht mehr viel übrig. Sowohl die Giro⸗ 
bank als auch die Bank, durch deren Vermittlung der Kunde 
an dem Sammeldepot beteiligt wird, ſind zu Verfügungen 
über den Effektenanteil des Kunden formell in der Lage. Das 
ergibt ſich für die Girobank aus § 8 der Geſchäftsordnung 
des Berliner Kaſſenvereins, der der Girobank die Berech- 
tigung verleiht, Dritten gegenüber alle Rechte des Eigen⸗ 
tümers geltend zu machen, für die vermittelnde Bank aus der 
Tatſache, daß alle Kundeneffekten nur auf dem Konto dieſer 
Bank ſtehen, die eigentlichen Miteigentümer aber der Giro⸗ 
bank ganz unbekannt ſind. Gewiß überſchreiten beide Banken 
damit die ihnen intern für ihre Tätigkeit gezogenen Grenzen. 
Nach außen hin bleiben ihre Verfügungen voll wirkſam. 
Gegen Veruntreuung des Sonderdepots iſt der Kunde ganz 
anders imſtande, ſich zivilrechtlich zu ſchützen. Es war in 
normalen früheren Zeiten vielfach Übung, daß der vorſichtige 
Depotinhaber Mäntel und Kupons nicht in demſelben Depot 
aufbewahrte. Verfügte die verwahrende Bank widerrechtlich 
über die bei ihr allein verwahrten Mäntel, ſo erſchien jeder 
ſie erwerbende oder in Pfand nehmende Bankier als bös⸗ 
gläubig nach bekannter Rſpr. des RG., und ein dinglicher 
Rechtsverluſt entſtand für den Kunden nicht. Für das 
Sammeldepot iſt eine ähnliche Möglichkeit der Rechts⸗ 
verfolgung bei Veruntreuung ausgeſchloſſen. 

Die gleiche Gefahr des Anteilverluſtes beſteht für den 
Kunden bei Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der Bank. 
Da nicht erkennbar iſt, welche Anteile dem Kunden und welche 
der Schuldnerin ſelbſt zuſtehen, ſo wird die Pfändung ſich 
regelmäßig auf den geſamten Anteil erſtrecken. Die Inter⸗ 
ventionsklage iſt für den Kunden höchſt läſtig und ſetzt vor⸗ 
aus, daß der Kunde überhaupt von dieſem Vorgang Kenntnis 
erhält und juriſtiſch Beſcheid weiß. Daß die jedenfalls dann 
meiſt am Rande des Bankrotts ſtehende Bank ſich noch viel 
um die Intereſſen der Kunden kümmern wird, dieſe von der 
erfolgten Pfändung ihrer Anteile benachrichtigt oder gar ſelbſt 
als deren Vertreter die Interventionsklage erhebt, iſt kaum 
anzunehmen. Solche Gefahren verkennt auch Aſcher nicht 
(S. 34). Er tröſtet ſich mit der Erwägung, daß die Gefahr 
bei dem Sonderdepot nicht minder groß in dieſem Falle ſei. 
Ich glaube kaum, daß der Gerichtsvollzieher, wie Aſcher 
annimmt, dann die Depots der Kundſchaft ſo ohne weiteres 
pfänden würde und nicht in der Lage wäre, die Kundendepots 
von dem ſonſtigen Vermögen der Bank zu unterſcheiden. 

Der Anreiz zur Unterſchlagung des Anteilinhaltes oder 
zu ſtillſchweigendem Einverſtändnis der Bank in die zwangs⸗ 
weiſe Befriedigung ihrer Gläubiger aus den Kundeneffekten 
wird zweifellos durch die Unüberſichtlichkeit und Unkontrollier⸗ 
barkeit ſolcher Vorgänge weſentlich verſtärkt. Aſcher (S. 35) 
gibt ſelbſt zu, daß „die Unterſchlagung beim Sammeldepot 
heimlicher zu bewerkſtelligen“ iſt. Demgegenüber iſt es ein 
ſchwacher Troſt, daß der Verluſt, wie allgemein von den An⸗ 
hängern des Sammeldepots und wohl mit Recht angenommen 
wird, die Kunden gemeinſam trifft, alſo eine bei Sonderdepots 
nicht mögliche Verteilung des Verluſtriſikos eintritt. Ein un⸗ 
treuer Bankier wird regelmäßig, wenn er ſich veranlaßt ſieht, 
feine Kundeneffekten anzugreifen, fein geſamtes Giro⸗ 
effektenkonto derſelben Wertpapierart veräußern oder ver⸗ 
pfänden und ſich nicht die Umſtände machen, jedes der ver⸗ 
ſchiedenen Girbeffektenkontis nur um einen Teil feines In⸗ 
haltes zu vermindern. Der Verluſt verteilt ſich aber lediglich 
auf die Kunden des untreuen Bankiers, nicht auf ſämtliche 
Anteilhaber des Sammeldepots der Verwahrungsſtelle. Denn 
es iſt nicht erſichtlich, wie durch die Inangriffnahme des einen 


6) Wenn ich in meinen früheren Ausführungen (a. a. O.) von 
einem Selbſtkontrahieren der Girobank ſprach, fo geſchah dies mit 
Rückſicht auf den vorher behandelten Ausgangspunkt, daß im Inter⸗ 
eſſe der Sicherheit des Kunden eine Bevollmächtigung der Zwiſchen⸗ 
bank zum Abſchluß beſſer zu vermeiden fei, und dieſe dann nur als 
Übermittler der Kundenerklärungen fungiere, damit alſo bereits eine 
unmittelbare Bevollmächtigung der Girobank ſelbſt ſtattfinde. 
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Kontos, die lediglich eine entſprechende Abbuchung auf dieſem 
Konto nach ſich zieht, die übrigen Kontoinhaber und die daran 
mitbeteiligten Bankkunden in Mitleidenſchaft gezogen werden 
ſollten. Die Verteilung des Verluſtriſikos wird alſo die Ge⸗ 
ſchädigten im praktiſchen Fall wohl wenig nutzen, weil alle 
Kunden desſelben Bankiers, nicht bloß der eine oder der 
andere, die Leidtragenden ſein werden. 

Daß die unmittelbare Aneignung der dem Sammeldepot 
überlieferten Kundeneffekten durch die Sammelverwahrung 
für Angeſtellte erſchwert wird, weil jeder Angeſtellte, der 
effektive Stücke verkaufen wollte, ſich in Zukunft verdächtig 
machen würde (Aſcher S. 35), mag ſtimmen. Dabei iſt aber 
nicht beachtet, daß nicht jedes dem Kunden zur Einlieferung 
in das Sammeldepot überlieferte Wertpapier ſofort von der 
empfangenden Bank an das Sammeldepot weitergeleitet wer⸗ 
den wird, da ſich die Verſendung bei kleinen Mengen nicht 
lohnt (Aſcher S. 27). Bis zur endgültigen Ablieferung ſind 
alſo die Kundenpapiere dem Angriff der Angeſtellten in der⸗ 
ſelben Weiſe ausgeſetzt wie offene Sonderdepots. Immerhin 
wiegt dieſes Bedenken nicht beſonders ſchwer, da es ſich um 
kürzere Übergangszuſtände handelt. Andererſeits vermag ich 
aber nicht einzuſehen, inwiefern (nach Aſcher S. 35) dem 
Angeſtellten nur die Unterſchlagung effektiver Stücke 
etwas nützen könnte. Ebenſo wie der Bankier ſelbſt, kann ein 
im Beſitz entſprechender Vollmachten befindlicher Angeſtellter 
durch widerrechtliche Verfügung über das Giroeffektenkonto 
des Bankiers deſſen Kunden ſchädigen, durch Scheck Mit⸗ 
eigentumsanteile auf ein eigenes Konto oder das eines 
Mittelsmannes übertragen und den widerrechtlich erlangten 
Anteil zu Geld machen. 

Aber es iſt gar nicht nötig, auf die erleichterte Möglich⸗ 
keit ſtrafbarer Handlungen hinſichtlich der Kundeneffekten zu 
verweiſen, um die Verſchlechterung der Rechtslage der Kunden 
durch den Anſchluß an die Sammelverwahrung deutlich zu 
machen. Solche Fälle ſind ja Gott ſei Dank nicht allzu häufig, 
und die daraus erwachſende Gefahr läßt ſich durch entſprechende 
Kontrolleinrichtungen bis zu einem gewiſſen Grade bannen. 
Auch ohne ſtrafbares Verhalten des Bankiers oder ſeiner An⸗ 
geſtellten bieten ſich der Möglichkeiten für den Kunden, ſein 
Eigentum einzubüßen, genug. Der Vorgang einer Effekten⸗ 
anſchaffung für den Kunden vollzieht ſich in der Weiſe, daß 
der beauftragte Bankier, der regelmäßig die Kommiſſion durch 
Selbſteintritt ausführt, ſich die benötigten Effekten bzw. ent⸗ 
ſprechende Sammeldepotanteile auf ſein Girokonto bei der 
Zentralſtelle überweiſen läßt, dann mit ſich ſelbſt als Ver⸗ 
treter des Kunden einen Verwahrungsvertrag abſchließt und 
dem Kunden auf gleichem Weg mittelbaren Mitbeſitz und Mit⸗ 
eigentum durch constitutum possessorium überträgt (Aſcher 
S. 32). Die hierzu erforderliche „äußerlich in die Erſcheinung 
tretende Ausführungshandlung, die den Übertragungswillen 
erkennbar macht“ (RG.: JW. 1910, 7078 RG. 73, 418), 
wird durch die Buchung des Anteils auf den Namen des 
Kunden in den Büchern der Bank erſichtlich gemacht. Die 
wohl regelmäßig erteilte Ausführungsanzeige hat dann nur 
deklatoriſche Bedeutung. Dieſe internen Buchungen, die hier⸗ 
nach mit der weitreichenden Wirkung der Eigentumsüber⸗ 
tragung ausgeſtattet ſind, entziehen ſich jeder Kontrolle des 
Kunden, während ihm bei Sonderdepot jederzeit die Mög⸗ 
lichkeit gegeben war, den Veftand ſeines Depots nachzuprüfen. 
Mag auch der Kunde von ſolcher Kontrollmöglichkeit im all⸗ 
gemeinen bei offenen Depots wenig Gebrauch gemacht und 
ſich in der Regel auf die ihm in gewiſſen Zeitabſchnitten von 
der Bank erteilten Beſtandsaufſtellungen verlaſſen haben, ſo 
war die Kontrollmöglichkeit doch keineswegs ohne Bedeutung 
und äußerte dieſe — abgeſehen von der jedem ſolchen Recht 
naturgemäß innewohnenden und nicht zu unterſchätzenden 
prohibitiven Wirkung gegenüber Veruntreuungen — ganz 
beſonders in den Zeiten, in denen der Kunde Anlaß zu haben 
glaubt, ſeiner Bank gegenüber mißtrauiſch zu ſein, und das 
Depot oft dann auch tatſächlich erheblich gefährdet iſt. Bei 
Buchungen ſind Flüchtigkeiten und Irrtümer nie ganz zu ver⸗ 
meiden. Jede falſche Buchung bringt den Kunden unweiger⸗ 
lich um ſeinen Anteil, und es mag lange Zeit vergehen, bis 
ihm das zur Kenntnis gelangt. Die Ausführungsanzeige hat 
ja nicht die der Mitteilung des Nummernverzeichniſſes bei⸗ 
gelegte Wirkung des Eigentumsüberganges, ſichert den Kun⸗ 
den alſo keineswegs gegen die Gefahr falſcher Buchungen. 
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Ein geſetzliches Recht auf ſolche Ausführungsanzeige ent⸗ 
ſprechend feinem unabdingbaren Anſpruch auf Mitteilung des 
Stückeverzeichniſſes hat der Kunde überhaupt nicht. Bedeutete 
ſchon die Bankdepotnovelle von 1923 eine erhebliche Rechts⸗ 
verſchlechterung für die Kunden, indem ſie den nach der frü⸗ 
heren Rechtslage weſentlich erſchwerten Verzicht des Kunden 
auf Nummernaufgabe zur geſetzlichen Regel bei Schweigen des 
Kunden erklärte, ſo wird im ſtückeloſen Effektenverkehr der 
Kunde von dem den Anſchluß bei dem Sammeldepot ver⸗ 
mittelnden Bankier in ſeinem Schickſal völlig abhängig. Die 
guten Erfahrungen, die man bisher mit der Einrichtung des 
Berliner Kaſſenvereins bereits gemacht hat, beweiſen in die⸗ 
ſer Beziehung nicht das Geringſte. Dort handelt es ſich ledig⸗ 
lich um den Verkehr des Zentralinſtituts mit den daran un⸗ 
mittelbar beteiligten Banken, die ſelbſt Kontoinhaber waren. 
Der erweiterte Effektengiroverkehr vollzieht ſich aber zwiſchen 
der Zentralſtelle und Perſonen, die jener nicht angeſchloſſen 
ſind und deren Beziehungen zueinander vermittelt werden 
durch Zwiſcheninſtanzen — oft mehreren, falls es ſich um 
Provinzkunden handelt —, von denen der Kunde völlig ab⸗ 
hängig und ohne deren Mitwirkung er überhaupt nicht in 
der Lage iſt, ſeine Rechte geltend zu machen. Die Gefahren 
drohen nicht von der Zentralſtelle her, ſondern von jenen 
Zwiſcheninſtanzen und ſteigern ſich proportional mit jeder 
Vermehrung der Stufenfolge zwiſchen Kunde und Sammel⸗ 
depot. Was dem Kunden an Rechten verbleibt, läßt ſich kaum 
noch als Eigentum bezeichnen nach ſeinem tatſächlichen Gehalt 
an Befugniſſen, mag es auch juriſtiſch formal unter dem; 
Eigentumsbegriff ſich eben noch gerade ſubſumieren laſſen. 
Der eigentliche Gehalt dieſes Eigentums hat ſich verflüchtigt, 
eine Schale ohne Inhalt, vom Stückekonto kaum mehr als 
durch den Namen verſchieden. Mag auch ein Netz von Haf⸗ 
tungsverabredungen und Strafbeſtimmungen dieſes ſo kom⸗ 
plizierte Rechtsinſtitut umweben und den Kunden gegen Be⸗ 
nachteiligung zu ſichern ſuchen — das alles verſchafft dem 
Kunden das Eigentum nicht wieder, wenn er es einmal ver⸗ 
loren hat. Anſtatt ſeines Eigentums, das ſeit Urzeiten und 
ſelbſt in den Verfaſſungen demokratiſcher Staaten mit der 
Gloriole der Heiligkeit und Unverletzlichkeit verſehen wurde, 
ſieht ſich der durch Verſehen oder Mißachtung ſeiner Rechte 
um ſeinen Sammeldepotanteil gebrachte Kunde angewieſen 
auf rein ſchuldrechtliche Anſprüche, mit denen er verſuchen 
mag, Erſatz für das Verlorene zu gewinnen, nicht anders, 
wie ſie auch dem Inhaber des Stückekontos zu Gebote ſtehen. 
Daß er über Zinſen, Dividenden uſw. nur ſchuldrechtlich 
wirkende Gutſcheine erhält, mag nebenbei erwähnt ſein. 

2. Ein zivilrechtlich verminderter Rechtsſchutz läßt 
ſich bis zum gewiſſen Grad als erträglich hinnehmen, wenn 
der ſtrafrechtliche Schutz einigermaßen ausreichend ge⸗ 
ſtaltet iſt. Aſcher (S. 36) verweiſt in dieſer Hinſicht dar⸗ 
auf, daß gegenüber dem Bankier, der über den Sammel⸗ 
depotanteil des Kunden eigennützig verfüge, die ſchärfere 
Strafdrohung für den Tatbeſtand der Untreue (§ 266 Abſ. 2 
StGB.) Platz greife, während hinſichtlich des Sonderdepots 
nur Unterſchlagung in Frage kommen könne. So richtig dies 
auch an und für ſich iſt, ſo wird doch wohl die praktiſche Wir⸗ 
kung dieſer Veränderung der Rechtslage überſchätzt. Es liegt 
im Weſen der Untreue bzw. der dem Bevollmächtigten ein⸗ 
geräumten äußeren Machtſtellung, wie ſie gerade den beſon⸗ 
deren Nachteil der Sammelverwahrung im Gegenſatz zum 
Sonderdepot bildet, daß das Delikt der Untreue viel un⸗ 
bemerkter als eine Unterſchlagung zu begehen iſt und ſich der 
Entdeckung viel leichter entzieht. Die größere Ausſicht, über⸗ 
haupt nicht zur ſtrafrechtlichen Verantwortung zu kommen, 
vermag den Entſchluß zu widerrechtlicher Verfügung ſo ſehr 
zu erleichtern, daß die Möglichkeit ſchärferer Beſtrafung — 
es iſt übrigens keineswegs geſagt, daß im Einzelfall von die⸗ 
ſer Möglichkeit ſtets Gebrauch gemacht werden wird und die 
Strafe der Untreue härter ausfällt als für einen ähnlich ge⸗ 
lagerten Tatbeſtand der Unterſchlagung — damit nicht an⸗ 
nähernd ausgeglichen wird. Dann aber iſt auch nach der Ent⸗ 
deckung der Nachweis der Untreue weit ſchwieriger als der 
einer regelmäßig viel einfacher liegenden Unterſchlagung. 
Denn der Tatbeſtand der Untreue erfordert nicht bloß eine 
widerrechtliche Verfügung, ſondern auch eine Prüfung, ob die 
Verfügung zum Nachteil des „Auftraggebers“ erfolgt iſt, 
d. h. mindeſtens eine Gefährdung für deſſen Vermögen her⸗ 
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beigeführt hat. Eine ſolche liegt aber nicht vor, wenn „mach 
den Vermögensverhältniſſen des Angeklagten die 
Gefahr eines Verluſtes“ für den Vollmachtgeber nicht anzu⸗ 
nehmen iſt (RGSt. 7, 349 ff.). Vermag die Bank alſo nach⸗ 
zuweiſen, daß ſie trotz widerrechtlicher Verfügung über Kunden⸗ 
effekten nach ihrem Geſamtvermögensſtand jederzeit imſtande 
geweſen ſei, die von dem Kunden gewünſchten Effekten dieſem 
zu beſchaffen bzw. ſeinen Sammeldepotanteil wieder aufzu⸗ 
füllen, ſo kommt eine Verurteilung wegen Untreue nicht in 
Frage, während für den Tatbeſtand der Unterſchlagung die 
Abſicht, ſpäter vollen Erſatz zu leiſten, völlig bedeutungslos 
iſt. Ein Rechtsſchutz für den Kunden alſo, der den Anteilhaber 
am Sammeldepot dem auf Stückekonto erkannten Kunden 
nahezu gleichſtellt. 

Aſcher beſtreitet jedoch im Gegenſatz zu dem Gutachten 
von Schultz⸗Opitz (JW. 1926, 666) und der herrſchenden 
Meinung, daß Unterſchlagung an einem Sammeldepotanteil 
nicht in Frage kommen könne und ſtützt ſich hierbei auf eine 
neuere RGEntſch. (DSB. 1926, 963), in der die Verurteilung 
eines mittelbaren Beſitzers anvertrauten Guts wegen Unter⸗ 
ſchlagung durch Veräußerung der Sache ausgeſprochen wird. 
Abgeſehen davon, daß die Entſcheidung zur früheren Rſpr. 
des RG. (RGSt. 37, 198; 45, 249) in erheblichem Wider⸗ 
ſpruch ſteht, den das RG. in der neueſten Entſch. keineswegs 
überzeugend zu überbrücken verſucht, iſt die Anwendbarkeit 
der von dem RG. zum Ausdruck gebrachten Grundſätze auf 
die Verfügung der Bank über den Kundenanteil zu be⸗ 
zweifeln. Wenn dort das RG. ausſpricht, daß trotz des nur 
mittelbaren Beſitzes des Täters an der unterſchlagenen Sache 
im Einzelfall nur ein Gewahrſam i. S. des 8 246 StGB. 
gegeben fein könne, indem es Gewahrſam mit „tatſächlicher 
Verfügungsgewalt“ identifiziert, ſo beſagt das keineswegs, 
daß die Bank als Inhaber des Effektengirokontos bei der 
Zentralſtelle noch dieſe Verfügungsgewalt über die Kunden⸗ 
effekten beſitzt, wie ſie das RG. dem Mieter eines Militär⸗ 
pferdes, der dieſes weiterverliehen hatte, zuſpricht. Die Be⸗ 
ſonderheit des dort entſchiedenen Falles lag gerade darin, daß 
der Aftermieter ſelbſt es war, zu deſſen Gunſten die wider⸗ 
rechtliche Verfügung des Mieters erfolgte, und daß dieſer 
offenbar den Mieter für den Eigentümer hielt. Hier mag man 
zur Not noch eine tatſächliche Herrſchaft des Veräußerers über 
die Sache annehmen, weil ſie durch die Anerkennung des⸗ 
jenigen, dem die Verfügung zugute kommt, gewährleiſtet 
wird und der Entleiher ja auch gehalten iſt, den Verfügungen 
des Verleihers, den er für den Berechtigten hält, nachzu⸗ 
kommen. Für die Zentralſtelle trifft dies keineswegs zu, da 
ihr bekannt iſt, daß das Girokonto ihres Kunden zum über⸗ 
wiegenden Teil aus Kundenanteilen beſteht, und ſie kraft des 
Verwahrungsvertrags verpflichtet iſt, das Miteigentumsrecht 
der Anteilhaber zu erhalten. Hier kann man von Ver⸗ 
ſügungsgewalt der als Hinterleger auftretenden Bank gegen⸗ 
über dem Kaſſenverein nicht ſprechen, weil der Kaſſenverein 
die Intereſſen der Kunden des Hinterlegers nicht weniger zu 
wahren hat wie die Intereſſen der hinterlegenden Bank. Es 
iſt auch nicht zu leugnen, daß durch ſolche vom RG. ange⸗ 
wandte Argumentation der klare Gegenſatz zwiſchen Untreue 
und Unterſchlagung völlig verwiſcht wird, wenn ein rein tat⸗ 
ſächlich wirkendes Gewaltverhältnis des Gewahrſaminhabers 
zur Sache, wie es § 246 vorausſetzt, den zwiſchen Vollmacht 
geber und Bevollmächtigten beſtehenden äußerlich nicht er⸗ 
kennbaren Beziehungen i. S. des § 266 Abſ. 2 geradezu 
gleichgeſetzt wird. Wie wenig ſorgfältig das RG. in dieſer 
Beziehung prüft, zeigt eine weitere Entſch. (JW. 1926, 
19903), in der es in der von einem Bankangeſtellten vor⸗ 
genommenen unbefugten Gutſchrift eines von der Bank an⸗ 
geſchafften, aber noch bei der Anſchaffungsſtelle lagernden 
Wertpapiers auf ſein Privatkonto eine Unterſchlagung ſieht, 
ohne überhaupt eine Erklärung für nötig zu halten, inwiefern 
dieſe nicht bei der Bank ſelbſt lagernden Papiere ſich im „Be⸗ 
ſitz oder Gewahrſam“ des Täters bei der Begehung der 
Unterſchlagung befanden. Offenbar ſpielte aber auch hier 
wieder die Erwägung eine Rolle, daß die Anſchaffungsſtelle 
gehalten war, die bereits in das Eigentum der Bank über⸗ 
gegangenen Papiere auf Anfordern jederzeit auszuliefern, und 
damit der Täter als Vorſtand der Bank in eine ähnliche Lage 
wie ein Gewahrſamsinhaber verſetzt war. Bei der ſelbſtän⸗ 
digen Stellung, die der Bankverein oder das ſonſtige Zentrab⸗ 
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inftitut auch als Intereſſenwahrer der Miteigentümer gegen- 
über den hinterlegenden Banken einnimmt, kann von Ge⸗ 
wahrſam der Banken ſelbſt in dieſer ſchon höchſt bedenklichen 
Erweiterung des Begriffes keine Rede ſein. Mit der Unan⸗ 
wendbarkeit des § 246 StGB. entfällt auch der verſchärfte 
Strafſchutz des $ 11 Depot., da dieſe Beſtimmung nur einen 
Sonderfall der Unterſchlagung darſtellt. Die Ausführungen 
von Schultz⸗Opitz (JW. 1926, 667 Anm. 70), die trotz⸗ 
dem die Anwendbarkeit des § 11 nachzuweiſen ſuchen, find 
wenig überzeugend. 

Bietet hier noch die Strafvorſchrift über Untreue einen 
gewiſſen Erſatz für den fehlenden ſtrafrechtlichen Schutz der 
Kunden gegen Unterſchlagung, ſo läßt ſich eine weſentliche 
Verminderung des ſtrafrechtlichen Schutzes konſtatieren, wenn 
wir die beſonderen Strafbeſtimmungen des Depotgeſetzes 
auf ihre Anwendbarkeit prüfen. Es iſt nichts gegen die Aus⸗ 
legung Aſchers (©. 41, ebenſo Schultz-Opitz, GA. S. 5) 
einzuwenden, daß die Ermächtigung des Kunden gemäß $ 2 
DepotG. in ihrem Inhalt beſchränkt iſt und deshalb nicht alle 
Pflichten aus 81 Depot., insbeſondere nicht die Pflicht zur 
genauen Buchführung über Kundeneffekten in Wegfall kom⸗ 
men. Aber daß deshalb auch die Strafvorſchrift des § 10 
Depot. anwendbar bleibt, wie Aſcher annimmt, iſt zu be⸗ 
ſtreiten. Eine Strafbeſtimmung iſt analoger Anwendung nicht 
fähig und darf nicht ausdehnend interpretiert werden. Genau 
genommen iſt die Sachlage doch ſo, daß an ſich durch eine dem 
§ 2 entſprechende Ermächtigung die Pflichten des 81 als ge⸗ 
ſetzliche vollkommen beſeitigt werden und man nur einen 
Teil derſelben als vereinbarte weiter beſtehen läßt. Für 
die Verletzung vereinbarter Pflichten iſt aber eine Strafe nicht 
ausgeworfen und die Anwendung einer Strafbeſtimmung 
kann nicht von Vereinbarungen darüber abhängig ſein. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſe Hinweiſe auf die veränderte Rechtslage für den 
Bankkunden ſtellen nur eine Ausleſe aus den Nachteilen dar, 
die der bisher im Beſitz eines Sonderdepots befindliche Kunde 
bei Auſchluß an die Sammelverwahrung in Kauf nehmen 
muß. So viel dürfte jedenfalls auch hieraus für jeden un⸗ 
parteiiſch wägenden Juriſten klar werden, daß dieſe Be⸗ 
denken gegen das Sammeldepot keine belangloſen Quis⸗ 
quilien darſtellen, ſondern ſehr ernſt zu nehmende Gefahren 
beleuchten. Ich wiederhole nochmals: Hiergegen iſt nicht das 
Geringſte zu ſagen, wenn der um ſeine Zuſtimmung an⸗ 
gegangene Kunde ſich freiwillig und in klarer Erkenntnis der 
Folgen einverſtanden erklärt und ihm dafür anderſeits die 
verringerten Koſten der Sammelverwahrung in Geſtalt einer 
Herabſetzung der Depotgebühren zugute kommen. Dagegen iſt 
jedoch aufs ſchärfſte Verwahrung einzulegen, daß die neue 
Einrichtung dem Publikum einfach aufgezwungen wird und 
daß dabei mit der Behauptung operiert wird, die Rechts⸗ 
lage des Depotinhabers werde dadurch keineswegs geſchwächt 
oder ſogar verbeſſert. Es iſt ſchon an ſich, ſelbſt wenn die 
Rſpr. ſich in Zukunft die gewagten Konſtruktionen der Be⸗ 
fürworter des Sammeldepots reſtlos zu eigen machen würde, 
kein leichter Entſchluß für die durch die Inflation um den 
größten Teil ihres Vermögens gebrachten Sparer und Rent⸗ 
ner, unter Aufgabe einer bisher geſicherten, von der Rſpr. 
ausgebauten klaren Rechtspoſition ſich mit einer Einrichtung 
zu befreunden, die mitten ins Dunkle und in unabſehbare 
Zweifelsfragen hineinführt und ſie befürchten laſſen muß, 
den letzten mühſam geretteten Reſt ihres Vermögens zu ver⸗ 
lieren. Der Leidtragende kann letzten Endes nur das Publi⸗ 
kum ſein, nicht die Banken, die ihrerſeits nur Vorteile von 
der Sammelverwahrung zu erwarten haben und ein ent⸗ 
ſprechendes Riſiko nicht eingehen. 
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Dr. Oskar Pisko, o. ö. Profeſſor an der Univerſität in Wien: 
Gewährleiſtungs⸗, Nichterfüllungs⸗ und Irrtumsfolgen 
bei Lieferung mangelhafter Ware. Zweite, neubearbeitete 
Auflage. Wien u. Leipzig 1926. Verlag Moritz Perles. 
91 S. Preis 4,50 . 


Die 1. Aufl. der vorliegenden Schrift, die ein unveränderter Ab⸗ 
druck einer im „Zentralblatt f. d. juriſt. Praxis“ (38. u. 39. Ig.) 
veröffentlichten Abhandlung war, iſt i. J. 1921 erſchienen. Daß ſich 
ſchon nach fünf Jahren das Bedürfnis nach einer neuen Auflage ein⸗ 
geſtellt hat, legt Zeugnis ab von dem inneren Werte der Monographie. 
Sie iſt rein dogmatiſchen Charakters und behandelt ihr Thema aus⸗ 
ſchließlich nach geltendem öſterr. Rechte. Obwohl deſſen einſchlägige 
Normen kaum als befriedigende Regelung der in Betracht kommen⸗ 
den Materie angeſprochen werden können, finden ſich rechtspolitiſche 
Erwägungen und rechtsvergleichende Betrachtungen nur ganz ver⸗ 
einzelt und dann auch im weſentlichen nur mit Bezug auf einige 
öſterr. Nachbarſtaaten eingeſtreut. 

Verf. unterſucht die auch in der deutſchen Doktrin ſehr um⸗ 
ſtrittene Frage nach dem Verhältnis der dem Käufer auf Grund 
der Sachmängelgewähr des Verkäufers verliehenen (ſog. ädiliziſchen) 
Rechtsbehelfe zu den allgemeinen Rechtsfolgen der ſchuldneriſchen 
Nichterfüllung und zu den ſich für den Käufer aus ſeinem Irrtum 
ergebenden Anfechtungsbefugniſſen. Er verwirft die Theorie von der 
Geſetzeskonkurrenz, derzufolge ſich die Rechtsſäze von der Sachmängel⸗ 
haftung als leges speciales gegenüber den die ſchuldneriſche Nicht⸗ 
erfüllung regelnden Normen darſtellen, und läßt die Beſtimmungen 
über die Sachmängelgewähr als derogierende Sonderregeln nur im 
Verhältnis zu den von der Irrtumsanfechtung handelnden Normen 
gelten (S. 69 ff.); er verwirft ferner (und mit Recht) die Lehre von 
der Elektivkonkurrenz, wonach dem Käufer die Wahl zuſteht, ob er 
ſich auf die ſpeziellen Sachmängelbehelfe berufen oder die ſich aus der 
ſchuldneriſchen Nichterfüllung ergebenden allgemeinen Anſprüche geltend 
machen will; und er verwirft endlich (wiederum mit Recht) die An⸗ 
ſchauung, die den Zeitpunkt der „Annahme als Erfüllung“ dem 
Käufer die allgemeinen Anſprüche nehmen und ihn auf die Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche beſchränken läßt. Er ſelbſt will das Verhältnis 
dahin aufgefaßt wiſſen, daß „Lieferung einer mit einem Gewähr⸗ 
leiſtungsmangel behafteten Ware ſich nicht als eine geſetz⸗ oder ver⸗ 
tragswidrige Erfüllung darſtellt, daß andererſeits die Beſchaffenheit 
der Ware, die ihre Lieferung als eine Vertragsverletzung erſcheinen 


läßt, keinen die Gewährleiſtung begründenden Mangel bildet, daß 
alſo — von einer Ausnahme abgeſehen — Erfüllungsmangel und 
Gewährleiſtungsmangel nicht zuſammenfallen“ (S. 15). Es kann da⸗ 
nach gegenüber einer fehlerhaften Beſchaffenheit der Ware immer nur 
geprüft werden, ob ein Erfüllungsmangel oder ein Gewährleiſtungs⸗ 
mangel vorliegt. Dieſe Unterſuchung wird vom Verf. auf Grund ein⸗ 
gehender und ſcharfſinniger, Literatur und Judikatur in weitem Aus⸗ 
maß berückſichtigender Erörterungen getrennt für die verſchiedenen 
Arten von Sachmängel angeſtellt. Pisko kommt dabei zu dem 
Reſultat, daß beim Spezieskauf im Falle eines von Anbeginn an 
unbehebbaren Mangels lediglich ein Gewährleiſtungstatbeſtand vor⸗ 
liege, während bei behebbarem Mangel der Käufer die Wahl habe, 
ſich auf den Erfüllungsmangel oder den Gewährleiſtungsmangel zu 
berufen (S. 16 ff.); daß nach Vertragsſchluß entſtandene Mängel beim 
Spezieskauf nur den Tatbeſtand des Erfüllungs mangels begründen 
(S. 33 ff.); und daß beim Gattungskauf überhaupt immer nur von 
Erfüllungsmangel und nie von Gewährleiſtungsmangel geſprochen 
werden könne (S. 46 ff.). Der Quantitätsmangel könne je nach der 
Art, in der er auftrete, entweder einen Fall von Gewährleiſtung oder 
einen Fall von unzureichender Erfüllung darſtellen (S. 86 ff.). 

Ob die techniſche Ausgeſtaltung, die die Sachmängelhaftung im 
öſterr. Recht gefunden hat, dieſe Ergebniſſe rechtfertigt bzw. zu ihnen 
zwingt, und ob die einzelnen Konſequenzen, zu denen Verf. auf Grund 
ſeiner Theſen gelangt, nach dem Rechte ſeines Heimatlandes zutreffend 
find, ſoll hier nicht weiter verfolgt werden. Das Gebäude, das Pis ko 
in ſeiner Schrift aufgerichtet hat, ſteht und fällt mit dem Ausgangs⸗ 
punkt des Verf.: daß nämlich beim Spezieskauf der Verkäufer ſich 
im Kaufvertrag nicht zur Lieferung einer von unbehebbaren Mängeln 
freien Sache verpflichte (S. 17 ff.). Und dieſer Anſchauung kann ich, 
obwohl ſie der herrſchenden Lehre entſpricht, nicht beitreten. Sondern 
ich glaube, daß allerdings der Kaufvertrag, auch der Spezies kauf, 
dem Verkäufer die Verpflichtung zur Lieferung mangelfreier Ware 
auferlegt. Daß einer ſolchen Auffaſſung bei unbehebbaren Mängeln 
nicht der fragwürdige Satz „impossibilium nulla obligatio“ im Wege 
ſteht, wird vom Verf. ſelbſt zugegeben (S. 19 f.). Und ebenſowenig 
kann man gegen fie vom Boden des deutſchen BGB. geltend machen, 
daß ſie für den Fall des behebbaren Mangels logiſcherweiſe zu der 
dem Käufer von unſerem BGB. verſagten Mängelbeſeitigungsklage 
führen müßte. Denn die Frage nach dem Inhalt der Leiſtungspflicht 
iſt nicht identiſch mit der Frage nach den Rechtsbehelfen, die dem 
Gläubiger im Falle ausbleibender Pflichterfüllung zuſtehen. Schaltet 
man hingegen, wie es Pis ko mit der herrſchenden Lehre tut, aus 
dem Komplex der Verkäuferpflichten die Pflicht zur Lieferung mangel⸗ 
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freier Spezies aus, ſo vermag ich nicht zu ſehen, wie man die Sach⸗ 
mängelhaftung des Verkäufers überhaupt rechtfertigen und begründen 
will. Man kann fie nicht damit motivieren, daß das Riſiko der 
Mangelhaftigkeit der Ware dem Verkäufer aufgebürdet ſei. Denn 
damit wäre die Frage nicht beantwortet, warum mit dieſem Riſikr 
gerade der Verkäufer belaſtet werde? Man kann fi auch nicht, wie 
es Pis ko will (vgl. S. 69 ff.), mit dem Hinweis helfen, daß der 
Zweck der Sachmängelhaftung nur darauf ausgehe, den Käufer vor 
den Folgen ſeines Irrtums über die Mangelfreiheit der Ware zu 
ſchützen. Denn die Koſten eines Irrtums hat normalerweiſe der 
Irrende und nicht deſſen Gegner zu tragen. Ebenſowenig kann die 
Sachmängelhaftung darauf geſtützt werden, daß der Verkäufer durch 
den Abſchluß des Kaufvertrages die Mängelfreiheit „behauptet“ habe: 
denn ſolche Behauptung würde in der Mehrzahl der Fälle auf eine 
leere Fiktion hinauslaufen, die überdies eine der Behauptung ent⸗ 
ſprechende Leiſtungspflicht zur logiſchen Vorausſetzung hätte. Und end⸗ 
lich läßt ſich die Sachmängelgewähr auch nicht auf die verabſäumte 
Pflicht der Mängelanzeige zurückführen (wozu Pis ko bis zu einem 
gewiſſen Grade aus hiſtoriſchen Erwägungen neigt): denn dieſes 
Moment verſagt überall da, wo der Verkäufer ſelbſt von der Mangel- 
haftigkeit nichts weiß und nichts wiſſen kann. 

Aber die Sachmängelhaftung des Verkäufers iſt ohne Annahme 
einer Verpflichtung des Verkäufers zur Lieferung mangelfreier Ware 
nicht nur theoretiſch nicht zu fundieren, ſie läßt ſich ohne ſie auch 
geſetzgeberiſch nicht zweckmäßig regeln. Das zeigt die Zerriſſenheit, 
die in der Schrift von Pis ko die ganze Lehre von der Sachmängel⸗ 
haftung aufweiſt. Pis ko muß folgerichtig von ſeiner Auffaſſung aus 
den Schwerpunkt der Mängelgewähr ſtatt in den Zeitpunkt des 
Gefahrüberganges in den des Kaufabſchluſſes legen; er muß infolge⸗ 
deſſen anfängliche und nachträgliche Mängel fundamental verſchieden 
behandeln und den Gattungskauf von der Gemährleiftung ſchlechthin 
ausſchließen (die dem Käufer auch beim Gattungskauf zuſtehenden 
Wandlungs⸗ und Minderungsrechte des deutſchen BGB. haben nach 
Pisko „mit den Rechtsbehelfen, die dem Käufer wegen Mängel der 
gekauften Spezies zuſtehen, nichts als den Namen gemein“ [S. 691). 
Ja, Verf. gelangt von ſeinem Standpunkt aus konſequenterweiſe zu 
dem Vorſchlag, es ſollte künftig die ganze Lehre von der Sachmängel⸗ 
gewähr in einer zweckmäßig ausgebauten Irrtumslehre aufgehen 
(S. 85 f.). In Wahrheit aber hat die Sachmängelhaftung des Ver⸗ 
käufers wichtige ſelbſtändige Funktionen im Verkehr zu erfüllen. Ihr 
Hauptwert liegt in der Geſchloſſenheit der Rechtsbehelfe, die ſie dem 
Käufer im Falle eines Sachmangels gewährt; in der Einheitlichkeit 
der Rechtssätze, denen dieſe Behelfe unterworfen find, und in der 
daraus ſich ergebenden Verkehrsſicherheit. Aber alle dieſe Vorteile 
laſſen ſich nur bei Annahme einer Verpflichtung des Verkäufers zur 
Lieferung mangelfreier Ware erzielen. Selbſt wenn der hiſtoriſche 
Ausgangspunkt der Sachmängelhaftung des Verkäufers in dem Unter⸗ 
laſſen einer Anzeigepflicht beſtanden hat, fo iſt die dogmengeſchicht⸗ 
liche Entwicklung des Inſtituts über dieſen Geſichtspunkt längſt 
hinausgegangen. Auch der unbefangenen Rechtsauffaſſung des Laien 
dürfte es durchaus entſprechen, daß der Verkäufer, der das verkaufte 
Pferd nicht frei von Hauptmängeln liefert, ſeine Verkäuferpflichten 
nicht erfüllt. Wie ich mir keine Rechts mängelhaftung des Ver⸗ 
käufers ohne Rechtsverſchaffungspflicht denken kann, jo kann ich 
mir keine Sachmängelhaftung ohne die entſprechende Leiſtungspflicht 
vorſtellen. Und wenn Pis ko erwidert (S. 27), bei mangelndem 
Rechte des Verkäufers handle es ſich bloß um überwindbare Er⸗ 
füllungsſchwierigkeiten, bei vorhandenem Sachmangel hingegen meiſtens 
um unabänderliche Dinge, ſo taucht hier im Hintergrund die ſcho⸗ 
laſtiſche Diſtinktion von objektiver und ſubjektiver Unmöglichkeit der 
Leiſtung auf, die die Doktrin des Obligationenrechts ſo unheilvoll 
beeinflußt hat. So ſcharfſinnig und intereſſant darum auch im ein⸗ 
zelnen die Ausführungen Pis kos find, fo glaube ich nicht, daß fie 
für eine künftige geſetzgeberiſche Ausgeſtaltung der Sachmängelhaftung 
des Verkäufers die zweckdienliche Unterlage abgeben können. 

Prof. Dr. Titze, Verlin. 


Grundriſſe der Rechtswiſſenſchaft. Band VI: Dr. 
Julius v. Gierke: „Handelsrecht und Schiffahrtsrecht.“ 
Zweite umgearbeitete Auflage. Berlin und Leipzig 1926. 
(Nachtrag 1927). Verlag Walter de Gruyter & Co. Preis 
broſch. 18 , geb. 20 G. 

Bereits kurze Zeit nach dem Erſcheinen der erſten Auflage wurde 
die zweite Auflage notwendig. Ein wohlverdienter Erfolg! Schon die 
erſte Auflage gehörte mit zu den beſten für den Studenten geeigneten 
Grundriſſen. Auf denkbar kürzeſtem Raum wurde das weite Gebiet 
des Handelsrechts mit allen juriſtiſchen und — was beſonders zu 
begrüßen iſt — auch wirtſchaftlichen Nebenerſcheinungen in er⸗ 
freulich einfacher Sprache dargeſtellt. Zahlreiche Hinweiſe beleuchteten 
das gerade auf dem Gebiete des Handelsrechts beſonders wichtige 
ausländiſche Recht. 

Bisher wurde infolge des Fehlens von genauen Zitaten aus 
der Rechtslehre und Rſpr. dem Studenten, der zu ſelbſtändiger 
Stellungnahme zu den Problemen zu gelangen wünſcht, dies erſchwert. 
Dieſer Mangel ift jetzt behoben. Sorgfältig hat der Verf. in allen 
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beſonders umſtrittenen Fragen, zumal da, wo er von der herrſchen⸗ 
den Anſicht abweicht, die Hauptvertreter der Lehrmeinungen angeführt 
und (im Gegenſatz zur früheren Auflage) durch Angabe des Fundorts 
das Aufſuchen erleichtert. Daneben ſind die lehrreichen R&Entid,, 
namentlich aus neuerer Zeit, im Text zitiert. 

Durch die Druchanordnung iſt dafür geſorgt, daß dieſe Über⸗ 
nahme von ſachlich in die Anmerkungen gehörenden Dingen in den 
Text beim Leſen nicht ſtörend wirkt. Es iſt zu hoffen, daß dadurch 
die Lektüre der Judikatur bei den Leſern ſtärker angeregt wird, als 
wenn ſich die Zitate getrennt vom eigentlichen Text befinden. 

Das ausländiſche Recht müßte u. E. bei einer neuen Auflage 
etwas eingehender berückſichtigt werden. Die jetzigen allzu zuſammen⸗ 
gedrängten Hinweiſe bergen ſtarke Gefahren für das richtige Ver⸗ 
ſtändnis in ſich. 

So iſt materiell zu dem Buche kaum irgendein Wunſch zu 
äußern, und man kann es mit dem verſtorbenen Max Mittelſtein 
nur warm jedem Studierenden zur Benutzung empfehlen. In äußer⸗ 
licher Beziehung darf daher um ſo offener auf zwei Mängel hingewieſen 
werden. Der Verf. verweiſt auf vorangegangene oder kommende 
Stellen ſtets durch Angabe des Paragraphen und des Unterabſchnittes 
(3. B. 8 42 III 1b Jaa). Dieſe Art der Zitierweiſe iſt nicht ſchön, 
überdies nicht praktiſch. Da bei den Überſchriften der einzelnen 
Seiten die jeweiligen Paragraphen und Abſchnittsbezeichnungen nicht 
angegeben werden, braucht der Leſer einige Zeit, um ſich zur ver⸗ 
wieſenen Stelle durchzufinden. Entweder alſo müßte nach Seiten 
zitiert werden, oder aber die jeweiligen Paragraphen und Abſchnitt⸗ 
angaben müßten neben der Seitenüberſchrift angeführt werden. Ein 
zweiter für die Benutzung durch die Studierenden noch fühlbarerer 
Mangel liegt in dem recht beträchtlichen Preiſe. D. S. 


Geſetze betr. Geld», Bank- und Vörſenweſen. Erläutert 
von Dr. Albert Feiſenberger, Reichsanwalt. Berlin 1927. 
Verlag von Otto Liebmann. 224 Seiten. 

Der Komm. bezeichnet ſich in feinem Vorwort als eine Sonder⸗ 
ausgabe aus der 5. völlig neubearbeiteten Auflage von Steng⸗ 
Nich Komm. zu den ſtrafrechtlichen Nebengeſezen des Deutſchen 

eiches. 

Autor und Verlag haben ſich zur Sonderausgabe deshalb ent⸗ 
ſchloſſen, weil es ſich um eine in ſich zuſammenhängende Abteilung 
des Geſamtwerkes handelt und dabei um eine Zuſammenſtellung 
von Geſetzen, wie ſie in dieſer Art und Geſchloſſenheit bisher 
noch nicht vorhanden iſt. 

Feiſenberger hat ſich bei Erläuterung nicht ſo eng wie 
die Bearbeiter der früheren Auflage des Stengleinſchen Werkes 
auf die rein ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte beſchränkt. Das wäre ja 
wohl auch, wenn man an eine Sonderausgabe der Bearbeitung dieſer 
Geſetze dachte, nicht tunlich geweſen, er hat vielmehr — und zwar 
beſonders beim Vörſen⸗ und Depotch. — auch die zivilrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen der Geſetze erörtert. Immerhin haben ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen der einzelnen Geſetze eine 
eingehende Kommentierung erfahren, wie das ja letzten Endes ſich 
aus dem Zwecke des Geſamtwerkes von ſelbſt ergab. 

Kommentiert find die nachfolgenden Geſetze: 

1. das Geſ. betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, 

2. das Geſetz betr. den Schutz des zur Anfertigung von Reichs⸗ 
kaſſenſcheinen verwendeten Papieres gegen unbefugte Nach⸗ 
ahmung, 

3. das Gef. betr. den Schutz des zur Anfertigung von Reichs⸗ 
banknoten verwendeten Papieres gegen unbefugte Nachahmung 
v. 2. Jan. 1911, 

4. Gef. über den Schutz des zur Anfertigung von Schuldurkunden 
des Reichs und der Länder verwendeten Papieres gegen unbe⸗ 
fugte Nachahmung v. 3. Juli 1925, 

5. Börſengeſ. v. 22. Juni 1896 u. 8.27. Mai 1908, 

6. Gef. betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung frem⸗ 
der Wertpapiere, 

7. Geſ. über Depot⸗ und Depoſitengeſchäfte v. 26. Juni 1925, 

8. Hypothekenbankgeſ. v. 13. Juli 1899, 

9. Geſ. betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen v. 4. Dez. 1899 u. 14. Mai 1914, 

10. VO. über die Errichtung der Deutſchen Rentenbank v. 15. Okt. 

1923, Anhang zur RentenbankVO. 

11. Bankgeſ. v. 30. Aug. 1924, Anhang zum Banbgeſ. 

12. Privaknotenbankgeſ. v. 30. Aug. 1924, 

13. Münzgeſ. v. 30. Aug. 1924, 

14. Gef. über die Ausgabe wertbeſtändiger Schuldverſchreibungen 

auf den Inhaber v. 23. Juni 1923. 

Als Ziel ſchwebte dem Verf. vor, daß der Komm. nicht nur 
dem Strafrechtler die Anwendung, ſondern auch dem Praktiker 
des Wirtſchaftslebens, insbeſ. auch Angehörigen der Bank⸗ und 
Börſenwelt das Verſtändnis dieſer hier vorzugsweiſe auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete liegenden Geſetze erleichtern ſolle. 

Dieſen Zweck erreicht Feiſenberger in vollem Maße. 
Die Anmerkungen find zwar begreiflicherweiſe überaus knapp ge⸗ 
halten, ſie genügen aber zur Orientierung und zur Einführung 
vollſtändig. 
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Für jeden, der ſich über die wichtigſten RGEntſch. informieren 
will, die zu den Vorſchriften der aufgezählten Geſetze ergangen ſind, 
iſt das Buch eine unentbehrliche Handhabe. Unſere Fachliteratur weiſt 
keine gleichartige Zuſammenſtellung auf. 

Prof. Dr. James Breit, Dresden. 
Dr. Bernhard Aſcher: Die Rechtsgrundlage des ſtückeloſen 
Effeklenverkehrs. Berlin 1927. Carl Heymanns Verlag. 
Preis 3 h. 
Stehe oben Aufſatz Ruth, S. 2960. 


Bauk und Börſenrecht: Eine Sammlung von Geſetzen und 
Geſchäftsbedingungen. Herausgegeben und eingeleitet von 
Dr. Arthur Nußbaum, Profeſſor an der Univerſität in 
Berlin. Berlin und Leipzig 1927. Walter de Gruyter & Co. 
616 S. Preis geb. 11 %%. 


Nußbaum hat ſich der dankenswerten Aufgabe unterzogen, 
die wichtigſten RGeſ. und preuß. Geſetze zum Bank⸗ und Börſen⸗ 
recht in einer handlichen Ausgabe zuſammenzuſtellen. Er hat ſich 
aber damit nicht begnügt, er hat auch die Börjend. von Berlin 
in der neueſten Faſſ. vom Juli 1927 angeführt und weiter auch die 
Bedingungen für die Geſchäfte an der Berliner Fondsbörſe. Gerade 
dieſe letzteren Bedingungen ſind für den, der nicht Mitglied der Ber⸗ 
liner Börſe iſt, ſehr ſchwer zu beſchaffen, und ihre Kenntnis iſt doch 
andererſeits unentbehrlich für jeden, der ſich ein klares und voll 
ſtändiges Bild von der Abwicklung von Vörſengeſchäften machen will. 

Sehr zweckmäßig erſcheint auch die Wiedergabe des Beſchluſſes 
des preuß. Staatsminiſteriums und der Verfaſſung der preuß. 
Staatsbank, des preuß. Geſetzes über die Zentralgenoſſenſchaftsbank, 
der Geſchäftsd. der Giro⸗-Effekten⸗Depots des Berliner Kaſſen⸗ 
vereins, der Bedingungen der Reichsbank für die Aufbewahrung 
und Verwaltung von Wertpapieren uſw. uſw. Kurz, die Ausgabe ent⸗ 
hält alles Material von Geſetzen und Verordnungen, das für den Stu⸗ 
denten, der in das für ihn zunächſt etwas myſterienhafte Gebiet des 
Bank» und Börſenrechts eindringen will, wie überhaupt für jeden, 
der ſich mit bank⸗ und börſenrechtlichen Fragen beichäftigt, unent⸗ 
behrlich iſt. 

Es füllt eine Lücke aus, die ſich bisher gerade in der Lehrtätig⸗ 
keil ganz beſonders fühlbar gemacht hat und die ſicherlich gerade 
Nußbaum als ſolche ganz beſonders empfunden hat. 

Beſonders zu begrüßen iſt weiter die ſyſtematiſche Einleitung, 
die Nußbaum ſeiner Ausgabe vorausſchickt, und die, ſo knapp ſie 
auch mit Recht gehalten iſt — 24 Seiten —, doch einen trefflichen 
orientierenden Überblick über das große Rechtsgebiet gewährt. 

Man wird Nußbaum für den Dienſt, den er dem Studenten, 
dem Lehrer und dem Mann der Praxis mit Herausgabe ſeines 
Buches geleiſtet hat, aufrichtig zu danken haben. 

RA. Prof. Dr. James Breit, Dresden. 


Das Handelsgeſetzbuch erläutert von Dr. Otto Warneher, 
Reichsgerichtsrat in Leipzig, und Dr. jur. Fritz Koppe 
Rechtsanwalt, Schriftleiter der „Deutſchen Steuer⸗Zritung“ 
in Berlin. 2. Auflage. Berlin 1927. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. 

Der Zweck der vorliegenden Ausgabe iſt in erſter Linie dar⸗ 
auf gerichtet, dem Kaufmann eine leicht verſtändliche Erläuterung 
des für ihn wichtigſten Geſetzes zu geben. Erſt in zweiter Linie 
will das Buch ein handliches Hilfsmittel für den praktiſchen Ju⸗ 
riſten ſein und ſchließlich auch den Studierenden — insbeſ. der 
Sozial⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaften — eine zur Einarbeitung ge⸗ 
eignete Handausgabe bieten. 

Dieſer Zweckrichtung entſpricht die Form der Darſtellung. In 
knappen, gemeinverſtändlich gehaltenen Anmerkungen ſuchen die Ver⸗ 
faſſer das Mindeſtmaß deſſen, was die tägliche Praxis des Kauf⸗ 
manns an Rechtsfragen bietet, zu erörtern. Dementſprechend iſt 
von einer Anführung der einſchlägigen Literatur — bis auf häu⸗ 
figere Zitate von Staub — faſt völlig abgeſehen; die Recht⸗ 
ſprechung — jedenfalls des RG. — zu den weſentlichten Punkten 
indeſſen berückſichtigt und zitiert. 

Beſonderer Wert iſt von den Verfaſſern darauf gelegt, an den 
entſprechenden Stellen die ſonſtigen rechtlich oder wirtſchaftlich in 
Frage kommenden Geſetze, ſo vor allem die ſteuer⸗ und ſtempel⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen ſowie die Vorſchriften der Sozialver⸗ 
ſicherung und des Arbeitsrechts anzuführen. 

Die vorliegende neue Auflage entſpricht dem Stand von Ge⸗ 
ſetzgebung und Rechtſprechung Anfang 1927. D. S 
Dr. W. Voß, Leipzig: Die obligatoriſche Reviſion im Rah⸗ 

men der Reform des Aktienrechts. (Geſellſchaftsrechtliche 
Abhandlungen, herausgegeben von Prof. Dr. Arthur 
Nußbaum, Heft 4.) Berlin 1927. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 3 . 

Im Rahmen der Abhandlungen, die die Vereinigung für Aktien⸗ 
recht herausgibt, hat der Syndikus des Verbandes Deutſcher Bücher⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


reviſoren E. V., Herr Dr. Voß, Vorſchläge für Anderung der Be⸗ 
ſtimmungen des HGB. über Reviſion von AktG. gegeben. In betreff 
der Nevijion bei Gründungen ſtellt er feſt, daß dieſe Reviſion ſich 
bewährt hat, was auch meiner Erfahrung nach den Tatſachen ent⸗ 
ſpricht. Er meint aber, daß die bisherigen geſetzlichen Vorſchriften 
nicht ausreichen. Es iſt in § 192 Abſ. 2 HGB. beſtimmt, daß die 
Reviſion nur notwendig iſt, wenn Mitglieder des Vorſtandes oder 
des Aufſichtsrats zu den Gründern gehören, oder wenn ein Fall des 
§ 186 HGB. vorliegt, insbeſ. alſo, wenn die Gründung als Illations⸗ 
gründung erfolgt. Der Verf. wünſcht, daß dieſe Beſtimmung auf alle 
Fälle der Gründung ausgedehnt wird. Ich kann ihm hierin nicht 
recht geben. Eine Reviſton iſt nicht erforderlich in den Fällen, in 
denen eine reine Kapitalsgründung erfolgt, denn bei legterer iſt der 
Tatbeſtand ja ein jo einfacher, daß eine Reviſion überflüſſig iſt. 
Die Reviſion könnte ſich in dieſem Falle nur auf die Beobachtung 
der Formalien erſtrecken, die ja der Regiſterrichter prüft, ferner 
darauf, daß die 250% des Kapitals und das Agio, das nach dem 
Geſetz eingezahlt werden muß, auch wirklich eingezahlt iſt. Dies letztere 
haben aber Vorſtand und Aufſichtsrat unter ihrer eigenen Verant⸗ 
wortung bei der Anmeldung zu erklären. Ganz anders liegt die 
Sache bei Illationsgründung oder wenn irgendwie beſondere Vorteile 
für die Gründung gewährt werden. Nun iſt es allerdings richtig, 
daß häufig die Vorſchriften über Illationsgründung dadurch um⸗ 
gangen werden, daß zunächſt lediglich eine Kapitalsgründung erfolgt 
und dann fpäter das betreffende Objekt im Wege der Nachgründung 
nach § 207 der AktG. übereignet wird. 

Zunächſt aber entſpricht es nicht den Tatſachen, wenn der Verf. 
meint, daß gegen derartige Umgehungen die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen keine Handhabe geben. Immerhin können Fälle vorkom⸗ 
men und kommen vor, in denen der Regiſterrichter die Kapitals⸗ 
gründung einträgt, da er nicht weiß, daß wirklich eine Illations⸗ 
gründung beabſichtigt iſt. Statt aber — wie der Verf, wünſcht — 
nunmehr auch für alle Kapitalsgründung die obligatoriſche Reviſion 
einzuführen, dürfte es genügen, wenn bei einer Reform des Aktien⸗ 
rechts im 8207 beſtimmt wird, daß auch bei derartigen Nachgrün⸗ 
dungen eine Reviſion notwendig iſt, wie dies bereits in Anm. 17 zu 
§ 186 bei Staub vorgeſchlagen iſt. 

Im zweiten Teile ſeiner Abhandlung hat der Verf. davon aus⸗ 
gehend, daß der Aufſichtsrat nach den jetzigen Beſtimmungen und 
den tatſächlichen Verhältniſſen nicht in der Lage iſt, die Kontrolle, 
die er nach dem Geſetz ausüben ſoll, wirklich auszuüben, eine dauernde 
Reviſion durch von der GerVerſ. beſtellte Reviſion vorgeſchlagen. 
Es entſpricht dies der Theſe, die ich in meinem Referat beim 
Kölner Juriſtentage ebenfalls aufgeſtellt habe. Die Frage iſt von 
großer Bedeutung und wird ſicherlich bei der Reviſion des Aktien» 
rechts eine große Rolle ſpielen. Der Verf. hat insbeſ. durch ſteten 
Hinweis auf die engliſchen Vorſchriften die Frage ſehr eingehend be⸗ 
handelt. Die Schrift iſt daher denen, die ſich ein Urteil über dieſen 
Teil der Aktienreform bilden wollen, zu empfehlen. 

IR. Dr. Albert Pinner, Berlin. 


Dr. Otto Reier, Rechtsanwalt, Mitglied des Prov.⸗Landtags 
von Nieder⸗Schleſ, Hirſchberg: Die Juduſtrieſchaft als 
Löſung für das Kreditproblem der Mittel- und Klein⸗ 
induſtrie. Berlin 1926. Verlag Wilhelm Chriſtians. 
Preis kart. 2 . 


Die Schrift entſtammt der Feder eines Verf., welcher, wie we⸗ 
nige, berufen iſt, aus der Praxis zu ſchöpfen und ihr durch Mittei⸗ 
lungen langjähriger Erfahrungen zu dienen. Nur wer aus täglicher, 
verantwortlicher Mitarbeit die Nöte und Sorgen des Leiters ſolcher 
Unternehmungen kennt, iſt befähigt, die einzelnen Fragen mit einer 
ſolchen Fülle von Winken und Anregungen zu begleiten. 

In knapper Form und guter Syſtematik werden die notwendi⸗ 
gen Vorprüfungen und die grundlegenden Vorarbeiten erörtert, mit 
denen der kreditſuchende Unternehmer beginnen muß. Es ſchließen ſich 
die Kapitel über die Möglichkeiten zur Erlangung kurzfriſtigen und 
langfriſtigen Induſtriekredits an. Dem eigentlichen Titel des Buchs 
wird das Schlußkapitel über den heutigen Stand des Problems der 
Induſtrieſchaften gerecht. Ein Literaturverzeichnis faßt das weit⸗ 
verſtreute Schrifttum zuſammen, eine Materialienſammlung bildet 
den Abſchluß. 

Intereſſant iſt, daß der Verf. (S. 36) ſich für den bekannten 
Antrag Keinath und Gen. über die Einführung des Regiſterpfands 
warm einſetzt — ein Beweis, daß nicht nur Großhandelskreiſe da⸗ 
hinterſtehen. — Es iſt bedauerlich, daß der Antrag noch immer in 
irgendeinem Ausſchuß ſchlummert, während eine Reihe von Ausſands⸗ 
rechten, oft auf unmittelbare Initiative der Induſtrie (Öfterreich, 
Ungarn) ſich ernſthaft mit dem Problem befaßt. Die in der Denk⸗ 
ſchrift des RJ Min. v. Juni 1926 (Druck. des volkswirtſch. Aus» 
ſchuſſes des RT. Nr. 115) geltend gemachten Bedenken erſcheinen 
um ſo mehr widerlegt, als das Geſetz betr. die Ermöglichung der 
Kapitalbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter v. 9. Juli 1926 die 
techniſch⸗juriſtiſche Geſtaltung des Antrags Keinath weſentlich über⸗ 
nommen hat (vgl. hierzu die 2. Denkſchrift des Zentralverbandes des 
Deutſchen Großhandels e. V. über das Regiſterpfand). 
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Zum Hauptthema „Induſtrieſchaften“ ſtellt der Verf. folgende 
Leitſäte auf: 

Die Sammlung der noch verfügbaren Kapitalien für Zwecke der 
Mittel⸗ und Kleininduſtrie kann nur durch Ausgabe hypothekariſch 
geſicherter Pfandbriefe unter Garantie einer öffentl. Körperſchaf!“ 
(Reich, Land, Provinz) geſchehen. Organiſatoriſch bedarf es hierzu 
eines Kreditinſtituts mit klar begrenztem Sondervermögen, auf das 
die Spezialgeſetzgebung über Hypothekenbanken nicht anwendbar iſt. 
Dem Garanten muß durch genoſſenſchaftliche Mitverhaftung in Form 
einer quotenmäßig nach Verhältnis des gewährten Kredits berechneten, 
ihrer Höhe nach aber unbedingt feſt begrenzten Teilſolidarhaftung 
Sicherheit gewährt werden. Dabei erſcheint der Gedanke, dem Ga⸗ 
ranten durch techniſche Rückverſicherung eine gewiſſe Rückendeckung zu 
geben, erwägenswert. 

Der Gedanke ſolcher Induſtrieſchaften iſt an ſich alt, die Lö⸗ 
ſungsverſuche, die der Verf. entwickelt, haben den Vorzug einer ſorg⸗ 
faltigen Berückſichtigung des Für und Wider. Die Aktualität des 
Problems zeigt ſich in der neueſten Erörterung von Bankenſeite 
(Pferdmenges Bankarchiv XXVI, 469 ff.). ö 

Alles in allem verdient Reiers kleine Schrift ernſte Beachtung. 

RA. Dr. Heinrich Friedländer, Verlin. 


Rechtsanwalt Dr. Julius Kaufmann III, Köln: Die Ver⸗ 
gleichsordunng (Geſetz über den Vergleich zur Abwendung 
des Konkurſes vom 5. Juli 1927). Köln. Verlag Lohrum. 


Der Reihe der Erläuterungswerke tritt nur noch eine ſyſte⸗ 
matiſche Erläuterung hinzu. Sie enthält nach einer kurzen Einleitung 
über die Entſtehung des Geſetzes und dem Geſetzestext ſelbſt eine 
ſyſtematiſche Darſtellung ſeines Inhalts. Im allgemeinen ſcheint die 
VerglO. ſich zu einer ſyſtematiſchen Darſtellung deshalb nicht ſonder⸗ 
lich zu eignen, weil das Geſeg ſelbſt ſchon eine brauchbare Syſtematik 
hat und jede nicht in Kommentarſorm gehaltene Darſtellung deshalb 
ohnehin der Syſtematik des Geſetzes folgt und folgen muß. Immerhin 
bietet die ſyſtematiſche Darſtellung den Vorteil, daß materiellrechtliche 
und formale Vorſchriften in einen engeren Zuſammenhang gebracht 
werden können, als ihn das Geſetz ſelbſt herſtellt. Die ſyſtematiſchen 
Erläuterungen des vorliegenden Buches beſchränken ſich auf die 
Wiedergabe des Geſetzes und ſeiner Begründung, laſſen aber jede 
Fühlungnahme mit der Rſpr. zur KO. und zur GeſchAufſVO. ver⸗ 
miſſen. Dem Buch ſind eine Anzahl brauchbarer, allerdings nur für 
die einfachſten Fülle des Wirtſchaftslebens ausreichender Formulare 
beigefügt. IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


Geſchichte des Handels. 
E. Reinhardt: Jakob Fugger der Reiche aus Augsburg. 
Berlin 1926. Struppe & Winckler. VI, 186 S. 

In ſeinem geſchichtlichen Teil iſt dieſes Buch nicht ohne Wert 
durch Mitteilung zahlreicher Einzelheiten über die Geſchichte der 
Fugger. Leider verzichtet der Verf. ſowohl auf Quellenangaben wie 
auf die Erwähnung der doch recht zahlreichen Literatur. 

Den Juriſten dürfte der 2. Abſchnitt über das Werden und 
Weſen der Verbände intereſſieren. Hier ſtellt der Verf. einen „Tief⸗ 
ſtand der Verbandrechtswiſſenſchaft“ feſt und entwickelt nun ſeine 
eigenen „völlig abweichenden Anſichten“. Wir erfahren zunächſt, daß 
der Verband ein Gegenſtück zur Perſon iſt und drei Arten aufweiſt, 
nämlich „1. die Verbandsrechtverhältniſſe, 2. die Gliedſchaften und 
3. die Einſchaften“. Von dieſen ſind die beiden letztgenannten ebenſo 
wie die Perſonen Rechtsträger, aber im Gegenſatz zu ihnen „rechts⸗ 
künſtliche“. Unter einem Verbandsrechtsverhältnis verſteht der Verf. 
„die von der Rechtsordnung geregelte Beziehung, in der zwei oder 
mehrere völlig ſelbſtändig bleibende Rechtsträger zueinander zu dem 
Zwecke ſtehen, beſtimmte gemeinſchaftliche Belange in beſtimmter 
Weiſe zu fördern“. Beiſpiele für dieſe Form bringt er aus dem 
babyloniſchen, jüdiſchen, griechiſchen, römiſchen, mittelalterlichen Recht 
in raſchem Ablauf, ohne aber ſeine Darſtellung in das geltende Recht 
auslaufen zu laſſen. 

Als „Gliedſchaft“ bezeichnet der Verf. das, was man bisher eine 
Körperſchaft nannte. Er unterſcheidet ſodann Vollgliedſchaften und 
Splißgliedſchaften, die ſich von jenen daburch unterſcheiden; daß „die 
beteiligten Glieder ihre Selbſtändigkeit zupunſten der Gliedſchaft nicht 
völlig“ aufgeben, ſondern nur „zu einem mehr oder weniger großen 
Teile“. Auch hier werden Beiſpiele aus der Antike und aus Ober⸗ 
italien beigebracht, beſonders aber die mittelalterlichen „Gliedſchaften“ 
berückſichtigt. Dieſe teilt der Verf. in ſechs verſchiedene Arten, von 
denen aber nur die Geſellſchaft und die Gewerkſchaft näher erörtert 
werden. 

Die Ausführungen über die „Einſchaft“ beginnen mit einer leb⸗ 
haften Polemik gegen den Ausdruck „Juriſtiſche Perſon“ und damit 
zuſammenhängende Theorien. Dies hindert aber den Verf. nicht, die 
erſten Spuren der juriſtiſchen Perſon im ptolemäiſch⸗griechiſchen 
Agypten“ zu finden, und zwar im 0 Baot\ınös, den er „für eine 
in der Gedankenwelt vorgeſtellte Rechnungsgröße“ hält. Dieſe „Rechts⸗ 
form“ gelangt dann nach Rom und erſcheint ſchließlich in der res 
publica als der typiſchen universitas. Damit deckt ſich aber die 
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„Einſchaft“, d. h. eine zur Erreichung beſtimmter, auf andere Weiſe 
nicht erreichbare Zwecke im Hinblick auf das Vorhandenſein be⸗ 
ſtimmter Rechtsträger oder Rechtsgegenſtände oder beider auf Grund 
einer auf einer lex beruhenden feſten Verfaſſung geſchaffenes, einheit⸗ 
liches, wirkliches, nicht fingiertes Gedankengebilde, dem durch die 
Rechtsordnung gewiſſe Rechte beigelegt find, „nicht jedoch Handlungs⸗, 
Delikts⸗, Geſchäfts⸗, Vertrags-, Prozeßfähigkeit“ und dem „in der 
Verfaſſung eine fefte Organiſation, insbeſ. mit beſtimmter Vertretungs⸗ 
und Geſchäftsführungsmacht ausgeſtattete Menſchen, die ſog. Organe 
beigegeben ſind“. Dem Verf. iſt es „offenſichtlich“, daß dieſe Ein⸗ 
ſchaft „grundverſchieden“ iſt von der Gliedſchaft und daß „daß dieſe 
Unterſcheidung von ſehr weittragender, theoretiſcher wie praktiſcher 
Bedeutung iſt“. 

Ich glaube nicht, daß dieſe Begriffsbildungen und Terminologien 
des Buches dogmatiſch einen Fortſchritt bedeuten: dazu ſind ſie viel 
zu unklar und vor allem zu wenig mit dem geltenden Recht in Be⸗ 
ziehung gebracht. Der Verf. gefällt ſich darin, über Geſetzgeber, 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung abfällige Bemerkungen zu machen, 
anderen vorzuwerfen, daß ſie falſch ſehen, zu wenig beachten, ver⸗ 
kennen, aber weder verſucht er, dafür einen Beweis zu liefern, noch 
gelingt es ihm, auch nur ſeine eigenen Anſichten zu begründen. Dabei 
unterſchätzt er ebenſo das, was andere vor ihm geleiſtet haben, wie er 
die Neuheit deſſen überſchätzt, was er ſelbſt vorträgt. Anzuerkennen 
iſt der Fleiß, mit dem der Verf. eine nicht unerhebliche, leider nie 
angeführte Literatur durchgearbeitet hat. 

Die Lektüre des Buches iſt nicht leicht. Sieht man auch ab 
von feiner eigenartigen Terminologie, fo bleibt beſtehen die Undurch⸗ 
ſichtigkeit des Gedankengangs, der durch Exkurſe und Erklärungen 
bekannter Erſcheinungen mehr als nötig unterbrochen wird. Vor allem 
aber fehlen dem Text alle Einteilungen, und nur aus einem voraus⸗ 
gehenden Inhaltsverzeichnis kann man ſich über den Aufbau des 
Ganzen orientieren. Dazu kommt, daß man oft mehrere Seiten leſen 
muß, um nur auf einen Abſatz zu ſtoßen. Dieſe Ruheloſigkeit der 
Darſtellung iſt um ſo auffallender, als der Verf. in dem beſprochenen 
Teil „kaum mehr als Kapitelüberſchriften aus“ ſeinen „anderen, noch 
ungedruckten Schriften“ bringt. 


Prof. Dr. Freiherr v. Schwerin, Freiburg i. Br. 


RU. Dr. Albert Baer, Berlin: Grundzüge des Bürgerlichen 
Rechts. Erſter Band (Vertrag. Erfüllung des Vertrags. 
Vertragsparteien. Willensmängel beim Vertragsſchluß). 
(Jedermanns Bücherei. Abteilung: Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaft, herausgegeben von Friedrich Glum.) Breslau 
1926. Ferdinand Hirt. Preis 3,50 h. 


Von allen wiſſenſchaftlichen Darlegungen ſtellt die fog. ge 
meinverſtändliche Schrift an die Darſtellungskunſt die höchſten An⸗ 
forderungen. Nichts iſt ſchwieriger, als einen wiſſenſchaftlichen Stoff 
einem allgemeinen Leſerkreis ohne fachliche Vorbildung nahezubringen. 
„Jedermanns Bücherei“ trägt dieſer Schwierigkeit dadurch Rech⸗ 
nung, daß ſie ſich für alle Wiſſenszweige, die ſie behandelt, erſte 
Federn geſichert hat. 

Der Verf. des vorl. Bändchens, deſſen Inhalt im Titel genau 
angegeben iſt, hat das Ziel einer gemeinverſtändlichen Darſtellung 
richtig erkannt. Mit berechtigtem Hinweis auf den Charakter der 
Sammlung lehnt er es ab, ein wiſſenſchaftliches Lehrbuch zu liefern. 
Er erblickt ſeine Aufgabe vielmehr darin, „die Grundbegriffe des 
bürgerlichen Rechts dem Leſer verſtändlich zu machen, und zwar da⸗ 
durch, daß ich ſie möglichſt aus dem Sprachgebrauch des täglichen 
Lebens entwickle und an Beiſpielen des täglichen Lebens erkläre, 
dabei von einfacheren zu ſchwierigeren fortſchreitend“ (S. 5). Wie 
mit dem Ziel, ſo kann man ſich auch mit der hiermit angedeuteten 
Methode des Verf. einverſtanden erklären. Die Entwicklung der 
Rechtsbegriffe aus dem Sprachgebrauch und an Beiſpielen des tüg> 
lichen Lebens iſt für die gemeinverſtändliche Darſtellung der ſtrengen 
Syſtematik des wiſſenſchaftlichen Lehrbuchs vorzuziehen. Soweit 
aber eine populäre Darſtellung Syſtematik gleichwohl enthält, muß 
dieſe gerade in dieſem Falle unbedingt richtig ſein. Andernfalls 
enſteht die Gefahr ſchwerer Mißverſtänduiſſe. Dieſer Gefahr ift der 
Verf. nicht überall entgangen. Sein I. Abſchnitt „der Vertrag“ ent» 
hält eine Unterabteilung „4. Beſitzerwerb“ (S. 24 ff.). Dies muß 
die Vorſtellung erwecken, als ob der Beſitzerwerb ein Vertrag ſei oder 
mindeſtens, als ob zum Erwerbe des Beſitzes ein Vertrag nötig ſei. 
Schlimmer iſt, daß der IV. Abſchn. „Willensmängel beim Vertrags⸗ 
ſchluß“ (S. 66 ff.) die Unterabteilungen „3. Formmangel“ (S. 73 ff.) 
und „4. verbotener Inhalt“ (S. 76 ff.) enthält, als ob hier Willens⸗ 
mängel vorlägen wie bei dem geheimen Vorbehalt, der Schein⸗ und 
Scherzerklärung (S. 66 ff.), dem Irrtum (S. 67 ff.) uſw. Abgeſehen 
von dieſen ſyſtematiſchen Bedenken aber iſt der Stoff gut und zweck⸗ 
entſprechend angeordnet. Die allmähliche Entwicklung der Rechts⸗ 
begriffe aus dem Sprachgebrauch und an Beiſpielen des Lebens iſt 
dem Verfaſſer meiſt trefflich gelungen. Auch für den Laien ſchwierige 
Rechtsbegriffe, wie gegenſeitiger Vertrag (S. 10), empfangsbedürftige 
Willenserklärung (S. 15/16) verſteht der Verf. ſehr geſchickt klar⸗ 
zumachen. Nicht ganz zweckmäßig erſcheint jedoch die Entwicklung 
der Irrtums lehre (S. 67). Sie leidet daran, daß der Verf. den 
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eigentlichen Irrtum über den Inhalt der Erklärung überhaupt nicht 
erörtert, vielmehr einen Fall des § 119 Abſ. 2 als Beiſpiel für 
den Irrtum über den Erklärungsinhalt an die Spitze ſtellt und auch 
in der weiteren Darſtellung den Inhalt über verkehrsweſentliche 
Eigenſchaften von Perſonen oder Sachen als den vornehmſten Fall 
des Irrtums über den Inhalt einer Erklärung behandelt. Dies muß 
zu einer Verwirrung der Begriffe führen. Denn der Irrtum über 
verkehrsweſentliche Eigenſchaften wird im BGB. an ſich nicht als 
Irrtum über den Inhalt der Erklärung angeſehen, ſondern nur 
dieſem gleichgeſetzt. Die Erörterung müßte deshalb unbedingt mit 
einem Fall beginnen, der einen eigentlichen Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung enthält; das Schrifttum liefert hierfür Beiſpiele genug. 
Auch ſonſt ſind die Beiſpiele des Verf. zur Irrtumslehre oft nicht 
glücklich gewählt. 

Beſonders wichtig iſt in einer populären Schrift die inhalt⸗ 
liche Richtigkeit des Vorgetragenen. Eine ſolche Schrift kann 
nur das Einfachſte und Wichtigſte mitteilen. Was aber mitgeteilt 
wird, muß unbeſtreitbar richtig ſein. Dieſer Forderung wird der 
Verf. leider nicht durchweg gerecht. Er lehrt z. B., der Gläubiger 
einer Geldforderung brauche Goldſtücke von 1914 nicht als Zahlung 
anzunehmen (S. 29). Das iſt irrig. Denn nach 85 MunzG. v. 
30. Aug. 1924 ſind die alten Markgoldmünzen wieder geſetzliches 
Zahlungsmittel (vgl. Staudinger⸗-Werner, Vorbem. 3 vor 
8 244 BGB.). Der Verf. behauptet weiter, der gewillkürte Vertreter 
erwerbe die Vertretungsmacht von dem Vertretenen „durch 
Rechtsgeſchäft, d. h. durch einen zwiſchen ihnen beſtehenden Vertrag“ 
(S. 43). Die Vollmachtserteilung iſt aber bekanntlich ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft (8 167 Abſ. 1 BGB.), das allerdings meiſt auf Grund 
eines Vertrags vorgenommen wird. Die wiedergegebene Ausführung 
des Verf. muß in dem Laien die Vorſtellung erwecken, als ob Rechts⸗ 
geſchaft und Vertrag identiſche Begriffe ſeien. Die wenig glückliche 
Beſchreibung des Vorgangs der Vollmachtserteilung hat auch die Dar⸗ 
ſtellung des Verhältniſſes der Vollmacht zu dem inneren Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Vollmachtgeber und Bevollmächtigtem ungünſtig 
beeinflußt. 

Inhaltlich unrichtig iſt ferner die Darlegung des Verf., bei 
Verträgen, die der Vorftand eines nicht rechtsfähigen Ver⸗ 
eins abſchließt, könne der Gegenkontrahent ſich nach feiner Wahl 
an den Verein oder an den Vorſtand perſönlich halten (S. 52). 
Nach 8 54 Satz 2 BGB. haftet in ſolchem Falle ausſchließlich die 
handelnde Perſon, wenn und ſoweit nicht die Mitglieder dem Vor⸗ 
ſtand (in der Satzung oder ſonſt) Vollmacht erteilt haben (vgl. 
Staudinger⸗Löwenfeld⸗Riezler, Bem. VI 1 zu 8 54 
BGB.). Eine Klarlegung der hier in Betracht kommenden Rechts⸗ 
begriffe hat der Verf. ſich ſelbſt dadurch verſperrt, daß er den Begriff 
der juriſtiſchen Perſon überhaupt nicht grundſätzlich entwickelt. 
Wenn er ausführt, außer den Menſchen ſeien „nach ausdrücklicher 
Geſetzesvorſchrift noch rechtsfähig die juriſtiſchen Perſonen“ (S. 57), 
ſo kann er damit kaum eine annähernd richtige Vorſtellung vom Be⸗ 
griff der juriſtiſchen Perſon erwecken. Der Leſer kann bei ſolcher 
Darſtellung nicht auf den Gedanken kommen, daß die Rechtsfähigkeit 
gerade das Weſen der juriſtiſchen Berfönlichkeit ausmacht, daß alſo das 
Recht es iſt, das dieſen Gebilden Perſönlichkeit verleiht, indem 
es ihnen Rechtsfähigkeit zuſchreibt, und daß gerade deshalb von 
„juriſtiſchen“ Perſonen geſprochen wird. Er wird vielmehr annehmen, 
daß den an ſich ſchon exiſtierenden juriſtiſchen Perſonen vom Geſetz 
zufällig die Rechtsfähigkeit beigelegt wird. Wie dies zuſammenhängt, 
wird dem nicht fachlich vorgebildeten Leſer ebenſo dunkel bleiben wie 
der Sinn der Benennung „juriſtiſche Perſon“. 

Erfreulich iſt im allgemeinen die Sprache des Werlchens. 
Nur ganz ſelten finden ſich Wendungen, die im Intereſſe des Rufes 
der juriſtiſchen Sprache in den Kreiſen des allgemeinen Publikums 
beſſer unterblieben wären, wie „daraus ergibt ſich gegenteilig“ 
(S. 37), „der Verkäufer verlangt Zahlung wegen gekaufter Ware“ 
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(S. 40), „der Käufer ermangelt des Willens“ (S. 44). Unnötig ſind 
in einer gemeinverſtändlichen Schrift lateiniſche Fachausdrücke wie 
brevi manu traditio uſw. (S. 23). Auch bei der Auswahl des 
Schrifttums, das der Verf. ſeinem Leſer empfiehlt, könnte der 
Charakter der gemeinverſtändlichen Darſtellung vielleicht ſtärker be⸗ 
tont werden. Dankbarer als die Empfehlung des führenden Lehr⸗ 
buchs von Enneccerus⸗Kipp⸗Wolff würde der Laie viel⸗ 
leicht einen Hinweis auf Iherings Jurisprudenz des täglichen 
Lebens oder Iherings Scherz und Ernſt in der Jurisprudenz 
begrüßen. 

Im ganzen iſt das Werkchen, trotz der einzelnen Bedenken, 
die geltend gemacht werden müſſen, als wohlgelungen zu bezeichnen. 
Dies muß um ſo klarer ausgeſprochen werden, als die Erörterung 
einzelner Einwendungen naturgemäß äußerlich einen breiteren Raum 
einnimmt als die Erwähnung der Vorzüge. Das Büchlein enthält im 
Rahmen ſeines Titels alles, was für den nicht juriſtiſchen Leſer wiſſens⸗ 
wert iſt. Es iſt flott geſchrieben und infolgedeſſen angenehm zu leſen. 
Der aufmerkſame Leſer wird ohne allzu große Mühe im ganzen eine 
richtige Vorſtellung von dem dargeſtellten Teil des bürgerlichen 
Rechts bekommen. Sein Intereſſe an dem ihm fremden Stoff wird 
wachſen, je mehr die Lektüre fortſchreitet. So gehört das vorl. Bänd⸗ 
chen mit zu jenen Arbeiten, die zwiſchen dem allgemeinen Volks⸗ 
bewußtſein und dem Juriſtenſtand die Brüche des Verſtändniſſes 
ſchlagen. Gerade der heutige Juriſtenſtand muß dem Verf. dafür 


dankbar ſein. 
RA. Dr. Alfred Werner, München. 


Die geſamten Neichsſtenergeſetze. Reichsabgabenordnung 
und ergänzende allgemeine Geſetze, direkte Steuern und 
Verkehrsſteuern vollſtändig, Verbrauchsſteuern im Aus zug. 
Textausgabe mit Sachregiſter herausgegeben von Prof. Dr. 
Oltmar Bühler, Münſter. 2. Auflage. Mannheim 1928. 
J. Bensheimer. Preis 10 h. 

Innerhalb Jahresfriſt iſt der in JW. 1927, 1740 beſprochenen 
erſten Auflage die zweite gefolgt — ein Beweis, wie ſehr eine Text⸗ 
ausgabe aller Reichsſteuergeſetze einem weitverbreiteten Wunſche ent⸗ 
ſprach. Weſentliche Anderungen weiſt die zweite Auflage nicht auf; 
neu aufgenommen ſind die Vorſchriften über Süßſtoffſteuer, Ver⸗ 
gnügungsſteuer und die ſtatiſtiſche Gebühr ſowie die dieſesmal an Zahl 
verhältnismäßig geringen Anderungen der ſonſtigen Steuergeſetze. Der 
Entſchluß des Herausgebers, den Erlaß des Steuervereinheitlichungs⸗ 
geſetzes des Reiches nicht abzuwarten, hat ſich als richtig erwieſen; 
auch heute iſt noch nicht abzuſehen, wann dies Geſetz ergehen wird; 
auch wird es erſt mit dem Erlaß der auf Grund ſeiner Vorſchriften 
neu zu faſſenden Landesgeſetze über Grund-, Gewerbe- und Hauszins⸗ 
ſteuer Bedeutung erlangen. 

Zu begrüßen iſt, daß Verlag und Verf. die weitere Ausgeſtal⸗ 
tung der Sammlungen durch Herausgabe einer Zuſammenſtellung der 
Landesſteuergeſetze und der Reichsſteuerverordnungen (Ausführungs⸗ 
und Durchführungsbeſtimmungen) vorgeſehen haben. Auch dieſe Bände 
ſind, wenn ſie ſich im Rahmen des vorliegenden halten, der gleichen 
günſtigen Aufnahme ſicher. D. S. 


Berichtigung. 

Dr. Eruſt Wilmersdoerffer und A. Selo, Rechtsanwälte in 
München: Geſetz über den Vergleich zur Abwendung 
des Konkurſes (Vergleichsordnung). Stuttgart. Verlag 
von J. Heß. Preis geh. 5 W, geb. 6 . 

In der JW. 1927, 2621 abgedruckten Beſprechung von 

IR. Dr. Lemberg ift der Preis irrtümlich auf 18,60 % angegeben. 


Vorträge über die Zuſammenhänge zwiſchen Steuer 
und Betriebswirtſchaft. 


Veranſtaltet vom Reichsfinanzminiſterium in Bonn 
v. 3.— 6. Oktober 1927. 


Von der Finanzverwaltung als unbedingt notwendig zur Durch⸗ 
führung der Steuergeſetze erklärt, von den betroffenen Kreiſen vielfach 
als ſchwere, unerträgliche Belaſtung empfunden, ſchwankt das Cha⸗ 
rakterbild der ſteuerlichen Buch⸗ und Betriebsprüfung (B.u. B.⸗ 
Prüfung) in der Geſchichte. Anſcheinend konnte die RFin Verw. den 
Beſchwerden eine gewiſſe Berechtigung nicht abſtreiten, ſie hat die 
B. u. B.⸗Prüfung zwar nicht aufgehoben, wohl aber reformiert. Der 
Buchprüfungsdienſt iſt reorganiſiert, im RFinMin. iſt eine Zentral⸗ 
ſtelle unter Leitung des Mingi. Dr. Grabower gebildet, bei den 
Link. iſt meift ein beſonderer Referent für die B. u. B.⸗Prüfung 
beſlellt; zur Forderung der Vereinheitlichung und zur beſſeren Ver⸗ 


wertung der geſammelten Erfahrungen find einige LFin A. zu Haupt⸗ 
orten beſtellt, wie z. B. Berlin für die Braueretinduftfie Nord⸗ und 
Mitteldeutſchlands, Magdeburg für Braunkohle, Kali und Zucker, 
Kaſſel (Frankfurt a. M.) für die chemiſche Induſtrie u. dgl. m. Ein 
ausführlicher Erlaß v. 6. Juli 1927 regelt im einzelnen das Ver⸗ 
fahren, Anordnung, Durchführung, Zahl der Prüfer und Dauer der 
Buchführung, Verhalten der BPrüfer gegenüber den Steuerpflichtigen 
und Angeſtellten. Es bringt eine ſcharfe Scheidung zwiſchen den 
Rechten und Pflichten der BPrüfer und der Veranlagungsſtellen, wo⸗ 
durch in Zukunft zahlreiche Konflikte vermieden werden. Beſonders 
erfreulich für den Steuerpflichtigen wird die autoritative Feſtſtellung 
fein, daß die B.u. B.⸗Prüfer am Ergebnis völlig unintereſſiert find, 
und daß das Ziel der Bu. B.⸗Prüfung in einer ordnungs mäßigen, 
wirtſchaftlich vernünftigen, ſteuerlich richtigen Überprüfung des Be⸗ 
triebes liegt und nicht in erſter Linie in einem möglichſt hohen 
zahlenmäßigen Erfolg. 

Nachdem die RFin Verw. die B.u. B.⸗Prüfung auf feſte Grund⸗ 
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lage geſtellt hat, iſt fie dazu übergegangen, den B. u. B.⸗Prüfern die 
zur Vornahme ihrer Tätigkeit erforderlichen Kenntniſſe zu ver⸗ 
mitteln. Denn es iſt klar, daß der Verwaltung, wenn ſie das erſtrebte 
Ziel wirklich erreichen will, eine Reihe hochqualifizierter Beamter 
zur Verfügung ſtehen muß, denen nichts Menſchliches im Betriebe 
fremd iſt. Der BPrüfer muß mehr verſtehen als die Regeln der 
Buchhaltung, es reicht nicht aus, Fehler in der Buchhaltung zu ent⸗ 
decken oder feſtzuſtellen, ob Weihnachtsgratifikationen an Angeſtellte 
oder welche Entnahmen des Prinzipals über Geſchäftsunkoſten ge⸗ 
laufen oder ob 20% auf Maſchinen abzuziehen find, ftatt der „nor⸗ 
malen“ Abſchreibung von 15%. Der B.u. B.⸗Prüfer muß viel mehr 
können. Er muß imſtande ſein, in den Aufbau und die Organiſation 
des Betriebes völlig einzudringen, er muß die Kalkulation nicht 
minder verſtehen als die wirtſchaftlichen und Rechtsvorgänge, die zu 
den einzelnen Buchungen geführt haben; nur dann kann er feſt⸗ 
ſtellen, was werbende Anlagen ſind, ob im Fabrikationskonto Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten ſtecken oder nicht, er kann von der Kalkulation 
Schlüſſe auf die Höhe des Umſatzes und des Gewinnes ziehen. Dieſem 
Zweck diente die Bonner Veranſtaltung des RFin Min., zu 
welcher etwa 200 Referenten der B.u.B.⸗Prüfung und Bau. B.⸗ 
Prüfer ſelbſt verſammelt waren. Ein beſonbers glücklicher Gedanke 
war es, daß ſich dieſe Verſammlung nicht in aller Heimlichkeit und 
Verborgenheit abspielte, vielmehr wurden Vertreter der Spitzen⸗ 
verbände und der Fachzeitſchriften zugezogen. Das RFinMin. wünſcht 
nichts zu verbergen, es legt ſeine Abſichten und Zwecke offen dar in 
der Hoffnung auf vertrauensvolle Zuſammenwirkung der Bau. B.⸗ 
Prüfer mit den Steuerpflichtigen. 

Staatsſekretär Prof. Dr. Popitz eröffnete die Beſprechung mit 
einem einleitenden Vortrag über die Finanzlage Deutſchlands und 
über die Gründe für die ſtarke Erhöhung der Steuerlaſt, die ſeit 
1913 (Reich, Länder, Gemeinden) von 4 Milliarden auf 11 Milliarden 
Reichsmark geſtiegen iſt. Nicht nur die unmittelbaren und äußeren 
Kriegslaſten haben dies veranlaßt, ſondern in mindeſtens gleicher 
Weiſe die mittelbaren Folgen des Krieges, wie Liquidations⸗ und 
Gewaltſchäden, Penſionen an Kriegsteilnehmer, Kriegsopfer und 
Hinterbliebene. Die Vermögensverluſte durch Kriegs⸗ und Inflations⸗ 
zeit und der Gebietsverluſt fordern erhöhte Leiſtungen des einzelnen, 
die Steuerkraft von Landwirtſchaft und Hausbeſitz iſt faſt auf Null 
geſunken. Endlich iſt eine weſentliche Erweiterung der Staatstätigkeit 
zu verzeichnen: Arbeitsvermittlung, Schlichtung von Arbeitskämpfen, 
Erweiterung der Wohlfahrtspflege, Erwerbsloſenfürſorge u. dgl. m. 
fordern heute ganz erhebliche Summen. Den Mehrausgaben ſtehen 
zwar Minderausgaben für Heer, Marine und Kolonien gegenüber 
und auch z. Z. noch ein Minus an Zinſen; Die Reichsſchuld freilich 
iſt heute ſchon höher als 1913, zudem iſt eine Zunahme der Ver⸗ 
ſchuldung zu erwarten. Pflicht der RFin Verw. und jedes Steuer⸗ 
beamten iſt daher die reſtloſe Erfaſſung von Einkommen, Vermögen 
und Umſatz; als eins der wirkſamſten Inſtrumente hierzu betrachtet 
die RFin Verw. die B. u. B.⸗Prüfung, wobei namentlich auch an eine 
Präventivwirkung gedacht wird, denn die Steuerehrlichkeit wird zu⸗ 
nehmen, ſofern die Wirkfamkeit dieſer Waffe in der Hand der 
Finanzverwaltung erkannt wird. Erhöhung der Einnahmen und 
Verminderung der Steuerlaſt gehen Hand in Hand. Je wirkſamer 
die B.u. B. Prüfung iſt, je ſicherer ict dieſes Ziel zu erreichen, mag 
fie auch für den einzelnen Unbequemlichkeiten mit ſich bringen; 
letzten Endes iſt doch die B. u. B.⸗Prüfung wirtſchaftserhaltend und 
wirtſchaftsverbeſſernd. 

Regierungsrat Wulff vom RFinMin. gab ſodann einen Über⸗ 
blick über die Verſchiedenheiten der Tatigkeit des amtlichen Buch⸗ 
prüfers zu denen der privaten BPrüfer und Reviſionsgeſellſchaften. 
Letztere prüſen zwecks Aufdeckung von Fehlern und Veruntreuungen, 
ihr Ziel iſt Verbeſſerung der Technik der Buchführung, Erhöhung 
der Überſichtlichkeit und Gewinnung von Anhaltspunkten über die 
Rationalitat des Betriebes und die Kalkulation der Preiſe. Auch 
die amtliche BPrüfung will die Richtigkeit und Vollſtändigkeit feſt⸗ 
ſtellen, daneben aber vor allem, ob die Buchführung der Steuergeſetz⸗ 
gebung entſpricht. Natürlich wird der Anſatz von Aktiven und 
Paſſiven vom privaten und vom amtlichen Bprüfer geprüft. 
Während jene prüfen, ob nicht die Aktiva zu hoch und die Paſſiva 
zu niedrig angeſetzt ſind, iſt es die Aufgabe der amtlichen Prüfung, 
feſtzuſtellen, ob nicht i. S. der Steuergeſetzgebung die Aktiva zu 
niedrig und die Paſſiva überwertet ſind. 

RA. Dr. F. Haußmann, Berlin, behandelte das Verhältnis 
der ſog. Steuerbilanz zur Handelsbilanz und den kaufmänniſchen Ge⸗ 
pflogenheiten, ſein Leitſatz läßt ſich etwa in die Worte kleiden: 
„Mehr Reſpekt vor der Bilanz des Kaufmanns.“ Er zeigte, wie 
früher (vor allem in Hamburg, aber auch in Preußen) die Bilanz des 
Kaufmanns meiſt für die Steuerberechnung ohne weitere Prüfung 
übernommen wurde, wie dann bald nach dem Kriege eine Reaktion 
hiergegen einſetzte (Lions Lehre von der Steuerbilanz), wie aber 
jetzt wiederum die Steuergeſetzgebung (8 13 EinkStG.) wieder zur 
kaufmänniſchen Bilanz und zur Anerkennung kaufmänniſcher Ge⸗ 
pflogenheiten als der Grundlage für die Steuerberechnung zurück⸗ 
gekehrt iſt. Er zeigte dann weiter, daß im Grunde genommen die 
Gewinnberechnung des Kaufmanns gar nicht ſo „ſteuerfeindlich“ ſei, 
daß die Zurückhaltung bei Bewertung von Warenlager und Aktiva 
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nicht endgültig vermindere, ſondern ſie nur verteile, nämlich bis zur 
Abwicklung und endgültigen Feſtſtellung des Gewinnes. Und endlich 
wies er nach, daß die einzelnen Steuerarten, insbeſ. die Steuern auf 
das Einkommen mit denen vom Vermögen, die Tendenz hätten, ſich 
gegenſeitig auszugleichen. An mehreren Beiſpielen zeigt er, wie z. B. 
hohe Anſätze in der Goldmarkeröffnungsbilanz zwar zu einem ge⸗ 
ringeren Gewinn (Einkommenſteuer, Steuer vom Gewerbeertrag), 
aber zu hohen Vermögenſteuern (Vermögenſteuer, Steuer vom Ge⸗ 
werbekapital, Daweslaſt) führen, während andererſeits hohe Bilanz⸗ 
anſätze größere Abſchreibungsquoten zulaſſen und daher gewinnver⸗ 
mindernd wirken. Er zog hieraus den Schluß, daß manche Beanſtan⸗ 
dung unterbleiben könne, wenn man ſich die Zuſammenhänge klar 
mache, insbeſ. könne man in Kleinigkeiten viel großzügiger ſein 
als bisher, ohne das Steueraufkommen zu gefährden. 

Eine intereſſante Überſicht über Wirtſchaftsorganiſationen, Kar⸗ 
tells, Truſt, Konzerne gab RegR. Zorn, Bonn. Er zeigte ihre be⸗ 
ſonderen Eigenſchaften und Unterſchiede und erläuterte dann im ein⸗ 
zelnen, wie dieſe einzelnen Erſcheinungsformen in den Steuergeſetzen 
und von der Rſpr. behandelt werden. 

Rein betriebswirtſchaftlich waren die Vorträge von Prof. Dr. 
Schmalenbach, Köln, über Schaubilder und Kontenpläne, Prof. 
Dr. Beſta, Dresden, über beſondere Buchhaltungsformen, nament⸗ 
lich in Großbetrieben, während Dr. Weber, Köln, die Buchhaltung 
mittlerer Betriebe behandelte. Alle dieſe Vorträge boten auch dem⸗ 
jenigen, der nicht Betriebswiſſenſchaftler iſt, mannigfache Anregungen, 
insbeſ. der Vortrag von Prof. Dr. Schmalenbach, der in unge⸗ 
mein anſchaulicher Weiſe an Hand von Beiſpielen erläuterte, wie 
man ſich den Aufbau und den Gang ſelbſt von ganz großen Betrieben 
durch graphiſche Darſtellungen klar machen kann, und zeigte, wie ſehr 
eine ſolche Darſtellung nicht nur den Gang einer Reviſion vereinfache, 
ſondern auch wichtige Aufſchlüſſe über die Wirtſchaftlichkeit des 
Betriebes gebe. 

Mehr den Zuſammenhängen zwiſchen Betriebswirtſchaft und 
Steuer dienten drei Vorträge: 

Dr. Felber, Magdeburg, über die Beſteuerung des Landwirts, 
RegR. Walther, Magdeburg, über Kontrollmittel für die Jahres⸗ 
bilanz und die Schematiſierung der Bilanzen, und endlich Reggk. 
Siche, Berlin, über die Verwertung der Betriebsſtatiſtib, der Kal⸗ 
Rulation auf die Herſtellungskoſten. Namentlich letzterer Vortrag gab 
intereſſante Aufſchlüſſe über das, was ein verſierter Betriebswiſſen⸗ 
ſchaftler einigen trocken erſcheinenden Zahlen entnehmen und wie 
er dieſe für die Kontrolle der Betriebe und der Steuermerkmale ver⸗ 
werten kann. 

Die guten Abſichten der Reichsfinanzverwaltung werden auch von 
denjenigen anerkannt werden müſſen, welche die B.u. B. Prüfung 
noch immer grundſätzlich ablehnen. Ob die Reichsfinanzverwaltung 
das ihr vorſchwebende Ziel erreichen wird, hängt davon ab, ob es 
ihr gelingen wird, die erforderliche Zahl hochqualifizierter Beamter 
um ſich zu ſcharen und dauernd an ſich zu feſſeln. In jedem Falle 
darf das RFin Min. des Dankes aller Beteiligten für die inter⸗ 
eſſante und belehrende Veranſtaltung ſicher ſein. 

RA. Dr. P. Marcufe, Berlin. 


Internationale Vereinigung für vergleichende Pechts⸗ 
wiſſenſchaft und Vockswirtſchaftslehre. 


(Vortrag vom 31. Oktober 1927.) 


RA. Dr. Ernſt Wolff: Die Aktienrechtsreform und das 
engliſche Aktienrecht. 


Der Vortragende gab zunächſt eine Überſicht über die Grundzüge 
des engliſchen Aktienrechts; insbeſ. waren hieran ſeine Hinweiſe auf 
die Geſtaltung der einzelnen Rechtsinſtitute in der Praxis von Inter⸗ 
eſſe. Weiter nahmen naturgemäß den Hauptteil der Ausführungen 
diejenigen Probleme des engliſchen Rechts in Anſpruch, die für die 
kommende deulſche Reform Bedeutung haben können. Der Ver⸗ 
bindung der Funktionen von Vorſtand und Aufſichtsrat in einem 
Gremium, dem board of directors, ſtand der Vortragende freund⸗ 
lich gegenüber; er wandte ſich gegen den gegenwärtigen Zuſtand in 
Deutſchland, wo der den Aufſichtsrat zu einem Verwaltungsrat um⸗ 
geſtaltet iſt, der ſeinen vom Geſetzgeber gewollten Funktionen der 
Aufſicht nicht mehr genügen kann. Der Aufſichtsrat könne bei der 
kommenden Reform ohne Gefahr zu einem fakultativen Organ um⸗ 
geſtaltet werden, allerdings ſei dann die Einführung obligatoriſcher 
Rechnungsreviſoren nach Art der engliſchen auditors notwendig. 
Dieſen engliſchen auditors ſtand der Vortragende weſentlich freund⸗ 
licher gegenüber als der Kölner Juriſtentag. Er betonte insbeſ. 
ihre Verpflichtung zur Kritik, die ſich nicht nur auf eine reine Rech⸗ 
nungskontrolle, ſondern auch auf die ſachliche Bewertung zu er⸗ 
ſtrecken hätte. Von beſonderem Intereſſe waren in dieſer Hinſicht 
einige Auführungen aus der Praxis, aus denen hervorging, daß 
dieſe Kritik nicht nur auf dem Papier ſteht, ſondern daß die kriti⸗ 
ſchen Bemerkungen teilweiſe der Verwaltung recht unangenehme 
Wahrheiten enthalten, die nach Anſicht des Vortragenden ihre vor⸗ 
beugende Wirkung nicht verfehlen können. Die Stellung der auditors 
im engliſchen Wirtſchaftsleben ſei eine ſehr angeſehene; wenn auch 
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die deutſchen Reviſionsunteruehmungen ihnen heute noch nicht voll 
an die Seite geſtellt werden könnten, ſo ſei doch zu erwarten, daß 
ſie bei einer Anderung der Geſetzgebung in kurzer Zeit das Niveau 
der engliſchen erreichen würden. Die Klagen in der engliſchen Lite⸗ 
ratur über das Inſtitut der auditors beruhen faſt ausſchließlich 
darauf, daß durch die Freizeichnungsklauſel in den articles of asso- 
eiation (z. B. in dem berühmten Equitable City Case, einem der 
Ausgangspunkte der engliſchen Aktienreform) die Haftung der Ge⸗ 
ſellſchaftsorgane auch für grob fahrläſſiges Verhalten ausgeſchloſſen 
wird. Da eine derartige Haftungsbeſchränkung in Deutſchland nicht 
möglich ſei, beſtände bei einer Übernahme dieſes Inſtituts in das 
deutſche Recht dieſer Hauptübelſtand nicht. 

Die Möglichkeit des engliſchen Rechts, auf dem Umwege über die 
Underwriting Commission zu einer Unterpariemiſſion zu gelangen, 
deren ausdrückliche Anerkennung die Greenſche Kommiſſion in Höhe 
von 10% vorgeſchlagen hat, hält der Vortragende nicht für nach⸗ 
ahmenswert. Ein Bedürfnis nach Unterpariemiſſionen hatte vielleicht 
in der erſten Zeit nach der Stabiliſierung beſtanden, jetzt aber mache 
die gegenwärtige wirtſchaftliche Lage eine derartige Anderung der 
Grundlagen des deutſchen Aktienrechts nicht mehr notwendig. 

Für ſehr erwägenswert hält der Vortragende die Einführung des 
engliſchen Unterſchiedes zwiſchen dem autoriſierten und dem tatſäch⸗ 
lich ausgegebenen Aktienkapital. In zwei Punkten würde bei einer 
Einführung des autoriſierten Kapitals das deutſche Aktienrecht ver⸗ 
beſſert und vereinfacht werden: Die unzweifelhaft vorhandenen großen 
Mängel der Vorratsaktien würden verſchwinden, da wirtſchaftlich das 
autoriſierte, aber nicht begebene Kapital die wirtſchaftlich berechtig⸗ 
ten Funktionen der Vorratsaktien übernehmen würde. Das ungerecht⸗ 
fertigte Stimmrecht dieſer Aktien beſtünde dabei nicht. Ferner aber 
böte die Einführung des autoriſierten Kapitals bei der Durchführung 
der Convertible bonds große Vorteile. Die ſtärkere Einführung der 
convertible bonds in das deutſche Recht hielt der Vortragende mit 
Rückſicht auf die Wünſche der Geldgeber für erſtrebenswert. Die Ein⸗ 
führung des autoriſierten Kapitals bedeute auch keinen völligen 
Bruch mit bisherigen Rechtsgrundſätzen, da eine ähnliche Lage be⸗ 
reits jetzt bei Kapitalserhöhungen durch entſprechende Ermächtigungen 
der Verwaltung geſchaffen werden könnte. Ganz allgemein ſei aber 
wie auf anderen Rechtsgebieten, jo auch für das Aktienrecht, 3. B. 
zur Bekämpfung der mit den Vorrechtsaktien verbundenen Mißbräuche 
die Einführung dehnbarer Beſtimmungen wünſchenswert. Allerdings 
ſei dann auch die Neuſchaffung von Stellen erforderlich, die darüber 
zu befinden hätten, ob ein Mißbrauch der Machtſtellung vorläge, und 
die über die Zuläſſigkeit der gefaßten Beſchlüſſe zu befinden hätten. 
3 diefem Zuſammenhang meinte der Vortragende, daß feiner An⸗ 
icht nach die Regiſterrichter mit kaufmänniſchen Beiſitzern zur Er⸗ 
füllung dieſer Aufgabe wohl geeignet wären. Das Verfahren ſei zu 
vereinfachen und zu verbilligen. Er ließ jedoch nicht unerwähnt, 
daß bei Durchführung ſeiner Vorſchläge gegenüber der engliſchen 
Rechtslage ein großer Unterſchied beſtehen würde; dort nämlich ſind 
im weſentlichen nur zwei Richter der Chancery Division für die ge⸗ 
famten Aktiengeſellſchaften des vereinigten Königreiches zuſtändig. 

In der Diskuſſion berichtete FR. Vogel über die von ihm 
in Südafrika mit den engliſchen Akt®. im allgemeinen und den 
auditors im beſonderen gemachten Erfahrungen. 

RA. v. Hofmannsthal, der Verf. des öſterreichiſchen 
Akktienrechtsentwurfes, gab dem deutſchen Geſetz vor dem engliſchen 
den Vorzug und ſah die Vorzüge des engliſchen Rechts allein in 
der deutſchen überlegenen Rſpr. 

Prof. Nußbaum führte aus, daß die Aktienreform an einem 
ubermaß der Rechtsvergleichung kranke und dadurch nicht recht von 
der Stelle käme. Aus den Verhältniſſen des Auslandes läßt ſich für 
die deutſche Aktienreform nur wenig entnehmen. — So liege hin⸗ 
ſichtlich der Einführung einer obligatoriſchen Reviſion ein weſent⸗ 
licher Unterſchied darin, daß uns noch ein Reviſorenſtand mit der 
Tradition und Autorität des engliſchen fehle. — Die Bedenken des 
Vortragenden gegen die Vorratsaktien teile er, Prof. Nußbaum, 
vollſtändig; aber dies ſei kein Grund, das autoriſierte Kapital ein⸗ 
zuführen, da man die Grundlagen des geltenden Aktienrechtes mög⸗ 
lichſt unangetaſtet laſſen müßte. 

RA. Hamburger berichtete über obligatoriſche Reviſoren in 
einigen außerengliſchen Geſetzgebungen. Auch er hielt den Aufſichts⸗ 
rat in ſeiner gegenwärtigen Geſtaltung nicht für geeignet, die ihm 
vom Geſetzgeber zugedachten Aufſichtsfunktionen zu erfüllen. 


Vereinigung für Aktienrecht. 
(Sitzung am 7. Oktober 1927.) 


Prof. Dr. Arthur Nußbaum, Berlin: Die ſtillen Reſerven 
der Aktiengeſellſchaften in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts. 

Der Vortragende führte aus, daß das RG. willkürliche Unter 
bewertungen in den Bilanzen der AktG. bisher grundſätlich abge⸗ 
lehnt habe; bloße Zweckmäßigkeitsrückſichten, z. B. ſolche divi⸗ 
dendenpolitiſcher Art, ſeien prinzipiell kein Rechtsfertigungsgrund für 
Unterbewertungen. Dieſen Grundſatz der Vilanzwahrheit, der ſelbſt⸗ 
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verſtändlich eine vorſichtige Bewertung in keiner Weiſe aus⸗ 
ſchließt, hat aber der höchſte Gerichtshof ſehr Itark eingeſchränkt, und 
er ſcheint dem Drängen nach völliger Freigabe der Unterbewertung 
noch weiter entgegenkommen zu wollen. Vor allem legt das RG. 
die in den Geſellſchaftsſatzungen häufig vorkommende Beſtimmung, 
daß die Generalverſammlung über die Gewinne ganz oder von einem 
beſtimmten Prozentſatz ab die freie Verfügung habe, dahin aus, daß 
die GV. damit auch die uneingeſchränkte Machtvollkommenheit zu 
Unterbewertungen habe. Der Vortragende trat dieſer Auffaſſung ent⸗ 
gegen; er folgerte aus dem Vorhandenſein derartiger Beſtimmungen 
nur, daß die Geſellſchaft dadurch in die Lage verſetzt ſei, dem Be⸗ 
dürfnis nach innerer Stärkung jederzeit durch Bildung offener 
Reſerven Rechnung zu tragen. Insbeſ. erachtete der Vortragende 
die Meinung des RG. da als unzutreffend, wo die Satzung dem 
Aktionär zunächſt einen beſtimmten Prozentſatz des Reingewinns zu⸗ 
ſichere und erſt den Mehrbetrag zur freien Verfügung der GV. ſtelle; 
denn in einem ſolchen Falle werde durch die Bildung der ſtillen Re⸗ 
ſerven in ein ſtatutariſches Recht des einzelnen Aktionärs einge⸗ 
griffen. Weiter bezweifelte der Vortragende, ob das Erfordernis 
eines Beſies von 5% des Aktienkapitals für Anfechtungsklagen 
wegen übermäßiger Abſchreibungen und Rücklagen ($ 271 Abſ. 3 
HGB.) ſich auf alle Fälle ſtiller Reſerven beziehe, wie das RG. an⸗ 
nimmt. Mindeſtens ſei die Vorſchrift auf ſolche Fälle zu beſchränken, 
in denen die GV. bewußt die ſtillen Reſerven angeordnet habe, nicht 
auf ſolche, in denen ihr die Verwaltung bei Vorlegung der Bilanz 
von den ſtillen Reſerven nichts geſagt habe. Das RG. ſei durch un⸗ 
richtige wirtſchaftliche Vorſtellungen beeinflußt, es hebe in ſeinen 
Entſch. vielfach angebliche Vorteile der ftillen Reſerven hervor, die 
in Wirklichkeit nicht beſtänden, ſo, wenn es meine, daß die ſtillen 
Reſerven die Kreditwürdigkeit eines Unternehmens mehr erhöhten 
als der offene Ausweis des Vermögens. Die Haltung des RG. ſei 
für die Aktionäre um ſo folgenſchwerer, als das RG. auch das Recht 
der Aktionäre, in der GV. von der Verwaltung Aufklärung zu ver⸗ 
langen, ſehr ſtark beſchräuke. Der Vortragende erörterte in dieſem 
Zusammenhang die neuen Urteile des RG. in den Anfechtungspro⸗ 
zeſſen gegen die Goedhart⸗AktG. In dieſen Urteilen werde unter 
Umkehrung des natürlichen Verhälkniſſes weniger eine Auskunfts⸗ 
pflicht der Verwaltung als eine Fragepflicht der Aktionäre ſtatuiert, 
obgleich eine derartige Fragepflicht wegen der in andern Entſch. vers 
kündeten Grundſätze praktiſch obendrein völlig undurchführbar ſei. 
Der Vortragende legte hierbei dar, daß die Wiedergabe des Textes 
der Goedhart⸗Urteile in der amtlichen Sammlung ſehr unvollſtändig 
ſei, und daß man überdies in der Preſſe zur Rechtfertigung der Ur⸗ 
teile unzutreffende Nachrichten über den Sachverhalt verbreitet habe, 
der den Urteilen zugrunde liege. 


(Vortrag am 2. Dezember 1927.) 


NA. Dr. Bernicken, Köln: Ausſchluß des Bezugsrechts der 
Aktionäre. 


Das HGB. legt grundſätlich für den alten Aktionär im Falle 
von Kapitalerhöhungen ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien feſt, 
welches nur dann nicht entjteht, wenn es in dem Kapitalerhöhungs⸗ 
beſchluß beſonders ausgeſchloſſen wird. Da die Bezugsrechte in der 
Regel für den Aktionär Geldeswert darſtellen und an der Börſe ver⸗ 
kauft werden können, hat er Intereſſe daran, daß ihm ſein Bezugs⸗ 
anſpruch möglichſt nicht genommen werde. Zu dieſem Zwecke iſt es 
für den Aktionär zunächſt weſentlich, zu wiſſen, ob er in allen Fällen 
damit zu rechnen hat, daß die Ausſchließung ſeines Bezugsanſpruches 
durch die Generalverſammlung eintreten kann, oder ob er in der 
Bekanntmachung der Generalverſammlung und der Tagesordnung 
darauf aufmerkſam gemacht werden muß. Der Vortragende vertrat 
die Anſicht, daß er der Ankündigung des Beſchluſſes nicht bedürfe, 
weil der Aktionär auch ohne und ſelbſt trog Ankündigung damit 
rechnen muß, daß die GV. jederzeit die Ausſchließung des geſetzlichen 
Bezugsrechtes nach Belieben beſchließen und auch davon Abſtand neh⸗ 
men könne. Fur den Ausſchließungsbeſchluß ſelbſt verlangt er 
die für den Erhöhungsbeſchluß ſelbſt erforderliche, alſo in der Regel 
Dreiviertelmehrheit, welchen Standpunkt auch das RG. vertrete. 

Das Bezugsrecht kann dem Aktionär genommen werden durch 
GWoGeſchluß, in beſonderen Fällen auch durch Geſetz oder ausnahms⸗ 
weiſe durch das Statut (bei vor 1884 getroffenen Satzungsbeſtim⸗ 
mungen !). Ein Fall des Entzuges des Bezugsrechts durch Geſeh iſt 
Fuſion zweier AktG., wo die Aktionäre der aufnehmenden Geſell⸗ 
ſchaft keinen Anſpruch auf die neu geſchaffenen Aktien haben, die ja 
zum Austauſch der Aktien der aufgenommenen Geſellſchaft be⸗ 
ſtimmt ſind. 

Am gebräuchlichſten iſt der Ausschluß durch GVBeſchluß, der 
im Belieben der qualifizierten Mehrheit der GV. ſteht, und zwar geht 
dieſes Belieben bis zur Grenze des Verſtoßes gegen die guten Sitten. 
Würde die Ausſchließung unſittlich fein, fo würde er ſeitens der nicht⸗ 
zuſtimmenden Aktionäre binnen Monatsfriſt durch Klage anfechtbar 
ſein. Niemals anfechtbar ſein kann die Einraumung des ſog. indi⸗ 
rekten Bezugsrechts, bei dem das geſetzliche Bezugsrecht der Aktio⸗ 
näre zunächſt formell ausgeſchloſſen ift, aber dem Übernehmer der 
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Aktien (gewöhnlich einer Bank oder Bankengemeinſchaft) die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt wird, die jungen Aktien den alten Aktionären in 
beſtimmtem Verhältnis und zu beſtimmtem Preiſe anzubieten. 

Umgekehrt gebe es auch einen indirekten Ausſchluß des geſetz⸗ 
lichen Bezugsrechts; dann nämlich, wenn zwar formell der geſetz⸗ 
liche Bezugsanſpruch nicht ausgeſchloſſen wird, dem Aktionär aber 
der Bezug erſchwert wird durch Feſtſetzung eines zu hohen Bezugs⸗ 
kurſes oder unüblich hohen Nennwertes der neuen Aktien oder eines 
Bezugsverhältniſſes, das nur auy eine ungewöhnlich große Anzahl 
alter Aktien ein Anrecht auf neue gibt (3. B. 7 neue auf 19 alte). 
Eine ſolche Feſtſetzung iſt bei Vorliegen eines Verſtoßes gegen die 
guten Sitten ebenfalls anfechtbar. 

Iſt der Ausſchluß des Bezugsrechts nicht anfechtbar, ſo iſt 
der Bezugsanſpruch des Aktionärs nicht enſtanden; er kann dann auch 
nicht nachträglich entſtehen, etwa wenn diejenigen, denen die neuen 
Aktien angeboten find, nicht beziehen oder mit der Zahlung des Be⸗ 
zugspreiſes in Verzug geraten. Vielmehr wäre dann die Geſellſchaft 
in der Lage, über die neuen Aktien nach ihrem Ermeſſen zu verfügen. 


Darmſtädter Juriſtiſche Geſellſchaft. 


Am 24. Okt. 1927 wurde die diesjährige Vortragsfolge er⸗ 
öffnet mit einem Vortrag des Herrn RA. Dr. H. Neuſchäffer, 
ene über das Thema „Rechtliche Probleme der Konzern⸗ 
ildung“. 

Der Redner gab in vorbildlich klarer, ſyſtematiſcher Dar⸗ 
ſtellung ein Bild der geſamten, das Konzernrecht beherrſchenden und 
berührenden Rechtsprobleme. Im Gegenſatz zu den Kartellen (vgl. 
VO. v. 2. Nov. 1923) hat das Recht der Konzerne bisher noch keiner⸗ 
lei ſpezialgeſetzliche Regelung gefunden. Die Konzerne unterſcheiden 
ſich von den Kartellen durch Zweck und Rechtsform ihrer Geſtal⸗ 
tung. Vereinbarungen über die Verwertung der Produktion führen 
regelmäßig zu Kartellen, Vereinbarungen, die nicht nur Produk⸗ 
tionsverwertung betreffen, ſondern deren Ziele darüber hinaus⸗ 
gehen, die insbeſ. den Zweck haben, eine Produktions zemeinſchaft 
zu ſchaffen, führen über den Kartellbegriff hinaus bereitä zur Kon⸗ 
zernbildung. Darunter wird verſtanden die Verflechtung, nicht die 
völlige Verſchmelzung mehrerer Unternehmungen. Die rechtliche Selb⸗ 
ſtändigkeit der Einzelunternehmung wird bei der Konzernbildung nicht 
aufgegeben. Der Konzernbegriff läßt lich daher dahin formulieren, 
daß es ſich um die auf rechtlich zwingender Bindung beruhende 
Verflechtung mehrerer rechtlich ſelbſtändig bleibender Unternehmungen 
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zum Zweck der Herbeiführung einer ganz oder teilweiſe einheitlichen 
Wirtſchaftsführung handelt. Es gibt in Deutſchland keine geſetzlichen 
Regeln, die die Rechtsform der Konzerne feſtlegen. Die verſchieden⸗ 
ſten Rechtsformen können verwandt werden. Bereits ein langfriſti⸗ 
ger Kaufvertrag zwiſchen verſchiedenen Unternehmungen kann eine 
Konzernbildung vorbereiten oder ihr Beſtandteil ſein, ſo wenn dieſer 
Vertrag anfängt, wirtſchaftlich die Bedeutung eines Angeſtellten⸗ 
vertrags anzunehmen. Abreden über gemeinſame Benutzung des 
Anlage⸗ und Betriebskapitals, über organmäßige Verflechtung durch 
Austauſch von Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitgliedern, Verein⸗ 
barung einer Gewinngemeinſchaft, dienen gleichfalls der Konzern⸗ 
bildung. Eine weitere Spielart ſtellen Betriebsüberlaſſungsverträge, 
Betriebsführungs⸗ und Pachtverträge dar. Das Entgelt pflegt oft 
in Geſtalt einer Rente, insbeſ. einer Dividendengarantie, gewährt 
zu werden. 

Die Betrachtung der Verflechtung durch Erwerb von Beteili⸗ 
gungen führt zur Aufſtellung des Begriffs des Großaktionärs. Er 
iſt oft tatſächlich Herr des Unternehmens. Die ausländiſche Rſpr. 
und Literatur, die Reformbeſtrebungen im Inland und Ausland, 
zeigen eine ſteigende Tendenz, ihn auch juriſtiſch ſo zu behandeln — 
durch Einführung einer Haftung für von ihm veranlaßte nachteilige 
Tätigkeit der Vorſtandsmitglieder uſw. Abreden unter den Großaktio⸗ 
nären, Kouſortialabreden und ähnliches find von einſchneidender Be⸗ 
deutung. Beſondere Probleme bietet die ſog. Einmanngeſellſchaft. 
Durchkonſtruierte Konzerne ſchaffen ſich beſondere Organe, Verwal⸗ 
tungsrat, Gemeinſchaftsrat oder ähnliches. Oft führt die Konzernie⸗ 
rung zur Bildung neuer Außengeſellſchaften, ebenſo zur Gründung 
neuer juriſtiſcher Perſonen. Dabei ſind auch vom rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt aus die Tochtergeſellſchaft, die Beteiligungsgeſellſchaft (Hol⸗ 
dinggeſellſchaft), die Verwaltungsgeſellſchaft und die Betriebsgeſell⸗ 
ſchaft zu ſcheiden. Einen beſonderen Typus, der die verſchiedenſten 
Abreden in allmahlich typiſcher Kombination verwendet, iſt die Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft. Sie iſt ihrem Kern nach eine Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechts, was insbeſondere für die Frage ihrer Kündbar⸗ 
keit von Wichtigkeit iſt. 

Das Verhältnis der Konzernmitglieder untereinander, wie das 
Auftreten der Konzerne nach außen, bietet der Probleme die Fülle; 
die Löſung kann nur allmahlich in ſteter Fühlungnahme mit der 
wirtſchaftlichen Entwicklung ſtattfinden. 

Die ſehr ſchwierige, ſelten ſyſtematiſch zuſammengeſtellte Ma⸗ 
terie fand durch den Redner eine überaus lebendige wiſſenſchaftlich 
und wirtſchaftlich tiefgehende Darlegung, die durch den reichen Bei⸗ 
fall der zahlreichen Zuhörerſchaft ihre vollverdiente Anerkennung fand. 

RA. Dr. Knoepfel, Darmſtadt. 


Die nenen Bedingungen der Reichsbank für dir Ner- 
wahrung und Verwaltung von Wertpapieren, 


(R Anz. 1927 Nr. 20.) 


Näch dieſen ſeit dem 1. Febr. 1927 geltenden Bedingungen 
werden über in Verwahrung und Verwaltung der Reichsbank ge⸗ 
gebene Wertpapiere nicht mehr wie früher Depok⸗ oder Hinterlegungs⸗ 
ſcheine erteilt, ſondern nur noch Hinterlegungsquittungen, 
Die bis zum 31. Jan. 1927 bereits erteilten Hinterlegungsſcheine 
gelten vom 1. Febr. 1927 ab nur noch als Hinterlegungsquittungen 
(J. Allg.: Abſ. 1). 

Die Hinterlegungsſcheine mußten bei Herausgabe der verwahrten 
Wertpapiere an die Reichsbank zurückgegeben werden, ſie waren alſo, 
ſolange ſie ſich in der Hand des Hinterlegers oder ſonſt Berechtigten 
befanden, ein vollgültiges Beweismittel dafür, daß ſich die Wertpapiere 
in der Verwahrung der Reichsbank befanden. Die Hinterlegungs⸗ 
quittungen brauchen bei Abhebung der verwahrten Papiere an die 
Reichsbank nicht zurückgegeben werden. Sie ſind alſo als Beweis⸗ 
mittel im oben angeführten Sinne unbrauchbar. 

Dies iſt für AktG. von Bedeutung, id aber nach meiner Er⸗ 
kundigung bei AktG. und auch bei Notaren, die das Generalverſamm⸗ 
lungsprotokoll von AktG. aufnehmen, bisher wenig bekannt geworden. 

AktG. haben vielfach in ihrem Geſellſchaftsvertrage die gem. 
8252 Abſ. 4 HGB. zuläſſige Beſtimmung, daß zur ſtimmberechtigten 
Teilnahme an den Generalverſammlungen auch diejenigen Aktionäre 
berechtigt ſind, die „die über die Hinterlegung ihrer Aktien lautenden 
Hinterlegungsſcheine der Reichsbank oder eines deutſchen Notars“ bei 
der Geſellſchaftskaſſe oder bei einer anderen in der öffentlichen Be⸗ 
kanntmachung bezeichneten Stelle hinterlegen und bis zum Schluſſe 
der Generalverſammlung daſelbſt belaſſen. 

Dieſe Satzungsbeſtimmung iſt alſo ſeit dem 1. Febr. 1927 bez. 
der Hinterlegungsſcheine der Reichsbank, die es ja ſeit dem 1. Febr. 
1927 nicht mehr gibt, hinfällig geworden. 

Nach den Bedingungen Nr. 3 Abſ. 5 und den AusfBeſt. zu 


ihren neuen Verwahrungs⸗ und Verwaltungsbebingungen erteilt die 
Reichsbank dem aus der Hinterlegung Berechtigten Stimmkarten für 
Generalverſammlungen, die bei ihr von den Hinterlegern oder den 
der Reichsbank gegenüber ſonſtwie über die hinterlegten Aktien Ver⸗ 
fügungsberechtigten zu beantragen ſind. 

Die Reichsbank übermittelt dann der AktG. oder einer von 
dieſer beſtimmten offiziellen Hinterlegungsſtelle eine in Mitteilungs⸗ 
form gehaltene Erklärung über die bis zum Tage der General⸗ 
verſammlung einſchließlich erfolgte Sperrung der Stücke, und in 
doppelter Ausfertigung ein Nummernverzeichnis der hinterlegten Aktien. 

Daraus folgt, daß 

1. die Geſellſchaftsverträge der ARtG. dahin geändert werden 

muſſen, daß an Stelle von „Depotſcheinen oder Hinterlegungs⸗ 
ſcheinen der Reichsbank“ gefegt werden muß: „Stimmkarken 
der Reichsbank“, und 

2. die geſetzlich zwar nicht vorgeſchriebene, aber bei den Ein⸗ 

ladungen zur Generalverſammlung allgemein übliche Mit⸗ 
teilung der Bedingungen für das Stimmrecht der Aktionäre 
in den Generalverſammlungen, dieſe Anderung berückſichtigt. 

Anderungen des Geſellſchaftsvertrages können grundſätzlich nur 
von der Generalverſammlung beſchloſſen werden. 

Die Vornahme von Anderungen des Geſellſchaftsvertrages, die 
nur die Faſſung betreffen, kann aber durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung dem Aufſichtsrat übertragen werden (8 274 HGB.). 

Dieſe Ermächtigung iſt dem Aufſichtsrat vielfach im Geſellſchafts⸗ 
vertrage ein für allemal erteilt. 

Die vorſtehend erörterte Anderung des Geſellſchaftsvertrages be⸗ 
trifft m. E. nur deſſen Faſſung. Sie iſt eine notwendige Folge der 
neuen Bedingungen der Reichsbank, auf die kein Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluß irgendwelchen Einfluß hat. 

Es wird durch den neuen Nachweis der Hinterlegung der Aktien 
bei der Reichsbank ſachlich an dem Geſellſchaftsvertrag nichts ge⸗ 
ändert. Nach wie vor ſollen die Aktionäre durch die angezogene Ver⸗ 
tragsbeſtimmung doch die Erleichterung haben, daß ſie zum Nachweis 
ihres Stimmrechts ihre bei der Reichsbank oder bei einem deutſchen 
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Notar in Verwahrung gegebene Aktien nebſt den Zins⸗ und den 
Zinsverlängerungsſcheinen nicht aus der Verwahrung herauszunehmen 
und bei der Geſellſchaft zu hinterlegen haben. 

Die Anderung wird alſo in allen Fällen, in denen der Aufſichts⸗ 
rat zu ſolchen Faſſungsänderungen ermächtigt iſt, von ihm vor⸗ 
genommen werden können. Auf Anfrage einer AktG. hat ihr aller⸗ 
dings der zuſtändige Regiſterrichter erklärt, daß er den Aufſichtsrat 
nicht für ermächtigt halte, ſolche Anderung vorzunehmen. Eine Be⸗ 
gründung ſeiner Anſicht hat er nicht gegeben. 

Geh. IR. Ehrenberg, Breslau. 


Der Zuſatz „ohne Obligo“ bei der Unterſchrift des Aus- 
ſtellers auf einem Wechſel. Scheck und einer kauf ⸗ 
männiſchen Anweiſung. 


1. Der eigene Wechſel ſtellt ſich als das Verſprechen des 
Ausſtellers dar, ſelber die Wechſelzahlung zu leiſten. Lehnt er 
durch den Zuſatz zur Wechſelunterſchrift „ohne Obligo“ die Wechſel⸗ 
haftung ab, ſo verneint er damit das dieſem Wechſel begriffsmäßig 
eigene Verſprechen der Wechſelzahlung. Der Wechſelinhalt iſt ſinn⸗ 
los. Dem Wechſel fehlt damit die rechtliche Wirkung.“ 

II. Der gezogene Wechſel ſtellt ſich als die Anweiſung 
des Ausſtellers an den Bezogenen dar, den Wechſel anzunehmen 
und die Wechſelzahlung zu leiſten. 

1. Die deutſche WO. beſtimmt in Art. 8): 

„Der Ausſteller eines Wechſels haftet für deſſen Annahme 
und Zahlung wechſelmäßig.“ 

Die WO. enthält keine Beſtimmung darüber, ob im Gegenſatz 
zu dieſer geſetzlich abgeordneten Haftung des Ausſtellers ver⸗ 
traglich von ihm die Haftung ausgeſchloſſen werden kann. Da 
indes Art. 14 die Beſtimmung trifft: 


„Der Indoſſant haftet jedem ſpäteren Inhaber des Wechſels 
für deſſen Annahme und Zahlung wechſelmäßig. Hat er 
aber dem Indoſſamente die Bemerkung „ohne Gewähr⸗ 
leiſtung“, „ohne Obligo“ oder einen gleichbedeutenden Vor⸗ 
behalt hinzugefügt, ſo iſt er von der Verbindlichkeit aus 
ſeinem Indoſſamente befreit.“ 


ſo iſt aus dieſer gegenſätzlichen Stellung von Ausſtellerunterſchrift 
und Girounterſchrift der Schluß gerechtfertigt, daß nach der Auf⸗ 
faſſung des Geſetzgebers die Haftung des Ausſtellers ſich wechſel⸗ 
mäßig nicht ausſchließen läßt. Die Materialien ſelbſt ergeben 
nichts, es ſchweigen hierüber ſowohl die Motive zum Entw. einer 
WO. 2), wie auch die Leipziger Protokolle 3). 

Mangels einer ausdrücklichen Beſtimmung im Geſetz wird 
man die anſcheinend vorhanden geweſene Auffaſſung des Geſetz⸗ 
gebers nicht als eine den Richter zwingende anſehen konnen, viel⸗ 
mehr die Unterſuchung anzuſtellen haben, welche Bedeutung bei der 
Ausſtellerunterſchrift in der Tratte dem Vermerk „ohne Obligo“ 
nach der Rechtslogik zukommt. 

2. Sofern die wechſelmäßige Verbindlichkeit zum Begriff der 
Ausſtellerunterſchrift des Traſſanten gehörte, müßte man den Zuſatz 
als eine Vernichtung der Ausſtellerunterſchrift anſehen. Indes hat 
das formelle Erfordernis der Unterſchrift mit der Voraus⸗ 
ſetzung ihrer materiellen Wirkſamkeit nichts zu ſchaffen, ins⸗ 
beſondere erfordert auch der allgemeine Begriff der Ausſtellung 
einer Anweiſung nicht ohne weiteres die übernahme einer Ver⸗ 
pflichtung aus der Anweiſung. Deutlich erhellt dies aus der Tat⸗ 
ſache, daß der Ausſteller der kaufmänniſchen Anweiſung mit dieſer 
und durch dieſe eine Zahlungsverpflichtung nicht übernimmt (ſiehe 
zu IV). Der Ausſtellerunterſchrift bliebe bei Ausſchluß der Haftung 
immer noch die Bedeutung der wechſelmäßigen Zahlungsanweiſung 
an den Bezogennen. So ergibt ſich denn auch aus der Logik kein 
Hindernis, den Haftungsausſchluß des Ausſtellers zu geſtatten. 

3. Schließlich folgt auch nicht aus Gründen wirtſchaft⸗ 
licher Zweckmäßigkeit ein Anlaß, die Haftung des Ausſtellers 
zwingend vorzuſchreiben, insbeſ. erfordert dies auch nicht 
das Gebot der Sicherheit im Wechſel⸗ und Scheckverkehr. Der 
Vermerk „ohne Obligo“ zeigt dem Nehmer des Papiers unzwei⸗ 
deutig, daß der Ausſteller keine Haftung übernehmen will. Durch 
die Entgegennahme der Urkunde mit dem Freizeichnungsvermerk 
erklärt der Nehmer ſich mit dem Ausſchluß der Haftung einver⸗ 
ſtanden. 

Ein unakzeptierter nicht indoſſierter Wechſel wird bei Aus⸗ 
ſchluß der Ausſtellerverbindlichkeit als wertlos nicht in Umlauf 
kommen, und iſt der Wechſel akzeptiert, jo mag man dem Aus⸗ 
ſteller den gleichen Weg offen halten wie dem Indoſſanten, den 
Wechſel ohne eigene Haftung in weiteren Umlauf zu ſetzen, und 
mag man dem Nehmer ſelbſt die Beurteilung darüber ruhig über⸗ 


1) Pgl. auch Art. 81. 
2) Mot. XXXIVf. 
8) Prot. S. 19. 
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laſſen, ob er fi mit der Haftung des Akzeptanten und eventuell 
der Indoſſanten begnügen will?). 

Es beſteht ſogar ein Bedürfnis, die Freizeichnung des Tratten⸗ 
ausſtellers zuzulaſſen. Das beweiſen die zahlreichen Fälle des Haf⸗ 
tungsausſchluſſes, die der gerichtlichen Entſch. unterbreitet ſind. 

4. a) Die deutſche Wechſelrechtslehre hat ſich über⸗ 
wiegend bisher auf den Standpunkt geſtellt, daß mit dem Zuſatz 
„ohne Obligo“ die Ausſtellerunterſchrift beſeitigt, und der Wechſel 
als ſolcher damit mangels einer Ausſtellerunterſchrift überhaupt un⸗ 
verbindlich ſei 5). Bisweilen wird in der Rechtslehre auch die Klauſel 
als nicht geſchrieben behandelt s). Nur ausnahmsweiſe iſt auch in 
der Rechtslehre die Zuläſſigkeit des Vermerks anerkannt “). 

b) Die deutſche Rechtſprechung it uneinheitlich. Die Mög⸗ 
lichkeit, die wechſelmäßige Ausſtellerverbindlichkeit durch den Ver⸗ 
merk „ohne Obligo“ wirkſam auszuschließen, verneint das Preuß. 
Obertribunal: Strieth. 64, 287; Seuff. 22 Nr. 167 RO. 18, 114 
und 37, 148, und zwar NG. 18, 114, weil die Klauſel die Aus⸗ 
ſtellerunterſchrift aufhebt, die übrigen Urt., weil der Klauſel keine 
Wirkung beizumeſſen ſei. Umgekehrt hält den Ausſchluß für zu⸗ 
läſſig das Preuß. Obertribunal 61, 185; Strieth. 68, 366 f. 

c) Im Auslande iſt die Auffaſſung von der Bedeutung der 
ſog. Angſtklauſel bei der Ausſtellerunterſchrift gleichfalls eine ge⸗ 
teilte. In England iſt der Ausſchluß der Haftung durch den Aus» 
ſteller ausdrücklich im Geſetz zugelaſſen? Das franzöſiſche 
Geſetz enthält wie das deutſche nur die Beſtimmung, daß der Aus⸗ 
ſteller für die Annahme und Zahlung haftbar iſt 9). Es hat ſich in 
Frankreich der gleiche Streit der Meinungen über die Zuläſſigkeit 
des Haftungsausſchluſſes ſeitens des Ausſtellers ergeben 10). 

Der Haager Entwurf einer einheitlichen WO. von 
1912 beſtimmt in Art. 9 11): 

„Der Ausſteller haftet für die Annahme und die Zahlung 
des Wechſels. 

Er kann die Haftung für die Annahme aus⸗ 
ſchließen; jeder Vermerk, durch den er die Haftung für die 
Zahlung ausſchließt, gilt als nicht geſchrieben 12).“ 

Damit würde trotz des Ausſchluſſes der Haftung der Ausſteller 
nicht bloß für Zahlung bei Verfall einſtehen, ſondern auch bei Ruck⸗ 
griff wegen Unſicherheit des Akzeptanten in die wechſelmäßige 
Haftung eintreten; denn die einheitliche Wechſelordnung gibt in 
ſolchem Falle verfrüht den Rückgriff auf Zahlung. 

5. Wird der Vermerk als unzuläſſig angeſehen, ſo iſt es in 
keinem Fall folgerichtig, der Ausſchlußklauſel jede rechtliche Be⸗ 
deutung abzuſprechen und entgegen dem wechſelurkundlich zum 
Ausdruck gekommenen Willen des Ausſtellers deſſen Unterſchrift den 
Inhalt der übernahme einer Wechſelhaftung zu geben. Da mit der 
Klauſel der Wille, die Ausſtellerhaftung zu übernehmen, verneint wird, 
fo wäre vielmehr, wenn das Geſetz dieſen Ausſchluß nicht zuläßt, 
durch die Klauſel die Ausſtellerunterſchrift als ſolche bedeutungs⸗ 
los, der Wechſel wäre mangels des weſentlichen Erforderniſſes der 
Ausſtellerunterſchrift im Rechtsſinn nichtig 2°). 

Bei einer vom Ausſteller bei ſeiner Unterſchrift angeordneten 
Beſchränkung der Haftung auf einen Teil der Wechſelſumme wird 
man nur in Anſehung des überſchießenden Betrages den Wechſel für 
ungültig erklären können. 

III. Der Scheck ſtellt ſich nach deutſchem Recht als die in An⸗ 
weiſungsform ausgeſprochene eigene Verpflichtung des Ausſtellers dar, 
aus ſeinem Bankguthaben die Scheckſumme zu zahlen. Die An⸗ 
nahme der im Schech formell ſich darſtellenden Anweiſung iſt aus⸗ 
geſthloſſen 12). Der Ausſchluß der Haftung ſeitens des Ausſtellers 
macht den Scheck widerſinnig. 

In 8 15 ScheckG. iſt einheitlich zum Ausdruck gebracht: 


4) Bernſtein, Die Reviſion der WO., eine geſetzgeberiſche 
Studie, S. 13. 

5) Staub⸗Stranz, WO. Art. 8 Anm. 1; Bernſtein, 
WO ., S. 73; Rehbein, WO ., Art. 8 Anm. 2; Cohn, Wechſel⸗ 
u. Scheckrecht i. Holtzendorffs Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft. 
. Bd. 3 S. 162; Lehmann, Lehrbuch d. Wechſelrechts 

440. 

6) v. Canſtein, Lehrbuch des Wechſelrechts, S. 172 Anm. 33. 

) Wächter, Das Wechſelrecht d. Deutſchen Reichs, S. 156 f.; 
Bernſtein, Vorleſungen über das deutſche Wechſelrecht, S. 57. 

8) Bills of exchange 16 Nr. 1: “The drawer of a bill, and 
any indorser, may insert therein an express stipulation — (1) 
Negativing or limiting his own liability to the holder.“ 

9) Cod. d. Com. Art. 118: “Le tireur et les endosseurs 
d’une lettre de change sont garants solidaires de Pacceptation et 
du payement 3 V’&cheance.“ 

10) Späing, Franzöſiſches, belgiſches u. engliſches Wechſel⸗ 
recht, S. 37 Anm. 3; Meyer, Weltwechſelrecht, Bd. 1 S. 171. 

11) Vgl. hierzu die Ausſprache: Deuxième Conference de la 
Haye 1912, Actes II, 14. 

12) Faſſung der Reichstagsvorlage vom 23. Mai 1913. 

13) Art. 45, 7 WO. 

14) 810 Scheck. 
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„Der Ausſteller und die Indoſſanten haften dem Inhaber 
für die Einlöſung des Schecks. — — — 
Hat ein Indoſſant dem Indoſſamente die Bemerkung 
„ohne Gewährleiſtung“ oder einen gleichbedeutenden Vor⸗ 
behalt hinzugefügt, ſo iſt er von der Verbindlichkeit aus 
ſeinem Indoſſamente befreit.“ 
Entſprechend wird in der Begründung zum Entw. eines Scheck. 
von 1908 S. 30 hervorgehoben, daß eine Haftung des Aus⸗ 
ſtellers und der Indoſſanten nach Vorgang des Wechſelrechts aus⸗ 
zuſprechen ſei, der Indoſſant aber durch einen bezüglichen Ver⸗ 
merk die Haftung ausſchließen könne. Aus dem hier gegebenen 
Begriff des Schecks und dem Wortlaut des 815, wie er im 
gleichen Vorſchriftsgefüge Ausſteller und Indoſſant gegen⸗ 
überſtellt und dem Indoſſanten den Ausſchluß der Haftung 
geſtattet, iſt der Schluß gerechtfertigt, daß beim Scheck der Zuſatz 
„ohne Obligo“ nach dem hier zum Ausdruck gekommenen Geſetzes⸗ 
willen nur zum Giro als zuläſſig angeſehen werden kann. Als 
Zuſatz zum Ausſtellervermerk macht er den Scheck ungültig. 

Auch im Scheckrecht ſind über den beſonderen Haftungsaus⸗ 
ſchluß des Ausſtellers die gleichen uneinheitlichen Erwägungen an⸗ 
geſtellt wie im Wechſelrecht. Nicht ſchlüſſig erklären Michaelis 15) 
und Leſſing is) die etwaige Freizeichnung des Scheckausſtellers 
als nicht geſchrieben. Meyer, der wie für den Wechſel fo 
auch für den Scheck die „Ohne⸗Obligo⸗Klauſel“ zulaſſen will 1 ver⸗ 
kennt den Weſensunterſchied zwiſchen einer wirklichen Anweiſung 
und, wie es der Scheck darſtellt, einem bloßen in die Form der 
Anweiſung gekleideten eigenen Zahlungs verſprechen, das 
begrifflich nicht die Zahlungspflicht ablehnen kann. 

In den Beſchlüſſen der Haager Konferenz von 1912 über ein 
zukünftiges Weltſcheckrecht findet ſich über den Ausſteller (tireur) 
eines Schecks die Beſtimmung: 

„Le tireur est garant du paiement. Toute clause par la- 
quelle le tireur s'exonère de cette garantie est réputée 
non 6&crite 18).“ 

IV. In einer kaufmänniſchen Anmweifung!®) ift der 
Zuſatz der Klaufel „ohne Obligo“ zur Ausſtellerunterſchrift deshalb 
bedeutungslos, weil eine aus der Ausſtellung ſelbſt hervor⸗ 
gehende Verpflichtung des Ausſtellers einer kaufmänniſchen An⸗ 
weiſung im Geſetz ohnehin nicht beſteht, vielmehr die Rechts⸗ 
beziehungen des Inhabers der Anweiſung zum Ausſteller ſich nach 
dem der Anweiſung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis richten 20). 

V. Aus der Geſamtbetrachtung ergibt ſich ſomit der Schluß: 

a) daß eine geſetzliche Beſtimmung über die Freizeichnung 
des Ausſtellers angeſichts des Widerſtreits der Meinungen ſowohl 
für das Wechſelrecht wie für das Scheckrecht notwendig iſt. 

b) daß in den Haager Beſchlüſſen zur Vereinheitlichung des 
Wechſel⸗ und Scheckrechts die den Parteiwillen mißachtende Rege⸗ 
lung einer Zahlungspflicht trotz der Freizeichnung keine wün⸗ 
ſchenswerte Geſtaltung des künftigen Rechts darſtellt, vielmehr 

c) für den gezogenen Wechſel die geſetzliche Regelung 
analog der Beſtimmung beim Indoſſament auf die Zuläſſigkeit 
des Ausſchluſſes der Haftung durch den Ausſteller der Tratte und 
beim eigenen Wechſel wie bei dem Scheck auf die Unzu⸗ 
läſſigkeit der Klauſel mit der Felge der Unwirkſamkeit eines 
ſolchen Papiers gerichtet ſein muß. 

VI. Werden durch die Klauſel der eigene Wechſel und der 
Scheck aus Gründen der Rechtslogik als ſolche rechtsunwirk⸗ 
ſam, ſo iſt damit noch nicht jede Haftung der etwa auf der Urkunde 
befindlichen Indoſſamente verneint. Die Indoſſanten haften 
vielmehr nach dem zu unterſtellenden Erſatzwillen der Parteien, 
wenn auch nicht wechſel⸗ bzw. ſcheckrechtlich, ſo doch nach 
allgemeinem Recht für die Einlöſung des Papiers, und zwar 
190 5 deutſchem Recht gemäß ausdrücklicher Vorſchrift des 8 140 


IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zur Mmdeutung ungültiger Mechſelverpflichtungen. 
I. 

RG. 48, 230 hat auf Grund von 8 140 BGB. (Umdeutung, 
Konverſion) die Verpflichtung des Ausſtellers eines eigenen Wechſels 
(W.), der wegen Fehlens des Wortes „Wechſel“ nichtig war, als 
Schuld aus einem kaufmänniſchen Verpflichtungsſchein (8 363 HGB.) 
aufrechterhalten. In der Folge wurde die Möglichkeit der Umdeu⸗ 
tung formungültiger W. herrſchende Anſicht. Der gezogene W. ſollte 
als Anweiſung, der eigene W. als abſtraktes Schuldverſprechen nach 


15) Michaelis, ScheckG. 8 15 Anm. 9b. 

16) Leſſing, Scheck. § 15 III. 

11) Meyer, Das Weltſcheckrecht, Bd. II S. 109, vgl. auch 
Bd. I S. 156f. i 

18) Art. 6 des résolutions. 

19) § 863 00. 

20) RO G. 13, 313 ff.; Rch. 44, 159. 


Kleinere Aufſätze 


2973 


8780 BGB. aufrechterhalten werden. Hierbei wurde zunächſt beim 
gezogenen W. nur an die Verpflichtung des Akzeptanten und beim 
eigenen W. nur an die des Ausſtellers gedacht. Denn bei der Anweiſung 
haftet nach der Regelung des Geſetzes der Ausſteller nicht; bei der 
Anweiſung und beim Schuldverſprechen haften die Indoſſanten bzw. 
Zedenten nicht. Neuerdings hat Bernſtein: JW. 1926, 494 unter⸗ 
ſucht, ob nicht bei formungültigen W. auch die Verpflichtung der 
Indoſſanten aller W. und die des Ausſtellers eines gezogenen W. 
im Wege der Konverſion aufrechterhalten werden könnte. Er bejaht, 
indem er fie als Schuldverſprechen nach § 780 BGB. gelten läßt. 
In Gruch. 69, 40 und in JW. 1927, 1347 hat er dann weiter aus⸗ 
geführt, daß auch bei einem formgültigen W. das zuſammen⸗ 
hangloſe Indoſſament (zuj.lofe J.) und das Akzept des Nichtbezoge⸗ 
nen (A. d. N.) Verpflichtungen erzeugen, und zwar will er hier das 
zuſ loſe J. zu einem Garantievertrag und das A. d. N. zu einer Ver⸗ 
pflichtungserklärung umdeuten. Dies Ergebnis kann inſoweit an⸗ 
genommen werden, als es ſich um das A.d. N. handelt; im übrigen 
iſt es m. E. abzulehnen. 
Ir 


Indoſſament bei ungültigem Wechſel. 


Eine Konverſion iſt nur bei nichtigen Rechtsgeſchäften zu⸗ 
läſſig. Iſt der Wechſel nichtig, ſo iſt es noch nicht das Indoſſament. 
Das Indoſſament gehört nicht zu den weſentlichen Beſtandteilen 
eines W., und andererſeits kann ein Indoſſament auch außerhalb 
eines W. beſtehen. Wird ein ungültiger gezogener W. als Anweiſung 
aufrechterhalten oder ein eigener W. als Verpflichtungsſchein, fo 
können ſie, wenn ſie — wie regelmäßig — an Order lauten, und die 
Leiſtung nicht von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht iſt, durch In⸗ 
doſſament übertragen werden, ſofern der gezogene W. auf einen 
Kaufmann, der eigene W. von einem Kaufmann ausgeſtellt ift (8 368 
HGB.). Das handelsrechtliche Indoſſament iſt vom wechſelrechtlichen 
in ſeinem Weſen nicht derart verſchieden, daß ein wechſelrechtliches 
— ſofern es als ſolches nicht gelten kann — nicht noch als handels⸗ 
rechtliches beſteht. Sie unterſcheiden fich im Regelfalle dadurch, daß 
das wechſelrechtliche Transportfunktion und Garantiefunktion, das 
handelsrechtliche nur Transportfunktion hat. Aber auch das wechſel⸗ 
rechtliche Indoſſament kann ohne Garantiefunktion ſein. Wird daher 
ein ungültiger W. als kaufmänniſche Anweiſung oder kaufmänniſcher 
Verpflichtungsſchein aufrechterhalten, ſo ſind die darauf befindlichen 
Indoſſamente ohne weiteres gültige handelsrechtliche Indoſſamente. 
Ebenſo RG. 48, 232; RG.: 80. 1926, 570. Eine Konverſion kommt 
hier alſo nicht in Frage. 

III. 

Wohl aber bei denjenigen gezogenen W., die nicht auf einen 
Kaufmann gezogen, und den eigenen W., die nicht von einem Kauf⸗ 
mann ausgeſtellt ſind. Da alle wechſelrechtlichen Indoſſamente Trans⸗ 
portfunktion haben und ohne ſolche nicht beſtehen können, während 
die Garantiefunktion fehlen kann, müſſen die Indoſſamente zunächſt 
als Abtretungen gedeutet werden. Als ſolche ſind ſie auch in 
der bisherigen Rſpr. ſtets angeſehen worden (NG. bei Bolze II 
Nr. 239, 827; XVII Nr. 327; Seuff Arch. 3 Nr. 44; 11 Nr. 108; 30 
Nr. 74; 67 Nr. 83; JW. 1896, 285; 23.1911, 841). 

Die Transport wirkung iſt auch auf alle Fälle nötig, weil 
ohne ſolche die fpäteren W. Erwerber überhaupt keine Rechte aus dem 
Papier, alſo aus der Umdeutung auch. keine Vorteile hätten. Daher 
iſt die Umdeutung in eine Zeſſion nicht zu entbehren. 

Es würde ſich alſo die Frage ergeben, ob es nach 8 140 BGB. 
zuläſſig it, ein nichtiges Rechtsgeſchäft als zwei gültige aufrecht» 
erhalten, nämlich a) als Zeſſion und b) als Schuldverſprechen oder 
Garantievertrag. Ohne auf den Wortlaut des 8 140 („den Erforder⸗ 
niſſen eines anderen Rechtsgeſchäfts“) Gewicht zu legen, möchte ich 
dies verneinen. Es mag möglich ſein, bei einer Konverſion dem⸗ 
jenigen Rechtsgeſchäft, in welches das nichtige umgedeutet worden 
iſt, beſtimmte Nebenwirkungen als vereinbart beizulegen, z. B. hin⸗ 
ſichtlich der Verjährungszeit, aber es kann nicht zuläſſig ſein, ein 
ungültiges Giro in zwei ſo verſchiedene Hauptrechtsgeſchäfte wie 
Schlien und Schuldverſprechen bzw. Garantievertrag umzudeuten. 
sehnt man dies ab, jo vermeidet man auch das merkwürdige Ergeb⸗ 
nis, daß das Indoſſament auf einem ungültigen W. Garantiewir⸗ 
kung hätte, wenn er als bürgerlich⸗rechtliche Anweiſung bzw. 
Schuldverſprechen aufrechterhalten wird, dagegen keine Garantie⸗ 
wirkung, wenn er auf einen bzw. von einem Kaufmann ausgeſtellt 
iſt. Denn gewöhnlich iſt es umgekehrt: die kaufmänniſchen Papiere 
haben gewöhnlich ſtärkere verpflichtende Kraft als die bürgerlichen. 

Nach § 140 BGB. iſt ſtets zu prüfen, ob das Erſatzrechts⸗ 
geſchäft bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt ſein würde. Man wird 
aber nicht annehmen können, daß die Beteiligten erſatzweiſe ein 
Rechtsgeſchäft gewollt hätten, deſſen Wirkung über die des verein⸗ 
barten bedeutend hinausgeht. Das iſt beim Schuldverſprechen der 
Fall. Denn bei dieſem beſteht eine prinzipale Zahlungspflicht, 
während der Indoſſant nur als Regreßſchuldner haftet, d. h. für den 
Fall, daß der Hauptſchuldner, der Bezogene, nicht zahlt. Beim Ga⸗ 
rantievertrag würde dies Bedenken wegfallen. Es beſteht aber auch 
bei dieſem noch das Bedenken, daß der Wortlaut eines Indoſſaments 
keine Spur von einer Haftungsübernahme enthält, auch im Zu⸗ 
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ſammenhang mit dem auf der Vorderſeite befindlichen Worte „Wech⸗ 
ſel“ nicht, und daß die Haftung beim wechſelrechtlichen Indoſſa⸗ 
ment, welches genau ſo wie das handelsrechtliche lautet, lediglich auf 
der Vorſchrift des Art. 14 WO. beruht, ohne daß es auf den Haf⸗ 
tungswillen ankommt. 

IV 


Ausſtellerunterſchrift. 


Wird ein ungültiger gezogener W. als Anweiſung aufrecht⸗ 
erhalten, ſo iſt die Unterſchrift des Ausſtellers eben die eines An⸗ 
weiſungsausſtellers. Die als ſolche gültige Unterſchrift kann nicht 
gleichzeitig zum Schuldverſprechen oder Garantievertrag umgedeutet 
werden. Auch iſt meiſt der nötige hypothetiſche Wille hierzu gar nicht 
anzunehmen. Der Ausſteller eines Wechſels will nur haften für den 
Fall, daß der Hauptſchuldner (Akzeptant) nicht zahlt; beim Schuld⸗ 
verſprechen würde aber eine prinzipale Haftung beſtehen. Beim 
Garantievertrag würde dies Bedenken wegfallen, jedoch auch hier, 
wenn der Wechſel akzeptiert war, folgendes bleiben: Der Ausſteller 
eines akzeptierten W. will nur haften mit der Maßgabe, daß er 
ſich ſeinerſeits wieder an den Akzeptanten halten kann. Dies iſt 
nicht möglich, wenn der ungültige gezogene Wechſel als Anweiſung 
aufrechterhalten wird. Denn bei dieſer iſt na“, der Regelung des 
Geſetzes eine Haftung des Akzeptanten dem Ausſteller gegen⸗ 
über nicht gegeben, ſondern nur dem Anweiſungsempfänger. Beim 
ungültigen W. an eigene Order, würde eine Haftung des Ak⸗ 
zeptanten gegenüber dem Ausſteller beſtehen, weil dieſer gleichzeitig 
Remittent (Anweiſungsempfänger) iſt. Ein W. an eigene Order kann 
aber nur dann als Anweiſung aufrechterhalten werden, wenn er 
auf einen Kaufmann gezogen iſt, da eine nichtkaufmänniſche Anwei⸗ 
fung an eigene Order nicht zuläſſig iſt (ogl. RGRͤKomm. Anm. 2 
zu 8783 BGB. und die dort zit. RGeEntſch. 1245/08). 


V. 


Bei dem zuf.lofen J. handelt es ſich um ein ungültiges 3 
auf gültigem W. 

Iſt es erſt ſpäter durch Streichung eines Vorindoſſaments zu⸗ 
ſammenhanglos geworden, ſo muß es für eine Konverſion ſofort 
ausſcheiden. Denn dieſe iſt nach 8 140 BOB. nur möglich bei 
Rechtsgeſchäften, die von Anfang an nichtig ſind. Aus dieſem 
Grunde wird allgemein verneint, daß ein präjudizierter oder ver⸗ 
jährter W. als Schuldſchein oder ſonſtwie aufrechterhalten werden 
könne; die einmal gültig entſtandene Wechſelobligation müſſe ein⸗ 
heitlich nach den Grundſätzen des Wechſelrechts und nur nach dieſen 
beurteilt werden (RG. 48, 230). Es wird auch ein Indoſſament 
durch Streichen eines Vorgiros nach Begebung nicht nichtig. Art. 36 
WO. beſtimmt nur für die Legitimation, daß geſtrichene 
Giros als nicht geſchrieben gelten. Auch ohne Legitimation können 
Wechſelrechte beſtehen (RG. 114, 365 = ZW. 1927, 46). Der W. iſt 
aber nach Streichung eines Vorgiros nicht mehr intakt. Und gerade 
deswegen beſteht kein Anlaß zur Konverſion. Denn nach Wechſel⸗ 
recht kann jeder Indoſſant den Regreß ablehnen, wenn ihm der W. 
nicht unverſehrt zurückgegeben wird; der W. muß ſo beſchaffen ſein, 
daß der Indoſſant die Wechſelrechte gegen alle ſeine Vormänner 
ohne weiteres erheben kann (Art. 51 WO.). Das iſt nicht der Fall, 
wenn ein Vorindoſſament durchſtrichen iſt. Abgeſehen von der Unzu⸗ 
läſſigkeit der Konverſion wäre es daher unbillig, durch ſie dem 
zuf.lofen Indoſſanten eine Verpflichtung aufzuerlegen, von der er 
nach Wechſelrecht mit gutem Grunde befreit iſt. 


VI. 


Ahnliche Gründe verbieten auch die Konverſion bei dem In⸗ 
doſſament, das von Anfang an zuſammenhanglos iſt. Der zuſ. loſe 
Indoſſant kann auf normalem Wege — dem des Indoſſaments — 
nicht Wechſelgläubiger geworden ſein, ſondern höchſtens durch Zeſ⸗ 
ſion oder durch einen Rechtsakt, der als Zeſſion umgedeutet wird. 
Iſt er es ſo geworden, ſo muß, damit die Rechte aus dem W. auf 
ſeinen Nachmann übergehen können, wiederum eine Transportwir⸗ 
kung ſtattfinden. Das von ihm abgegebene zus loſe J. muß alſo zu⸗ 
nächſt als Zeſſion umgedeutet werden. Für die Unmöglichkeit, das⸗ 
ſelbe Indoſſament dann noch als Garantievertrag aufrechtzuerhalten, 
gilt das oben zu III Geſagte. 

ft der zuf.lofe Indoſſant aber gar nicht Wechſeleigentümer 
geworden, ſo daß er keinen Rückgriff gegen ſeine Vormänner hat, 
ſo kann man ſein Indoſſament nicht zum Garontievertrag umdeuten, 
weil niemals anzunehmen ſein wird, daß er dies bei Kenntnis der 
Nichtigkeit gewollt hätte. Der Indoſſant will eine Verpflichtung 
nur mit der Maßgabe übernehmen, daß er ſich ſeinerſeits wieder an 
ſeinen Vormännern erholen kann. Er will aber nicht der Schluß⸗ 
ſchuldner werden, was eintreten würde, wenn er haften müßte, ohne 
ſeinerſeits Regreß nehmen zu können. 

Nimmt man ferner an, daß der jubllituierte Garantievertrag in 
ſeiner inhaltlichen Wirkung nicht über die wechſelrechtliche Garantie 
hinausgehen könne, daher bedingt durch Proteſterhebung ſei, dann 
ſcheitert auch daran die Möglichkeit der Konverſion. Ein Proteſt 
kann gültig nur vom Legitimierten erhoben werden (RG. 114, 365 
JW. 1927, 46). Zur Legitimation iſt eine lückenlose Girokette 
erforderlich (Art. 36 Wo.). Tritt eine Lücke ein, wie es beim 


zuſloſen J. der Fall it, fo ſind alle nachfolgenden Indoſſatare 
nicht mehr legitimiert, alſo nicht befähigt, einen gültigen Proteſt 


zu erheben und ſomit die vom Indoſſanten geſetzte Bedingung zu 


erfüllen. 
RA. Dr. Rich. Philipp, Berlin. 


Die neuen Ausführungs- und Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zum Kapitalverkehrslleuergeſetz. 


Die in Nr. 33 S. 233 ff. des RMinBl. (Zentralbl. f. d. Deutſche 
Reich) veröffentlichten und — mit Ausnahme einiger ſofort in Kraft 
getretener Billigkeitsmaßnahmen (88 14, 24, 36) — mit Wirkung v. 
1. Jan. 1928 an Stelle der alten AusfBeſt. tretenden neuen Ausf⸗ 
u. DurchfBBeſt. zum KapVerkStG. bringen gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtand eine Reihe von Anderungen und Neuerungen, von denen 
viele auch für die bei den ſteuerpflichtigen Vorgängen als Urkunds⸗ 
perſonen mitwirkenden Notare von Intereſſe ſind. 

Einige läſtige Verpflichtungen der Urkundsper⸗ 
ſonen gegenüber der Steuerbehörde kommen künftig 
in Wegfall. Bisher mußte bei jeder Beurkundung eines geſell⸗ 
ſchafts⸗ oder börſenumſatzſteuerpflichtigen Vorgangs in die Urkunde 
eine beſondere Erklärung der Beteiligten über den Wert des Gegen⸗ 
ſtandes aufgenommen werden und die etwaige Ablehnung der Abe 
gabe einer derartigen Erklärung durch die Beteiligten vom Notar 
beſonders vermerkt werden. Handelte es ſich um einen ſteuerpflich⸗ 
tigen Vorgang bei einer Kapitalgeſellſchaft (Akt., GmbH. uſw.), 
war ferner außer der Erklärung über den Wert des Gegenſtandes 
eine Erklärung der Beteiligten darüber aufzunehmen, ob und welche 
in der Urkunde nicht aufgeführten ſteuerpflichtigen Zahlungen und 
Leiſtungen von den Geſellſchaftern neben den beurkundeten über⸗ 
nommen find und ob die Geſellſchafter der Geſellſchaft Darlehen ge⸗ 
geben oder Forderungen geſtundet haben und bei Ablehnung ſolcher 
Erklärungen ebenfalls ein entſprechender Vermerk in der Urkunde 
zu machen. Bei Aufnahme einer Urkunde über ein börſenumſatzſteuer⸗ 
pflichtiges Anſchaffungsgeſchäft war der Notar außerdem verpflichtet, 
die Beteiligten auf die Steuerpflicht beſonders aufmerkſam zu 
machen. Der Fortfall dieſer von den Notaren nicht mit Unrecht als 
unnötige Schikane empfundenen Verpflichtungen wird ſicher begrüßt 
werden. Tatſächlich kam der Aufnahme derartiger Erklärungen in 
die Urkunde nur ſchematiſche Bedeutung zu, da die Notare ja mei⸗ 
ſtens doch gar nicht in der Lage waren, die Richtigkeit der von den 
Beteiligten abgegebenen Erklärungen nachzuprüfen und daher einfach 
das niederſchreiben mußten, was ihnen erklärt wurde. Einen prak⸗ 
tiſchen Wert für die Steuerbehörde haben denn auch meiner Er⸗ 
fahrung nach ſolche urkundliche Erklärungen nicht gehabt. 

Eine weitere Vereinfachung der formellen Verpflichtungen be⸗ 
deutet der Wegfall des doppelten Anmeldungszwanges 
bei Kapitalgeſellſchaften. Bisher war, auch wenn der Notar bereits 
eine Abſchrift der von ihm über einen ſteuerpflichtigen Vorgang auf⸗ 
gerommenen Urkunde pflichtgemäß dem Fin A. eingereicht hatte, die 
Geſellſchaft trotzdem ſelbſt verpflichtet, den Vorgang von ſich aus 
nochmals anzumelden. Dieſer doppelte Aumeldungszwang war ſogar 
vielen Notaren nicht bekannt, was zur Folge hatte, daß häufig die 
Beteiligten von dem beurkundenden Notar auf ihre beſondere An⸗ 
meldungspflicht nicht aufmerkſam gemacht wurden und daher an⸗ 
nahmen, daß mit der Einreichung der Urkundsabſchrift durch den 
Notar an das Fin A. die Anmeldung des ſteuerpflichtigen Vorgangs 
erledigt ſei. Dies führte naturgemäß in der Praxis zu mancherlei 
Unzuträglichkeiten, die durch die Aufhebung des doppelten An⸗ 
meldungszwanges, dem doch nur formelle Bedeutung zukam, künftig 
vermieden werden. 

Hervorzuheben iſt ferner die in Ausſicht genommene Auf⸗ 
hebung des Marken verfahrens für die Beſteuerung von 
Rechtsvorgängen bei den nicht zu den Kapitalgeſellſchaften ge⸗ 
hörenden Geſellſchaften njw. (OffH®., Rommel. uſw.). Die Beſeiti⸗ 
gung des Markenverfahrens für dieſe Steuerfälle hat natürlich die 
Aufhebung des in den Bezirken einiger LFin A. noch beſtehenden 
eigenen Verſtempelungsrechts der beurkundenden Notare zur Folge. 

Hinſichtlich der örtlichen Zuständigkeit iſt die Anderung wichtig, 
daß für die Beſteuerung der Offo G. künftig nur noch 
das Fin A. des Ortes der Leitung zuſtändig iſt und nicht 
mehr, wie bisher, das Fin A., das zuerſt mit der Beſteuerung be⸗ 
faßt wurde. , 

Von Intereſſe für Notare iſt ferner die Neuerung, daß das 
Fin A. künftig in allen Fällen die Steuer nach den Wert⸗ 
angaben der Beteiligten vorerſt nur vorläufig feſt⸗ 
ſetzt und die endgültige Steuerfeſtſetzung erſt nach dem Ergebnis 
der weiteren Ermittlung vornimmt. Die Beteiligten ſind ſchon bei 
der vorläufigen Steuerfeſtſetzung darauf hinzuweiſen, daß bei der 
endgültigen Veranlagung die Steuer ſich noch erhöhen werde, falls 
die Ermittlungen einen höheren als den von ihnen ſelbſt angegebenen 
Wert ergeben ſollten. a 

Neu iſt auch die Vorſchrift, daß das Fin A. den Eingang 
aller eingereichten Urkunden über feuerpflidtige 
Vorgänge ſchriftlich zu beſtätigen hat. Das Beſtätigungs⸗ 
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ſchreiben hat der Notar mit der Urſchrift oder beglaubigten Abſchrift 
oder dem Abſendevermerk der Urkunde zu verbinden. Vor Eingang 
des Beſtätigungsſchreibens darf er den Beteiligten die Urkunde nicht 
aushändigen. 

Eine beachtenswerte Neuerung iſt ferner, daß für den Fall nicht 
rechtzeitiger Anmeldung eines ſteuerßflichtigen Vorgangs bzw. nicht 
rechtzeitiger Einreichung der darüber aufgenommenen Urkunde eine 
beſondere Verſäumnisfolge eingeführt werden ſoll. Wäh⸗ 
rend im allgemeinen der Zinſenlauf erſt mit Ablauf der in der 
Steuerfeſtſetzung beſtimmten Zahlungsfriſt — entgegen 8 68 d. Geſ.! — 
beginnen ſoll, ſoll im Fall der Anmeldungsverſäumnis der Zinſen⸗ 
lauf bereits nach Ablauf einer Woche nach der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld beginnen. 

Die neuen Ausf⸗ u. DurchfBeſt. ſehen auch eine Reihe von 
materiellrechtlichen Anderungen vor, die für Notare von Intereſſe ſind. 

Die Moglichkeit der Erſtattung der bereits entrich⸗ 
teten Steuer in den Fällen, in denen das dem beurkundeten ſteuer⸗ 
pflichtigen Rechtsvorgang zugrunde liegende Geſchäft aus tatſäch⸗ 
lichem oder rechtlichem Grunde nicht zur Ausführung gebracht wer⸗ 
den konnte oder vor der vollſtändigen Ausführung wieder rück⸗ 
gängig gemacht worden iſt, iſt nunmehr auch bei den nicht zu den 
Kapitalgeſellſchaften gehörenden Perſonenvereinigungen gegeben. Bis⸗ 
her war nach 8 14 des Gef. eine Erſtattung der Steuer aus dem ge⸗ 
nannten Grunde nur bei Kapitalgeſellſchaften möglich. Dieſer Ande⸗ 
rung kommt inſofern auch eine grundſäßliche Bedeutung zu, als 
darin eine Abkehr von dem Urkundenprinzip bei den Nichtkapital⸗ 
geſellſchaften, an dem bisher namentlich auch in der Rſpr. des 
RD. (vgl. RF. 13, 26) noch feſtgehalten wurde, zu erblicken iſt. 

Die Vorausſetzungen des 8 4% d. Gef. für die Steuerfreiheit 
gemeinnütziger Kapitalgeſellſchaften ſind weſentlich er⸗ 
leichtert worden. Die bisherige Bedingung, daß außer tatſächlicher und 
verfaſſungsmäßiger Gemeinnützigkeit die Geſellſchaft auch weſent⸗ 

der Förderung minderbemittelter Volkökreife dienen mußte, 
fällt künftig fort. 

Reg. Dr. Kuno Frieſeche, Nordhauſen. 


Verichtigende Nachträge zu Generaluerſammlungs⸗ 
rote kollen. 


Iſt der Notar, der ein Generalverſammlungsprotokoll auf⸗ 
genommen hat, befugt, Unrichtigkeiten, die ihm bei dieſer Beurkun⸗ 
dung unterlaufen ſind, durch ein nachträgliches Protokoll richtig⸗ 
zuſtellen? So z. B., wenn er bei Verbindung zweier Generalverſamm⸗ 
lungen in einem Termin die von der einen AktG. gewählten Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder mit den von der anderen Geſellſchaſt gewählten 
verwechſelt hat? Die geſtellte Frage iſt zu bejahen: der Notar 
iſt zur nachträglichen Berichtigung ſolcher Verſehen befugt — und, 
weil befugt, ſelbſtverſtändlich auch verpflichtet. Dabei iſt nur voraus⸗ 
geſetzt, daß es ſich um offenbare Unrichtigkeiten handelt, 
um wirkliche Beurkundungsfehler: der Notar hat das, was er wahr⸗ 
genommen hat, nicht richtig niedergeſchrieben. Dagegen iſt es aus⸗ 
geſchloſſen, im Wege einer Urkundenberichligung nachträglich ſachliche 
Anderungen vorzunehmen, ſo etwa dann, wenn Meinungsverſchieden⸗ 
heiten über den Ablauf der Verſammlungsvorgänge entſtehen und 
es nun der einen Partei gelingt, den Notar davon zu überzeugen, 
daß das, was er wahrgenommen zu haben glaubte, ſich anders ab⸗ 
gelpielt hat. Hier liegt keine „offenbare Unrichtigkeit“ vor. Und 
das gleiche gilt natürlich dann, wenn das vom Notar Beurkundete 
von der Verwaltung und allen Beteiligten als richtig angenommen 
wurde und etwa nur der Notar ſelbſt nachträglich an der Richtigkeit 
ſeiner Beurkundung zweifelt. 

Die geſtellte Frage iſt neuerdings aus Anlaß eines Beſchl. des 
BayobsGG.: JW. 1927, 1704, 2148, 2434 zur Erorterung gelangt. 
Der Tatbeſtand, um den es ſich dabei handelte, ließ indeſſen die Be⸗ 
richtigungsfrage nicht in grundſätzlicher Weiſe erkennen: der Notar 
hatte dort nicht etwa eine Berichtigung der früheren Beurkundung als 
ſolcher vorgenommen, ſondern nur verſucht, durch einen ſpäteren Ver⸗ 
merk eine beſtimmte ergänzende Auslegung des gefaßten Veſchluſſes 
zu unterſtützen. Zu der geſtellten Frage nahm das Bay Obs. nur 
beiläufig und eventuell Stellung, übrigens in dem oben vertretenen 
Sinne, da es die Möglichkeit annimmt, daß die fragliche Nachtrags⸗ 
urkunde eine rechtlich zuläſſige Berichtigung der früheren Urkunde 
ſei. Ich möchte indeſſen nicht nochmals auf dieſen ſpeziellen Fall ein⸗ 
gehen, ſondern nur die grundſätzliche Frage betrachten, da ſie, wie 
mir ſcheint, bisher nicht durchweg zu ihrem Rechte gekommen iſt 
(f. meinen Aufſatz in LZ. 1927, 1369). 

Goldſchmit (JW. 1927, 1704) weiſt gegen die Zuläſſigkeit 
einer Berichtigung überhaupt auf die bekannte Entſch. in RO. 75, 239 
JW. 1911, 409 hin, wo ausgeführt ift, daß ein vom Vorſitzenden 
der Generalverſammlung als gefaßt verkündeter und vom Protokoll⸗ 
führer übereinſtimmend beurkundeter Beſchluß nicht durch den bloßen 
Nachweis beiſeitegeſchoben werden könne, daß der Beſchluß nicht in 
Wirklichkeit mit der erforderlichen Mehrheit gefaßt worden ſei, daß 
vielmehr in einem ſolchen Falle die Ungültigkeit im Wege der An⸗ 
fechtungsklage dargetan werden müſſe. Dies iſt völlig zutreffend, hat 
aber mit der Berichtigungsfrage nichts zu tun. Tenn, wenn der Vor⸗ 


ſitzende einen Beſchluß als gefaßt verkündet und der Notar biefen 
verkündeten Beſchluß ſeinerſeits ſo protokolliert hat, ſo liegt gewiß 
keine offenbar unrichtige Beurkundung von Verſammlungsvorgängen 
vor. Der Notar konnte, wenn er ſeinerſeits nicht beobachtet hatte, 
daß der Beſchluß wirklich ſo gefaßt worden war, die Beurkundung 
des unrichtig Verkündeten ablehnen. Beurkundete er es aber, ſo wie 
verkündet, ſo war der verkündete Beſchluß richtig beurkundet. 
Damit war die Beweisbaſis für dieſen Beſchlußinhalt beſchaffen, 
ohne daß freilich damit die Möglichkeit entfiel, die Gültigkeit 
des als beſchloſſen Angegebenen durch den Nachweis von Mängeln 
im Zuſtandekommen des Beſchluſſes zu entkräften. Denn die Beweis⸗ 
kraft des Generalverſammlungsprotokolls iſt nicht etwa, wie die eines 
Sitzungsprotokolls nach 8 164 ZRO., eine abſolute, nur durch den 
Nachweis der Fälſchung entkräftbare, ſondern läßt nach 8418 Abſ. 2 
3PO. den Nachweis der unrichtigen Beurkundung offen. Der Schwer⸗ 
punkt jener RGEntſch. liegt nicht darin, daß der fragliche Beſchluß 
jo beurkundet, ſondern daß er auch jo verkündet war. Gegen 
dieſe Beſchlußverkündung richtet ſich die Anfechtungsklage, zu deren 
Begründung dann der Beweis, daß jener Beſchluß nicht wirklich ſo, 
wie verkündet und beurkundet, gefaßt worden war, gem. 8418 
Abſ. 2 ZPO. ebenfo zuläſſig wie erforderlich iſt. Zu einer Berich⸗ 
tigung ſeines Protokolls dagegen wäre der Notar in jenem Falle 
auch dann nicht befugt geweſen, wenn er ſich hinterher, etwa nach 
Erhebung der Anfechtungsklage, davon überzeugt hätte, daß in Wirk⸗ 
lichkeit die erforderliche Mehrheit nicht vorhanden geweſen war. Denn 
damit wäre ihm nicht ein Beurkundungs⸗, ſondern ein Beurteilungs⸗ 
fehler, nicht ein äußerliches Verſehen, ſondern ein ſachlicher Irrtum 
aufgegangen, der übrigens ſchon deshalb kein offenbarer war, weil 
ja der Vorſitzende den Sachverhalt ganz ebenſo beurteilt hatte. — 


Handelt es ſich dagegen um wirklich offenbare Unrichtigkeiten 
der Protokollierung, ſo iſt die Berichtigung möglich. Freilich iſt dies 
nicht allgemein anerkannt und wird insbeſ. von Piuner bei Staub, 
9 259 N. 3 beſtritten, der hierwegen auf RG. 79, 368 — JW. 1912, 812 
verweiſt. Indeſſen iſt dort nur geſagt, daß Urkunden über Rechts⸗ 
geſchäfte durch eine Nachtragsurkunde nicht vom Notar allein, 
ſondern nur in der gleichen Weiſe berichtigt werden können, wie ſie 
zuſtande kamen, nämlich unter Mitwirkung der Beteiligten. Das 
Generalverſammlungsprotokoll aber kommt ohne Mitwirkung der Be⸗ 
teiligten zuſtande, es iſt weder in der Verſammlung zu verleſen und 
von dieſer zu genehmigen, noch gar von deren Teilnehmern zu unter⸗ 
zeichnen (wäre es ſo, ſo könnte die überſtimmte Minderheit durch 
Nichtunterzeichnung das Gültigwerden des Beſchluſſes verhindern); 
und auch, wo etwa in den Statuten die Unterzeichnung durch den 
Vorſitzenden vorgeſchrieben iſt, bleibt die Unterſchrift des Notars doch 
das geſetzlich allein notwendige Wirkungserfordernis (RG. 65, 91; 
Staub-PBinner, 8259 N. 9). Daraus ergibt ſich, daß die Kom⸗ 
petenz zu einer Protokollberichtigung, wenn eine ſolche zuläſſig iſt, 
beim Notar allein liegt, ebenſo wie ein Sitzungsprotokoll vom Vor⸗ 
ſitzenden und Protokollführer ohne Zuziehung der Parteien berichtigt 
werden kann (Stein⸗Jonas, ZRO., 8159 N. 15). Ob die Be⸗ 
richtigung des Generalverſammlungsprotokolls in dieſer Weiſe zu⸗ 
läſſig iſt, darüber hat die materiellrechtliche Bedeutung des Protokolls 
zu entſcheiden. Ergibt ſich aus ihr kein Hindernis, ſo folgt die Be⸗ 
richtigungspflicht aus der oberſten Verpflichtung des Urkundsbeamten: 
der Wahrheitspflicht. Materiellrechtlich aber beſteht in der 
Tat keinerlei Hindernis. Denn die falſche Beurkundung hat materiell⸗ 
rechtlich keinerlei Bedeutung gehabt, ganz anders als eben die falſche 
Beurkundung eines formbedürftigen Rechtsgeſchäfts. 

Allerdings ſpricht Pinner bei Staub, 8 259 Anm. 11 davon, 
ein formell unrichtig beurkundeter Beſchluß jet nichtig und ver⸗ 
weiſt hierfür auf 9 125 BGB. Wäre das fo, fo könnte der Notar 
nicht für befugt gehalten werden, einen bereits nichtig gewordenen 
Beſchluß ſeinerſeits wieder zu einem gültigen zu machen. Allein jene 
Anſicht Pin ners iſt nicht zutreffend (wie hier, Joſef bei Hold⸗ 
heim 23, 98). Sie beruht auf der unzutreffenden Herübernahme eines 
nur für rechtsgeſchäftliche Urkunden richtigen Gedankens. Iſt für 
ein Rechtsgeſchäft die öffentliche Beurkundung vorgeſchrieben, ſo voll⸗ 
endet ſich das Geſchäft erſt mit ſeiner identiſchen Beurkundung; die 
Parteien erklären ihren Willen zur Urkunde, bei deren Errichtung 
ſie daher „beteiligt“ find (8 177 FGG.). Iſt dieſe urkundliche Form 
nicht oder nicht richtig erfüllt, ſo muß das Rechtsgeſchäft nichtig ſein 
(8125 BGB.). Die Beſchlüſſe einer Generalverſammlung dagegen 
werden nach 5259 HGB. nicht zu Protokoll gefaßt, ſondern viel⸗ 
mehr nach ihrer Faſſung protokolliert. Der Notar nimmt hier nicht, 
wie bei Rechtsgeſchaften, eine Erklärung zu Urkund, ſondern er be⸗ 
urkundet, was er als beſchloſſen wahrgenommen hat. Es ift keine 
Erklärungs⸗, ſondern eine Zeugnisurkunde über Vorgänge und Wahr⸗ 
nehmungen. Allerdings ift ſie nicht nur Beweismittel, ſondern Gülrig⸗ 
lieitserfordernis für die Beſchlüſſe (8 259 HGB.). Aber dies ändert 
baran nichts, daß das Protokoll nicht die Beſchlußfaſſung in ſich 
enthält, ſondern nur über fie berichtet. Hieraus ergibt ſich, daß ein 
nicht protokollierter Beſchluß nicht „nichtig“ iſt. Wäre das der 
Fall, ſo würden alle Beſchlüſſe von Generalverſammlungen zunächſt 
nichtig ſein, bis ſie am Abend oder nächſten Tag endlich protokolliert 
würden. Solange dieſe Protokollierung nicht erfolgt iſt, ict der Be 
ſchluß eben nur „noch nicht gültig“. Gültig wird er erſt, wenn zu 
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dem Gefaßtſein auch noch das Protokolliertſein hinzutritt. Geſchieht 
das endgültig nicht, etwa weil der Notar geſtorben iſt oder die Proto⸗ 
kollierung aus einem ſonſtigen Grunde dauernd unterbleibt, ſo kann 
man auch dann korrekterweiſe nicht von einer Nichtigkeit im tech⸗ 
niſchen Sinne, ſondern nur von einem Niemalsgültiggewordenſein des 
Beſchluſſes ſprechen; doch iſt das ſchließlich ja kein ſachlicher Unter⸗ 
ſchied. Solange aber eine nachträgliche richtige Beurkundung möglich 
bleibt und tatſächlich in Frage kommt, ergibt ſich die deutliche Ent⸗ 
ſcheidung: ein unrichtig protokollierter Beſchluß wird durch dieſe Un⸗ 
richtigkeit nicht „nichtig“ (wie ſollte es auch denkbar ſein, daß ein 
ordnungsmäßig gefaßter Verſammlungsbeſchluß durch ein bloßes Ver⸗ 
ſehen des mit ſeiner Beurkundung betrauten Dritten endgültig ver⸗ 
nichtet werden könnte 7), ſondern er iſt eben nur noch nicht gültig 
geworden. Die offenbar unrichtige Beurkundung ging am Beſchluß 
vorbei, ins Leere. Sie läßt ihn in ſeinem bisherigen materiellrecht⸗ 
lichen Status der unvollkommenen Gültigkeit unberührt und daher 
immer noch fähig, durch nachträgliche richtige Beurkundung gültig 
zu werden. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Karl Heinsheimer, Heidelberg. 


Rückverſicherungsvertrag und Fuſion. 


Unter der gleichen Überſchrift habe ich in der 23.1916, 855 ff. 
einen kurzen Auffag veröffentlicht; er machte den Verſuch, die Inter⸗ 
eſſengegenſätze auszugleichen, die im Falle der Fuſion einer Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft durch eine andere unter den Nüchverficherern der 
aufgenommenen und aufnehmenden Geſellſchaft entſtehen. Profeſſor 
Flechtheim veröffentlicht jetzt in der IW. 1927, 1060 ff. einen 
umfangreichen Artikel „Fuſion und Dauerverpflichtungen“; er führt 
auch meine Abhandlung an und beizeichnet meine ſeinerzeit ent⸗ 
wickelte Anſicht als wenig folgerichtig. Es mag mir geſtattet ſein, 
mich erneut und etwas vollſtändiger als früher zu äußern. 

Ich habe den Artikel von Flechtheim mit Intereſſe geleſen; 
ich teile mit ihm die grundſätzliche Auffaſſung, daß ſich die Rſpr. 
mehr und mehr von formellen Gedankengängen zu löſen hat und wirt⸗ 
ſchaftliche Bedürfniſſe entſcheiden laſſen muß. Inwiefern allerdings 
die Ergebniſſe, zu denen Flechtheim in jedem einzelnen Fulle ge⸗ 
langt. Anlaß zu Bedenken geben könnten, laſſe ich offen und be⸗ 
ſchränke mich auf das Gebiet der Rückverſicherung, auf dem eine 
rechtliche Regelung doch nicht ſo leicht iſt, als Flechtheim meint; 
ſo kurz, wie er ſich denkt, läßt ſich die Frage auf dem ſchwie⸗ 
rigen Gebiet der Rückverſicherung nicht abtun. 

Ich muß zunächſt den Tatbeſtand feſtſtellen: Ein Nückverficherer 
(R.) hat mit einer Verſicherungsgeſellſchaft A. einen Rückverſiche⸗ 
rungsvertrag auf längere Zeit abgeſchloſſen. A. wird im Wege der 
liquidationsloſen Fuſion von einer Geſellſchaft D. übernommen, die 
damit als Geſamtrechtsnachfolgerin an ſich in alle Rechte und Pflich⸗ 
ten der A. eintritt. Vom formellen Standpunkt aus läge es nahe, 
daraus die Folgerung abzuleiten, daß die D. den zwiſchen A. und 
R. abgeſchloſſenen Rückverſicherungsvertrag zu erfüllen hat. Es gibt 
Fälle, wo dem keinerlei Schwierigkeiten entgegenſtehen, ſo z. B. 
wenn für die D. in dem fraglichen Zweig oder für das betreffende 
Gebiet kein Rückverſicherungsvertrag läuft. Iſt aber die D eben⸗ 
falls durch Rückverſicherungsverträge gebunden, ſo entſtehen Schwie⸗ 
rigkeiten, deren Löſung in verſchiedener Weiſe verſucht wurde. Ich 
darf wegen der Literatur auf die Ausführungen Flechtheims 
verweiſen, um Geſagtes nicht wiederholen zu müſſen, und beſchränke 
mich darauf, zum Verſtändnis des Folgenden die Auffaſſung Flecht⸗ 
heims kurz wiederzugeben, die ſich teilweiſe einem Vorſchlag zur 
praktiſchen (nicht rechtlichen) Löſung von Kißkalt (L. 1916, 
991 ff.) anſchließt. 

Flechtheim ſagt, das durch die Fuſion entſtandene Geſamt⸗ 
unternehmen muſſe den R. mit einer angemeſſenen Quote in den 
eigenen Rückverſicherungsvertrag einſchieben, ihm alſo eine Quote 
der einſchlägigen Riſiken zu den vereinbarten Bedingungen über⸗ 
tragen. Dieſe Quote ſei nach dem Verhältnis zu berechnen, in dem 
vor der Fuſion die unter die Rückverſicherung fallenden Verſiche⸗ 
rungsgeſchäfte zueinander ſtanden. 

Dieſe Löſung hat ficherlich jeder erwogen, der ſich mit der Frage 
beſchäftigt hat; aber außer mir haben auch weder Rehm noch Milt⸗ 
ner noch Ehrenberg noch Kißkalt in ihr die Möglichkeit 
einer rechtlichen Erledigung gefunden. Es iſt ohne weiteres zu⸗ 
zugeben, daß unter wohlwollenden oder voneinander abhängigen 
Parteien, deren Zahl bei der Zerſplitterung der Anteile an der Rück⸗ 
verſicherung der beiden Geſellſchaften (ſowohl der aufgenommenen 
als auch der aufnehmenden) unter Umſtänden ſehr groß iſt, die von 
Flechtheim erſtrebte Regelung vielfach erreicht werden kann. Aber 
es iſt verfehlt, ſie zum Rechtsgrundſatz erheben zu wollen. Denn ſo 
leicht beieinander die Gedanken wohnen, ſo hart ſtoßen ſich leider 
im Raum oft die Sachen. 

Die übernehmende Geſellſchaft D., die ihre Rückverſicherung 
durch Abſchluß von Verträgen ſchon längſt geordnet hat, kann die 
Einſchiebung einer Quote für die Rückverſicherer der übernommenen 
Geſellſchaft nicht ohne Zuſtimmung ihrer eigenen Rückverſicherer be⸗ 
werkſtelligen. Dieſe haben vielleicht Opfer gebracht, um ſich 
für Jahre eine beſtimmte Quote an dem Geſchäft zu ſichern, 
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und werden ſich nicht ohne weiteres mit der Verringerung ihrer 
Quote einverſtanden erklären. Ich ſehe keinen Weg, einen recht⸗ 
lichen Zwang auszuüben. Dem etwa verſuchten Hinweis darauf, daß 
ſich der Gejamtumjang des Geſchäftes in einer „anormalen“, d. h. 
unerwarteten Weiſe durch die Fuſion vergrößert habe, können die 
Rückverſicheter je nach Sachlage mit dem Einwand begegnen, daß der 
Zuwachs qualitativ keinen Ausgleich für die Verringerung ihres 
Anteils bedeute. Auch hat die Fuſion durchaus nicht immer die Folge, 
daß der Geſamtumfang des künftigen Geſchäftes der Summe der 
früher getrennten Geſchäfte entſpricht. Eine Verſicherungsgeſellſchaft iſt 
weſentlich von ihrer Organiſation abhängig. Von dieſer bröckeln 
leicht Teile ab, wenn eine Geſellſchaft ihre Selbſtändigkeit verliert. 
Deshalb iſt überhaupt der wirtſchaftliche Nutzeffekt der Verſchmel⸗ 
zung von Verſicherungsgeſellſchaften für das vergrößerte Unternehmen 
beeinträchtigt. Ferner iſt zu berückſichtigen, daß die Selbſtbehalte 
der aufgenommenen und aufnehmenden Geſellſchaft grundverſchieden 
ſein können. In Zukunft wird nicht nur der vielleicht größere Selbſt⸗ 
behalt der aufnehmenden Geſellſchaft eine Verminderung des Rück⸗ 
verſicherungsaliments herbeiführen, ſondern es iſt darüber hinaus 
ſogar anzunehmen, daß der Zuwachs an Geſchäft der aufnehmenden 
Geſellſchaft Anlaß zu einer weiteren Erhöhung ihres Selbſtbehal⸗ 
tes auf Koſten des Umfangs der Nückverficherung geben wird. 
Damit, daß die Zuſtimmung der Rückverſicherer der übernehmenden 
Geſellſchaft erforderlich iſt und verweigert werden kann, entfällt die 
Möglichkeit, die Einſchiebung der Rüchverſicherer der übernommenen 
Geſellſchaft mit einer Quote zur rechtlich bindenden Norm zu machen. 
Der Verſuch, im Wege der Einigung aller Beteiligten zu einem 
ſolchen, vielleicht billigen Ergebnis zu kommen, kann natürlich ge⸗ 
macht werden, hat aber nichts mit der rechtlichen Löſung der Frage 
zu tun. 


Soll der Vorſchlag von Flechtheim als Rechtsnorm tauglich 
ſein, ſo müßten aber auch die Bedingungen der „Einſchiebung“ von 
einem unparteiifchen Dritten, z. B. dem ordentl. Richter nach beſtimmten 
Grundſätzen feſtgelegt werden können. Das iſt nicht der Fall. Wenn 
ſchon, wie gezeigt, die Höhe der Quoten Schwierigkeiten begegnet, 
die rechtlich nicht lösbar ſind, ſo gilt dasſelbe auch von den Be⸗ 
dingungen. Die Quote ſoll „zu den vereinbarten Bedingungen“ über⸗ 
tragen werden. Zu welchen? Zu den Bedingungen der D. oder der A. 
Die zwiſchen der D. und ihren Rüchkverſicherern vereinbarten Be⸗ 
dingungen anzunehmen, kann eine unbillige Zumutung für den R. 
ſein, umgekehrt paſſen vielfach die Bedingungen der A. nicht für 
das neue Geſamtgeſchäft, das gewöhnlich auf anderer Grundlage auf⸗ 
gebaut iſt und vielleicht andere Gebiete mitumfaßt. Man denke nur 
an den fundamentalen Unterſchied in der Art der Rückdeckung nach 
Quoten⸗ und Exzedentenrückverſicherungsverträgen. Rückverſicherungs⸗ 
verträge ſind eben nicht nach einem beſtimmten Schema. abgeſchloſſen, 
ſondern den jeweiligen Verhältniſſen und Bedürfniſſen angepaßt. 
Überall fehlt es an den Vorausſetzungen einer Methode des Rechtes, 
als welche Flechtheim ſeinen Vorſchlag aufgefaßt wiſſen will. Auf 
Schritt und Tritt müßten, wollte man überhaupt zu einem Ergebnis 
kommen, die Verhältniſſe des Einzelfalles nach billigem Ermeſſen 
berückſichtigt werden, und dem Richter würde eine für ihn unmög⸗ 
liche, außerhalb des Rahmens der Rſpr. liegende Aufgabe zugewieſen 
werden. 

Flechtheim bezeichnet es als wenig folgerichtig, wenn ich 
grundſätzlich im Falle der Kolliſion die Rückverſicherer der über» 
nommenen Geſellſchaft den Rückverſicherern der übernehmenden 
weichen laſſe, in beſonders gelagerten Fällen aber der über⸗ 
nehmenden Geſellſchaft eine Schadenerſaßpflicht auferlege. Und 
doch will auch Flechtheim, wie er auf S. 1067 für ſogenannte 
Konventionen (Kartelle ohne Kontingentierung) ausführt, „in ganz 
beſonderen Fällen“ einen wichtigen Grund zur Aufkündigung der 
Mitgliedſchaft an der Konvention einräumen, aber dabei berück⸗ 
ſichtigen, daß die Geſellſchaft ſich durch die Fuſion ſelbſt in die 
Lage gebracht hat. Die Berückſichtigung dieſes Umſtandes führt m. E. 
folgerichtig zur Schadenerſatzpflicht. Denn mit der Verweigerung des 
Kündigungsrechtes allein wird die Schwierigkeit in dem Falle nicht 
aus der Welt geſchafft, wo die Rückverſicherer der A. und der D. 
nicht nebeneinander beibehalten werden können und wo die Rück⸗ 
verjicherer der D. die Zuſtimmung zur Einſchiebung der A.⸗Rück⸗ 
verſicherer nicht geben. Es iſt ſogar der Fall denkbar, daß den Rück⸗ 
verſicherern der A. mit der Einſchiebung unter die Zahl der Rück⸗ 
verſicherer der übernehmenden Geſellſchaft gar nicht gedient wäre, 
ſondern daß infolge Verſchiedenheit in der Qualität des Geſchäftes 
oder aus anderen Gründen überhaupt bloß eine Schadenerſatzpflicht 
gegenüber den Rückverſicherern der übernommenen Geſellſchaft übrig 
bliebe, weil dieſe um wohlerworbene Rechte (z. B. langjährige Ver⸗ 
trage, Vorſchußleiſtungen in früheren Zeiten) gebracht wurden. Bei 
der Frage der Schadenerſatzpflicht ſpielt auch eine Rolle, ob die 
Rückverſicherer der übernommenen Geſellſchaft nicht ſogar froh ſein 
können, von einem notoriſch ungünſtigen Vertrag befreit zu werden. 
Was würden in einem ſolchen Falle die Rückverſicherer der über» 
nehmenden Geſellſchaft lagen, wenn dieſe die Rückverſicherer der 
übernommenen Geſellſchaft einſach mit einer Quote einrücken laſſen 
wollte, weil dies Rechtens ſei? Es iſt ſogar nicht undenkbar, daß 
in einem Einzelfall die Rückverſicherer der übernehmenden Geſell⸗ 
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ſchaft ihrerſeits Anſpruch erheben können wegen der veränderten 
Verhältniſſe (3. B. Gefahrerhöhung) auszuſcheiden. Alle dieſe Fragen 
find jo flüſſig und hängen jo ſehr von den jeweiligen Verhältniſſen 
ab, daß ſie durch das einfache Rezept der Einrückung mit einem 
Anteil nach Maßgabe des früheren Geſchäftsumfanges nicht abgetan 
ſind. Der Fehler von Flechtheim liegt m. E. darin, daß er in 
erſter Linie nur daran denkt, wie ſich die übernehmende Geſellſchaft 
von ihrem Standpunkt ihrer Rechte und Pflichten gegenüber den 
Rückverſicherern von A. und D. entledigen kann, daß er aber nicht 
genügend unterſucht, welche Rechte den Rückverſicherern ſowohl der 
übernehmenden als auch der übernommenen Geſellſchaft zuſtehen. 

Ich habe mich, wie erwähnt, abſichtlich auf das Gebiet der 
Rückverſicherung beſchränkt, bin aber darüber hinaus der Meinung, 
daß auch ſonſt Dauerverpflichtungen, z. B. Kartellverträge, in ihrem 
ganzen Inhalt durch die von Flechtheim angeregte Einſchiebung 
von Quoten in ihrem Weſen ſo verändert werden können, daß den 
Beteiligten die Fortſetzung des Verhältniſſes nicht mehr zugemutet 
werden kann. 

Hofrat Eruſt Drumm, München 


Die Entſchädigungsfrage nach der Notverordnung über 
Steinkohle und Erdöl für Berlin und Brandenburg. 


Am 10. Okt. d. J. iſt die vielbeſprochene preuß. NotVO. in 
Kraft getreten, die dem Grundeigentümer im Gebiete der Gtadt- 
gemeinde Berlin und in der Provinz Brandenburg das ihm bisher 
kraft feines Eigentums zustehende Verfügungsrecht über Steinkohle, 
Erdöl, Erdgas, Bergwachs, Aſphalt und den nach Meinung des 
Oberbergamts techniſch verwertbaren Ölfchiefer und Olſandſtein ent⸗ 
zieht. Die NotVO. gilt hinſichtlich der Steinkohle auch in den Ge⸗ 
bieten der Provinz Sachſen und Niederſchleſien, in denen die Stein⸗ 
kohle bisher dem Verfügungsrecht des Grundeigentümers unterlag. 

Die Aufſuchung und Gewinnung der genannten Bodenbeſtand⸗ 
teile iſt fortan ein ausſchließliches Recht des Staates. Ob die ge⸗ 
dachte VO. notwendig war und ob fie wirtſchaftlich das Richtige 
trifft, ſoll hier nicht unterſucht werden. Es ſoll hier nur die Enk⸗ 
ſchädigungsfrage behandelt werden. Die VO. nimmt eine Enteignung 
i. S. des Art. 153 RVerf. vor. Denn ſie entzieht dem Eigentümer 
das im 8 903 BGB. verliehene Recht, mit feiner Sache nach Belieben 
zu verfahren und andere von jeder Einwirkung auszuſchließen. Nach 
Art. 153 a. a. O. muß dem Eigentümer dafür angemeſſene Entſchädi⸗ 
digung gewährt werden: auch kann der Rechtsweg wegen der Höhe 
der Entſchädigung nicht beſchränkt werden. Dieſe Sätze ſind für das 
Landesrecht bindend. Der Art. III der VO. enthält auch Vorſchriften 
über die Entſchädigung. Er beſtimmt im Abf. 1, daß für einen nach 
Art. II eintretenden Rechtsverluſt — das Erlöſchen aller auf dem 
Verfügungsrecht des Eigentümers beruhenden Rechte zur Aufſuchung 
und Gewinnung der oben erwähnten Bodenbeſtandteile — angemeſſene 
Entſchädigung zu leiſten ſei. Nach Abſ. 2 daſelbſt kann aber Ent⸗ 
ſchädigung nur für ſolche Grundſtücke gefordert werden, unter deren 
Oberfläche einer der oben genannten Stoffe gewonnen wird. Ob 
dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, ſoll im Streitfall das Oberbergamt 
unter Ausſchluß des Rechtsweges entſcheiden. Endlich beſtimmt Abſ. 3, 
daß die Entſchädigung in der Regel in einem Bruchteil des Erlöſes 
oder Wertes der aus dem Grundſtücke gewonnenen Stoffe feſtgeſetzt 
werden ſoll, bei Steinkohle und bituminöſen Geſteinen aber auch 
eine Verteilung nach der Größe der beteiligten Grundſtlcke eintreten 
kann. Daß dieſe Regelung der Entſchädigungsfrage, beſonders die 
im Abſ. 2 geordnete, den Vorſchriften der RVerf. Genüge tut, muß 
bezweifelt werden. Der Abſ. 1 gibt einfach den Grundſatz der Verf. 
wieder, bedarf daher keiner Erörterung. Der Abſ. 2 verkehrt ihn aber 
beinahe in ſein Gegenteil. Er beſtimmt nämlich, freilich mit andern 
Worten, daß der Eigentümer für das ihm entzogene Recht eine Ent⸗ 
ſchädigung nicht erhalten ſoll, und daß eine Ausnahme von dieſer 
entſchädigungsloſen Enteignung nur eintreten ſoll, wenn das Ober⸗ 
bergamt — unter Ausſchluß des Rechtsweges — entſcheidet, daß unter 
der Oberfläche des Grundſtückes ſolche Stoffe gewonnen werden. Ent⸗ 
eignung iſt Abnötigung von Rechten durch Geſetz oder Verwaltungs⸗ 
vorſchrift. Der Fall iſt für den Eigentümer auch dann gegeben, wenn 
Bodenbeſtandteile der fraglichen Art in ſeinem Grundſtuͤck vorhanden 
ſind. Darauf, ob ſie gewonnen werden, kann es unmöglich ankom⸗ 
men. Das könnte höchſtens bedeutſam ſein für die Höhe der Entſchädi⸗ 
gung. Es leuchtet ein, daß das Vorhandenſein von ſolchen Boden⸗ 
beſtandteilen den Wert des Grundſtücks ganz anders beeinflußt, 
wenn ſie ſchon gewonnen werden, als wenn ſie nur vorhanden, ihre 
Gewinnung aber noch nicht in Angriff genommen iſt. Iſt nach dem 
Dargelegten aber nicht daran zu zweifeln, daß auch im letztern Fall 
eine Enteignung ſtattfindet, wenn dem Eigentümer das ihm ſonſt zu⸗ 
ſtehende Recht der Gewinnung von Bodenbeſtandteilen genommen 
wird, fo iſt die in der Not VO. ausgeſprochene entſchädigungsloſe Ent⸗ 
eignung ungültig. Daß auch der Rechtsweg darüber nicht eingeſchränkt 
werden kann, iſt ohne weiteres klar. Darüber, ob der Abſ. 3 über 
die Art der Entſchädigung der verfaſſungsrechtlichen Vorſchrift über 
angemeſſene Entſchädigung entſpricht, ſoll als nebenſächlicher Natur 
hier unerörtert bleiben. 
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Natürlich wird man fragen, wie die preuß. Regierung dazu 
kommt, ſolche anſcheinend offenbar ungültige Vorſchriften zu erlaſſen. 
Die Erklärung wird vermutlich im Art. 67 EH BGB. zu ſuchen fein. 
Dort iſt nämlich beſtimmt, daß laudesgeſetzliche Vorſchriften beſtehen 
bleiben und — entſprechend dem Art. 3 a. a. O. — neue erlaſſen wer⸗ 
den dürfen, ſoweit ſie dem Bergrecht angehören. Dieſer Vorbehalt 
deckt zwar Abweichungen landesrechtlicher Beſtimmungen vom In⸗ 
halt des BGB. Er kann aber die Landesregierungen nicht ermächtigen, 
von den durch die Verf. als unmittelbar anwendbares Recht auf⸗ 
geſtellten Rechtsſätzen, wie ſie im Art. 153 MVerf. enthalten find, feit 
deren Erlaß abzuweichen. Das RG. hat u. a. im Urt. v. 11. März 
1927 (JW. 1927, 158219 RG. 116, 268) auch bereits zu dem 
Art. 109 EG BGB., der einen entſprechenden Vorbehalt für das Lan⸗ 
desrecht hinſichtlich des geſamten Enteignungsrechts enthält, ausge⸗ 
ſprochen, daß dieſer Vorbehalt gegenſtandslos iſt, ſoweit im Art. 153 
RVerf. bindende Beſtimmungen enthalten find. Im Art. 109 EG⸗ 
BGB. waren ganz allgemeine landesgeſetzliche Vorſchriften zugelaſſen, 
die im öffentlichen Intereſſe das Eigentum entziehen oder beſchränken. 
Es ſcheint unabweislich, daß, wenn dieſer ganz allgemeine Vorbehalt 
ſeine Gültigkeit nach der Auffaſſung des RG. für die Zukunft ver⸗ 
loren hat, die beſonderen Vorbehalte des Einf. erſt recht ihre 
Schranke im Art. 153 RVerf. finden müſſen. Auch zu dem Art. 111 
EG BGB., der landesgeſetzliche Vorſchriften unberührt läßt, die im 
öffentlichen Intereſſe das Eigentum in Anſehung tatſächlicher Ver⸗ 
hältniſſe beſchränken, hat das RG. a. a. O. in ähnlicher Weiſe 
Stellung genommen. Freilich hat es — es handelte ſich um das 
hamburg. Denkmalsſchutzgeſetz — dabei in eigentümlicher Weiſe zwi⸗ 
ſchen eigentlichen Geſetzen und Verwaltungsvorſchriften unterſchieden 
und nur letztere als durch Art. 111 Einf®. nicht gedeckt angeſehen. 
Es iſt aber kaum anzunehmen, daß es an dieſer weder im Art. 111 
noch innerlich begründeten Unterſcheidung feſthalten wird. Auch würde 
das RG., wenn es an der Unterſcheidung feſthält und den Vorbehalt 
des Art. 111 für Vorſchriften der Verwaltungsbehörden nicht gelten 
läßt, die hier erörterten Beſtimmungen der Not VO. für ungültig 
erklären müſſen. Denn die NotVO. ſchiebt ja die Entſch. des Ober⸗ 
bergamts, alſo einer Verwaltungsbehörde, im Art. hinſichtlich des 
Olſchiefers und Olſandſteins und im Art. III wegen der Frage, ob 
die mehrgenannten Bodenbeſtandteile tatſächlich gewonnen werden, 
als ſchlechthin verbindlich ein. Man könnte endlich auf den Gedanken 
kommen, daß der Verf. der NotVO. an den Satz des Art. 153 Abſ. 1 
Satz 2 Verf. gedacht hat, wonach ſich Inhalt und Schranken des 
Eigentums aus den Geſetzen ergeben ſollen. Daraus könnte man her⸗ 
leiten, daß es Preußen freiſtände, Inhalt und Schranken des Eigen⸗ 
tums in Zukunft frei zu beſtimmen. Daß fo etwas Rechtens ſei, 
dürfte indes kaum angenommen werden können. Die Länder würden 
es ja dann in der Hand haben, durch anderweite Beſtimmung des 
Inhalts des Eigentums den Grundſatz der Werf. über die Unver⸗ 
letzlichkeit des Eigentums und ihre ſonſtigen Sätze über die Ent» 
eignung gegenſtandslos zu machen. Man ſieht hiernach, daß ſich die 
ganze Frage nach der Gültigkeit der Vorſchriften der NotVO. über 
die Entſchädigung immer wieder darauf zuſpitzt, ob i. S. des Art. 153 
RVerf. eine Enteignung vorliegt. Es bleibt immer ein Streit über 
das Eingreifen reichsverfaſſungsmäßiger Beſtimmungen. 

Würden die Gerichte dem hier vertretenen Standpunkt, der zu 
einem Teile jedenfalls die Rſpr. des RG. für ſich hat, folgen, dann 
ergäben ſich die größten Schwierigkeiten. Es würden eine Unzahl 
von Prozeſſen entſtehen, deren Ausgang vielfach für den preußiſchen 
Fiskus ſehr nachteilig, in vielen Fällen aber äußerſt zweifelhaft 
ſein würde. Die Schäden dieſer unſicheren Rechtslage würden für die 
ganze Wirtſchaft ſehr große ſein. Dazu kommt, daß ſchon ohnedies 
eine große Zahl von Behörden, vielleicht vergeblich, tätig werden 
müſſen, jo die Oberbergämter, aber auch die GB., die von Amts 
wegen ſchon jetzt die Rechte löſchen ſollen, die durch die Not O. be⸗ 
feitigt find. Die Entſch., ob man dieſe Gefahren laufen will, liegt 


beim Landtage. 
OL GPräſ. Meyer, Celle. 


Deutſches und polniſches Jypotheken-Aufwertungsrecht. 
Au 


I. In dem ©. 3015 abgedruckten Beſchl. v. 2. Juni 1927 
hat der AufwSen. des KG. im Anſchluß an den früheren Beſchl. 
9 Aw 840/26 (Aufwftipr. 1927, 64) ebenſo wie das LG. Königsberg 
in dem unten S. 3019 abgedruckten Beſchl. für die Hypothek pol⸗ 
niſches Recht, für die perſönliche Forderung dagegen deutſches Recht an⸗ 
gewendet, wenn das belaſtete Grundſtück in den abgetretenen Gebieten liegt. 

Das KG. hat ſich die Begründung der ebenſo ſchwierigen wie 
wirtſchaftlich bedeutſamen Frage allzu leicht gemacht. Man hätte er⸗ 
warten können, daß es als höchſtes preuß. Aufwertungsgericht zu 
den vielfachen Erörterungen, die die Frage im Schrifttum gefunden 
hat, ſachlich Stellung nähme. Die kurze Begründung, die darauf 
hinausläuft, das anzuwendende Recht auf den Willen der Parteien 
abzuſtellen, kann nicht verfangen. Denn eine ſolche Erwägung kann 
nur für die perſönliche Forderung Platz greifen, nicht aber für die 
Hypothek, und das Problem beginnt erſt durch den Zweifel 
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darüber, welches örtliche Recht anzuwenden iſt, wenn der perſönliche 
und der dingliche Anſpruch den Rechten verſchiedener Staaten unter⸗ 
worfen iſt. 

Über die Frage des örtlichen Geltungsbereiches herrſcht die 
größte Meinungsverſchiedenheit im Ergebnis, und noch mehr in der 
Begründung. Die Erörterungen laſſen meiſt die folgerichtige Durch⸗ 
führung des grundlegenden Ausgangspunktes vermiſſen. Es werden 
Verfahrensvorſchriften und das ſachlich anzuwendende Recht mite 
einander vermengt (z. B. bei Nadler, Grundbuch⸗ u. AufwFragen), 
die Ermittlung nach dem Rechte des Erfüllungsortes wird durchkreuzt 
von der Anwendung des Perſonalſtatuts, indem teils die Staats⸗ 
angehörigkeit, teils der Wohnort, teils das Perſonalſtatut des 
Gläubigers, teils das des Schuldners für maßgebend erklärt wird 
(Schlegelberger-Harmening, Quaſſowski und auch 
Neukirch). Die ganze Schwierigkeit der Frage tritt in den Aus⸗ 
führungen don Mügel (5. Aufl. S. 246—256) zutage, der mit der 
ihm eigenen tiefſchürfenden Gründlichkeit des Problemes vergeblich 
Herr zu werden verſucht. 

II. Geht man den Gründen für die Schwierigkeit einer rich⸗ 
tigen Erkenntnis nach, jo gelangt man bald zu dem Punkt, der die 
Problematik des geſamten internationalen Prihatrechts aufzeigt. Die 
in der bisherigen Rechtsentwicklung in wechſelnder 
Rechtſprechung gefundenen und nunmehr mit einer 
gewiſſen Stetigkeit angewandten Grundſätze ver⸗ 
ſagen angeſichts der Neuartigkeit der Aufwertungs⸗ 
geſetze, die in ihrer Vermiſchung privatrechtlicher und 
öffentlich-rechtlicher Ziele ein Recht darſtellen, für das die 
bisherigen Betrachtungen nicht mehr paſſen. Gilt dies ſchon vielfach 
innerſtaatlich, alſo in dem Verhältnis des deutſchen Aufwertungsrechts 
zu den übrigen deutſchen Rechtsnormen, ſo noch in höherem Maße für 
die Kolliſion von Rechtsnormen verſchiedener Staaten, die in Verbindung 
mit der Stabiliſierung ihrer Währung ein verſchiedenes Aufwertungs⸗ 
recht geſchaffen haben, wie dies bei Deutſchland und Polen der Fall 
iſt. Dieſe Schwierigkeiten gewinnen eine beſondere Note, wenn es 
ſich um Gebiete handelt, deren Staatszugehörigkeit ſich durch die 
Folgen des Krieges geändert hat, alſo um ehemalig deutſche Gebiete, 
in denen nunmehr das polniſche Recht gilt. 

Das deutſche internationale Privatrecht iſt, ſoweit es nicht im 
EGBGB. geregelt iſt, im weſentlichen Gerichts recht. Der Richter 
muß Recht ſchöpfen, muß Recht ſchaffen und nicht nur anwenden. 
Stellt man feſt, daß die bisherigen Grundſätze des internationalen 
Privatrechts eine befriedigende Beantwortung der Frage nicht ermög⸗ 
lichen, jo muß eben die Rſpr. neue Regeln finden. Hierzu iſt das 
NG. berufen. Die Rechtsunſicherheit wird erſt dann enden, wenn 
das RG. die Frage der Anwendbarkeit des einen oder des anderen 
Rechtes durch ein für alle Gerichte maßgebendes Urteil entſchieden hat. 
Es kommt erſt in zweiter Linie darauf an, wie die Entſcheidung 
ausfällt. In erſter Linie muß man wünſchen, daß überhaupt eine 
maßgebende und verbindliche Entſcheidung ergeht. Denn die Rechts⸗ 
verwirrung iſt, zumal bei der hohen wirtſchaftlichen Bedeutung der 
Streitfrage, ſchlechthin unerträglich. Da der Geſetzgeber die Frage 
nicht geregelt hat, und Staatsverträge anſcheinend nicht möglich ſind, 
muß das NG. an ihre Stelle treten. 

III. Für die Beantwortung der Frage kommt es zunächſt auf 
die Frageſtellung an. Dies wird bisher immer noch überſehen. 

Die Frage iſt grundſätzlich dahin zu ſtellen, ob bei der Kolliſion 
zwiſchen dem deutſchen und polniſchen AufwGG. die Aufwertung der 
perſönlichen und dinglichen Forderung überhaupt nach verſchie⸗ 
denen Rechten vorgenommen werden darf, oder ob nicht vielmehr 
nur das eine oder das andere Geſetz mit allen ſeinen Aus⸗ 
wirkungen zur Anwendung kommen muß. Dieſe Frage kann m. E. 
nur im Sinne der zweiten Alternative beantwortet werden. 

Will man im Wege der Rſpr. bei der Kolliſion von 
Aufwertungsgeſetzen Grundſätze aufſtellen, die den neuen Rechts⸗ 
verhältniſſen angepaßt ſind, ſo muß man es als die wichtigſte Aufgabe 
eines ſolchen Verſuches anſehen, die Rechts verwirrung zu 
verhüten und zu Klaren, eindeutigen, folgerichtigen und praktiſchen 
Ergebniſſen gelangen. Dies iſt das Ziel einer rechtsgeſtaltenden 
Rſpr. Die Unterſtellung des perſönlichen und dinglichen Aufwertungs⸗ 
anſpruchs unter das Recht verſchiedener Staaten hat aber eine heil⸗ 
loſe Rechtsverwirrung zur Folge. Ein Blick auf das bisherige Schrift⸗ 
tum zeigt dies deutlich. Statt vieler Beiſpiele nur ein Fall aus 
der Praxis. 

Die poln. AufwBO. kennt bei Abtretung einer Hypotheken⸗ 
forderung nicht das ſelbſtändige Aufwertungsrecht des Zedenten wie 
817 des deutſchen AufwGG. Hat der Gläubiger eine Hypothekenforde⸗ 
rung abgetreten, die auf einem Grundſtück des ehemalig deutſchen, 
jetzt polniſchen Gebietes eingetragen iſt, ſo ſteht nach polniſchem Recht 
ſowohl der dingliche als auch der perſönliche Aufwertungsanſpruch 
nur dem Zeſſionar zu; der Zedent hat keinerlei Anſprüche. Wenn 
man für den dinglichen Anſpruch das polniſche, für den perſönlichen 
Auſpruch das deutſche AufwG. anwendet, jo kann in Polen der 
Zeſſionar den Anſpruch in voller Aufwertungshöhe gegen den Grund⸗ 
ſlückseigentümer und den perſönlichen Schuldner geltend machen. 
Daneben kann in Deutſchland der Zedent die ihm nach deutſchem 
Recht zuſtehende perſönliche Forderung gegen den deutſchen Schuldner 
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erheben. Der perſönliche Schuldner müßte in dieſem 
Falle zweimal zahlen. Dies wird praktiſch, wenn er Ver⸗ 
mögen in Polen hat, was bei den jetzt beſtehenden und künftig noch 
enger zu geſtaltenden wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und Polen ſehr leicht eintreten kann. Beiſpiele dieſer Art können 
leicht vermehrt werden. 

Welches der beiden geltenden Rechte angewendet wird, iſt unter 
dem Geſichtspunkte der Verhütung der Rechtsverwirrung von min⸗ 
derer Bedeutung. Es ließe ſich ſehr wohl denken, daß man, wenn 
man die perſönliche Forderung als das beſtimmende Rechtsverhältnis 
anſieht, für den geſamten Auſwertungstatbeſtand das Recht an⸗ 
wendet, das nach den bisher anerkannten Grundſätzen des internatio⸗ 
nalen Privatrechts für die perſönliche Forderung gilt. Hält man aber 
bei Hypotheken das dingliche Recht für das beſtimmende Rechtsverhält⸗ 
nis, dann wird man folgerichtig dieſes Recht auch für die Aufwertung 
der perſönlichen Forderung anwenden müſſen. 

IV. Ich bin gewiß der Meinung, daß bei einer perſönlichen 
Forderung, die in den abgetretenen Gebieten unter der Geltung des 
deutſchen Rechtes entſtanden iſt, nach den Grundſätzen des deutſchen 
internationalen Privatrechts das deutſche Recht zur Anwendung 
kommt. Ich habe dieſen Standpunkt in der Schrift „Das Recht der 
polniſchen Valuta“ S. 38 ff. verfochten und eingehend zu begründen 
verſucht, und für die perſönliche Forderung iſt dies auch RG. 107, 123 
ausgeſprochen worden. Damit iſt aber, wie auch Mügel a. a. O. 
feſtſtellt, für die Entſcheidung der hier erörterten Frage nichts ge⸗ 
wonnen. Denn die Anwendung des deutſchen Rechtes, 
für eine perſönliche Forderung wird ja als gegeben 
unterftellt, und bei dieſer Unterſtellung beginnt erſt 
der Zweifel. Es iſt deshalb auch nicht anzuerkennen, daß, wenn 
das deutſche Recht Vertragsinhalt geworden iſt, daraus irgend⸗ 
welche Folgerung für die hier behandelte Frage gezogen werden kann. 
Denn dieſe Folgerung könnte nur die ſein, daß auch für die Hypothek 
auf einem polniſchen Grundſtück, alſo den dinglichen Anſpruch, das 
deutſche Recht Anwendung findet. Dieſe Konſequenz ſcheuen jedoch 
alle Schriftſteller, auch diejenigen, die ſich — mit Unrecht — auf 
das Urt. RG. 107, 123 = JW. 1924, 1357 berufen zu können 
glauben, und das KG. in dem eingangs erwähnten Beſchluſſe. 

Geht man aber davon aus, daß die Hypothek, 
alſo die dingliche Seite, das beſtimmende Rechts- 
verhältnis iſt, ſo kommt man folgerichtig zu dem 
Schluſſe, daß bei einer einheitlichen Anwendung des 
Aufwertungs rechtes, das Recht der belegenen Sache 
auch für die perſönliche Forderung maßgebend iſt. 
In SW. 1926, 354 u. 2851 habe ich die Auffaſſung zu begründen vers 
ſucht, daß unter dem Geſichtspunkte des Aufwertungs⸗ 
rechtes bei der engen rechtlichen und wirtſchaftlichen Verbundenheit 
der Hypothek mit der perſönlichen Forderung und bei der über⸗ 
ragenden Bedeutung der Hypothek dieſe das geſamte Rechtsverhält⸗ 
nis beſtimmt, und daß dies auch aus allen Einzelbeſtimmungen ſowohl 
des deutſchen als auch des polniſchen AufwG. hervorgeht. 

Mügel (5. Aufl. S. 251) ſtellt gleichfalls feſt, daß das 
rechtliche und wirtſchaftliche Schwergewicht bei der Hypothek auf der 
dinglichen Seite liegt. Er führt aus, daß „es der Natur der 
Verhältniſſe völlig zuwiderlaufen würde, das faſt 
immer in derſelben Urkunde geregelte perſönliche 
und dingliche Rechtsverhältnis, das von den Be⸗ 
teiligten durchaus als einheitlich empfunden wird, 
auseinanderzureißen und zwei verſchiedenen Rechts⸗ 
ſyſtemen zu unterſtellen (ähnlich Neukirch S. 51—53 und 
Nadler a. a. O.). 

Mügel gelangt auf Grund dieſer Feſtſtellung zu der logiſchen 
Folgerung, daß der deutſche Richter deutſches Recht auch für die 
perſönliche Forderung anwenden muß, die durch eine Hypothek 
auf einem deutſchen Grundſtück geſichert iſt, ſelbſt wenn die per⸗ 
ſönliche Forderung ausländiſchem Recht unterliegt. 
Er zieht aber, ebenſowenig wie die anderen Schriftſteller, aus der 
zutreffenden Vorausſetzung die doch logiſch e und rechts⸗ 
notwendige Folgerung, daß bei einer Hypothek auf einem polniſchen 
Grundſtück die perſönliche Forderung nach polniſchem Recht zu 
beurteilen iſt, ſelbſt wenn für ſie — z. B. nach dem Rechte des 
Erfüllungsortes — die deutſchen Rechtsnormen maßgebend find. 
Die Ausführungen, mit denen Mügel ſeine Abweichung von dieſer 
logiſchen Folgerung zu begründen verſucht, ſind nicht überzeugend. 
Die ſcharfſinnigen Gedankengänge laſſen in ihrer Kompliziertheit auch 
ihre Zweifelhaftigkeit erkennen, weil ſie eben der einfachen und klaren 
Konſequenz entbehren, und das Ergebnis, zu dem er gelangt, iſt auch 
keineswegs eindeutig und praktiſch verwertbar. Für die Aufſtellung 
der Regeln des internationalen Privatrechts bei der Kolliſion von 
Rechtsnormen der Aufwertungsgeſetze bedarf es aber, wie immer 
wiederholt werden muß, klarer Grundſätze und eindeutiger Rechts⸗ 
folgerungen, die dem Richter die unzweideutige und klare Entſchei⸗ 
dung im Einzelfalle ermöglichen. 

Für die einheitliche Anwendbarkeit des einen oder des 
anderen Rechtsſyſtems ſpricht auch der Zweck und die Bedeutung der 
geſetzlichen Aufwertungsregelung der beiden Länder. Die einzelnen 
Auſwertungsbeſtimnmngen ſollen einen beſtimmten währungs⸗ und 
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wirtſchaftspolitiſchen Zweck erfüllen (vgl. auch Mügel 
a. a. O. S. 247 ff.). Reißt man die verſchiedenen Auswirkungen des⸗ 
ſelben Tatbeſtandes auseinander, ſo muß dieſer Zweck naturgemäß 
leiden und illuſoriſch werden. In der Verbindung währungs⸗ 
und wirtſchaftspolitiſcher Geſichtspunkte mit privatrechtlichen liegt die 
Eigenart des Aufwertungsrechtes. Hierdurch heben ſich die Auf- 
wertungsgeſetze von dem ſonſtigen bürgerlichen Rechte heraus. Man 
kann noch ſo feine Unterſcheidungen vornehmen, immer wird man 
bei der Zerreißung eines einheitlichen Tatbeſtandes und ſeiner Unter⸗ 
ſtellung unter verſchiedene Rechtsſyſteme zu Ergebniſſen kommen, die 
dem Zwecke des einen oder des anderen Rechtes zuwiderlaufen. Nie⸗ 
mals wird dann die Rechtsverwirrung verſchwinden. 

Will die Rſpr. die volkswirtſchaftlich jo notwendige Klärung 
ſchaffen, ſo bedarf es der Aufſtellung von Richtlinien, die eine ſolche 
Klarheit ermöglichen. Dieſes Ziel kann nur erreicht 
werden, wenn entweder das eine oder das andere 
Recht in ſeiner Geſamtheit angewendet wird. 

RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin. 


B. 

Haaſe vertritt die Anſicht, daß ſich die Aufwertung der Hypo⸗ 
thek und der durch Hypothek geficherten perſönlichen Forderung nach 
demſelben Rechte richten müſſe, und daß daher, wenn ſich aus den 
Grundſätzen des internationalen Privatrechts die Geltung verſchiedener 
Rechte für die Hypothek und für die Forderung ergebe, die Frage 
nur bie ſein könne, welches der beiden Rechte für beide zur An⸗ 
wendung zu bringen ſei. Es iſt gewiß das Naturgemäße, wenn für 
die Aufwertung der Hypothek und der perſönlichen Forderung das⸗ 
ſelbe Recht angewendet wird. Dieſer Geſichtspunkt kann aber nicht 
als der allein entſcheidende angeſehen werden, vielmehr müſſen alle 
für die Löſung der Frage in Betracht kommenden Geſichtspunkte 
herangezogen werden. Dies kann dahin führen, daß an die Stelle 
einer einfachen Regelung eine verwickelte tritt, daß je nach Umſtänden 
entweder gleiches Recht für beide Anſprüche anzuwenden iſt oder aber 
ein Auseinanderreißen ſtattzufinden hat. In meinen von Haaſe 
angezogenen Ausführungen in der 5. Aufl. meines Buches „Das ge⸗ 
ſamte Aufwertungsrecht“ habe ich den Verſuch unternommen, die Frage 
der Anwendung des deutſchen oder ausländiſchen Aufwertungsrechts 
einer Erörterung zu unterziehen, bei der alle Seiten der Sache zu 
ihrem Rechte kommen, in den Vordergrund aber die Frage geſtellt 
wird, welches Recht der deutſche Richter nach dem erkennbaren Willen 
des deutſchen Geſetzgebers anzuwenden hat. Haaſe erkennt meine 
Gedankengänge als ſcharfſinnig an, lehnt ſie aber ab, weil aus ihrer 
Kompliziertheit ihre Zweifelhaftigkeit zu erkennen ſei und es Klarer 
Grundſäge und eindeutiger Rechtsfolgerungen bedürfe, die dem Richter 
die unzweideutige und klare Entſch. im Einzelfalle ermöglichen. Ich 
bin nun zunächſt der Meinung, daß die Entſch. des Einzelfalls nach 
meinen Ausführungen nicht zweifelhaft iſt, indem ich in den Fällen, 
in denen für perſönliches Recht und für die Hypothek zur Zeit der 
Begründung des Rechtsverhältniſſes deutſches Recht maßgebend war, 
die Anwendung des deutſchen Aufwertungsrechts auf die Hypothek 
aber daran ſcheitert, daß das belaſtete Grundſtück inzwiſchen an Polen 
abgetreten iſt, für die Forderung deutſches, für die Hypothek pol⸗ 
niſches Aufwerkungsrecht zur Anwendung bringe. Freilich können 
ſich aus dem Nebeneinander von deutſchem und polniſchem Recht 
Schwierigkeiten mannigfacher Art ergeben, dieſe Schwierigkeiten aber 
müſſen und können durch eine ſachgemäße Anwendung des deutſchen 
Rechts behoben werden. Im übrigen kaun ich aber nicht anerkennen, 
daß eine einfache Löſung ſtets vor einer verwickelteren den Vorzug 
verdient; fo ſehr das Ziel einer einfachen Rechtsgeſtaltung zu erſtreben 
iſt, ſo kann ſich doch aus der Lage der Verhältniſſe die Notwendig⸗ 
keit ergeben, zu einer umſtändlichen Regelung zu greifen, um allen 
berechtigten Anforderungen gerecht zu werden. Faßt man die Zwecke 
des deutſchen Aufwertungsrechts ins Auge, vergegenwärtigt man ſich, 
daß das deutſche Recht die Aufwertung als eine ſich aus den Grund⸗ 
prinzipien des Rechts ergebende Forderung anſieht, ſo daß die Voll⸗ 
ſtreckung widerſtreitender ausländiſcher Urteile abgelehnt wird, berück⸗ 
ſichtigt man ferner, daß wegen des Zuſammenhangs der Aufwertung 
mit dem Währungsrecht die tunlichſte Anwendung des deutſchen Auf⸗ 
wertungsrechts auf Markforderungen geboten iſt, ſo kommt man ſchon 
aus dieſen Erwägungen allgemeiner Art zu dem Ergebniſſe, daß in 
den ſtreitigen Fällen nach dem Willen des deutſchen Geſetzes das 
deutſche Recht anzuwenden iſt, ſoweit dem nicht wegen der Verände⸗ 
rung der Landesgrenzen der Grundſatz entgegenſteht, daß für ſacheu⸗ 
rechtliche Verhältniſſe das Recht der belegenen Sache entſcheidet. Dieſe 
Erwägungen finden aber eine weſentliche Stütze in poſitiven Vor⸗ 
fehriften des deutſchen Aufwertungsrechts, in 8 15 AufwGh., der die An⸗ 
wendung des deutſchen Rechts auf die durch Hypothek geſicherte Forde⸗ 
rung in dem Falle anordnet, daß „das belaſtete Grundſtück nicht mehr 
im Inlande liegt“ und in Art. 118 der DurchfVoO., der einen deutſchen 
Gerichtsſtand für die Aufwertung der durch Hypothek geſicherten per⸗ 
ſönlichen Forderung ſchafft, wenn das Grundbuch nicht im Inland 
geführt wird. Entſcheidend muß für den deutſchen Richter in erſter 
Linie der Wille des deutſchen Geſetzes ſein, und dieſer ſcheint mir 
nicht zweifelhaft zu ſein. 
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Als Beiſpiel für die mißlichen Folgen der von ihm bekämpften 
Theorie führt Haaſe an, daß danach der Schuldner einer Forderung, 
die in der Rückwirkungszeit abgetreten worden iſt, in die Lage 
kommen könne, zweimal zahlen zu müſſen, weil nach polniſchem 
Recht der Zeſſionar den Anſpruch in voller Aufwertungshöhe geltend 
machen könne, während nach deutſchem Recht dem Zedenten ein ſelb⸗ 
ſtändiger Anſpruch neben dem Zeſſionar zuſtehe. Dieſes Beiſpiel 
ſcheint mir geeignet zu ſein, um darzulegen, daß ſich bei richtiger 
Handhabung des Geſetzes die aus dem Zuſammentreffen der beiden 
Rechte ergebenden Schwierigkeiten überwinden laſſen. Es iſt ſtreitig, 
ob die Härteklauſel des § 15 in allen Fällen des 8 17, alſo auch 
dann, wenn eine Rückzahlung nicht erfolgt iſt, anwendbar iſt. Bejaht 
man dieſe Frage mit dem RG. (Urt. v. 2. März 1927: AufwRipr. 2, 
325), jo findet 8 15 Ziff. 2 Anwendung. Der Schuldner kann ſich 
darauf berufen, daß die Inanſpruchnahme des Eigentümers weſentlich 
erſchwert iſt, weil das Grundſtück nicht mehr im Inlande liegt. Ver⸗ 
neint man die Frage, wie ich es für richtig halte (Anm. 9 zu 8 17), 
ſo ſind in entſprechender Anwendung des 8 18 die Aufwertungsbeträge, 
die in Polen an den Zeſſionar gezahlt werden müſſen, auf den Auf⸗ 
wertungsbetrag des Zedenten anzurechnen, da der Sinn des Geſetzes 
der iſt, daß der Schuldner infolge des Nebeneinanderbeſtehens der 
Anſprüche des Zeſſionars und des Zedenten nicht mehr zu leiſten hat, 
als wenn er den vollen Aufwertungsbetrag an einen der beteiligten 
Gläubiger zu zahlen hätte, und der Zedent nur inſoweit einen An⸗ 
ſpruch hat, als nach Befriedigung des Zeſſionars etwas übrigbleibt 
(vgl. hierzu meine Anm. 14 u. 18 zu 818). 

Nach den vorſtehenden Ausführungen halte ich die Entſch. des 
KG. v. 2. Juni 1927 (vgl. unten S. 3015) und des LG. Königsberg 
v. 18. Febr. 1927 (vgl. unten S. 3019) ſowie die Ausführungen von 
Henrhchowski im Ergebniſſe für zutreffend, wenn ich auch in 
der Begruͤndung nicht überall übereinſtimme, insbeſ. der Anſicht bin, 
daß das LG. Königsverg und Henrychowski den Vorſchriften 
über die akzeſſoriſche Natur der Hypothek zu weitgehende Bedeutung 
beimeſſen. Was den Beſchl. des LG. Dresden v. 25. Mai 1927 (vgl. 
unten S. 3019) anlangt, ſo ſcheint es mir bedenklich daraus, daß 
der Schuldner zur Zeit der Zahlung in Dresden wohnte, den mut⸗ 
maßlichen Willen, daß Dresden Erfüllungsort ſein ſollte, zu folgern. 
Die Parteien nahmen damals an, daß das Schuldverhältnis durch 
die Zahlung erledigt ſei, hatten alſo keinen Anlaß, an eine Verein⸗ 
barung über den Erfüllungsort zu denken. Der Begründung des 
Urt. liegt wohl unausgeſprochen der Gedanke zugrunde, daß in 
Fällen der rückwirkenden Aufwertung die geleiſtete Zahlung auf⸗ 
gewertet werde; dies iſt aber nicht der Fall, aufgewertet wird die 
Forderung, die trotz der Zahlung als nicht getilgt gilt. Da der Ge⸗ 
richtsſtand des Vermögens (8 23 ZPO.) oder der Gerichtsſtand des 
8 25 (Verbindung der Schuldklage mit der Klage aus einer Hypo» 
thek) anſcheinend nicht gegeben waren, kann die Zuſtändigkeit des 
LG. Dresden nur daraus hergeleitet werden, daß das AufwG., wenn 
es die AufwStelle für zuſtändig erkläre, über die Höhe der Auf⸗ 
wertung zu entſcheiden, hierbei vorausſetze, daß die Zuſtändigkeit 
eines deutſchen ordentlichen Gerichts zur Entſch. über den Grund des 
Anſpruchs gegeben ſei. Allerdings iſt eine ſolche Vorausſetzung nicht 
ohne weiteres gleichbedeutend mit einer ſtillſchweigenden Anordnung, 
daß in denjenigen Fällen, in denen eine ſonſtige Zuſtändigkeit eines 
ordentlichen deutſchen Gerichts nicht gegeben ſei, das Gericht des 
Ortes zuſtändig ſei, der in Art. 118 der DurchfVO. als der für die 
Zuſtändigkeit der AufwStelle maßgebende bezeichnet iſt. Es geht 
aber doch wohl über die Grenzen der zuläſſigen Auslegung nicht 
hinaus, wenn man eine Lücke des Geſetzes annimmt, und dieſe im 
Geiſte des Geſetzes in der angegebenen Weiſe ausfüllt. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Zur Abgrenzung des Verkehrorechts. 

Man haun das Wirtſchaftsrecht einteilen in Landwirt⸗ 
ſchafts⸗, Gewerbe⸗ und Verkehrsrecht. Man kann das Landwirt⸗ 
ſchaftsrecht, da die Landwirtſchaft ein Gewerbe iſt, als einen Teil des 
Gewerberechtes bezeichnen (Dochow, Vom Landwirtſchaftsrecht: 
JW. 1927, 2493). Dann bleibt nur noch Gewerberecht und 
Verkehrsrecht voneinander zu trennen. Wenn dies jetzt geſchehen 
ſollte — vgl. „Verkehrsrecht“: JW. 1927, 2827 —, ſo könnte dabei 
vielleicht folgendes beachtet werden: 

Verkehrsrecht ſind die Rechtsſätze, welche die Beförderung 
von Perſonen, Gütern und Nachrichten zu regeln beſtimmt find. Sie 
beziehen ſich auf Land und Waſſer und die darüber befindliche Luft. 
(Jeder Luftverkehr nimmt ſeinen Ausgang vom Land oder vom 
Waſſer.) Aufgabe der Verkehrspolizei iſt die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sicherheit auf den Land⸗ und Waſſerſtraßen, die dem 
Verkehre dienen, auf denen er ſich abspielen ſoll, ſoweit ihnt nicht 
andere Grundſtücke zur Verfügung geſtellt find (3. B. Flugplatze). 
Verkehrsrecht find ferner die Beſtimmungen über die Ver kehrs⸗ 
anſtalten: Eiſenbahnen, Poſt und Telegraphie und was damit zu⸗ 
ſammenhängt. Daß dies alles zum Verkehrsrecht zu rechnen iſt, 
dürfte der herrſchenden Anſicht entſprechen. 

Gewerberecht (und nicht Verkehrsrecht) iſt m. E. der Inhalt 
des Geſetzes über den Verkehr mit Lebensmitteln (Lebensmittel⸗ 
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geſetz) vom Jahre 1927 und des Geſetzes über den Verkehr mit 
Futtermitteln (Futtermittelgeſetz) vom Jahre 1926. Man hätte 
dieſe Geſetze unbedenklich einfach als Lebensmittelgeſetz und als 
Futtermittelgeſetz bezeichnen köunen, denn es handelt ſich um An⸗ 
ordnungen über die Herſtellung von möglichſt einwandfreien Lebens⸗ 
und Futtermitteln und darüber, in welcher Form ſie verkauft werden 
müſſen. Ihre Beförderung an die Stelle des Verbrauchs, das, was 
oben als Verkehr bezeichnet iſt, wird in dieſen Geſetzen nicht geregelt. 
Dasſelbe gilt von anderen Lebensmittelgeſetzen, die leider (vgl. dar⸗ 
über Schneidewin, Nahrungsmittelgeſ. u. Lebensmittelgeſ.: JurR. 
1927, 609) in das neue Lebensmittelgeſetz nicht hineingearbeitet ſind, 
z. B. von dem Geſetz zur Regelung des Verkehrs mit Milch vom 
Jahre 1926, das in neuer Faſſung vorausſichtlich als Reichs milchgeſetz 
bezeichnet werden ſoll. Verkehr mit Arzneimitteln (VO. v. J. 1901) 
heißt m. E. nur Herſtellung und Verkauf. Man darf nicht die Ge⸗ 
ſetze dem Verkehrsrecht zurechnen, für die man zufällig die Bezeich⸗ 
nung „zur Regelung des Verkehrs“ gewählt hat, während 
man es bei anderen Geſetzen aus irgendeinem Grunde oder ohne einen 
ſolchen nicht getan hat. 

Ob man den Inhalt der Maß- und Gewichtsordnung 
dem Verkehrsrecht oder dem Gewerberecht zurechnen ſoll, darüber 
kann man verſchiedener Anſicht ſein. Man hat ſie als Verwaltungs⸗ 
geſetz bezeichnet (Meyer⸗Dochow, Deutſches Verwaltungsrecht! 
69: Verwaltungsgeſetze ſind in erſter Linie dazu beſtimmt, die Or⸗ 
ganifation und Tätigkeit der Verwaltungsbehörden im öffentlichen 
Intereſſe zu regeln, und dienen erſt in zweiter Linie der Abgrenzung 
des individuellen Rechts kreiſes). Die Verwaltung eicht die für den 
öffentlichen Verkehr beſtimmten Maße, Gewichte und Waagen, ſie 
prüft und ſtempelt die Geräte, die in beſtimmten Zeiträumen einer 
Nacheichung unterliegen. Man hat die Maß⸗ und Gewichtsordnung 
auch den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen zugerechnet, weil ſie Straf⸗ 
beſtimmungen enthält, oder den gewerberechtlichen oder den handels⸗ 
rechtlichen Nebengeſetzen, weil ſie Anordnungen für Gewerbe und 
Handel enthält. Dasſelbe gilt vom Börſengeſetz, das den Ver⸗ 
kehr an der Börſe regelt. Den Marktverkehr regelt die Gewerbe⸗ 
ordnung, das Nähere beſtimmen die Marktordnungen. Es handelt ſich 
hier um eine Regelung des Ein⸗ und Verkaufs auf Märkten und um 
die Aufrechterhaltung der Ordnung auf ihnen. Die Marktordnungen 
enthalten im weſentlichen Gewerberecht, nebenbei noch etwas Verkehrs⸗ 
polizeirecht. 

Dieſe Angaben ſollen nur darauf hinweiſen, was u. a. bei der 
Abgrenzung des Verkehrsrechts zu beachten iſt. 

Prof. Dr. Dochow, Heidelberg. 


Wertuwachsſtener und Fuſton ). 


Die Verlängerung des StMG. v. 31. März 1926 (RGBBl. I, 
185) i. d. Faſſ. des Gef. v. 16. Juli 1926 (RGBl. I, 183) bis zum 
30. Sept. 1928 wird noch eine Reihe weiterer Fuſtonen in der 
Holz⸗, Zement-, Kohlen⸗ und Kaliinduſtrie zur Folge haben. Da 
in all dieſen Fällen faſt ausnahmslos erheblicher Grundbeſitz von 
der aufgenommenen auf die fuſionierende Geſellſchaft übergeht, ent⸗ 
ſteht die bedeutungsvolle Frage, ob die fpätere Wertzuwachs⸗ 
beſteuerung eine Wiederveräußerung dieſer Grundſtücke wirtſchaft⸗ 
lich erſchwert, wenn nicht unmöglich macht. Das wäre dann der 
Fall, wenn bei der Wiederveräußerung ſtatt des — meiſt höheren — 
Einbringungswertes anläßlich der Fuſion der urſprüngliche Ge⸗ 
ſtehungspreis der fuſionierten Geſellſchaft für die Wertzuwachs⸗ 
ſteuerberechnung als Grundlage diente. 

Nach $ 17 ZuwStcg. v. 14. Febr. 1911 (Rh Bl. S. 33) iſt für 
die Bemeſſung des Wertzuwachſes, ſofern der Grundſtückserwerb 
ſelbſt auf einem ſteuerfreien Rechtsvorgang beruht, von dem 
Preis des Grundſtücks zur Zeit des letzten ſteuerpflichtigen 
Rechtsvorgangs auszugehen. Wollte man dieſe Vorſchrift anwen⸗ 
den, ſo würde die ausdrückliche Beſtimmung des 88 StMG., wo⸗ 
nach bei Fuſionen die Erhebung einer Wertzuwachsſteuer aus⸗ 
geſchloſſen iſt, dadurch illuſoriſch werden, daß infolge des Rüch⸗ 
griffs auf den letzten ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang für die Werk⸗ 
zuwachsbeſteuerung bei der Wiederveräußerung der Erwerbspreis 
der fusionierten Geſellſchaft zugrunde gelegt werden müßte 2). 

Abgeſehen davon, daß fi) 8 17 Zuwetch. nur auf die Fälle 
des 87 ZuwsStG. bezieht, ſcheidet der § 17 ſtets dann aus, wenn 
die Gemeinden von der ihnen durch § 1 Abſ. 5 des Finch. v. 3. Juli 
1913 (RGBl. 521) gegebenen Berechtigung, den Wertzuwachs 
ausſchließlich und unabhängig von dem ZuwstG. durch orts⸗ 
ſtatutariſche Beſtimmungen zu regeln, Gebrauch gemacht haben. In 
all dieſen Fällen iſt m. E. auch die ſubſidiäre Anwendung des 
ZuwStG. ausgeſchloſſen 3). 


1) Vgl. Krämer: Stu'W. 1927, 983/96. 

2) So Lion: Berl. Tagebl. v. 25. April 1922; 
Roſendorff: JW. 1922, 618. 

3) Vgl. die ausführliche Begründung bei Krämer a. a. O. 
S. 988 f. 


a. M. 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Da die Zuwachsſteuerordnungen der preuß. Gemeinden in den 
weſentlichſten Punkten meiſt übereinſtimmen, ſei daher geſtattet, 
hier die Wertzuw tO. der Stadt Berlin v. 11. April 1924 i. d. 
Faſſ. v. 11. April 1925 und 27. Jan. 1927 für die weitere Be⸗ 
trachtung zugrunde zu legen. Während urſprünglich die Wertzuw⸗ 
SO. im § 12 Ziff. 10 eine Vorſchrift enthielt, daß die Wert⸗ 
zuwachsſteuer bei der übertragung des Vermögens einer Erwerbs⸗ 
geſellſchaft auf eine andere als Ganzes mit oder ohne Aus⸗ 
einanderſetzung nicht erhoben werden ſoll, hat die ſpätere Faſſung 
die Ziff. 10 beſeitigt, weil durch das StG. die kommunale Vor⸗ 
ſchrift reichsrechtlich geregelt worden iſt. Da aber die Berliner 
WertzuwStO. eine Beſtimmung wie den $ 17 Zuw StG. nicht ent⸗ 
hält, folgt daraus per argumentum e contrario, daß der Rechts⸗ 
gedanke des 8 17 ZuwStG. nicht zur Anwendung kommen ſoll, 
da kein Hindernis beſtand, eine entſprechende Vorſchrift auf⸗ 
zunehmen, um fo mehr, da eine dem $ 7 ZumStG. — der im 
8 17 erwähnt ift — entſprechende Beſtinmung im $ 12 der Berl. 
WertzumStD. vorliegt. Wenn ferner für einen der im § 12 ge⸗ 
regelten Fälle der Steuerfreiheit — der Grundſtücksaustauſch zum 
Zwecke der Zuſammenlegung — im 8 9 Berl. WertzumStQ. aus⸗ 
drücklich beſtimmt it, daß als Erwerbspreis das Entgelt ange⸗ 
ſehen werden muß, das bei dem letzten ſteuerpflichtigen 
Rechtsvorgang für das hingegebene Grundſtück gezahlt worden iſt, 
ſo ergibt ſich auch ſchon daraus, daß in allen anderen Fällen des 
§ 12 in Ermangelung einer poſitiven Beſtimmung nicht auf den 
letzten ſteuerpflichtigen Erwerb zurückgegangen werden muß. 
Darf aber auf den letzten ſteuerfreien Erwerb zurückgegangen 
werden, ſo iſt bei der ſpäteren Wiederveräußerung eines anläßlich 
der Fuſton übertragenen Grundſtücks nur von dem bei dieſer Ge⸗ 
legenheit feſtgeſtellten Einbringungswert auszugehen 4). Daß dieſem 
Ergebnis § 1 Abſ. 1 Satz 2 Berl. WertzumStd. nicht entgegen⸗ 
ſteht, ſei hier nur kurz bemerkt s). 

Gegenüber der klaren, wirtſchaftlich bedeutungsvollen Be⸗ 
ſtimmung des § 8 Stach. ift m. E. kein Raum für eine kom⸗ 
munale Wiedereinführung der in dieſen Fällen reichsrechtlich be⸗ 
feitigten Wertzuwachsſteuer. Das ergibt ſich auch aus dem Wort⸗ 
laut des § 8 Stck., wonach die Zuwachsſteuer bei Fuſionen und 
Sanierungen nicht erhoben werden darf. 


Die Heranziehung des 8 17 ZumStG. widerſpricht dem mit 
dem StG. verfolgten Zwecke. Dieſes wollte, wie ſich aus der Be⸗ 
gründung (S. 5) einwandfrei ergibt, nicht nur den Zeitpunkt der 
Steuererhebung hinausſchieben, ſondern es wollte die Steuerlaſt 
endgültig verringern. Müßte man aber bei der Wiederveräußerung 
der durch die Fuſion übergegangenen Grundſtücke den Erwerbs⸗ 
preis der aufgenommenen Geſellſchaft zugrunde legen, ſo würde 
die Wertzuwachsſteuerbefreiung des St Mh. nichts weiter als eine 
Stundung bedeuten. 

Es iſt aber auch keineswegs zweifelsfrei, ob hier nicht ein 
Fall eines ſteuerpflichtigen Erwerbs gegeben iſt. Aus der Tatſache, 
daß zwar Zuwachsſteuern nicht erhoben werden dürfen, daß aber 
die Grunderwerbſteuer, wenn auch in ermäßigtem Satze, ſo doch 
zur Entſtehung kommt, kann gefolgert werden, daß das Geſetz die 
Fuſion als einen Fall des ſteuerpflichtigen Eigentumsüberganges 
i. S. des § 1 GrErwStch. behandeln wollte. Das Verbot, Wert⸗ 
zuwachsſteuern zu erheben in dem gleichen Satze und im unmittel⸗ 
baren grammatiſchen Zuſammenhang mit der Grunderwerbſteuer 
läßt darauf ſchließen, daß die Befreiung von der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer in voller Höhe nicht als ſteuerfreier Rechtsvorgang anzu⸗ 
ſehen iſt, ſondern nur eine weitere Minderung der ſteuerlichen Be⸗ 
laſtung bedeutet. Eine rechtliche Trennung dergeſtalt, daß man die 
Grunderwerbſteuerzuſchläge als endgültig erlaſſen anſieht, während 
die Zuwachsſteuer gegebenenfalls ſpäter noch erhoben wird, ent⸗ 
behrt jedes Grundes. 

Abgeſehen von ſteuerrechtlichen Erwägungen ergibt ſich die 
hier vertretene Auffaſſung auch aus allgemeinen rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten. Bei der Fuſton von Aktiengefellihaften unter Aus⸗ 
ſchluß der Liquidation geht das Vermögen der übertragenden Ge⸗ 
ſellſchaft gem. § 306 HGB. unter, und die übernehmende Ge⸗ 
ſellſchaft wird durch Geſamtrechtsnachfolge Eigentümerin ihres 
Vermögens 6). Da durch die Fuſion die Rechtsperſönlichkeit der 
aufgenommenen Geſellſchaft erloſchen iſt, kann ſpäter nicht mehr 
auf Vorgänge zurückgegangen werden, die für eine nicht mehr be⸗ 
ſtehende Geſellſchaft maßgebend waren. Es muß daher auch aus 
dieſem Grunde bon dem Werte des Grundſtücks, wie dieſer an⸗ 
läßlich der Fuſton feſtgeſtellt worden iſt, ausgegangen werden. 

RA. Dr. Ludwig Krämer, Berlin. 


4) Anderer Meinung Lion: DStg. 1926, 909. 

5) Vgl. die ausführliche Begründung a. a. O. S. 990. 

6) Staub⸗Pinner, HGB. § 306 Anm. 13; RG. 56, 332; 
84, 245. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. ©. 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 1 Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Aktienrecht. 


* 1. 88 189 A bſ. 2, 281 A bſ. 1, 284, 249 A bſ. 1 
und 2 HGB. Zur Ergründung der Verpflich- 
tungen aus dem Zeichnungsſchein kann der Er⸗ 
höhungsbeſchluß zu Hilfe gezogen werden. Die 
Gattung der gezeichneten Aktien — bei Vor- 
liegen von Vorzugs⸗ und Stammaktien — muß 
aus beiden Erklärungen zuſammen erkennbar 
ſein. Abweiſung der Replik der Argliſt.] 

In einer Gen V. der Kl. v. 30. März 1925, deren Mit⸗ 
begründer und damaliges Aufſichtsratsmitglied der Bekl. 
war, iſt beſchloſſen worden, unter Ausſchluß der geſetzlichen 
Bezugsrechte das Kapital der Geſellſchaft um 179000 AN 
neuer Aktien, und zwar durch Ausgabe von 5000 AN Namens⸗ 
vorzugsaktien und 174000 % Inhaberſtammaktien zu er⸗ 
höhen und dieſe Aktien einem Konſortium unter Führung 
der Bank für Landwirtſchaft zu übertragen mit der Ver⸗ 
pflichtung, die 5000 % Namensvorzugsaktien den bis⸗ 
herigen Vorzugsaktionären und von den Inhaberſtammaktien 
116 000 % den bisherigen Stammaktionären zum Bezuge 
anzubieten. Die reſtlichen 58 000 AN Inhaberſtammaktien ſoll⸗ 
ten von dem Konſortium dem Aufſichtsrat zur Verwertung 
zugunſten der Geſellſchaft überlaſſen werden. Mit dieſer Ver⸗ 
teilung der neuen Aktien haben ſich nach der protokollariſchen 
Feſtſtellung des Erhöhungsbeſchluſſes die Vorzugsaktionäre 
ausdrücklich einverſtanden erklärt. Im übrigen wurden dem 
Aufſichtsrat die Modalitäten der Durchführung der Kapitals⸗ 
erhöhung, insbeſ. die Stückelung der neu auszugebenden 
Aktien und die Höhe der auf ſie entfallenden Koſten, über⸗ 
laſſen. Der Bekl. hat neben anderen Perſonen einen Zeich⸗ 
mungsſchein v. 28. April 1925 ausgeſtellt, in welchem er ſich 
verpflichtet hat, von den aufzulegenden 179000 % Aktien 
nominal 20000 „% zu übernehmen und den Übernahmepreis 
von 100% zuzüglich Gerichtskoſten uſw. zu zahlen, hat jedoch 
bei Fälligkeit die Zahlung verweigert, weil der Zeichnungs⸗ 
ſchein rechtsunwirkſam ſei. Das BG. hat ihn zur Zahlung 
verurteilt, das RG. hat die Klage abgewieſen. Das BG. geht 
davon aus, daß gegenüber einer Aktienzeichnung, die nicht 
bloß eine Erklärung gegenüber den Gründern enthalte, ſon⸗ 
dern ſich an den allgemeinen Verkehr wende, mit Rückſicht 
auf dieſen ihren publiziſtiſchen Charakter ſo wenig wie der 
Einwand des Irrtums, auch derjenige des Scheingeſchäfts, 
zugelaſſen werden könne. Dieſe Auffaſſung, daß Beteiligungs⸗ 
erklärungen der hier fraglichen Art der Anfechtung wegen 
Willensmängeln entzogen und daß ſie auch dem Einwande 
des Scheingeſchäfts nicht ausgeſetzt ſind, entſpricht der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. Dagegen rügt die Rev., und zwar mit 
Recht, daß das KG. den Zeichnungsſchein, aus welchem geklagt 
wird, als formell rechtsgültig anerkannt habe. Das BG. hält 
für richtig, daß der Zeichnungsſchein nicht den Erforder⸗ 
niſſen der 88 281 Abſ. 1, 189 Abſ. 2 HGB. entſpreche, weil 
er die Gattung der gezeichneten Aktien nicht enthalte, obwohl 
Aktien verſchiedener Gattung ausgegeben worden ſeien. Dieſer 
Mangel könne aber die Nichtigkeit des Zeichnungsſcheins nicht 
nach ſich ziehen, weil bei erläuternder Heranziehung des Ka⸗ 
pitalerhöhungsbeſchl., auf Grund deſſen die Namensvorzugs⸗ 


aktien nur den bisherigen Vorzugsaktionären hätten angeboten 
werden ſollen — zu denen der Bekl. aber nicht gehört habe —, 
es gar keinem Zweifel unterliegen könne, daß ſeine Zeichnung 
nur auf die Inhaberſtammaktien Bezug haben ſolle. Die 
Heranziehung des Erhöhungsbeſchl. zur Erläuterung der feh⸗ 
lenden Gattungsangabe im Zeichnungsſchein ſei aber unbe⸗ 
denklich zuläſſig, was auch durch die für einen ähnlichen 
Fall getroffene Entſch. des RG. (RG. 85, 288) 2) beſtätigt 
werde. Nach 88 189 Abſ. 2, 281 Abſ. 1 HGB. erfolgt die 
Aktienzeichnung durch ſchriftliche Erklärung, aus der die Be⸗ 
teiligung nach der Anzahl und, falls verſchiedene Aktien aus⸗ 
gegeben werden, nach dem Betrage oder der Gattung der 
Aktien hervorgehen muß. In jenem von dem erk. Sen. (RG. 
85, 288) 2) entſchiedenen Falle war die Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals um 200000 % durch Ausgabe von Aktien einer 
Gattung zum Nennwerte von 1000 % beſchloſſen worden und 
der Bekl. hatte im Zeichnungsſchein erklärt, daß er von den 
Aktien, um die das Grundkapital erhöht werden ſolle, 50 000 % 
übernehme. Rechtlich hat dazu der erk. Sen. ausgeführt, daß 
es keinen Unterſchied mache, ob Maß und Art der Beteiligung 
in dem Zeichnungsſchein — der kein Wertpapier ſei — voll⸗ 
ſtändig umſchrieben ſeien oder ob zur Erläuterung das Statut 
(der Erhöhungsbeſchluß) zu Hilfe genommen werden müſſe. 
Die Angabe des Geſamtbetrages der Geldeinlage im Zeich⸗ 
nungsſchein ſei aber genügend, weil für jeden, der das Statut 
(den Erhöhungsbeſchluß) kenne, damit genau ſo deutlich die 
Anzahl der Aktien angegeben ſei. Wie wenig der Geſetzgeber 
daran gedacht habe, die Beteiligungsangabe müſſe auch ohne 
dieſe Hilfsmittel ſich ſelbſt erläutern, beweiſe doch eben der 
§ 189 Abſ. 2 HGB. ſelbſt, wonach in dem gewöhnlichen Falle, 
wenn Verſchiedenheiten der Aktien nicht beſtänden, die Angabe 
der Anzahl genügen ſolle. In dieſer Entſch., an der gegenüber 
den im Schrifttum, insbeſ. von Staub, 12. und 13. Aufl., 
§ 189 a, 3; Fiſcher, das Aktienrecht, Leipzig 1916, S. 114 a, 
5, geäußerten Bedenken feſtzuhalten iſt, wird alſo grundſätzlich 
ausgeſprochen, daß die Heranziehung des Erhöhungsbeſchluſſes 
zur Erläuterung eines Zeichnungsſcheins zuläſſig ſei, wenn 
nach beiden Urkunden im Zuſammenhalt Maß und Art der 
Beteiligung des Zeichners offen zutage liege. Ein ſolcher Fall 
iſt indeſſen hier nicht gegeben. Aus dem Zeichnungsſchein 
ſelbſt erhellt nur, daß der Bekl. von den auszugebenden 
179000 RN Aktien 20000 RN übernehme. Ob er Inhaber⸗ 
ſtammaktien oder Namensvorzugsaktien zeichnen wolle, erhellt 
daraus nicht. Welche Gattung der auszugebenden Aktien er 
zeichnen wollte und gezeichnet hat, ergibt ſich aber auch nicht, 
wenn erläuternd der Erhöhungsbeſchluß zu Hilfe genommen 
wird. Zwar ſollten nach dieſem die Namensvorzugsaktien den 
bisherigen Aktionären angeboten werden, als welche der Direk⸗ 
tor Sch. und die Bank für Landwirtſchaft bezeichnet worden 
ſind. Indeſſen iſt der Zeichnungsſchein erſt am 28. April 1925 
ausgeſtellt. Der am 30. März 1925 gefaßte Erhöhungs⸗ 
beſchluß kann daher kein Beleg dafür ſein, daß ſich, als 
der Bekl. zeichnete, die bisherigen Vorzugsaktionäre noch 
im Beſitze ihrer Vorzugsaktien befanden oder ob dieſe mit⸗ 
ſamt dem Bezugsrecht in andere Hände und in welche ſie über⸗ 
gegangen waren, ſo daß für dritte Perſonen, die es unter⸗ 
nahmen, vermittels des Erhöhungsbeſchluſſes ſich den Zeich⸗ 
nungsſchein zu erläutern, nicht gewiß ſein konnte, welche Aktien 
von dem Bekl. gezeichnet worden waren. Konnten doch bis zu 
dem 28. April 1925 die bisherigen Vorzugsaktionäre auch ihre 
Bezugsrechte veräußert haben, ſo daß die Vorzugsaktien ander⸗ 
weitig gezeichnet werden mußten. Dieſe Ungewißheit wurde 
nicht einmal für denjenigen behoben, der alle Zeichnungsſcheine 
im Zuſammenhalt mit dem Erhöhungsbeſchluß einer Betrach⸗ 
tung unterzog. Denn nach den Regiſterakten lauten alle Zeich⸗ 
nungsſcheine, vermittels deren die 179000 AN Aktien ge⸗ 
zeichnet worden find, auf nominell 20000 % „von den auf⸗ 
zulegenden Aktien“. In keinem verlautet etwas, in weſſen 
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Zeichnung die 5000 AM Vorzugsaktien fteden ſollen, und 
insbef. fehlt unter den Zeichnern der Direktor Sch., dem als 
bisherigen Vorzugsaktionär nach dem Erhöhungsbeſchluß die 
Namensvorzugsaktien angeboten werden ſollten und der ſie 
demnach nicht gezeichnet hat. Schon dieſer Verlauf zeigt, daß 
es nicht zutage lag und auch unter Zuhilfenahme des Er⸗ 
höhungsbeſchluſſes nicht zutage liegen konnte, daß die Zeich⸗ 
nung des Bekl. ſich nur auf die Inhaberſtammaktien bezog. 
Darauf, ob ſich alle Beteiligten vollkommen im klaren ge⸗ 
weſen ſind, daß der Bekl. nur Inhaberſtammaktien zeichnen 
wollte, kommt es bei der Beurteilung der Formerforderniſſe 
einer ſich an die Allgemeinheit richtenden Erklärung nicht an. 
Würde man dem Rechnung tragen, ſo würde ſich das zwingende 
Formerfordernis der 88 281 Abſ. 1, 189 Abſ. 2 HGB. voll⸗ 
kommen verflüchtigen. Der Zeichnungsſchein iſt daher — anders 
als beim Fehlen der in Abſ. 3 Nr. 1—4 des § 189 HGB. 
aufgeſtellten Erſorderniſſe — unheilbar nichtig, insbeſ. heilt 
auch die ſpätere Eintragung der Kapitalerhöhung ins Handels⸗ 
regiſter dieſe formellen Mängel nicht. Aber auch der zweite 
Entſcheidungsgrund des BG. trägt das angefochtene Urt. nicht. 
Das BG. hält gegenüber der Berufung der Bekl. auf den 
Mangel der Form des Zeichnungsſcheins die Replik der all⸗ 
gemeinen Argliſt für durchgreifend, weil der Bekl., der als 
Mitbegründer und Aufſichtsratsmitglied der Kl. zur ordnungs⸗ 
mäßigen Anmeldung und Beobachtung der Förmlichkeiten ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, ſich nicht auf ſeine eigene pflichtwidrige 
Unterlaſſung berufen könne, um die Zahlungspflicht von ſich 
abzuwälzen. Dieſe Darlegung enthält eine rechtsirrtümliche 
Anwendung von Grundſätzen, die das RG. auf dem Gebiete 
des Vertragsrechts, insbeſ. RG. 87, 233°); 96, 313; 107, 
357, Urt. des erk. Sen. v. 18. Febr. 1927 II 205/26 *) dahin 
entwickelt hat, daß die Replik der allgemeinen Argliſt gegen⸗ 
über der Berufung auf die Formungültigkeit eines Vertrages 
oder auf den Verjährungseinwand erhoben werden kann, wenn 
derjenige, der ſich auf die Nichtigkeit oder die eingetretene 
Verjährung beruft, die Nichtbeobachtung der Form oder die 
Unterlaſſung der rechtzeitigen Geltendmachung des Anſpruchs 
durch den Gegner, wenn auch nicht argliſtig, aber doch durch 
eine von ihm zu vertretende Erregung eines Irrtums in der 
Gegenpartei wider Treu und Glauben ſelbſt herbeigeführt hat. 
Hier handelt es ſich weder um Vertragspflichten, die verletzt 
ſein könnten, noch hat der Bekl. bei der Zeichnung in den 
Organen der Kl. den Irrtum erweckt, daß es der Förmlichkeit 
der Verpflichtungserklärung nicht bedürfe. Was den Bell. 
rechtlich verhindern ſoll, den Mangel der Form zu rügen, iſt 
nach Meinung des BG. nur die Tatſache, daß er als Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied zur ordnungsmäßigen Anmeldung und Be⸗ 
obachtung der Förmlichkeiten verpflichtet geweſen ſei und dies 
unterlaſſen habe. Das reicht aber zur Begründung der Replik 
der Argliſt rechtlich nicht aus. Nach der Rechtſprechung des 
RG. iſt die Aktienzeichnung kein gegenfeitiger oder zweiſeitiger 
Vertrag, die Verpflichtungsurkunde des Zeichners iſt ein 
konſtitutiver Akt, der ſich nicht nur an die Gründer oder an 
die Geſellſchaft richtet, ſondern zugleich eine Erklärung gegen⸗ 
über der Offentlichkeit enthält. Wenn der Bekl. auch zu der 
Zeit, als er dieſen Schein unterzeichnete und der Geſellſchaft 
übergab, Aufſichtsratsmitglied der Kl. war, ſo trat er als 
Zeichner der Kl. doch nur wie jeder zeichnende Dritte gegen⸗ 
über, und es lagen ihm daher bei dieſem Zeichnungsgeſchäft 
keinerlei Pflichten ob, die er in ſeiner Eigenſchaft als Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied zu erfüllen gehabt hätte. Was ihm als 
ſchuldhaft zur Laſt fallen könnte, iſt alſo nur, daß er gleich 
den übrigen Mitgliedern des Vorſtandes und Aufſichtsrats 
die Zeichnungen vor der Anmeldung der erfolgten Kapitals⸗ 
erhöhung zum Handelsregiſter — die nach $ 284 HGB. dem 
Vorſtand und Aufſichtsrat oblag — nicht auf ihre Rechts⸗ 
gültigkeit geprüft und nicht dafür geſorgt hat, daß an Stelle 
der ungültigen Scheine gültige ausgeſtellt wurden. Sollte er 
bei Erfüllung dieſer Obliegenheit nicht die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes angewendet haben, ſo mag er 
auf Erſatz des der Geſellſchaft hierdurch erwachſenen Schadens 
in Anſpruch genommen werden können ($ 249 Abſ. 1 und 2 
HGB.). Dieſe Schadenserſatzpflicht ſetzt die Kl. aber nicht 
inſtand, die Berufung auf die Formungültigkeit der Zeichnung 
als argliſtig abzuwehren. Denn der Rechtsgedanke, daß es 
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innerhalb eines Vertragsverhältniſſes nach Treu und Glauben 
nicht geſtattet ſein kann, daß diejenige Partei, die durch ein 
von ihr zu vertretendes Verhalten die Wahrung der Form 
verhindert hat, ſich auf den Mangel der Form nicht ſoll be⸗ 
rufen dürfen, iſt hier nicht verwendbar. Hier lag der Fall, 
daß der Bekl. die Beobachtung der Form, insbef. etwa durch 
Erregung eines Irrtums auf der Gegenſeite, ſchuldhaft ver⸗ 
eitelt oder verhindert haben könnte, überhaupt nicht vor. Nach 
ſeiner Behauptung war ihm der Schein, ſo wie er lautete, 
von dem juriſtiſchen Berater der Kl. zur Unterſchrift vor⸗ 
gelegt worden. War er ungültig, ſo traf keine der Parteien 
im Verhältnis zueinander ein Verſchulden. Denn daß der 
Bekl. als Zeichner die Organe der Kl. von der Verwendung 
eines formgerechten Scheins abgehalten hätte, iſt weder feſt⸗ 
geſtellt, noch kommt es, weil es ganz unſinnig wäre, über⸗ 
haupt in Betracht. Die Schuld, die der Bekl. im weiteren 
Verlauf im Verein mit den übrigen Vorſtands⸗ und Auf⸗ 
ſichtsratsmitgliedern durch die Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter auf Grund unzureichender Nachprüfung der Scheine 
auf ſich geladen haben ſoll, mag den Bekl. als Geſamt⸗ 
ſchuldner zur Herſtellung des Zuſtandes verpflichten, wie er 
bei Beobachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäfts⸗ 
mannes beſtanden haben würde, ſie ſteht aber nicht in einem 
Kauſalitätsverhältnis dazu, daß der Schein — worauf es 
allein ankommen kann — bei dem Akt der Zeichnung ſo wie 
geſchehen und nicht anders abgefaßt iſt. Sie ſtellt alſo — 
anders wie bei dem verſchuldeten Mangel der Formwahrung 
innerhalb eines Vertragsverhältniſſes — nicht das rechts⸗ 
erhebliche Moment her, das allein zu einem Einwande gegen 
die Berufung auf mangelnde Form berechtigen könnte. Nach 
RG. 107, 365 ſoll weiterhin Vorausſetzung eines Erfolges 
der Replik der Argliſt fein, daß der Zuſtand, der beſtehen 
würde, wenn die Berufung auf die Nichtigkeit des Vertrags 
unterblieben wäre, zur Erfüllung des Vertrages führen kann, 
was für den Fall verneint wird, daß die Nichtigkeit — auch 
ohne daß ſie eingewendet wurde — ſich ohne weiteres aus dem 
Vorbringen der Parteien ergab und daher von Amts wegen 
hätte berückſichtigt werden müſſen. Daß letzteres hier der Fall 
iſt, lag nach dem Parteivorbringen zutage. Überdies würde die 
Replik der Argliſt gegenüber der Berufung auf mangelnde 
Form hier ſchon um deswillen machtlos ſein, weil der Akt 
der Zeichnung nicht nur eine privatrechtliche Erklärung dar⸗ 
ſtellt, ſondern mit Rückſicht darauf, daß er der Offentlichkeit 
gegenüber abgegeben wird, publiziſtiſche Bedeutung hat, eine 
Funktion, die, wenn der Schein nichtig iſt, ſich — anders wie 
bei formungültigen Verträgen die Erfüllung — durch die 
Unterlaſſung der Berufung auf den Formmangel, überhaupt 
nicht herſtellen läßt. War der Zeichnungsſchein ſomit un⸗ 
heilbar nichtig, jo döfte er einen Zahlungsanſpruch der Kl. 
nicht aus. 
[Ku.] 


(U. v. 28. Okt. 1927; 125/27 II. — Berlin.) 


2. 88 271, 252, 196 IV, 275 H G B.; 8 138 BG B. 

1. Einberufung und Feſtſetzung der Tages- 
ordnung bei einer Univerſalverſammlung. 

2. Ein Aktionär darf mit mehreren Stimmen 
nur einheitlich abſtimmen. 

3. Bei Ausſchluß des geſetzlichen Bezugs⸗ 
rechts können die neuen Aktien durch General⸗ 
verſammlungsbeſchluß auch einem einzelnen 
Aktionär als „Dritten“ zugewieſen werden. 

4. Verletzung des Grundſatzes von der Gleich⸗ 
berechtigung der Aktionäre zieht nicht ſchlecht⸗ 
hin Nichtigkeit des Beſchluſſes nach fid.]T) 

Am 13. Febr. 1926 fand die ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung der Bekl. für 1925 ſtatt, wozu der Vorſtand der Bekl. 
mit der Tagesordnung: „1. Vorlage und Genehmigung des 
Geſchäftsberichts und des Jahresabſchluſſes 1925. 2. Ent⸗ 
laſtung der Verwaltung. 3. Feſtſetzung und Verteilung des 
Reingewinns“ ſchriftlich einlud, und zwar die Stadt B. mit 
der Bitte, ihren geſamten Aktienbeſitz vertreten zu laſſen und 


Zu 2. Der Entſch. iſt im Endergebnis zuzuſtimmen. 

Der Tatbeſtand erſcheint um deswillen beſonders bemerkenswert, 
weil er in charakteriſtiſcher Weiſe zeigt, welch ſchwierige Situationen 
ſich aus der Beteiligung öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaſten an Kapital⸗ 
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zur Generalverſammlung einen Hinterlegungsſchein der 
Naſſauiſchen Landesbank in B. über die erfolgte Hinter⸗ 
legung beizubringen. Der Magiſtrat B. bevollmächtigte hier⸗ 
auf den Bürgermeiſter Sch., 3 Stadträte und 4 Stadt⸗ 
verordnete zur Vertretung der Stadtaktien. Hierüber wurde 
von Sch. und einem Beigeordneten ein an die Bekl. ge⸗ 
richtetes Schreiben des Inhalts ausgefertigt, daß mit der 
Wahrnehmung der Rechte der Stadt B. als Aktionärin in der 
Generalverſammlung vom 13. Febr. 1926 „folgende Herren 
beauftragt und bevollmächtigt ſeien: Bürgermeiſter Sch. 
120 Stimmen, Stadtrat B. 120 Stimmen, Stadtrat Dr. K. 
120 Stimmen, Stadtverordneter G. 120 Stimmen, Stadtrat 
H. 8 Stimmen, Stadtverordnetenvorſteher Sch. 7 Stimmen, 
Geſchäftsführer R. 7 Stimmen, Stadtverordneter K. 7 Stim⸗ 
men, zuſammen: 509 Stimmen.“ Im Fall der Verhinderung 
eines der Bevollmächtigten ſollten die von ihm geführten 
Stimmen durch Bürgermeiſter Sch. mitvertreten werden. Die 
Stadt B. hinterlegte ſodann ihre Aktien bei der Naſſauiſchen 
Landesbank, die ThürGG., der die Stadt B. einen Teil des 
ihr früher ganz gehörenden Aktienkapitals (Aktienbeſitzes) 
überlaſſen hatte, die ihrigen bei ihrer Hauptkaſſe in Leipzig. 
In der Generalverſammlung vom 13. Febr. 1926, die von 
dem Vorſitzenden des Aufſichtsrats der Bekl., der zugleich be— 
ſoldeter Beigeordneter der Stadt B. war, geleitet wurde, 
waren die Stadtvertreter mit Ausnahme des Stadtrats B., 
der verhindert war, anweſend; auch die ThürchG. war mit 
ihrem ganzen Aktienbeſitz vertreten. Ausweislich des Ver⸗ 
ſammlungsprotokolls haben die Erſchienenen zunächſt erklärt, 
daß zwar eine ſatzungsgemäße Einberufung der Generalver⸗ 
ſammlung nicht erfolgt ſei, daß ſie jedoch als die alleinigen 
Aktionäre der Bekl. mit deren Abhaltung ohne beſondere Be⸗ 
rufung, ſowie mit der Verhandlung und Beſchlußfaſſung über 
die nachfolgenden Gegenſtände unter Verzicht auf die geſetz⸗ 
lichen und ſtatutariſchen Förmlichkeiten einverſtanden ſeien, 
nämlich: „1. Vorlage und Genehmigung des Geſchäftsberichts 
und Jahresabſchluſſes 1925 und Gewinnverteilung; 2. Ent⸗ 
laſtung der Verwaltung; 3. Neuwahl zum Aufſichtsrat; 
4. Verſchiedenes.“ Punkt 1—3 wurden einſtimmig erledigt, 
worauf der Vorſtand zu Punkt 4 folgenden Antrag ſtellte: 
Erhöhung des Grundkapitals unter Ausſchluß des geſetzlichen 
Bezugsrechts der Aktionäre um 300000 % auf 1300000 % 
durch Ausgabe von 300 Inhaberaktien über je 1000 %, Über⸗ 
laſſung der jungen Aktien an die ThürchG. zum Nennbetrag 
unter der Verpflichtung, hiervon 150 000 46 der Kl. bzw. der 
Stadt B. zum Nennwert zuzüglich Koſten mit der Maßgabe 
anzubieten, daß die Annahme des Angebots binnen 14 Tagen 
erfolge und mit nachſtehender in notarieller Form der Bekl. 
und der ThürchG. gegenüber abzugebenden Erklärung ver⸗ 
bunden ſei: „Die Stadt B. verpflichtet ſich, für ſich und ihre 
Rechtsnachfolger, daß ſie die weitere Ausdehnung der Gas⸗ 
werksverband⸗Rheingau⸗AG., insbeſ. nach und in dem Land⸗ 
kreis W. und im Rheingaukreis und den Fortbetrieb des 
Werks dauernd in der von dem Vorſtand der Geſellſchaft ein⸗ 
geſchlagenen Richtung unmittelbar und mittelbar unterſtützen 
und gewährleiſten und alle Maßnahmen unterlaſſen wird, die 
dieſes Ziel erſchweren könnten.“ Falls dieſe Erklärung nicht 


geſellſchaften ergeben können. Man macht ſich das gemeinhin nicht 
genügend klar. Die inneren politiſchen Verhältniſſe ſolcher Mitglieds⸗ 
körperſchaften drängen immer wieder dahin, fie auch in den von ihnen 
beherrſchten, in die Rechtsform einer AktG. oder GmbH. gekleideten 
Unternehmen zur Geltung kommen zu laſſen. Das führt aber nicht 
ſelten zu allerhand Konflikten, die juriſtiſch nicht leicht zu löſen find, 
da unſer Kapttalgeſellſchaftsrecht auf derartige Beteiligungen letzten 
Endes eben doch nicht zugeſchnitten iſt. 

1. Wir haben es vorliegend mit einer Univerſalverſammlung zu 
tun. Das RG. hat mit Recht angenommen, daß die Außerachtlaſſung 
der für die Einberufung geſetzlich bzw. ſatzungsmäßig vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten in ſolchen Fällen unſchädlich iſt. 

2. Die intereſſanteſte Frage unſeres Falles iſt, ob vorliegend 
die Stadtgemeinde mit ihrem Altienbeſttz uneinheitlich abſtimmen 
durfte. Sämtliche Inſtanzen haben ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß das unzuläſſig ſei. Man wird in der Tat grundſatzmäßig daran 
feſthalten müſſen, daß ein Aktionär mit mehreren Stimmen nur ein⸗ 
heitlich abſtimmen darf. Die von den Gegnern der herrſchenden Lehre 
aus dem Weſen der aktien rechtlichen Mitgliedſchaft entnommenen 
Argumente erſcheinen nicht durchſchlagend. Denn wenn man die Be⸗ 
ſtimmung des 8 252 Abſ. I Satz 1 („Jede Aktie gewährt das Stimm⸗ 
recht“) dahin auslegen wollte, daß das mit jeder Aktie verbundene 
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friſt⸗ und formgerecht abgegeben werde, ſollten die 300 000 «46 
junge Aktien den Kommunalverbänden des Landkreiſes W. 
und des Rheingaukreiſes bzw. „anderen Kommunen“ zum 
Nennwert zuzüglich Koſten angeboten werden; auf die jungen 
Aktien ſollten 25% des Nennwerts vor der Eintragung des 
Kapitalerhöhungsbeſchluſſes im Handelsregiſter einbezahlt wer⸗ 
den, im übrigen die Beſtimmung der weiteren Einzahlungen 
dem Aufſichtsrat überlaſſen bleiben. Über dieſen Antrag ein⸗ 
ſchließlich der weiter beantragten entſprechenden Anderungen 
der Satzung der Bekl. iſt nach längerer Verhandlung ab⸗ 
geſtimmt worden. Als Abſtimmungsergebnis ſtellt das Pro⸗ 
tokoll feſt: „Für den Antrag ſtimmen 5 Aktionäre mit 
866 Stimmen, dagegen 2 Aktionäre mit 127 Stimmen, 
1 Aktionär mit 7 Stimmen enthält ſich der Stimme.“ Tatſäch⸗ 
lich hatten für den Antrag die Thür GG. mit 491 Stimmen, 
ferner 4 Vertreter von Stadtaktien mit 375 Stimmen, gegen 
denſelben 2 Stadtvertreter mit 127 Stimmen geſtimmt, 
während ein weiterer Stadtvertreter mit 7 Stimmen ſich 
der Stimme enthalten hatte. Bürgermeiſter Sch. hatte auch 
das Stimmrecht für die dem nicht erſchienenen Stadtrat B. 
zugewieſenen 120 Aktien ausgeübt. Widerſpruch zu Protokoll 
iſt nicht erklärt worden. Die Stadt B. hat aber binnen 
Monatsfriſt gegen die ſämtlichen Beſchlüſſe der Generalver⸗ 
ſammlung vom 13. Febr. 1926 Anfechtungs⸗ und Nichtig⸗ 
keitsfeſtſtellungsklage erhoben. Vorſorglich hat ſie jedoch die in 
dem Kapitalerhöhungsbeſchluß geforderten Erklärungen am 
5. März 1926 friſt⸗ und formgerecht abgegeben, die An⸗ 
nahme des Bezugsangebots auf die 150000 % junger Aktien 
erklärt und fie bezogen. Die Bekl. und die ThürchG. haben mit 
Schreiben vom 15. und 17. Mai 1926 der Stadt B. die Ent⸗ 
laſſung aus den unter dem 5. März 1926 übernommenen 
Verpflichtungen erklärt. LG. und BG. haben die Nichtigkeit 
des Kapitalerhöhungsbeſchluſſes mit Anhangbeſchlüſſen feſt⸗ 
geſtellt, im übrigen die Klage abgewieſen. Das RG. hat 
teilweiſe aufgehoben. In die Reviſionsinſtanz iſt nur der 
Kapitalerhöhungsbeſchluß mit Anhangbeſchlüſſen erwachſen. 
Das BG. hat inſoweit erwogen, daß die Anfechtungsklage 
ſchon aus formellen Gründen abgewieſen werden müſſe, daß 
jedoch dieſe Beſchlüſſe zwar nicht wegen Verſtoßes gegen die 
guten Sitten, wohl aber wegen Verletzung des aktienrechtlichen 
Grundſatzes der Gleichbehandlung der Aktionäre zum Nach⸗ 
teil der Kl. mangels deren Zuſtimmung und Genehmigung 
ſchlechthin nichtig ſeien; es hat demgemäß auf Feſtſtellung 
dieſer Nichtigkeit erkannt. Im einzelnen hat das BG. aus⸗ 
geführt, daß das Stimmrecht mit den Aktien der Kl. nur 
einheitlich habe ausgeübt werden können, daß tatfüchlich deren 
Bevollmächtigte verſchieden abgeſtimmt hätten mit der Folge, 
daß die Abſtimmung mit dieſen Aktien überhaupt ungültig ſei. 
Der Grundſatz der Gleichbehandlung der Aktionäre ſei ſodann 
hier durch die Generalverſammlung ſelbſt inſofern verletzt 
worden, als das „Bezugsrecht“ nur einem Aktionär — der 
ThürchG. — zugeſprochen ſei, während die Kl. nur unter 
beſonders läſtigen Bedingungen die Möglichkeit habe, den auf 
ſie entfallenden Anteil der jungen Aktien zu erwerben. Der 
Rev. war der Erfolg nicht zu verſagen. Das BG. geht zwar 
angeſichts der Vollmachtsurkunde und des Inhalts des 


Stimmrecht auch von ein und demſelben Aktionär beliebig ausgeübt 
werden dürfte, ſo hieße das letzten Endes die Aktie zu einer Art von 
felbftändigem Rechtsſubjekt machen, das von dem Aktionär, in deſſen 
Händen ſich mehrere ſolcher Aktien vereinigen, jeweils ſelbſtändig 
repcäſentiert würde. Das ſteht mit dem Weſen der Mitgliedſchaft, 
das inſoweit bei AktG. kein anderes iſt als bei anderen Körper⸗ 
ſchaften, in Widerſpruch. Auch die Berufung auf die Möglichkeit von 
Legitimationsübertragungen und auf die Tatſache, daß mehrere Legi⸗ 
timationsaktionäre eines und desſelben Aktionärs (3. B. mehrere 
Depotbanken), u. U. jogar gegen ihre Abſicht, praktifch uneinheitlich 
ſtimmen könnten, erſcheint nicht geeignet, die rechtliche Zuläſſighkkeit 
einer uneinheitlichen Abſtimmung zu begründen. Denn man muß ſich 
ſtets klarmachen, daß der Legitimationsaktionär nicht mehr Rechte 
haben kann als der wahre Aktionär. Es bleibt alſo ſtets die Frage 
zu beantworten: Könnte auch der Aktionär ſelbſt in eigener Perſon 
oder durch mehrere offene Bevollmächtigte die ihm auf Grund meh⸗ 
rerer Aktien zuſtehenden Stimmen uneinheitlich ausüben? Dieſe 
Frage nun möchle ich, abweichend von der herrſchenden Lehre, aber 
in anderer Weiſe als deren Gegner, für ganz beſtimmte Tatbeſtands⸗ 
gruppen bejahen. 

Der vorl. Fall war mir bereits zufällig bekanntgeworden, 
bevor er zur Entſch. des RG. gelangte. Auf Grund eingehender 
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Generalverſammlungsprotokolls mit Teilnehmerverzeichnis 
rechtlich bedenkenfrei davon aus, daß danach die Rechte aus 
dem Aktienbeſitz der Kl. von ihren Beauftragten in offener 
Stellvertretung für ſie (die Kl.) und nicht in eigenem 
Namen kraft Legitimationsübertragung ausgeübt worden ſind. 
Darüber läßt namentlich das Teilnehmerverzeichnis keinen 
Zweifel. Dem angefochtenen Urteil iſt ferner auch darin bei⸗ 
zuſtimmen, daß ein Aktionär mit mehrfachem Aktienbeſitz in 
der Generalverſammlung nur einheitlich ſtimmen kann 
und daß deshalb die verſchiedene Abſtimmung der Bevoll⸗ 
mächtigten der Kl., obwohl der Aktienbeſitz unter 
ſie in beſtimmter Weiſe aufgeteilt und jeder 
nur Stimmführer hinſichtlich der ihm zugewie⸗ 
ſenen Aktien war, die Stimmabgabe überhaupt ungültig 
war. Die Frage, ob bei mehrfachem Aktienbeſitz das Stimm⸗ 
recht nur einheitlich oder auch dergeſtalt ausgeübt werden 
kann, daß mit dem einen Teil der Aktien ſo, mit dem Reſt 
anders geſtimmt wird, iſt zwar nicht unbeſtritten. Im Schrift⸗ 
tum wird aber die Zuläſſigkeit einer berſchiedenen Stimm⸗ 
weiſe ganz überwiegend verneint (ſ. z. B. Staub⸗ 
Pinner, Anm. 3 zu § 252 HGB.; Goldſchmidt, Die 
Aktcg., Aum. 8 ebenda, ferner für Gewerke mit mehreren 
Kuxen Iſay, Anm. 13 zu § 111 PrBergG., ebenſo für Ge⸗ 
ſellſchafter einer GmbH. mit mehreren Geſchäftsanteilen 
Brodmann, Anm. 1 a. E. zu 8 47 GmbH.; Neukamp⸗ 
Becker, ebenda Anm. 3; desgl. Hachenburg a. a. O., 
Anm. 6 und Liebmann⸗Sänger, Anm. 11; a. M. 
Horrwitz, Recht der Generalverſammlungen S. 138/139; 
Bernicken: JW. 1926, 2881; derſelbe: Bankarchiv 1927, 
819/320; Sänger: Zbl. f. HR. von 1927, 213/216). 
Erſteres erſcheint zutreffend. Zunächſt iſt nicht abzuſehen, 
welches berechtigte und ſchutzwürdige Intereſſe an der Mög⸗ 
lichkeit einer ſolchen verſchiedenen Abſtimmungsmweiſe beſtehen 
ſollte. Die Abſtimmung des Aktionärs in der Generalver⸗ 
ſammlung iſt ſeine Willensäußerung in Abſicht auf die 
Führung und Geſtaltung der geſellſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten; ſie iſt Rechtshandlung und Element der Willens⸗ 
bildung des oberſten Organs der Geſellſchaft. Dieſe Willens⸗ 
äußerung kann, wenn ſie rechtlich beachtlich ſein ſoll, ver⸗ 
nünftigerweiſe nur einheitlich, nicht aber in ſich widerſpruchs⸗ 
voll ſein. Wenn ſodann § 252 Abſ. 1 S. 1 HGB. beſtimmt, 
daß jede Aktie das Stimmrecht gewährt, ſo iſt damit zunächſt 
nur der Grundſatz feſtgelegt, daß mit jeder Aktie, gleichgültig 
welcher Gattung und welchen Betrags, an und für ſich das 
Stimmrecht als unentziehbares Aktionärrecht verknüpft iſt. 
Demgegenüber beſagt dann aber 8252 Abſ. 1 S. 2 HGB., daß 
das Stimmrecht nach Aktien beträgen ausgeübt wird. Mag 
damit auch zunächſt nur an das Stimmrecht von Aktien ver⸗ 
ſchiedenen Nennbetrags gedacht ſein, ſo läßt ſich die Vor⸗ 
ſchrift ſchon ihrem Wortlaut nach zwanglos auch auf das Ver⸗ 
hältnis mehrerer Aktien gleicher Gattung und gleichen Be⸗ 
trags beziehen und bedeutet dann Vereinheitlichung des 
Stimmrechts mehrerer Aktien desſelben Aktionärs und Be⸗ 
wertung der einheitlichen Stimmabgabe nach dem Geſamt⸗ 
betrag der Aktien. Dieſe Auslegung erſcheint um ſo unbedenk⸗ 
licher, als die unmittelbar anſchließende Vorſchrift des 8 252 


Unterſuchungen bin ich zu folgenden Ergebniſſen gelangt, die ich in 
einer demnächſt im Verlag von Spaeth & Linde erſcheinenden Schrift 
(„Uneinheitliche Ausübung mehrerer Stimmrechte; ein Beitrag zu 
den allgemeinen Lehren des Verbandsrechts“) der Offentlichkeit vor⸗ 
legen werde. 

Die Frage, ob die uneinheitliche Ausübung mehrerer Stimmen 
unter gewiſſen Vorausſetzungen für zuläſſig zu halten ſei, gehört nicht 
nur dem Aktienrecht an. Sie ſtellt ſich vielmehr als eine ganz all⸗ 
gemeine Frage des Verbandsrechts dar. Sie kann überall dort Be⸗ 
deutung gewinnen, wo mehrere Stimmen einer Körperſchaft, einem 
nichtrechtsfähigen Verein, einer Geſellſchaft wie u. U. auch einer 
ſonſtigen Geſamthandſchaft (eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemein⸗ 
ſchaft), ja ſogar den Beteiligten an einer ſchlichten Rechtsgemeinſchaft 
zuſtehen. Sie kann nicht nur im Bereiche der privatrechtlichen Ver⸗ 
bände, ſondern ebenſogut auch im Bereiche der öffentlichen Verbände 
praktiſch werden. Es ſei hier nur an die vielumſtrittene Frage von 
der Ausübung der preuß. Regierungs⸗ und Provinzialſtimmen im 
deutſchen Reichsrat erinnert. Rechtspolitiſch handelt es ſich 
darum, daß ein berechtigtes und ſchutzwürdiges Intereſſe an einem 
ſolchen Abſtimmungsverfahren nachzuweiſen if. Das hat auch das 
RG. vorliegend vollkommen richtig erkannt. Es hat aber überſehen, 
daß ein ſolches Intereſſe bei der ſozialrechtlichen Eingliederung von 
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Abſ. 1 S. 3 HGB. Beſchränkungen in der Ausübung des 
Stimmrechts bei mehrfachem Aktienbeſitz zuläßt und damit er⸗ 
ſichtlich die Stimmrechtsausübung aus ſolchem Beſitz als eine 
einheitliche vorausſetzt. Für die hier vertretene Rechtsauf⸗ 
faſſung ſprechen noch weitere geſetzliche Beſtimmungen. So 
die Regelung des Anfechtungsrechts in § 271 Abſ. 3 HGB. 
Sie iſt mit der Möglichkeit verſchiedener Abſtimmung durch 
denſelben Aktionär, falls er nur mehrere Aktien bejibt, 
kaum zu vereinbaren. Dasſelbe gilt z. B. im Fall des $ 196 
Abſ. 4 HGB. Auch hier iſt lediglich mit der Möglichkeit 
einheitlicher Stimmabgabe gerechnet. Daß ein Aktionär, 
der mehrere Aktien beſitzt, mit dem einen Teil abſtimmen, mit 
dem andern ſich der Stimme enthalten kann, iſt richtig, beweiſt 
aber nichts für die Zuläſſigkeit verſchiedener Abſtimmung. 
Zweifellos kann ferner der Bevollmächtigte mehrerer Aktionäre 
mit den Aktien des einen Vollmachtgebers anders, als mit 
den Aktien des zweiten Vollmachtgebers ſtimmen. Dabei 
handelt es ſich aber eben nicht um den Aktienbeſitz eines und 
desſelben Aktionärs und die Stimmrechtsausübung daraus. 
Zuzugeben ift endlich, daß auf dem Umweg über die Auf⸗ 
teilung eines Aktienvakets unter mehreren Legitimations⸗ 
aktionären praktiſch eine verſchiedene Stimmabgabe ermöglicht 
wird. Dies ändert aber daran nichts, daß die Stimmabgabe 
des einzelnen Legitimationsaktionärs ſelbſt eine einheitliche 
iſt. Demnach iſt die Rev., mit der die Zuläſſigkeit verſchie⸗ 
dener Stimmabgabe bei mehrfachem Aktienbeſitz behauptet 
wird, nicht begründet. Dagegen nimmt das BG. zu Unrecht 
an, daß die Beſchlüſſe zur Kapitalerhöhung wegen Verſtoßes 
gegen den aktienrechtlichen Grundſatz der Gleichbehandlung 
der Aktionäre nichtig ſeien. Die Beſchlüſſe über den Aus⸗ 
ſchluß des geſetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre, die ander⸗ 
weitige Begebung der jungen Aktien und die Begebungs⸗ 
bedingungen bilden allerdings einen untrennbaren Beſtand⸗ 
teil des Kapitalerhöhungsbeſchluſſes ſelbſt. Ihre Nichtigkeit 
müßte deshalb ohne weiteres auch die Nichtigkeit der zur 
Frage der Kapitalerhöhung überhaupt gefaßten Beſchlüſſe 
nach ſich ziehen. 8 282 Abſ. 1 HGB. beſtimmt nun, daß 
jedem Aktionär auf ſein Verlangen ein ſeinem Anteil am 
bisherigen Stammkapital entſprechender Teil an den neuen 
Aktien eingeräumt werden müſſe, dies jedoch nur, inſoweit 
als die Generalverſammlung bei der Kapital⸗ 
erhöhung nicht etwas anderes beſchließt. Das geſetz⸗ 
liche Bezugsrecht der Aktionäre iſt demnach kein unbedingtes 
„Sonderrecht“ der Aktionäre. Es kann vielmehr von der 
Generalverſammlung nach ihrem Ermeſſen im Kapital⸗ 
erhöhungsbeſchluß ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen werden. 
Die Generalverſammlung iſt dabei lediglich an die allgemeinen 
Schranken der 88 138, 826, 226 BGB. gebunden. Darüber 
hinaus hat fie freie Hand. Sie kann insbeſ. auch das Bezugs⸗ 
recht nur einer beſtimmten Gattung von Aktionären, ja nur 
einzelnen Aktionären einräumen, wie auch unter Ausſchluß 
des geſetzlichen Bezugsrechts ſämtliche neuen Aktien Dritten 
zukommen laſſen. Dem ſteht auch der Grundſatz der Gleich⸗ 
behandlung der Aktionäre nicht entgegen. Denn ebenſogut wie 
unter Entziehung und Beſchränkung des geſetzlichen Bezugs⸗ 


rechts die jungen Aktien Dritten zugewieſen werden können, 


Menſchenverbänden in andere Verbände in der Tat vorhanden und 
u. U. ſogar ſatzungsmäßig anerkannt ſein bzw. ſich aus dem Weſen 
der Mitgliedſchaft im Oberverbande ergeben kann. Letzteres dürfte im 
Zweifel bei Kapitalgeſellſchaften der Fall ſein. Ein ſolches Intereſſe 
iſt allerdings nicht nachweisbar, ſoweit ſich mehrere Stimmen in 
der Hand einer phyſiſchen Einzelperſon vereinigen. Hier hat 
das allgemeine Gebot einheitlicher Ausübung mehrerer Stimmen aus⸗ 
nahmslos zu gelten. Soweit es ſich dagegen um Körperſchaften oder 
ſonſtige Perſonenverbände als Mitglieder von AktG., aber auch von 
Idealvereinen, handelt, in deren beſchlußfaſſenden Organen den Mit⸗ 
gliedsverbüänden mehrere Stimmen, gegebenenfalls auch das Recht zur 
Entſendung mehrerer Vertreter zuſtehen (man denke z. B. an Geſamt⸗ 
verbände von Idealvereinen: Studentenverbände, Sportvereine uſw.), 
kann im Einzelfalle nicht nur ein rechtspolitiſches Bedürfnis nach 
Zulaſſung uneinheitlicher Abſtimmung vorliegen, ſondern wir ſtehen 
auch einer Lücke des Geſetzes gegenüber, die wir auf Grund be⸗ 
währter und allgemein auerkannter Auslegungsmethoden in dem ge⸗ 
nannten Sinne ausfüllen können. Wir brauchen alſo nicht 
etwa auf ein Eingreifen des Geſetzgebers zu warten. Die 
Lücke liegt darin, daß unſere geſamte Geſetzgebung über 
Körperſchaften und ſonſtige Verbände auf die Mitglied⸗ 
ſchaft von phyſiſchen Einzelperſonen abgeſtellt iſt und der 
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kann dies gleicherweiſe auch Aktionären als Dritten gegen⸗ 
über geſchehen. Gerade ſo iſt hier aber verſahren, ſofern das 
geſetzliche Bezugsrecht der Aktionäre ſchlecht⸗ 
hin ausgeſchloſſen wurde, dagegen der Thür. als Drit⸗ 
ter die Bezugsberechtigung angeboten worden iſt mit der 
Verpflichtung, über die jungen Aktien bzw. einen Teil der⸗ 
jelben in beſtimmter Weiſe weiterzuverfügen. Iſt aber das 
geſetzliche Bezugsrecht der Aktionäre ausgeſchloſ⸗ 
ſen worden, ſo iſt damit jedes aktienrechtliche Anrecht oder 
Anwartſchaftsrecht der Aktionäre auf die jungen Aktien über⸗ 
haupt beſeitigt. Die Art und Weiſe deren Begebung kann des⸗ 
halb auch nicht die Unterlage für die Rüge eines Verſtoßes 
gegen den Grundſatz der Gleichberechtigung der Aktionäre ab⸗ 
geben. Es iſt auch nicht richtig, daß der hier zu entſcheidende 
Fall grundſätzlich anders liegt als der „Hiberniafall“ (RG. 
68, 236). Das BG. iſt der Auffaſſung, daß eine ſolche Ver⸗ 
ſchiedenheit um deswillen beſtehe, weil im Hiberniafall das 
Bezugsrecht der Aktionäre überhaupt ausgeſchloſſen und 
die Verwertung der jungen Aktien dem Vorſtand überlaſſen 
worden ſei, während hier die Generalverſammlung ſelbſt die 
ungleichmäßige Behandlung der Aktionäre“ beſchloſſen habe. 
Dies iſt ſchon deshalb unrichtig, weil das Entſcheidende gerade 
der Ausſchluß des geſetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre 
iſt und inſofern beide Fälle gleich liegen. Es wäre im übrigen 
auch nicht abzuſehen, weshalb die Generalverſammlung zwar 
das geſetzliche Bezugsrecht ausſchließen, dagegen über das 
weitere Schickſal der jungen Aktien ſelbſt Beſtimmungen nicht 
ſollte treffen können, wie das BG. ſelbſt zugibt, ohne weiteres 
von den Verwaltungsorganen hätten getroffen werden können. 
Auch der Hinweis des BG. auf die in dem Sondervertrag 
getroffenen Abmachungen, daß bei einer Kapitalerhöhung in 
Ermanglung einer anderslautenden Vereinbarung das geſetz⸗ 
liche Bezugsrecht nicht ausgeſchloſſen werden dürfe, ſchlägt 
nicht durch. Abmachungen ihrer Aktionäre berühren die Bekl. 
als ſolche nicht. Ihr Statut enthält über den Ausſchluß 
des Bezugsrechts nichts beſonderes, beſtimmt vielmehr in 
Punkt 5 nur, daß die Erhöhung des Grundkapitals der Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Generalverſammlung nach Maßgabe der 
geſetzlichen Beſtimmungen unterliege und die Ausgabe von 
Aktien zu einem höheren, als dem Nennbetrag ſtatthaft ſei. 
Im übrigen wäre im Hinblick auf 8 283 Abſ. 2 HGB. die 
Generalverſammlung auch nicht gehindert, anderweit zu be⸗ 
ſchließen. Gegen den Entſcheidungsgrund des BG. beſteht aber 
auch noch ein weiteres, ebenfalls von der Reviſion aufgegriffe⸗ 
nes Bedenken. Das BG. will als Folge der angeblichen Ver⸗ 
letzung des Grundſatzes der Gleichberechtigung der Aktionäre 
nicht bloße Anfechtbarkeit, ſondern ſchlechthin Nichtigkeit 
des Beſchluſſes eintreten laſſen. Allein für eine ſolche Nichtig⸗ 
keit iſt nur dann Raum, wenn es ſich um Beſchlüſſe handelt, 
die mit dem Weſen der AktG. ſchlechthin unerträglich ſind, 
weil ſie zwingende, in erſter Linie im öffentlichen Intereſſe 
gegebene Vorſchriften verletzen, auf deren Einhaltung 
die Beteiligten nicht verzichten können (s. z. B. 
RG. 115, 378 u. 383 = JW. 1927, 16773). Darum handelt 
es ſich hier aber nicht. Ganz unzweifelhaft konnte mit Zu⸗ 
ſtimmung der Kl. ein Beſchl. des hier beanſtandeten Inhalts 


Geſetzgeber an Körperſchafts⸗ und Geſellſchaftsverflechtungen, wie ſie 
uns in der Gegenwart in weiteſtem Umfange nicht nur im Kartell⸗ 
und Konzernweſen, ſondern auch bei Berufsverbänden und Ideal⸗ 
vereinen begegnen, überhaupt nicht gedacht hat. Infolgedeſſen ſcheint 
mir hier auch ſchon de lege lata durchaus die Möglichkeit zu be⸗ 
ſtehen, den Mitgliedsverbänden die uneinheitliche Ausübung eines 
mehrfachen Stimmrechts zu geſtatten, wenn dieſe Stimmberechtigungen 
nach der Satzung des Oberverbandes jene Selbständigkeit beſitzen, 
wie ſie z. B. für die Kapitalgeſellſchaften ſchon auf Grund des Weſens 
der Mitgliedſchaft ohne weiteres gegeben ſein dürfte. 

Die Zulafjung einer uneinheitlichen Abſtimmung in den an⸗ 
gedeuteten Tatbeſtandsgruppen bedeutet im übrigen keineswegs die 
Preisgabe des Grundſatzes, daß eine Körperſchaft (wie übrigens auch 
andere Verbände) nach außen, vornehmlich im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit, als eine Einheit zu behandeln ſei. Denn vorliegend han⸗ 
delt es ſich ja gar nicht um Rechte Dritter, insbeſ. Gläubigerrechte, 
denen gegenüber der verpflichtete Verband ſich plötzlich gewiſſermaßen 
ad hoc in Untergruppen auflöſen könnte, die ſich aus den ver⸗ 
ſchiedenen Strömungen innerhalb ſeiner Mitgliederkreiſe ergeben, 
ſondern lediglich darum, ob der Unterverband mehrere ſelbſtändige 
Stimmen in einem beſchlußfaſſenden Organ des Oberverbandes, d. h. 
gewiſſe ihm zuſtehende Rechte, in einer anderen Weiſe ausüben 


Rechtſprechung 2985 


rechtsgültig gefaßt werden; es iſt auch nicht abzuſehen, wes⸗ 
halb einer nachträglichen Einverſtändniserklärung der Kl. die 
rechtliche Bedeutung zu verſagen wäre. Irgendwelche zwingende 
öffentliche Intereſſen ſtehen nicht entgegen. In allen Fällen 
aber, in welchen durch geſetzwidrige Beſchlüſſe nur einzelne 
Aktionäre „geſchädigt“ ſind, die ſich mit dem ſo geſchaffenen 
Zuſtand auch abfinden können, iſt eine von ſelbſt eintretende 
Nichtigkeit nicht anzunehmen. Vielmehr iſt hier unter Auf⸗ 
gabe des früheren abweichenden Standpunktes nur Raum für 
die Anfechtungsklage aus § 271 HGB., welche im Hin⸗ 
blick auf die beſonderen Bedürfniſſe des aktienrechtlichen Ver⸗ 
kehrs, namentlich in Abſicht auf die Rechtsſicherheit, die Ver⸗ 
nichtung von Generalverſammlungsbeſchlüſſen wegen unter⸗ 
laufener Rechtsverſtöße an weitere beſondere Voraus⸗ 
ſetzungen insbeſ. hinſichtlich Friſt und Form der Geltend⸗ 
machung knüpft. Demnach kann nur in Betracht kommen, ob 
etwa die zur Kapitalerhöhung gefaßten Beſchlüſſe wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten unheilbar nichtig ſind. Soweit 
dabei die Sittenwidrigkeit lediglich in der Art des Zuſtande⸗ 
kommens dieſer Beſchlüſſe läge, würde hierdurch, wie der 
Senat, entgegen der Annahme des Bl., ſchon wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, nur ein mit der Anfechtungsklage aus § 271 
HGB. verfolgbarer Mangel begründet (f. z. B. RG. 115, 378, 
383 und die dort angef. Entſch.). Im übrigen hat das BG. 
auch eine Sittenwidrigkeit in dieſer Richtung verneint. Seine 
Ausführungen geben zu einem durchgreifenden rechtlichen Be⸗ 
denken keinen Anlaß. Das BG. hat aber auch eine inhaltliche 
Sittenwidrigkeit nicht angenommen. Auch dem iſt im Ergebnis 
beizutreten. Unwiderſprochen hat die Bekl. geltend gemacht, 
daß die Kapitalerhöhung durch ihren weiteren Bedarf an 
flüſſigen Mitteln im Hinblick auf ſchon beſchloſſene Ausbau⸗ 
arbeiten erforderlich geweſen ſei. Die Kl. hat auch ernſtlich 
nicht beſtritten, daß die Kapitalerhöhung und die an den 
Bezug der jungen Aktien durch ſie geknüpfte Verpflichtung 
dem Gedeihen der Bekl. förderlich geweſen ſei. An und 
für ſich beſtand auch nach dem wiederholt unzweideutig ge⸗ 
äußerten ablehnenden Standpunkt, den die Stadtgemeinde W. 
der Bekl. in ihrer bisherigen Organiſationsform entgegen⸗ 
brachte, aller Grund zu der Befürchtung, daß ſich im Fall der 
in Ausſicht zu nehmenden Eingemeindung der weiteren Aus⸗ 
dehnung und gedeihlichen Entwicklung der Bekl., die be⸗ 
trieblich und finanziell in recht günſtiger Lage 
iſt, erhebliche Hinderniſſe in den Weg ſtellen könnten. Dieſe 
Befürchtung lag umſo näher, als mit der Eingemeindung die 
Aktienmehrheit von der Stadt B. auf die Stadt W. übergehen 
mußte, die damit maßgeblichen Einfluß auf die Leitung der 
Bekl. gewann. Wenn bei dieſer Sachlage die Bekl. von der 
Kl. weitere Sicherungen für die unbehinderte, gedeihliche und 
nutzbringende Weiterentwicklung ſich zu verſchaffen ſuchte, ſo 
verſtößt dies an und für ſich noch nicht gegen die guten Sitten 
im aktienrechtlichen Verkehr, zumal da fo, wie die Dinge 
liegen, für die Zukunft mit einer gegenſätzlichen Einſtellung 
der bisherigen Mehrheit zu rechnen war. Daß dabei zu weit 
gegangen worden wäre, iſt, wie ſchon das BG. dargelegt hat, 
nicht anzunehmen. Zutreffend weiſt das BG. in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang insbeſ. auch darauf hin, daß die Kl. ohnehin 


dürfe, als das eine phyſiſche Einzelperſon tun köunte. Das kann 
m. E. unbedenklich bejaht werden. Wir erkennen ja auch ſonſt für 
juriſtiſche Perſonen keineswegs eine vollkommene Gleichſtellung 
mit den phyſiſchen Einzelperſonen an, ſondern behandeln bekanntlich 
beide in bezug auf ihre Rechts⸗ ſowie gegebenenfalls auch auf ihre 
Handlungsfähigkeit in manchen Beziehungen verſchieden. Die Lehre iſt 
allerdings an dieſen Fragen im allgemeinen achtlos vorübergegangen. 
Der einzige, der zwar nicht unſere ſpezielle Frage, wohl aber das 
allgemeine Problem erkannt hat, daß nämlich Menſchenverbände 
innerhalb ſozialrechtlicher Beziehungen, d. h. bei ihrer Ein⸗ 
gliederung in andere Verbände, hinſichtlich ihrer Rechtsſtellung u. UI. 
anders zu behandeln ſind als phyſiſche Einzelperſonen, iſt Otto 
v. Gierke geweſen. 

Ich muß mich hier mit dieſen kurzen Andeutungen begnügen 
und wegen der Einzelheiten auf die oben erwähnte Schrift verweisen. 

3. Das RG. hat ferner mit Recht angenommen, daß der Aus⸗ 
ſchluß des geſetzlichen Bezugsrechts auch in der Weiſe erfolgen könne, 
daß bereits im Beſchluſſe ſelbſt die künftige Zuweiſung der neuen 
Aktien an einen Aktionär vorgeſehen wird. 

4. Ob vorliegend nicht durch die beſonderen Bedingungen, unter 
denen die neuen Aktien einem Aktionär gewährt werden ſollten, der 
Grundſatz der Gleichberechtigung der Aktionäre verletzt worden iſt, 
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ſchon in dem Vertrag v. 24. Okt. 1919 nicht nur der Thür G., 
ſondern auch der Bekl. gegenüber vertragliche Bin⸗ 
dungen eingegangen war, welche, wie z. B. die Beſtimmung 
unter Punkt 7 Abſ. 3 daſelbſt ſachlich ähnlichen Inhalt hatten, 
wie die an die Übernahme der jungen Aktien geknüpfte Ver⸗ 
pflichtung. Denn ſchon durch jene Beſtimmung war die Kl. 
„für ſich und ihre Rechtsnachfolger“ verpflichtet, die Inter⸗ 
eſſen der Bekl. in jeder Beziehung zu fördern 
und zu vertreten. Es läßt ſich deshalb nicht ſagen, daß 
die der Kl. angeſonnene neuerliche Verpflichtung inhaltlich 
gegen die guten Sitten verſtieß. Ließ die Kl. ſich darauf ein, 
jo behielt ſie nach wie vor die Aktienmehrheit und damit ihren 
maßgebenden Einfluß auf die Geſchäftsführung der Bekl. 
ſelbſt, der weiterhin auch noch durch die getroffenen Abmachun⸗ 
gen über die Beſetzung des Aufſichtsrats derſelben geſichert 
war. Wenn deshalb das BG. unter Würdigung aller Um⸗ 
ſtände zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß die Beſchlüſſe weder 
eine unſittliche Knebelung der Kl. bzw. der Stadt B. ent⸗ 
hielten, noch ſonſt nach Zweck, Beweggrund und Inhalt ſitten⸗ 
widrig ſeien, ſo gibt dies zu einer durchgreifenden rechtlichen 
Beanſtandung keinen Anlaß. Durchaus zutreffend hat ſodann 
das BG. dargelegt, daß der Kapitalerhöhungsbeſchluß mit 
Anhang auch im Falle der Ungültigkeit der Abſtimmung der 
Stadtaktien noch mit der erforderlichen Dreiviertelmehrheit ge- 
faßt wäre, alſo nicht gegen $ 275 Abſ. 1 HGB. verſtoßen ſei, 
ein Verſtoß, der übrigens nur Anfechtbarkeit, nicht aber Nich⸗ 
tigkeit der gefaßten Beſchlüſſe begründen würde. Nun hätte 
allerdings zweifellos auch die ThürchG. im Hinblick auf das 
ihr in dem angegriffenen Beſchluß gemachte unmittelbare 
Übernahmeanerbieten der jungen Aktien nach $ 252 
Abſ. 3 HGB. nicht mitabſtimmen dürfen (ſ. auch RG. 68, 
234 ff.; 108, 322, 326). Allein dieſer Verſtoß gegen die 
Stimmenthaltungsvorſchriften, der zudem von der Klage gar 
nicht aufgegriffen iſt, hätte lediglich unter den weiteren Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 271 HGB. die Anfechtbarkeit begründet. 
Auch die Ausführungen des BG., daß eine etwaige Verletzung 
der Vorſchriften über die Einberufung und Ankündigung der 
Tagesordnung nicht zur Nichtigkeit der gefaßten Beſchlüſſe 
führen, ſondern wiederum nur die Anfechtbarkeit rechtfertigen 
könnte, unterliegen keinem durchgreifenden rechtlichen Bedenken. 
Das gleiche gilt für die Darlegungen des BG., auf Grund 
deren es der Anfechtungsklage überhaupt den Erfolg verſagt, 
auch das Vorliegen eines ſonſtigen abſoluten Nichtigkeits⸗ 
grunds verneint hat. Wenn insbeſ. die Kl. in der Reviſions⸗ 
inſtanz ſich noch darauf berufen hat, daß, da die Stimmabgabe 
ihrer Bevollmächtigten ungültig fei, fie i. ©. des $ 271 Abſ. 3 
S. 1 HGB. als nicht erſchienen gelten müſſe, damit aber die 
von dem BG. vermißten beſonderen Vorausſetzungen der An⸗ 
fechtungsklage gegeben wären, ſo kann dem nicht zugeſtimmt 
werden. Die Bevollmächtigten der Kl. waren weder rechtlich 
noch tatſächlich am Mitſtimmen verhindert. Daß die von 
ihnen eingeſchlagene Art der Abſtimmung die Stimmabgabe 
ungültig machte, ändert daran nichts, daß ſie hierbei „er⸗ 
ſchienen“ waren. 


(U. v. 16. Sept. 1927; 21/27 II. — Frankfurt.) (Ku. ] 


ſcheint mir immerhin zweifelhaft. Selbſt wenn man das aber mit 
dem BG. annimmt, fo iſt doch wiederum dem NG. darin recht zu 
geben, daß der Beſchluß nicht ſchlechthin nichtig, ſondern nur an⸗ 
fechtbar war. Da aber in unſerem Falle die formalen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Erhebung der Anfechtungsklage nicht gegeben find, 
ſo hat das RG. die Klage mit Recht abgewieſen. Auch ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten iſt, wie RG. und OLG. zutreffend annahmen, 
vorliegend nicht nachgewieſen worden. Denn der ganze Streit iſt ja 
nur dadurch entſtanden, daß bei der Aktionärin, nämlich einer Stadt⸗ 
gemeinde, bzw. nach deren Eingemeindung einer anderen Stadt⸗ 
gemeinde, die ſich ihrerſeits auf die Anfechtbarkeit bzw. Nichtigkeit 
der Beſchlüſſe beruft, deren eigene Organe (Magiſtrat, Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung) in ſich verſchiedener Meinung über die 
Verwaltung ihres Alktienbeſitzes waren. Von einer Überrumpelung 
dieſer Aktionärin durch den anderen privaten Aktionär kann alſo 
nicht wohl geſprochen werden. Vielmehr iſt eine etwaige Überrumpe⸗ 
lung unter maßgebender Mitwirkung von Organen der ſich ſpäter 
beeinträchtigt fühlenden Stadtgemeinde ſelbſt zuſtande gekommen. Aus 
einem ſolchen Tatbeſtande läßt ſich aber nicht wohl ein den fraglichen 
Beſchluß nichtig machender Verſtoß gegen die guten Sitten herleiten. 


Prof. Dr. Friedrich Klauſing, Frankfurt a. M. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


3. 88 260, 261, 272, 314 HG B. Die Papier⸗ 
markabſchlußbilanz für 1923 iſt obligatoriſch, 
aber an den Jahresbericht ſind geringere An⸗ 
forderungen zu ſtellen. Die Muttergeſellſchaft 
eines Konzerns braucht über Vorgänge bei der 
Tochtergeſellſchaft auch dann nicht ohne weiteres 
zu berichten, wenn ſie ſämtliche Anteile der Toch⸗ 
tergeſellſchaft beſitzt. Beſchlüſſe, durch welche 
Bilanzen mit Unterbewertung genehmigt wer⸗ 
den, können nur unter der Vorausſetzung der 
Verfügung über !/ des Aktienkapitals ange⸗ 
fochten werden.] 7) 

Am 24. Sept. 1924 fand eine Gen V. der Bekl. in D. 
ſtatt. Auf der Tagesordnung ſtanden die folgenden Punkte: 
1. Vorlage des Geſchaͤftsberichts, der Bilanz und der Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung für 1923; 2. Beſchlußfaſſung über die 
Bilanz und die Verwendung des Reingewinnes; 3. Entlaſtung 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrates; 4. Vergütung an den 
Aufſichtsrat; 5. Wahlen zum Aufſichtsrat. Die übrigen Punkte 
der Tagesordnung betreffen die Goldmarkeröffnungsbilanz, 
die Genehmigung der Umſtellung und die dazu erforderlichen 
Satzungsänderungen. Mit Stimmenmehrheit wurde die Ge⸗ 
nehmigung der Bilanz für 1923 und der Vortrag des Ge⸗ 
winns auf neue Rechnung beſchloſſen, dem Vorſtande und 
Aufſichtsrat Entlaſtung erteilt und dem Aufſichtsrat an Stelle 
der in § 15 der Satzung vorgeſehenen Bezüge eine Vergütung 
von insgeſamt Zehntauſend Billionen Mark zugebilligt. Der 
Kl. G., der in der Gen V. mit 231000 % Aktien vertreten 
war, hat gegen die Beſchlüſſe zu 2—4 geſtimmt und Wider⸗ 
ſpruch erhoben. Gegen ſeine Stimme iſt auch die Wiederwahl 
des Herrn J. M. G. beſchloſſen. Der frühere Mitkl. D., der mit 
455 eigenen Aktien an der Gen V. teilnahm, hat nur gegen 
die Beſchlüſſe 2 und 3 geſtimmt und Widerſpruch eingelegt. 
Die Kl. haben dieſe ſämtlichen Beſchlüſſe angefochten. Mit 
Recht hat das BG. dem Einwande der Bekl., es fehle für die 
erhobene Klage das erforderliche Rechtsſchutzbedürfnis, weil ſie 
die rechtlich nicht mehr notwendige und wirtſchaftlich bedeu⸗ 
tungsloſe Papiermarkbilanz für 1923 ſowie die damit zu⸗ 
ſammenhängenden Beſchlüſſe betreffe, der Erfolg verſagt. Eine 
Aufhebung der Vorſchrift des 8 260 HGB. über die Vor⸗ 
legung einer Jahresbilanz für das verfloſſene Geſchäftsjahr, 
eine Gewinn- und Verluſtrechnung und eines Geſchäftsberich⸗ 
tes auf der ordentlichen Gen V. hat nicht ſtattgefunden; nur die 
Pflicht zur Veröffentlichung ſolcher Bilanzen iſt durch die 
O. v. 12. Juli 1924 (RGBl. I, 666) allgemein beſeitigt. 
Die Goldmarkeröffnungsbilanz bietet keinen Erſatz für die 
Jahresbilanz, da ſie ihrem Zwecke nach nur der Feſtſtellung 
des Vermögens und der Ermittlung des gegenwärtigen Wertes 
des Grundkapitals in Goldmark dienen ſoll, nicht aber über die 
Ergebniſſe des abgelaufenen Geſchäftsjahres Auskunft gibt. 
Auch das Jahr 1923 muß den geſetzlichen Vorſchriften gemäß 
durch Vorlegung einer Jahresbilanz ſeinen Abſchluß finden, 
obwohl die Jahresbilanz infolge der Einwirkung der Inflation 
ihren Zweck, über die Geſchäftsergebniſſe des Jahres einen 
zuverläſſigen Überblick zu geben, nur unvollkommen zu er⸗ 
füllen vermag, da in ihr Poſten vou ganz verſchiedenem in⸗ 


Zu 3 u. 4. Die Urt. Nr. 3 und 4, welche in der amtlichen 
Sammlung RG. 115, 332 ff., 345 ff. ſehr unvollſtändig zum Abdruck 
gelangt ſind, hängen miteinander zuſammen. Das erſte betrifft 
die Papiermarkabſchlußbilanz 1923, das zweite die Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz einer rheiniſchen Altch. mit großem argen⸗ 
tiniſchem Grundbeſitz. Die aktienrechtlich ungewöhnlich intereſſanten 
Prozeſſe haben aus den verſchiedenſten Gründen in der Offentlich⸗ 
keit großes Aufſehen erregt. Nicht alle Fragen, die durch die Urt. 
angeregt werden, können an dieſer Stelle erörtert werden. Ins⸗ 
beſondere ſollen diejenigen Probleme beiſeite bleiben, die mit den 
Inflationsverhältniſſen zuſammenhängen. Nur eine Bemerkung 
drängt ſich in dieſer Hinſicht auf. Das erſte Urt. bemerkt — in 
übereinjlimmung mit Quaſſowski⸗Suſat, GoldbilVO., 2. Aufl. 
S 35 u. a. — daß die Jahresbilanz 1923 i. Verb. m. dem Ge⸗ 
ſchäftsbericht die notwendige Form ſei, in welcher die Verwaltung 
der GenVerſ. über das abgelaufene Geſchäftsjahr Rechenſchaft zu 
legen habe. Da nun aber die Papiermarbbilanz den inneren Wert 
der einzelnen Poſten nicht erkennen laſſe und die ausgeiviejenen 
Zahlen mithin eines vernünftigen Inhalts ermangelten, ſo folgert 
das RG., daß von der Verwaltung die bei der Jahresbilanz ſonſt 
übliche Stellungnahme zu den einzelnen Bilanzpoſten und eine 
Rechtfertigung der Bilanzergebniſſe im einzelnen nicht verlangt wer⸗ 
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neren Wert vereinigt find. Ein durch die Papiermark aus⸗ 
gewieſener Gewinn wird meiſtens keinen wirklichen Jahres⸗ 
gewinn, fondern nur einen durch die Geldentwertung hervor⸗ 
gerufenen Scheingewinn auf Koſten der Subſtanz des Ver⸗ 
mögens darſtellen. Trotzdem kann beim Fehlen einer entſpre⸗ 
chenden geſetzlichen Vorſchrift, welche die Aufſtellung ſolcher 
Bilanzen für unnötig erklärt, davon nicht abgeſehen werden, 
und zwar auch deshalb nicht, weil die Jahresbilanz im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Geſchäftsbericht zugleich die Form dar⸗ 
ſtellt, in der die Verwaltung dem oberſten Organe der Ait®., 
der Gen V., Rechenſchaft zu legen hat. Auf die Jahresbilanz 
für 1923, die zuläſſigerweiſe noch in Papiermark aufgeſtellt 
wird, finden die bisher geltenden Vorſchriften, insbeſ. für 
AktG. diejenige in §S 261 HGB. Anwendung, und es kann bei 
Verletzung dieſer Vorſchriften gegen die Beſchlüſſe auf Geneh⸗ 
migung der Bilanz Anfechtungsklage erhoben werden. Das 
BG. hat in mehrfacher Beziehung Verſtöße gegen die geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſe eines Geſchäftsberichtes und gegen die 
durch $ 314 Nr. 1 HGB. beſonders betonte Pflicht zur wahr⸗ 
heitsgemäßen Darſtellung der Verhältniſſe für gegeben er⸗ 
achtet. Zwar will es die Bemerkung nicht beanſtanden, daß 
der in der Bilanz ausgewieſene Reingewinn, ebenſo wie die 
übrigen Bilanzpoſten als Erzeugnis der Papiermarkbilanzie⸗ 
rung kein Bild des wirklichen Standes der Vermögensverhält⸗ 
niſſe und der Verdienſtkraft des Unternehmens gäben, da hier⸗ 
mit nur auf die durch den Währungsverfall und die Not⸗ 
wendigkeit der Aufſtellung der Bilanz in Papiermark geſchaf⸗ 
fene Verwirrung hingewieſen wird. Sondern es komme auf 
jeinen Inhalt im übrigen an; der Geſchäftsbericht müſſe voll⸗ 
ſtändig und wahrheitsgetreu ſein, um den Aktionären eine 
Beurteilung der Geſchäftsverhältniſſe auf Grund der Bilanz 
zu ermöglichen. Das OLG. will weiter in der Erklärung des 
Geſchäftsberichtes, daß die an die Kapitalserhöhung geknüpften 
Erwartungen zum großen Teile ſich nicht erfüllt hätten, nicht 
gerade eine poſitiv falſche Darſtellung erblicken. Es nimmt 
aber an, daß in dem Bericht über das Ergebnis der Kapital⸗ 
erhöhung die gewaltigen Einnahmen aus den von D. begebe⸗ 
nen Verwertungsaktien verſchwiegen ſeien, bei den Aktionären 
eine unrichtige Vorſtellung erweckt und der wirkliche Stand 
der Verhältniſſe bewußt verſchleiert ſei. Eine Verdunkelung 
und Unvollſtändigkeit ſoll nach der Auffaſſung des angefoch- 
tenen Urt. auch darin liegen, daß die Papiermarkbilanz nur 
ein Aktivvermögen von 107394 Billionen Mark ausweiſe, 
während über das ſehr viel höhere Ergebnis aus der Kapital⸗ 
erhöhung keine Aufklärung gegeben werde, und daß die Ver⸗ 
änderung in den Verhältniſſen der Tochtergeſellſchaft, der 
Companie de Terrenos, gar nicht erwähnt ſei. In beiden 
Fällen handele es ſich um Vorgänge, die für die Beurteilung 
des Vermögensſtandes der Geſellſchaft, für die Art der Füh⸗ 
rung der Geſchäfte Bedeutung hätten und in den Augen der 
Aktionäre nicht ohne Einfluß auf die Frage der Vertrauens- 
würdigkeit der Geſellſchaftsorgane bleiben konnten, deshalb un⸗ 
bedingt einer beſonderen Erwähnung in dem Geſchäftsbericht 
bedurft hätten. Mit Recht werden dieſe Ausführungen des an- 
gefochtenen Urt., ſoweit Unvollſtändigkeit des Geſchäftsberich⸗ 
tes und Verſchleierung der Verhaältniſſe der AktG. angenom⸗ 


den könne. Das iſt m. E. ein Fehlſchluß. Sind die Bilanzziffern 
wertlos, ſo iſt das gewiß kein Grund dafür, daß nun auch der 
Jahresbericht wertlos ſein müßte. Im Gegenteil ſcheint mir der 
Umſtand, daß das Zahlenwerk an ſich unverſtändlich iſt, gerade da⸗ 
für zu ſprechen, daß dasſelbe einer Erläuterung im Geſchüfts⸗ 
bericht bedarf. 

In der Hauptſache beſchäftigen ſich die Urt. mit zwei Gegen⸗ 
ſtänden von großer Tragweite, nämlich einmal mit den auf Unter⸗ 
bewertung beruhenden ſtillen Reſerven (J) und ſodann mit der Aus⸗ 
kunftspflicht des Vorſtandes der Muttergeſellſchaft über Verände⸗ 
rungen bei der Tochtergeſellſchaft (II). 

I. Die Satzung der bell. Geſellſchaft enthielt die Vorſchrift, 
daß die Aktionäre aus dem Reingewinn einen gewiſſen Prozent⸗ 
ſatz zu erhalten hätten, die Verteilung einer weiteren Dividende 
aber nur ſtattfinden ſolle, ſoweit die GenVerſ. nichts anderes be⸗ 
ſchließe. In einer derartigen Klauſel, wie ſie in den Statuten der 
Akt®. ſehr häufig vorkommt, findet das NG. nach dem Vorgang 
des Urt. v. 4. Jan. 1924: DH. 1924, 317 die Ermächtigung für 
die GenVerſ., ſtille Reſerven durch Unterbewertung zu bilden. Da- 
bei geht das RG. davon aus, daß willkürliche Unterbewertungen. 
an ſich grundſätzlich unzuläſſig ſeien, und daß bloße Zweckmäßig⸗ 
keitserwägungen, insbeſ. Rückſichten auf mögliche Verluſte oder 
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men wird, von der Rev. beanſtandet. Können auch die Unvoll⸗ 
kommenheit und Unüberſichtlichkeit, welche der Papiermark⸗ 
bilanz für das Jahr 1923 notwendig anhaften müſſen, nicht 
dazu führen, von der Aufſtellung einer ſolchen Bilanz ganz 
abzuſehen, ſo ſind dieſe Umſtände doch nicht ohne Bedeutung 
für die Frage, wie weit der Geſchäftsbericht im einzelnen auf 
die Verhältniſſe der Geſellſchaft eingehen muß und ob er ſich 
nicht zur Erläuterung der Bilanz auf den allgemeinen Hin⸗ 
weis auf jene Unvollkommenheiten beſchränken kann. Zutref⸗ 
fend hebt die Rev. hervor, daß der Geſchäftsbericht, deſſen 
Aufgabe die Erläuterung der Bilanzanſätze und die Recht⸗ 
fertigung des durch die Bilanz und die Gewinn- und Verluſt⸗ 
rechnung ausgewieſenen Verwaltungsergebniſſes iſt, der ge⸗ 
eigneten Grundlage entbehre, wenn die Zahlenausweiſe ſelbſt 
eines vernünftigen Inhalts ermangeln. Ermöglicht die Pa⸗ 
piermarkbilanz, weil ſie die Vermögensgegenſtände ohne Rück⸗ 
ſicht auf den zeitlichen Urſprung und den verſchiedenen Wert 
der Papiermark aufführt, alſo den inneren Wert der einzelnen 
Poſten nicht erkennen läßt, keine Überſicht über den wirklichen 
Stand der Verhältniſſe einer Akt., jo kann von der Ver⸗ 
waltung nicht verlangt werden, daß ſie trotzdem zu den ein⸗ 
zelnen Poſten der Bilanz Stellung nimmt und das Ergebnis 
der Bilanz im einzelnen zu rechtfertigen ſucht. Vielmehr wird 
ſie ſich auf das Notwendigſte beſchränken können und wird 
ein allgemeiner Hinweis auf die durch die Verhältniſſe hervor⸗ 
gerufenen Unvollkommenheiten meiſtens als genügend ange⸗ 
ſehen werden müſſen. Selbſtverſtändlich müſſen dabei Unwahr⸗ 
heiten vermieden werden und darf eine wiſſentliche Verſchleie⸗ 
rung der Verhältniſſe nicht ſtattfinden. Poſitive falſche An⸗ 
gaben ſind nach der Annahme des BG. in dem Geſchäftsbericht 
nicht enthalten, wohl aber hält es in mehrfacher Hinſicht eine 
bewußte Verſchleierung und Verdunkelung der Verhältniſſe 
der Bekl. für dargetan. Gegen dieſe Auffaſſung beſtehen durch⸗ 
greifende Bedenken. (Wird ausgeführt.) Dem BG. kann auch 
darin nicht beigetreten werden, daß die Veränderungen, die in 
den geſchäftlichen Verhältniſſen der argentiniſchen Tochter⸗ 
geſellſchaft, der Companie de Terrenos, Ende 1923 durch Ein⸗ 
bringung ihres Grundbeſitzes in eine neue Terraingeſellſchaft 
eingetreten waren, in dem Geſchäftsbericht hätten Erwähnung 
finden müſſen. Der Aktienbeſitz der Bekl. war unverändert 
geblieben. Nur von den Aktien der neuen Companie Immo- 
biliaria, welche die Companie de Terrenos für ihren Grund⸗ 
beſitz erhalten hatte, hat ſie einen Teil zur Deckung eingr 
Schuld an die Deutſch⸗Überſeeiſche Bank hingegeben. Eine 
Mitteilung dieſer Verhältniſſe wäre nur dann geboten ge⸗ 
weſen, wenn dadurch die Bewertung dieſer Beteiligungen in 
der Papiermarkbilanz eine andere geworden wäre. In die 
Papiermarkbilanz aber iſt der Poſten Beteiligungen über⸗ 
haupt nicht nach ſeinem wirklichen Wert am Bilanzſtichtag 
eingeſetzt worden, ſondern wie den Aktionären bekannt war, 
auf Grund des in Mark umgerechneten Anſchaffungswertes, 
der ſchon ſeit längeren Jahren mit ganz geringen Verände⸗ 
rungen in den früheren Bilanzen angegeben worden war. Daß 
dieſe Berechnung keine geſetzlichen Bewertungs vorſchriften ver⸗ 
letzt, hat das BG. zutreffend angenommen. Dann aber be⸗ 
durfte es für die Entſchließung der Aktionäre über dieſen 


künftige beſondere Aufwendungen nicht geeignet ſeien, die Annahme 
der Willkürlichkeit auszuſchließen (ogl. R G.: Holdheim 26, 166: 
JW. 1919, 313; RG. 116, 129 — JW. 1927, 1102). Die Bilanz 
iſt alſo grundſätzlich nur nach rein bilanztechniſchen, auf Wert⸗ 
ermittlung gerichteten Geſichtspunkten aufzuſtellen. Bekanntlich 
deckt ſich dieſer Standpunkt nicht mit demjenigen der gefchäft- 
lichen Praxis, die Unterbewertungen aus Zweckmäßigkeitsgründen 
zwecks Schaffung „ſtiller Reſerven“ geſtattet und die von Staub⸗ 
Pinner, Anm. 6 zu $ 261 und anderen verteidigt wird. Es 
iſt an dieſer Stelle nicht möglich, die über das Rechtsgebiet weit 
hinausgreifende grundſätzliche Frage nach der Berechtigung der 
Unterbewertungen, die von vorſichtigen Bewertungen wohl zu unter⸗ 
ſcheiden find, zu behandeln (Literatur bei Staub⸗Pinner a. a. O.; 
neuerdings i. S. der Bilanzwahrheit Lion, „Wahre Bilanzen“ 
1927]; Schmalenbach in der Ztſchr. f. handelswiſſenſchaftl. For⸗ 
ſchung 1927 Heſt 2; Quaſſowski⸗Suſat, GoldbilVO., 2. Aufl. 
S. 47 f., 63). Jedenfalls aber bietet eine Satzungsvorſchrift der an⸗ 
gegebenen Art keinen hinreichenden Anlaß, die Grundſätze, von 
denen das NG. ausgeht, aufzugeben. Der Zweck der ſtillen Re⸗ 
ſerven wird darin erblickt, „das Unternehmen für die Zukunft 
ſollde und widerſtandsfähig zu erhalten und gegen zu erwartende 
Gefahren zu ſtärken“ (RG. 116, 129). Wenn nun das Statut der 
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Bilanzpoſten keiner Darlegung der Verhältniſſe der Companie 
de Terrenos, die im übrigen durch jene Veränderung nach 
der Unterſtellung des Vorderrichters auch keine Verſchlechte⸗ 
rung erfahren haben. Auch hier erſahen die Aktionäre aus der 
niedrigen Papiermarkſumme von nur 4 Millionen und aus 
der höheren Bewertung in der Goldmarkeröffnungsbilanz mit 
1886 490 % ohne weiteres, daß es ſich um eine bewußte 
Unterbewertung dieſes Bilanzpoſtens handelte, der ſich aber 
innerhalb des Rahmens der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Vorſchriften hielt. Zur Erfüllung der Rechenſchaftspflicht, wie 
ſie den Mitgliedern der Verwaltung der Gen V. gegenüber ob⸗ 
lag, war eine Mitteilung dieſer geſchäftlichen Ereigniſſe bei der 
Tochtergeſellſchaft ebenfalls nicht unbedingt geboten. Es kamen 
ja nicht geſchäftliche Maßnahmen in Betracht, die der Vor⸗ 
ſtand der Bekl. in deren eigenen Betriebe vorgenommen hatte, 
ſondern es handelte ſich um das Geſchäftsgebahren der Organe 
der Companie de Terrenos, für das die Verwaltung der 
Bekl. trotz ihres Einfluſſes durch den Aktienbeſitz nicht ohne 
weiteres verantwortlich war. Rechtlich war die Companie de 
Terrenos, obwohl ihre Aktien ſämtlich im Beſitze der Bekl. 
waren, eine ſelbſtändige Perſönlichkeit mit eigenen Organen, 
deren Verantwortlichkeit bei der Rechnungslegung in der 
Gen V. der Bekl. nicht unmittelbar zu prüfen war. Deshalb 
kann der Mitteilung dieſer Veränderungen im Geſchäſtsleben 
der Tochtergeſellſchaft auch für die Frage der Entlaſtung der 
Mitglieder der Verwaltung durch die Gen V. keine Bedeutung 
beigemeſſen werden. Selbſt wenn aber auch mit Rückſicht auf 
die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Mutter⸗ und Toch⸗ 
tergeſellſchaft und den Einfluß, den die Bekl. durch ihren 
Aklienbeſitz auf das Geſchäftsgebahren der Tochtergeſellſchaft 
ausüben konnte, eine gewiſſe Verantwortlichkeit des Vor⸗ 
ſtandes und Auffichtsrates der Bekl. für jene Veräußerung 
des Grundbeſitzes der Companie de Terrenos durch Ein⸗ 
bringen in eine neue Terraingeſellſchaft angenommen wird, 
fo würde hier das Fehlen einer Aufklärung in dem Geſchäfts⸗ 
bericht die Anfechtung der Gen V.⸗Beſchlüſſe auf Genehmigung 
der Bilanz und Erteilung der Entlaſtung nicht begründen 
können. Denn tatſächlich iſt auf eine Anfrage des Kl. in der 
Gen V. den Aktionären der entſcheidende Umſtand, die Ein⸗ 
bringung des Grundbeſitzes der Companie de Terrenos in 
die Companie Immobiliaria gegen Hergabe von Aktien, mit⸗ 
geteilt worden, wie in dem Rev.⸗Urt. in der gleichzeitig ver⸗ 
handelten Prozeßſache der Parteien (II 104/26) näher aus⸗ 
geführt wurde. Damit hatte jedenfalls die Verwaltung ihrer 
Pflicht zur Rechnungslegung über die wichtigen Vorfälle 
des verfloſſenen Geſchäftsjahres inſoweit genügt. Einzelheiten 
jener geſchäftlichen Maßnahmen brauchte ſie nur anzugeben, 
wenn dies von der Gen V. verlangt wurde; insbeſ. war eine 
Mitteilung, daß ein Teil der neuen Aktien zur Deckung einer 
Schuld der Tochtergeſellſchaft an die Deutjch-Überfeeifche Bank 
verwendet worden war, nicht ohne weiteres geboten. Eine 
Unvollſtändigkeit oder Verſchleierung des Geſchäftsberichts 


GenVerſ. die Verteilung des Reingewinns überläßt und dadurch die 
Geſellſchaft davor ſchützt, den Reingewinn verteilen zu muüſſen, fo 
kann die Geſellſchaft in der Form der offenen Reſerven ſo viel 
Kapital anhäufen, wie die Mehrheit der GenVerſ. will, und ſich 
damit für die Zukunft ſtärken. Es iſt alſo unzutreffend, daß die 
Einſetzung der richtigen Werte zu einer ſchädlichen Gewinn⸗ 
ausſchüttung hätte führen müſſen. Die Unterbewertungen haben 
aber die weitere Wirkung, daß ſie den Aktionären die Unterlage 
für die Bewertung ihres Auteils und für die Beurteilung der 
wirklichen Geſchäftsergebniſſe ſowohl für das abgelaufene Geſchäfts⸗ 
jahr wie für die Folgezeit entziehen. Die ſe Seite der ſtillen Re⸗ 
ſerven wird vom RG. auch ſonſt nicht gewürdigt (RG. 105, 45; 116, 
133 JW. 1927, 1474). Geht vollends die Beſtimmung der Satzung 
dahin, daß aus dem Gewinn zunächſt die Aktionäre einen be⸗ 
ſtimmten Prozentſatz als Dividende erhalten ſollen, ſo kommt noch 
ein weiteres Moment hinzu. Solche Vorſchriften enthalten zugleich 
eine Zuſage an die Aktionäre. Sie ſchaffen einen Ausgleich zwiſchen 
den Dividendenintereſſen der Aktionäre und den Theſaurierungs⸗ 
intereſſen der Geſellſchaft, von denen weder die einen noch die an⸗ 
dern allein den Ausſchlag geben dürfen. Werden jetzt hinterher 
Unterbewertungen zugelaſſen, ſo wird die in der Satzung liegende 
Zuſage an die Aktionäre offenbar auf einem Umwege beſeitigt, falls 
die in der Satzung angegebenen Dividendenprozente nicht erreicht 
werden. 

Legt man aber die Satzung ſelbſt jo aus, wie das NG. will, 
fo iſt doch mindeſtens zu verlangen, daß die Gen Verſ. die Bildung 
der ſtillen Reſerven bewußt gewollt habe. Eine dement⸗ 
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hinſichtlich der Verhältniſſe der Geſellſchaft kann jedenfalls 
dann nicht mehr die Anfechtung des Beſchluſſes über die Ge⸗ 
nehmigung der Bilanz und die Entlaſtung der Verwaltung 
begründen, wenn die Aktionäre in der Gen V. über den be⸗ 
treffenden Punkt vor der Beſchlußfaſſung aufgeklärt werden. 
Hiernach verſagen die klägeriſchen Anfechtungsgründe, ſo⸗ 
weit ſie auf Verletzung der aktienrechtlichen Vorſchriften der 
88 260, 314 Nr. 1 HGB. hinſichtlich des Geſchäftsberichts 
geſtützt ſind. Die Bemängelungen der Bilanz ſelbſt betreffen 
die gleichen Poſten, hinſichtlich deren der Kl. eine Unvoll⸗ 
ſtändigkeit oder Verſchleierung in dem Geſchäftsbericht geltend 
gemacht hat. Der Kl. ſtützt ſeine Anfechtung darauf, daß die 
Bewertung der Poſten „Beteiligungen“ und „Wertpapiere“ 
offenbar unrichtig und ganz willkürlich erfolgt ſei. In beiden 
Fällen handele es ſich, wie die Anſätze in der Goldmarkeröff⸗ 
nungsbilanz zeigten, um Vermögensbeſtandteile, die einen 
ſehr erheblichen Wert darſtellten; in der Jahresbilanz ſeien 
ſie nur mit 4 Millionen und 58 Billionen Papiermark, alſo 
weit unter ihrem tatſächlichen Wert angeſetzt. Das Vor⸗ 
bringen des Kl. läuft alſo darauf hinaus, daß durch dieſe 
willkürliche Unterbewertungen unzuläſſige ſtille Reſerven ge⸗ 
ſchaffen und dadurch die Gewinnanſprüche des Kl. beeinträch⸗ 
tigt ſeien. Das BG. hat zutreffend die Unterbewertung der 
Beteiligungen für zuläſſig erachtet, weil in der Vorſchrift 
des § 23 Nr. 7 der Satzung, wonach eine Verteilung weiterer 
Dividende nur inſoweit ſtattfinden ſoll, als die Gen V. nicht 
etwas anderes beſchließt, eine Geſtattung zur Bildung ſtiller 
Reſerven zu finden ift; das ſteht in Einklang mit der Rſpr. 
dieſes Senats (vgl. RG. v. 4. Jan. 1924: Dig. 1924, 
317). Dagegen wird in der Unterbewertung der Wertpapiere 
nicht nur ein Verſtoß gegen den § 40 HGB., ſondern 
auch eine ſittenwidrige Schädigung der Aktionäre in ihrem 
Rechte auf Gewinnanteil erblickt. Weshalb das OLG. in 
dieſem Falle nicht ebenfalls die Unterbewertung für zu⸗ 
läſſig erachtet, weil durch das Statut eine derartige Bildung 
von ſtillen Reſerven geſtattet iſt, läßt ſich nicht erkennen. 
Es bedarf aber, ſoweit die bloße Anfechtung des Bilanzgeneh⸗ 
migungsbeſchluſſes in Frage kommt, eines ſachlichen Ein⸗ 
gehens auf die Richtigkeit der Erwägungen des angefochtenen 
Urt. überhaupt nicht. Denn der Geltendmachung dieſer An⸗ 
fechtungsgründe ſteht ſchon die Vorſchrift des § 271 Abſ. 3 
HGB. entgegen, wonach eine Anfechtung, die darauf gegründet 
wird, daß durch den Beſchluß Abſchreibungen oder Rücklagen 
über das nach dem Geſ. oder nach dem Geſellſchaftsvertrage 
zuläſſige Maß hinaus angeordnet ſeien, nur zuläſſig iſt, 
wenn die Anteile des Aktionärs oder der Aktionäre, welche 
die Anfechtungsklage erheben, den zwanzigſten Teil des 
Grundkapitals erreichen. Dieſe Vorſchrift findet auch auf 
eine willkürliche Minderbewertung durch Schaffung von ſtillen 
Reſerven Anwendung (RG. 105, 40/44). Das Aktienkapital 


der Bekl. beträgt 26 Millionen; beide Kl. beſaßen zuſammen 


nur 686 000 % Aktien, jo daß der 20. Teil des Grundkapi⸗ 


ſprechende Feſtſtellung hatte das Urt. DJZ. 1924, 317 ausdrücklich 
getroffen. Bei dieſer Auffaſſung werden — mit gutem Grunde — 
z. B. die 1⸗Mark⸗Konten günſtiger geſtellt als die Fälle, in denen 
die GenVerſ. von den ſtillen Reſerven nichts erfährt. Das oben 
unter Nr. 3 abgedruckte Urt. trifft dagegen bezüglich des bewußten 
Willens der GenVerſ. keine Feſtſtellung. Doch it wohl nicht an⸗ 
zunehmen, daß in dieſer Hinſicht von dem früheren Urt. abgewichen 
werden ſollte. i 

Die vorſtehenden Erwägungen find zugleich von Bedeutung für 
die Anwendung des § 271 III 2 HGB., den das Urt. im Anſchluß 
an RG. 105, 44 auch auf die durch willkürliche Unterbewertung 
gebildeten ſtillen Reſerven bezieht. Man muß nämlich dem ein⸗ 
zelnen Aktionär die Anfechtung ohne Rückſicht auf die Höhe ſeines 
Aktienbeſitzes da geſtatten, wo die Unterbewertung nicht lediglich 
geſetzliche oder ſtatutariſche Vorſchriften über das Maß der „Ab⸗ 
ſchreibungen“ und „Rücklagen“ (§ 271 III 2 HGB.), ſondern noch 
andere Beſtimmungen des Geſetzes oder der Satzung verletzt. Das 
trifft eben da zu, wo den Alktionären in der Satzung ein be⸗ 
ſtimmter Prozentſatz des Gewinns als Dividende zugeſagt iſt, und 
dieſe Zuſage infolge der Unterbewertung unerfüllt bleibt. (Das 
gleiche gilt z. B., wenn infolge der Unterbewertung die Auf⸗ 
füllung des geſetzlichen Reſervefonds gem. $ 262 Ziff. 1 HGB. nicht 
oder in unzureichendem Maße erfolgt.) Zweitens aber iſt auch hier 
zu fordern, daß die Tatſache der „Abſchreibung“ oder der „Rück⸗ 
lage“ zur Kenntnis der GenVerſ. kommt, denn andernfalls kann 
nicht angenommen werden, daß der Beſchluß der GerVerſ. die 
Abſchreibung oder die Rücklage „anordne“. Schließlich iſt über⸗ 
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tals nicht erreicht ift. Die Klage war, ſoweit fie die Unter⸗ 
bewertung dieſer beiden Bilanzpoſten geltend macht, als 
bloße Anfechtungsklage ohne weiteres unſtatthaft. Aber 
der Kl. hatte die Gen V.⸗Beſchlüſſe auch als nichtig wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten angegriffen, und das BG. 
iſt ihm dann inſoweit gefolgt, als die Unterbewertung des 
Poſtens Wertpapiere in Betracht kommt; hierin ſoll zugleich 
eine gegen die guten Sitten verſtoßende Schädigung der Ak⸗ 
tionäre in ihrem Rechte auf Gewinnanteil liegen. Eine 
nähere Begründung für dieſe Auffaſſung wird im angefoch⸗ 
tenen Urt. nicht gegeben. Tatſächlich aber fehlt es, wie die 
Rev. zutreffend ausführt, an den Vorausſetzungen für eine 
Sittenwidrigkeit des Bilanzgenehmigungsbeſchluſſes. Ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten kann nicht ohne weiteres darin 
gefunden werden, daß durch die erhebliche willkürliche Unter⸗ 
bewertung die Aktionäre in ihren Rechten auf die Dividende 
geſchädigt werden. Eine Sittenwidrigkeit liegt noch nicht 
darin, daß die Mehrheit der Aktionäre ihre Stimmenmacht 
dazu benutzt, um Beſchlüſſe zu faſſen, die der Minderheit nach⸗ 
teilig ſind. Vielmehr muß hinzukommen, daß dies geſchieht, 
um ſich ſelbſt beſondere Vorteile auf Koſten der Minderheit 
und ohne Rückſicht auf das Wohl der Geſellſchaft zu ver⸗ 
ſchaffen (RG. 108, 411); 112, 142); 113, 188/1935). Da⸗ 
von kann hier keine Rede ſein. Die Mehrheit machte von 
dem ſatzungsgemäßen Rechte der Minderbewertung von Ver⸗ 
mögensgegenſtänden zur Bildung von ſtillen Reſerven Ge⸗ 
brauch. Die Wirkung dieſer Maßnahme traf alle Aktionäre 
gleichmäßig, kam ihnen aber auch allen wieder zugute bei 
der Umſtellung des Aktienkapitals auf Goldmark. Das Vor⸗ 
gehen der Verwaltung, dem ſich die Mehrheit durch ihre Be⸗ 
ſchlußfaſſung angeſchloſſen hat, war aber auch abgeſehen da⸗ 
von, ob es den für die Aufſtellung der Papiermark⸗Jahres⸗ 
bilanz maßgebenden Bewertungsgrundſätzen entſprach, auch 
innerlich gerechtfertigt. Wären, wie das der Kl. wünſcht, die 
Beteiligungen und die Wertpapiere zum vollen Werte in die 
Papiermarkbilanz eingeſetzt, obwohl nach den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften auf der Paſſivſeite die Aktien nur zu dem niedrigen 
Papiermark⸗Nennbetrag aufgeführt werden konnten, fo würde 
das zu einer mit den Grundſätzen des Aktienrechts in Wider⸗ 
ſpruch ſtehenden Gewinnverteilung auf Koſten der Subſtanz 
des Vermögens geführt haben. Das konnte nur dadurch ver⸗ 
hindert werden, daß alte Bilanzwerte ebenfalls zu den frü⸗ 
heren Papiermarkanſchaffungspreiſen in die Bilanz eingeſetzt 
wurden und Hinfichtlich der Wertpapiere durch Unterbewer⸗ 
tung die ſatzungsgemäß geſtattete Bildung von ſtillen Re⸗ 
ſerven ſtattfand. Ob hinſichtlich des Ergebniſſes der Kapital⸗ 
erhöhung eine richtige Bilanzierung dazu hätte führen müſſen, 
den Mehrerlös aus der Verwertung der Vorratsaktien gem. 
8 262 Nr. 2 HGB. dem geſetzlichen Reſervefonds zuzuwen⸗ 
den — eine im Schrifttum beſtrittene Frage —, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden, da dann die Bilanz hinſichtlich 
des Gewinnergebniſſes noch ungünſtiger ausgefallen wäre, 


haupt der Meinung entgegenzutreten, als ſei $ 273 III 2 auf alle 
Fälle der ſtillen Reſerven zu beziehen. Die durch die Reichstags⸗ 
kommiſſion von 1897 in das Geſetz hineingebrachte Vorſchrift ſollte 
nach dem Kommiſſionsbericht S. 94 (Hahns Materialien 6, 613) 
es unmöglich machen, „vernünftige weitere Abſchreibungen vor der 
Dividende zu verhindern“, ſie ſollte ein Schutz gegen „Schikaneure“ 
ſein. Damit iſt keineswegs jede Unterbewertung und noch weniger 
jede Weglaſſung (RG. 105, 45) unter den Schutz des § 271 III 2 
Sch (vgl. auch Roſendorff, Die ftillen Reſerven der AktG., 


II. Während man in bezug auf die rechtliche Behandlung 
der ſtillen Reſerven ſehr wohl verſchiedener Meinung fein haun, 
fordert die Stellungnahme des NG. zu der Auskunftspflicht der 
Verwaltung, auch abgeſehen von dem bereits oben S. 2987 be⸗ 
kämpften Argument, entſchiedenen Widerſpruch heraus. Die Frage 
nämlich, ob die bekl. Muttergeſellſchaft die aus dem Urteilstext 
erſichtliche Veränderung in den Verhältniſſen der argentiniſchen 
Tochtergeſellſchaft der GenVerſ. mitteilen mußte, wird in dem Urt. 
Nr. 3 für den Jahresbericht verneint, weil die Tochter⸗ 
geſellſchaft, deren ſämtliche Aktien ſich im Beſitz der 
Mutktergeſellſchaft befanden und das wichtigſte Ver⸗ 
mögensſtück der letzteren darſtellten, „eine ſelbſtändige 
Perſönlichkeit mit eigenen Organen ſei“, für deren Handlungen der 
Vorſtand der Muttergeſellſchaft „nicht ohne weiteres verantwortlich 
gemacht werden könne“. Dieſer in ſeiner allgemeinen Formu⸗ 


1) JW. 1924, 679. 2) JW. 1926, 543. 3) IM. 1926, 1813. 
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als bei der jetzt genehmigten Bilanzierung. Hiernach war der 
Beſchl. über die Genehmigung der Jahresbilanz für 1923 
weder anfechtbar noch nichtig. 

(U. v. 17. Dez. 1926; 105/26 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


4 § 13 A bſ. 1 Gold Bil V O.; § 314 H G B. In 
der Goldmarkeröffnungsbilanz der Mutter- 
geſellſchaft eines Konzerns mußte über weſent⸗ 
liche Veränderungen in den Verhältniſſen der 
Tochtergeſellſchaft berichtet werden: Die An⸗ 
fechtbarkeit des auf einem unvollſtändigen Be⸗ 
richt beruhenden Bilanzgenehmigungsbeſchluſ⸗ 
ſes entfällt jedoch, wenn die Generalverſamm⸗ 
lung ſich bei der Auskunft der Verwaltung be⸗ 
ruhigt. J) 

Das BG. hat die Beſchl. über die Genehmigung der 
Goldmarkeröffnungsbilanz (GMEB.) und die Umſtellung des 
Aktienkapitals auf Goldmark, ſowie die damit zuſammenhän⸗ 
genden Beſchl. zu Nr. 8 und 9 der Tagesordnung für un⸗ 
gültig erklärt, weil der Prüfungsbericht zur GMEB. und zur 
Umſtellung inſofern nicht den Anforderungen des § 13 Abſ. 1 
Gold BilVO. entſpreche und gegen den 8 314 HGB. verſtoße, 
als hinſichtlich der Beteiligungen nur geſagt ſei, ſie beſtünden 
in der Hauptſache in dem Beſitz der Bekl. an Anteilen der 
Compania General de Obras Publicas und der Compania 
de Terrenos en Avellaneda in Buenos-Aires, deren Be⸗ 
wertung vorſichtig erfolgt ſei derart, daß für etwaige Ver⸗ 
luſte aus Sen Schwankungen der Währung Vorkehr getroffen 
ſei. Dabei ſei verſchwiegen, daß in den Verhältniſſen der 
Compania de Terrenos, deren ſämtliche Aktien die Bekl. be⸗ 
ſitze, Ende des Jahres 1923 erhebliche Veränderungen ein⸗ 
getreten ſeien, da dieſe Geſellſchaft ihren ganzen Grundbeſitz 
in eine neugegründete Akt., die Compania Immobiliaria, 
eingebracht und dafür einen Teil der Aktien der neuen Ge⸗ 
ſellſchaft erhalten habe. Dieſe Umſtände ſeien von weſentlicher 
Bedeutung für die Bewertung der Aktien der Compania de 
Terrenos und hätten deshalb im Prüfungsbericht näher dar⸗ 
gelegt werden müſſen. Hinſichtlich der Bewertung der Konten 
„Torfbetrieb“ und „Travewerk“ hält dagegen das angefoch⸗ 
tene Urt. die Angaben des Prüfungsberichtes, daß die Be⸗ 
triebsanlage, die Vorräte und die halbfertigen Arbeiten dieſer 
Betriebe innerhalb des Rahmens der Anſchaffungs⸗ bzw. 
Herſtellungspreiſe abzüglich angemeſſener Abſchreibungen 
unter Berückſichtigung der Betriebsverhältniſſe vorſichtig be⸗ 
wertet worden ſeien, für ausreichend. Ebenſo hat es den 
Angriffen den Erfolg verſagt, daß in der GMEB. Verſtöße 
gegen die geſetzlichen Bewertungsvorſchriften inſofern ent⸗ 


halten ſeien, als der Torfbetrieb und das Travewerk, ſowie 


die ausländiſchen Beteiligungen willkürlich unterbewertet 
ſeien. Bei der Bewertung der Vermögensgegenſtände müſſen 
nach der Meinung des BG. auch im Rahmen der GMB. 
ein gewiſſes freies Ermeſſen in der kaufmänniſchen Würdigung 


lierung theoretiſch unangreifbare Satz iſt hier ganz unangebracht, 
und die daraus vom RG. gezogene Folgerung völlig unhaltbar. 
Denn es iſt allerdings „ohne weiteres“ ſelbſtverſtändlich, daß der 
Vorſtand einer Tochlergeſellſchaft bei einer Verfügung über 
das geſamte Vermögen ſeiner Geſellſchaft, welches 
wirtſchaftlich vollſtändig der Muttergeſellſchaft 
gehört und ihren wichtigſten Beſitz darſtellt, nicht 
anders als im Einvernehmen mit dem Vorſtand der Muttergeſell⸗ 
ſchaft handeln kann, und daß die Zuſtimmung und Mitwirkung 
der letzteren, geſchäftlich betrachtet, wirtſchaftlich ſelbſt dann aus⸗ 
ſchlaggebend iſt, wenn ſie beim Abſchluß des Rechtsgeſchäfts äußer⸗ 
lich nicht hervorgetreten ſein ſollte. Es kann deshalb nicht die Rede 
davon ſein, daß bei ſolcher Sachlage der Vorſtand ſich unter Be⸗ 
rufung auf die formale Selbſtändigkeit der Tochtergeſellſchaft der 
Berichterſtattung entziehen durfte. Das hat nichts mit der viel be⸗ 
fehdeten „Einheitlichkeitstheorie“ zu tun, die ſelbſtverſtändlich un⸗ 
richtig, aber auch von keiner Seite jemals vertreten worden iſt 
(ogl. neuerdings auch Friedländer, Konzernrecht, 43). 

Das unerfreuliche Ergebnis des Urt. Nr. 3 wird nur wenig 
dadurch gemildert, daß das Urt. Nr. 4 in der Verſchweigung 
der bei der Tochtergeſellſchaft vorgekommenen Veranderungen eine 
Verletzung der durch § 13 Abſ. 1 Satz 2 GoldbilV O. angeordneten 
Berichterſtattungspflicht findet. Denn prahtiſch weitaus wichtiger 
iſt natürlich die reichsgerichtliche Beurteilung des notwendigen 
Inhalts der jährlichen Berichterſtattung. Das OLG. hatte ſogar 
eine Verletzung des 8 314 Ziff. 1 HGB. angenommen. Das RG. 
will dies nicht gelten laſſen. Man kann in der Tat zugeben, 
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der Gejchäjlsverhältniffe obwalten; es ſei nicht erſichtlich, 
daß die Gen V. bei ihren Schätzungen das Maß vernünftiger 
wirtſchaftlicher Erwägung überſchritten und Vermögensgegen⸗ 
ſtände zwecks Bildung von Reſerven abſichtlich und willkür⸗ 
lich unter ihrem Werte in die Bilanz eingeſtellt habe. Soweit 
die Rev. demgegenüber geltend zu machen ſucht, die Angaben 
des Prüfungsberichts hätten auch hinſichtlich der ausländi⸗ 
ſchen Beteiligungen den Anforderungen des § 13 Gold Bil VO. 
entſprochen, kann ihr nicht beigetreten werden. Der ſchriftliche 
Prüfungsbericht des Vorſtandes und Aufſichtsrates, wie ihn 
§ 13 Gold BilVO. zur Vorbereitung der Beſchl. der Gen V. 
über Genehmigung der GMEB. und der Umſtellung vor⸗ 
ſchreibt, ſoll dazu dienen, den Aktionären die Möglichkeit zu 
geben, ſich über die Angemeſſenheit der Anſätze in der Bilanz 
und die verſchlagene Art der Umſtellung ein Urt. zu bilden. 
Er muß geeignet ſein, den Aktionären eine genügende Grund⸗ 
lage für Erhebung von Einwendungen oder für die Billigung 
der Vorſchläge der Verwaltung zu geben. Da die allgemeinen 
zwingenden Vorſchriften, wie ſie ſonſt bei AktG. für die Be⸗ 
wertung der in § 261 Nr. 1—3 HGB. bezeichneten. Gegen⸗ 
ſtände maßgebend find, für die GMEB. außer Wirkſamkeit ge⸗ 
ſetzt ſind, war zur Orientierung der Aktionäre eine Darlegung 
derjenigen weſentlichen Umſtände erforderlich, welche für die 
Bewertung der im $ 261 Nr. 1—3 HGB. bezeichneten Ver⸗ 
mögensbeftaydteile maßgebend waren. Der Rev. iſt zuzugeben, 
daß dieſe Vorſchrift dem Ermeſſen der Verwaltung über den 
Umfang der zu machenden Mitteilungen einen gewiſſen Spiel⸗ 
raum läßt, und daß jedenfalls ein Eingehen auf alle Einzel⸗ 
heiten der Bewertung der einzelnen Vermögensgegenſtände 
nicht verlangt werden kann. Mindeſtens aber iſt, wie auch die 
Rev. nicht verkennt, eine Mitteilung der bei der Bewertung 
für die Verwaltung leitend geweſenen Grundſätze und Geſichts⸗ 
punkte zu erfordern. Von dieſem zutreffenden Standpunkte geht 
auch das BG. aus und hat deshalb den Prüfungsbericht in 
ſeinen Angaben bezüglich des Torfbetriebes und Travewerkes 
für ausreichend gehalten. Mit Recht aber hat es die allgemeine 
Wendung des Geſchäftsberichtes hinſichtlich der ausländiſchen 
Beteiligungen, daß die Bewertung mit Rückſicht auf mögliche 
Verluſte aus Valutaſchwankungen vorſichtig geſchätzt ſei, als 
nicht genügend angeſehen. Sie läßt nicht erkennen, welche Um⸗ 
ſtände ſonſt für die Wertberechnung der Beteiligungen maß⸗ 
gebend geweſen ſind. Soweit es ſich um die Bewertung von 
Beteiligungen an fremden ausländiſchen Unternehmungen han⸗ 
delt, bei denen ein Kurswert nicht in Frage kommt, wird es 
ſich nicht vermeiden laſſen, in dem Berichte mindeſtens all⸗ 
gemein auf die Verhältniſſe dieſes Unternehmens, feine Aus⸗ 
ſichten einzugehen; wichtige Veränderungen in den geſchäft⸗ 
lichen Grundlagen des Unternehmens dürfen dabei nicht ver⸗ 


daß die Verwendung allgemeiner inhaltloſer Wendungen in den 
Berichten derart zur Gewohnheit geworden iſt, daß die Ver⸗ 
waltungen ſich nichts Böſes dabei denken. Der Standpunkt, den 
man hierbei einnimmt, geht etwa hervor aus dem bekannten Auf⸗ 
ſatz von Solmſſen, „Die Probleme des Aktienrechts“, S. 21 ff., wo 
es heißt, daß der Aktionär ſich durch den Kauf einer Aktie „doch nicht 
die Fähigkeit aneigne, in den Gen Verſ. der betr. Unternehmungen zur 
Sache zu reden und die Verwaltungen kritiſieren zu können“. Bei 
ſolcher Auffaſſung erſcheinen natürlich genauere Mitteilungen an die 
Aktionäre als überflüſſig und ſogar als ſchädlich. Aber es kommt auf 
dieſen Punkt nicht weiter an. Entſcheidend iſt, daß das RG. die An⸗ 
fechtung verſagt, weil die Verwaltung auf Anfrage des Kl. in der 
GenVerſ. die in dem Prüfungsbericht noch fehlende Erklärung ab⸗ 
gegeben habe, der argentiniſche Terrainbeſitz ſei mit dem gleich 
großen Beſitz des Nachbarn in eine neue Geſellſchaft eingebracht 
worden, um eine beſſere und einheitlichere Verkaufsmöglichkeit des 
Terrains zu erzielen. Damit habe ſich die GenVerſ. begnügt, ohne 
die Mitteilung von Einzelheiten zu verlangen. Die Geſetzesver⸗ 
letzung ſei deshalb auf die Beſchlußfaſſung der GenVerſ. ohne Ein⸗ 
fluß geblieben. Dieſe Ausführungen erſcheinen ſchon deshalb be⸗ 
denklich, weil ſich in Wirklichkeit nicht überſehen läßt, welche 
Folgen die ordnungsmäßige Aufnahme der Mitteilungen in den 
Prüfungsbericht gehabt haben würde, der während der in den 
88 260 II, 263 II HGB. beſtimmten Zeiten zur Einſicht der Aktionäre 
auszulegen und ihnen auf Verlangen abſchriftlich zu übermitteln 
war (Ouaſſowski⸗Suſat a. a. O. 169 und dort Zitierte; a. M. 
Breit, Gold BilVO., Anm. 13 zu 813) und tatſächlich wohl all⸗ 
gemein vorher bekanntgegeben worden iſt. Die Erwähnung eines 
auffallenden Umſtandes im Prüfungsbericht hätte ſehr wohl zur 
Folge gehabt haben können, daß die GenVerſ. ſtärher beſucht 
wurde. Das genügt aber, um den Ausſchluß der Anfechtungsklage 
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ſchwiegen werden. Hier hatte die Compania de Terrenos, eine 
Grundſtücksſpekulationsgeſellſchaft, deren ſämtliche Aktien im 
Beſitze der Bekl. waren, ihren ganzen Grundbeſitz durch Ein⸗ 
bringung in eine neue Grundſtücksverwertungsgeſellſchaft 
gegen Gewährung von Aktien dieſer Geſellſchaft veräußert. 
Mit Recht hat das BG. angenommen, daß dieſe Veränderung 
in der Grundlage der Tochtergeſellſchaft ein weſentlicher Um⸗ 
ſtand war, der für die Bewertung der Aktien dieſer Tochter⸗ 
geſellſchaft von erheblicher Bedeutung ſein konnte. Da die 
Aktionäre der Bekl. ohne eine entſprechende Aufklärung auf 
Grund der früheren Bilanzen und Geſchäftsberichte der Mei⸗ 
nung ſein mußten, daß die Verhältniſſe der Tochtergeſellſchaft 
noch dieſelben waren, daß ihr nämlich noch der ganze Grund⸗ 
beſitz gehörte, der ihr Aktivvermögen darſtellte, ſo mußte die 
Verwaltung in dem Prüfungsberichte die Aktionäre davon 
unterrichten, wenn hierin durch Einbringung des Grundbeſitzes 
in eine neue AktG. eine weſentliche Veränderung eingetreten 
war. Damit erledigen ſich auch die Einwendungen der Rev., 
daß es lediglich auf die Verhältniſſe, wie ſie am Bilanzſtich⸗ 
tage beſtanden, ankam und daß eine Darlegung der hiſtori⸗ 
chen Entwicklung wegen der Art der GMEB. als einer „Zu⸗ 
ſtandsbilanz“ nicht erforderlich war. Jede Bilanz gibt den 
Zuſtand des betreffenden Vermögens in dem für ihre Auf⸗ 
ſtellung maßgebenden Zeitpunkte wieder. Der Unterſchied der 
GMEB. und einer gewöhnlichen Jahresbilanz beſteht in der 
Verſchiedenheit des Zweckes, dem ſie dienen ſollen. Die Jahres⸗ 
bilanzen ſind reine Gewinnermittlungsbilanzen und bezwecken 
Feſtſtellung des Jahresgewinnes; die GM EB. iſt eine Er⸗ 
öffnungsbilanz; es ſoll in erſter Linie das vorhandene Rein⸗ 
vermögen ermittelt werden, um den gegenwärtigen Wert des 
Grundkapitals in Goldmark zu beſtimmen. Um die Ange⸗ 
meſſenheit der in der Bilanz vorgeſchlagenen Wertbeſtim⸗ 
mungen beurteilen zu können, müſſen die Aktionäre über 
erhebliche Veränderungen in den Geſchäftsgrundlagen von 
Tochtergeſellſchaften unterrichtet werden. Mit Unrecht meint 
auch die Rev., daß im Prüfungsbericht nur diejenigen Ge⸗ 
ſichtspunkte mitzuteilen ſeien, welche für die Verwaltung 
im konkreten Falle maßgebend war. Darzulegen ſind viel- 
mehr alle Umſtände, die objektiv nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung für Beurteilung der Angemeſſenheit der Bewertung 
weſentlich waren. — Hiernach hat das BG. mit Recht an⸗ 
genommen, daß der Prüfungsbericht der Verwaltung hinſicht⸗ 
lich des Kontos „Beteiligungen“ nicht den Anforderungen 
des § 13 Abſ. 1 Satz 2 Gold Bil O. entſprach. Bedenken aber 
beſtehen dagegen, wenn im angefochtenen Urt. von einer 
„bewußten Verdunkelung“ ſeitens der Organe der Geſell⸗ 
ſchaft hinſichtlich der für die Bewertung der Beteiligungen 
weſentlichen Umſtände geſprochen und inſoweit auch ein Ver⸗ 


als unbegründet erſcheinen zu laſſen, denn nach feſtſtehender Ripr. 
hängt die Zulaſſung der Klage nicht von einem „poſitiven Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen Verſtoß und Abſchluß ab“, ſondern ſie wird 
nur dann verweigert, wenn „klar zutage liegt, daß der Verſtoß 
die Beſchlußfaſſung nicht beeinfluſſen konnte“ (vgl. z. B. RG. 90, 
208 — JW. 1917, 716; NG. 110, 198 JW. 1925, 1277 und 
ſonſt). 

Noch weniger iſt der Hinweis ſtichhaltig, daß die Kl. ſelbſt 
nicht die Einſetzung einer Reviſionskommiſſion beantragt hätten. 
Weder ſteht feſt, daß die Kl. die Aktien ſchon ſechs Monate be⸗ 
ſeſſen hatten, noch konnte das NG. wiſſen, ob es nicht vielleicht 
den Kl. wirtſchaftlich unerwünſcht war, ihre Aktien zu hinterlegen 
(8 13 II, III Gold Bil O. i. Verb. m. § 266 1112 HGB.) und damit 
z. B. einer Beleihung zu entziehen. Überhaupt muß es dem eigenen 
Ermeſſen des Aktionärs überlaſſen bleiben, ob er einen Antrag auf 
Einſetzung einer Reviſionskommiſſion ſtellen will. Zieht er es vor, 
ſich auf die Anfechtungsklage zu bejhränken, fo iſt dies fein gutes 
Recht, und es iſt ein völlig unannehmbares Ergebnis, die An⸗ 
fechtungsklage deshalb zurückzuweiſen, weil der Aktionär den An⸗ 
trag auf Einſetzung der Reviſionskommiſſion nicht geſtellt habe. 

Vor allem aber werden die Vorgänge in der GenVerſ. von 
dem RG. unzutreffend gewürdigt. Der Vorſitzende des Aufſichtsrats 
hatte dem reichsgerichtlühen Urt. zufolge auch bei feiner Erklärung 
in der GenVerſ. verſchwiegen, daß ein Teil der Aktien der D. Ue.⸗ 
Bank zur Tilgung von Forderungen übertragen war, die ihr gegen 
die urſprüngliche Tochtergeſellſchaft und deren argentiniſchen Nach⸗ 
baren zuſtanden. Die D. Ule.⸗Bank aber war eine Tochtergeſellſchaft 
derjenigen Bank, zu deſſen Vorſtand der Vorſitzende des Aufſichts⸗ 
rats gehörte. Gerade die damit gegebene Inkereſſenkolliſion war 
ein Anlaß zu größerer Offenheit. Das iſt aber nicht die Meinung 
des NG. Dieſes findet vielmehr, daß ſozuſagen nicht die Ver⸗ 
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ſtoß gegen § 314 Nr. 1 HGB. für gegeben erachtet wird. Be⸗ 
gründet wird dies vom BG. lediglich damit, daß der Vor⸗ 
ſitzende des Aufſichtsrates genauere Auskünfte über die Grün⸗ 
dung der Compania Immobiliaria nur in einer vertraulichen 
Sonderbeſprechung mit den Kl. während einer Unterbrechung 
der Gen V. erteilt habe mit dem Hinzufügen, er wolle dieſe 
Dinge in der Gen V. ſelbſt nicht eingehend erörtern, weil die 
Preſſe nichts davon erfahren dürfe. Abgeſehen davon, daß 
ſich aus dieſem Verhalten nicht notwendig eine bewußte 
Verſchleierung der Verhältniſſe der Geſellſchaft herleiten läßt, 
iſt vom BG. nicht beachtet, daß, wie die Bekl. behauptet 
hatte und von den Kl. im weſentlichen zugeſtanden war, die 
Verwaltung auf die Anfrage des Kl. G. auch in der Gen V. 
ſelbſt erklärt hatte, der argentiniſche Terrainbeſitz ſei mit 
dem gleich großen Beſitz des Nachbarn in eine neue Terrain⸗ 
geſellſchaft eingebracht, um eine beſſere und einheitliche Ver⸗ 
kaufsmöglichkeit dieſes Terrains zu erzielen. Einzelheiten dieſer 
geſchäftlichen Maßnahmen der Tochtergeſellſchaft ſind den 
Kl. dann allerdings erſt in einer beſonderen vertraulichen 
Beſprechung mitgeteilt und nach klägeriſcher Behauptung auch 
dann noch nicht vollſtändig. Aber die weſentliche Veränderung 
in den Verhältniſſen der Compania de Terrenos, daß die 
Tochtergeſellſchaft nicht mehr Eigentümerin des Grundbeſitzes 
war, deſſen Verwertung ihr Zweck war, ſondern ihn gegen. 
entſprechende Beteiligung in eine neue Grundſtücksgeſellſchaft 
eingebracht hatte, iſt in der Gen V. den erſchienenen Aktionären 
bekanntgegeben. Dieſer Umſtand aber iſt auch von maßgeben⸗ 
der Bedeutung für die Frage, ob die in den Mängeln des 
Prüfungsberichtes liegende Geſetzesverletzung die angefoch⸗ 
tenen Beſchlußfaſſungen der Gen V. beeinflußt habe. Aller⸗ 
dings braucht bei Klagen auf Anfechtung von Gen V. Beſchl. 
gem. 8 271 HGB. der Kl. nicht nachzuweiſen, daß der Beſchl. 
auf einem bei der Vorbereitung der Gen V. vorgekommenen 
Verſtoße beruhte; aber die Anfechtung verſagt dann, wenn 
klar zutage liegt, daß der Verſtoß die Beſchlußfaſſung nicht 
beeinflußt hat. Der AktG. iſt alſo der Beweis der Einfluß⸗ 
loſigkeit der Geſetzesverletzung zuzulaſſen (RG. 90, 206/08); 
108, 322/262); 110, 194/98 )). Das verkennt auch die Vor⸗ 
inſtanz an ſich nicht, ſagt aber zur Begründung ihres ab» 
lehnenden Standpunktes nur, die Bekl. habe nicht dargetan 
und es ſei aus der Sachlage auch nicht erſichtlich, daß der 
Verſtoß die Beſchlußfaſſung nicht beeinfluſſen konnte; die 
Möglichkeit eines Einfluſſes der vorgekommenen Verſtöße ſei 
nicht von der Hand zu weiſen. Dabei aber iſt das BG. der 
gegebenen Sachlage nicht gerecht geworden und hat namentlich 
dem oben hervorgehobenen Geſichtspunkte, daß in der Gen. 
vor der Beſchlußfaſſung die Mängel des Prüfungsberichtes in 
dem entſcheidenden Punkte — Veräußerung der Grundſtücke 


waltung, ſondern die GenVerſ. hätte reden müſſen; dieſe aber 
„habe nicht nach Einzelheiten gefragt“. Schon dieſe Ausführung 
iſt zu beanſtanden. Die Erklärung der Verwaltung über Bildung 
und Zweck der neuen argentiniſchen Geſellſchaft war jo unver⸗ 
fänglich, daß kein Anlaß zu weiteren Fragen gegeben war. Niemand 
konnte insbeſ. darauf kommen, daß die D. Ue.⸗Bank an der 
Transaktion in ſehr erheblicher Weiſe beteiligt war. Nun iſt aber 
obendrein von dem Kl., einem Anwalt, in einer Zuſchrift an die 
Frankf Ztg. v. 17. Juli 1927 Nr. 523 darauf hingewieſen worden, 
daß das Grundkapital der neuen argentiniſchen Geſellſchaft in 
ſieben Klaſſen eingetragen geweſen ſei, von denen jede für Kapital 
und Zinſen (nach argentiniſchem Recht anſcheinend zuläffig) den 
Vorrang vor der folgenden halte; der D. Ue.⸗Bank ſei aber die 
geſamte erſte Klaſſe und ein Teil der zweiten Klaſſe 
für ihre Forderung überlaffen worden; auch dies habe 
man der GenVerſ. nicht geſagt. In einer anonymen Erwiderung 
an die Frankf. Ztg. v. 27. Juli 1927 Nr. 551 iſt die Richtigkeit 
dieſes Sachverhalts zwar nicht beſtritten, aber geltend gemacht wor⸗ 
den, daß er nicht zur Kenntnis der Gerichte, insbeſ. des RG., ge- 
langt ſei. Darauf hat der Kl. in der Frankf. Ztg. v. 6. Aug. 1927 
Nr. 577 repliziert, daß die Behauptung ſowohl in den vom OL. 
in Bezug genommenen Schriftſägen ſtehe, wie auch dem NG. mündlich 
vorgetragen ſei. Von erſterem hat ſich der Unterzeichnete durch Ein⸗ 
ſicht der Schriftſätze überzeugt. 

Die außerordentliche Tragweite der Behauptung des Kl. liegt 
auf der Hand. Denn danach hakte die D. Ue.⸗Bank den beſten 
Teil der Aktien erhalten, um ihren „eingefrorenen“ Kredit flüſſig 
machen zu können. Der bel. Geſellſchaft waren nur die natur⸗ 
gemäß ſchwer verwertbaren Nachrangsaktien verblieben. Die An⸗ 
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der Tochtergeſellſchaft durch Einbringung in eine neue Ge⸗ 
ſellſchaft gegen Hergabe von Aktien — durch weitere Auf⸗ 
klärung berichtigt worden ſind, keine genügende Beachtung ge⸗ 
ſchenkt. Die Gen V. hat ſich, nachdem ſie durch die Anfrage des 
Kl. G. auf die Mängel des Prüfungsberichtes hingewieſen 
worden war, mit der von der Verwaltung gegebenen allge⸗ 
meinen Aufklärung über die Veränderung der Verhältniſſe der 
Tochtergeſellſchaft begnügt, ohne die Mitteilung der Einzel⸗ 
heiten dieſer geſchäftlichen Maßnahmen zu verlangen und 
ohne die Nachprüfung durch Reviſoren zu beſchließen. Auch 
die Kl. haben, obwohl ſie vertraulich weitere Aufklärung er⸗ 
halten hatten, daraus keine Veranlaſſung genommen, die 
Nachprüfung durch Reviſoren zu beantragen, die fie bei Ab⸗ 
lehnung durch die Gen V. auf Grund ihres Aktienbeſitzes 
auf dem in 8 13 Abſ. 2 Gold BilVO. zugelaſſenen Wege 
hätten erzwingen können. Hiernach erſcheint es ausgeſchloſſen, 
daß die Abſtimmung der Aktionäre noch auf den Mängeln des 
Prüfungsberichtes beruhte; maßgebend konnten für die Ent⸗ 
ſchließungen der Abſtimmenden allein die ergänzenden Mit⸗ 
teilungen in der Gen V. fein. Tatſächlich haben ja auch nicht 
die Bewertungen der Bilanz und die Umſtellung nach den 
Vorſchlägen der Verwaltung unverändert die Billigung der 
Gen V. gefunden, ſondern es haben ſowohl bei dem Konto 
„Beteiligungen“ wie bei den anderen angefochtenen Anſätzen 
der Bilanz infolge der Einwendungen des Kl. G. erhebliche 
Erhöhungen von 50% und mehr ſtattgefunden, und iſt der 
Goldmarkbetrag der Aktien von 100 auf 150 % heraufgeſetzt 
worden. Das BG. hat auch ſelbſt nicht angenommen, daß es 
bei dem Konto „Beteiligungen“ zu einer böswillig falſchen 
oder auch nur willkürlichen Minderbewertung gekommen ſei. 
Es geht dabei von zutreffenden rechtlichen Erwägungen aus, 
indem es nach Außerkraftſetzung der zwingenden Bewertungs⸗ 
vorſchriften in 8 261 Nr. 1—3 HGB. durch den § 4 Gold⸗ 
Bil VO. jetzt nach § 3 Gold Bil VO. die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten des 8 4 HGB. für anwendbar erachtet, wonach die Ver⸗ 
mögensgegenſtände nach ihrem wahren Werte an dem Bilanz⸗ 
ſtichtage einzuſetzen find. Bei der Schätzung aber ſei der Gen . 
ein gewiſſes freies Ermeſſen in der Berückſichtigung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe des Unternehmens einzuräumen. Die 
Feſtſetzung der Bilanzwerte innerhalb des Rahmens kauf⸗ 
männiſcher Würdigung der Geſchäftslage ſei Sache der Gen V. 
und der einzelne Aktionär könne mit der bloßen Behauptung, 
daß zu niedrig geſchätzt ſei, nicht gehört werden. Vielmehr 
könne eine Unterbewertung nur dann mit der Anfechtungs⸗ 
klage angegriffen werden, wenn ſie eine böswillige oder will⸗ 
kürliche, offenbar nach kaufmänniſchen Grundſätzen irrtümliche 
ſei. Dieſe Auffaſſung des angefochtenen Urt. ſteht mit der 
Rſpr. des RG. in Einklang (vgl. RG. 72, 33/38 4); 94, 2135) 


gabe der Verwaltung, das Geſchäft ſei zwecks erleichterter Ver⸗ 
wertung des Grundbeſitzes vorgenommen worden, war daher von 


einer bedenklichen Unvollſtändigkeit. Aber ſelbſt wenn man 
dies alles nicht zugeben will, ſo war doch die Frage zum 
allermindeſten wichtig genug, um geprüft zu werden. Das 


RG. ſagt indeſſen kein Wort über die ſieben Klaſſen und die 
Art ihrer Vergebung. Es bemerkt nur, daß der GenVerſ. nichts 
über das Abkommen mit der D. Ue.⸗Bank mitgeteilt worden ſei. 
Und doch würde der Gejanteindruk des Urt. ſchon dann ein 
weſentlich anderer ſein, wenn die maßgebenden Tatſachen auch nur 
vollſtandig in dem Urt. erörtert worden wären. Manche Umſtände 
ſprechen dafür, daß die Übergehung der klägeriſchen Behauptung 
auf Verſehen beruht. Möglich wäre freilich auch, daß die Wendung 
des Urt., die GenVerſ. habe nicht die Mitteilung von „Einzel⸗ 
heiten“ verlangt und ſich daher mit der gegebenen Aufklärung 
begnügt, auch auf die Klaſſeneinteilung und die Trausaltion 
mit der D. Ue.-Bank bezogen werden ſoll. Aber das waren doch 
keine „Einzelheiten“, ſondern es handelte ſich um den Kern der 
Angelegenheit. Ich ſehe keine Möglichkeit einer befriedigenden Er⸗ 
klärung des Urt. In jedem Falle iſt das Ergebnis für die Aktionäre 
ſehr ungünſtig. Die Fragepflicht, die das RG. zu Laſten der Aktio⸗ 
näre bei geſetzwidriger Berichterſtattung ſchafft, läuft in der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Falle praktiſch auf den Ausſchluß der An⸗ 
fechtung hinaus. Denn der Aktionär kann nicht ins Blaue hinein 
fragen; und wenn er es verſuchte, jo würde die GenVerſ., die mit 
den zur Verfügung ſtehenden Stimmen der Verwaltung auch berech⸗ 
tigte Fragen zurückweiſen kann und oft genug zurückgewieſen hat, 
die Zulaſſung der Fragen mit vollem Recht ablehnen. Eine Ein⸗ 
ſtellung, die zu ſolchen Ergebniſſen führt, entſpricht nicht dem Geiſte 
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und dort angeführte weitere Entſcheidungen). Von dieſem 
rechtlichen Standpunkte aus gelangte das OLG. in Würdigung 
des Parteivorbringens zu dem Ergebnis, es ſei nicht erſicht⸗ 
lich, daß die Gen V. bei Bewertung der betreffenden Ver⸗ 
mögensgegenſtände das Maß vernünftiger wirtſchaftlicher Er⸗ 
wägungen überſchritten und zwecks Bildung von Reſerven 
Vermögensgegenſtände abſichtlich oder willkürlich unter ihrem 
Wert in die Bilanz eingeſtellt habe. Da nach der Würdigung 
des BG. Anhaltspunkte für eine Schaffung von Reſerven 
nicht gegeben ſind, ſo bedarf es hier keines Eingehens auf die 
beſtrittene Frage, ob und wieweit auch im Rahmen der 
GMB. eine bewußte Unterbewertung zur Schaffung von 
ſtillen Reſerven zuläſſig iſt. 

(U. v. 17. Dez. 1926; 104/26 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


5. 88 257, 263, 179 Abſ. 3, 241 Nr. 4, 420 A b ſ. 3, 
314 Nr. 2 HGB. 

1. Der Aktionär hat Anſpruch auf beſondere 
Mitteilung der Tagesordnung einer Gen Verſ. 

2. Die Übertragung nicht volleingegahlter 
Inhaberaktien iſt unzuläſſig. Die Abgabe von 
ungültigen Stimmen auf ſolche Aktien führt 
keine abſolute Nichtigkeit der mit ihnen ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe herbei. Die Prüfung der Er⸗ 
heblichkeit ſolcher Stimmabgaben für die ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe iſt deshalb zuläſſig. 

3. Das gleiche gilt von Verſtößen gegen 
§ 263 HG B.] 7) 

(U. v. 29. März 1927; 247/26 II. — Berlin.) 
Abgedr. ZW. 1927, 1679. 


[Kit.] 


unſerer Aktiengeſetzgebung, fie iſt aber m. E auch mit einer ſoliden 
kaufmänniſchen Auffaſſung nicht verträglich. 
Prof. Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Das RG. hält ſich m. E. 
mit Recht in den Bahnen, die auf eine Einſchränkung der Nichtig⸗ 
keit zugunſten bloßer Anfechtbarkeit hinauslaufen (vgl. dazu auch 
meine Bem. in 338. 1926, 286,7). 

Bedenken könnten ſich allenfalls in folgenden Punkten ergeben: 

1. Wenn das RG. es i. S. des § 257 HGB. für genügend er⸗ 
achtet, daß die neben der öffentlichen Bekanntmachung erforderliche 
beſondere Mitteilung an den Aktionär unverzüglich nach Vor⸗ 
nahme der öffentlichen Bekanntmachung abzuſenden ſei, ſo iſt das 
nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung nicht zu beanſtanden. Man 
mindert freilich die praktiſche Bedeutung dieſes Schutzmittels herab, 
wenn bei dieſem Verfahren jene beſondere Benachrichtigung ſo ſpät 
eingeht, daß die zwei Wochen, die, zuzüglich einer etwaigen Hinter⸗ 
legungsfriſt, bis zum Tage der Generalverſammlung für den Aktio⸗ 
när als Informations- und UÜberlegungsfriſt freibleiben ſollen, in 
Wahrheit nicht mehr zur Verfügung ſtehen. Vorliegend hatte der Kl., 
wie aus dem Tatbeſtand hervorgeht, die beſondere Mitteilung am 
8. Juni 1925 erhalten. Da die Generalverſammlung am 24. ſtatt⸗ 
finden ſollte, ſo hatte er alles in allem noch 16 Tage Zeit. Ob 
man in anderen Fällen, in denen unter beſonderen Verhältniſſen die 
Mitteilung dem Aktionär erſt ſehr viel ſpäter zugeht und die Ver⸗ 
waltung der Akt®. nach Lage der Sache damit rechnen mußte, daß 
infolgedeſſen der Aktionär auch die etwa vorgeſchriebene beſondere 
Hinterlegungsfriſt nicht werde einhalten können, anders zu ent⸗ 
ſcheiden Hätte, kann hier dahingeſtellt bleiben. Vorliegend kommt noch 
hinzu, daß der Aktionär als früherer Großaktionär und jetziger 
Opponent, ſowie außerdem in ſeiner Eigenſchaft als Bankier allem 
Anſcheine nach keinerlei Schwierigkeiten gehabt hat, die Anmeldung 
rechtzeitig vorzunehmen. Man wird deshalb daraus, daß er die 
vollen zwei Wochen, einſchließlich der Hinterlegungsfriſt, zwecks Vorbe⸗ 
reitung feiner Teilnahme nicht zur Verfügung gehabt hat, um fo 
weniger einen Verſtoß gegen den 8 257 HGB. herleiten dürfen. 

2. Bedenklicher Könnte ſchon fein, daß auch die Verletzung 
der Strafvorſchriften der 88 314 IT und 318 HG. die Beſchlüſſe nicht 
unheilbar nichtig machen ſolle. Indes wird man auch hier dem RG. 
zuſtimmen müffen. Denn die Strafverfolgung kaun und muß ja auch 
dann ihren Weg gehen, wenn der Aktionär nur ein Anfechtungsrecht 
hat, gleichviel, ob er mit dieſem Anfechtungsrecht aus formalen 
Gründen durchdringt oder nicht. Und wenn weiterhin der Aufechtungs⸗ 
klage deshalb nicht ſtattgegeben worden iſt, weil ſie ohne Einfluß 
auf das Abſtimmungsergebnis geblieben ſei, ſo hat das RG. damit 
ſicherlich im vorliegenden Falle richtig entſchieden. Im übrigen 
dürften die Grundſätze, die das RG. in dieſer Beziehung u. a. im 
Urt. v. 13. Febr. 1925 (RG. 106, 194 ff., insbeſ. 198) entwickelt 
hat, auch ſonſt eine brauchbare Löſung dieſer zweifellos ſchwierigen 
Frage darſtellen. 

3. Daß endlich der Verſtoß gegen § 263 1 HGB. nur ein An⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Geſellſchaft mbH. und Genoſſenſchaft. 


6. 82 GmbHG. Die Vereinbarung mehrerer 
Geſellſchafter einer GmbH. unter ſich, unter 
gewiſſen Bedingungen das Kapital zu erhöhen, 
iſt wirkſam und formfrei, jedoch iſt 5894 3 PO. 
für die Stimmabgabe nicht anwendbar.] 


Der Kl. und die Bekl. zu 1—3 ſind die Geſellſchafter der 
durch notariellen Geſellſchaftsvertrag v. 7. Aug. 1922 mit 
einem Stammkapital von 500 000 PM. errichteten Gmb. 
„Geſenkſchmiederei, Preß⸗ und Hammerwerk, Ferd. W. Söhne“. 
Von den 500000 PM. entfielen auf den Kl. und den Bekl. 
zu 1 je 200 000 PM., auf die Bekl. zu 2 und 3 je 50 000 PM. 
als Geſchäftsanteile. Durch Beſchl. der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung v. 26. Mai 1924 wurden das Stammkapital auf 125 000 
Goldmark und die Geſchäftsanteile des Kl. und des Bekl. zu 1 
auf je 50000 GM., diejenigen der Bekl. zu 2 und 3 auf je. 
12500 GM. umgeſtellt. Neben dem Geſellſchaftsvertrag vom 
7. Aug. 1922 trafen die Geſellſchafter ein privatſchriftliches 
Abkommen dahin, daß „zur Gleichſtellung der Familie W. 
gegenüber der Partei des Herrn H. im Falle deſſen Ver⸗ 
heiratung das Stammkapital der Geſellſchaft um denjenigen 
Betrag erhöht werden ſolle, den Frau W. (die jetzige Bekl. 
zu 2) und Fräulein W. (Bekl. zu 3) beſaßen und der dann der 
Ehefrau des Herrn H. gegen entſprechende Verrechnung zu⸗ 
falle.“ Unſtreitig hat der Kl. vor Klagerhebung, die im 
Februar 1926 erfolgte, geheiratet. Der Kl. verlangt nunmehr 
Verurteilung der Bekl. zu 1—3 zur Einwilligung, daß das 
Stammkapital der Geſellſchaft um 25000 GM. erhöht werde, 
und daß unter entſprechender Abänderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrags dieſe 25000 GM. als neuer Geſchäftsanteil für die 


fechtungsrecht gibt, iſt ſicherlich zutreffend und ebenſo, daß das 
Anfechtungsrecht vorliegend entfiel, weil auch dieſe Geſetzesverletzung 
ohne Einfluß auf die Abſtimmung geweſen iſt. Genau ſo ſteht es 
mit der verſpäteten Hergabe der richtigen Unterlagen, zumal der 
Fehler nicht derart war, daß der betreffende Aktionär dadurch irgend⸗ 
155 in der Wahrnehmung ſeiner Intereſſen beinträchtigt werden 
gonnte. 

4. Im ganzen iſt natürlich nicht zu leugnen, daß bei der 
vom R. befolgten, m. E. zu billigenden Beurteilung der fraglichen 
Verſtöße der wirkliche Klein aktionär in Wahrheit kaum mehr 
eine Möglichkeit hat, mit Anfechtungsklagen durchzudringen. Dieſe 
Folge ergibt ſich aber letzten Endes aus dem oben erwähnten, in 
der Rſpr. entwickelten Grundſatz, daß die vollkommene Einfluß⸗ 
loſigkeit des die Anfechtung begründenden Verſtoßes auf das Abſtim⸗ 
mung3ergebnig die Abweiſung der Anfechtungsklage nach ſich ziehe. 
Daran hat freilich der Geſetzgeber, als er den 8 271 HGB. ſchuf, und 
jedem Aktionär, der auch nur über eine einzige Aktie verfügt, die 
Anfechtungsmöglichkeit gewährte, in der Tat wohl nicht gedacht. 
Wer aber die Verhältniſſe, wie ſie ſich im Aktienweſen entwickelt 
haben, vorurteilslos betrachtet, und wer erwägt, daß der 8271 
HGB. andererſeits doch auch keinesfalls den Zweck haben ſollte, 
wirtſchaftlich oder ſonſtwie enttäuſchten Aktionären, Querköpfen 
oder gar Erpreſſern eine bequeme Handhabe zu bieten, auf Koſten 
und zum Schaden des geſamten Unternehmens Prozeſſe zu führen 
oder anzudrohen, die letzten Endes die Beſtimmung der Geſchäfts⸗ 
politik durch die Mehrheit doch nicht hindern können, der wird 
ſich der Einſicht nicht verſchließen können, daß das RG. mit den 
auch in der vorl. Entſch. zum Ausdruck gebrachten Rechtsanſchau⸗ 
ungen auf dem richtigen Wege iſt. Der einzige Erfolg ſolcher An⸗ 
ſechtungsklagen wäre in Fällen wie den hier in Frage ſtehenden 
ia doch nur, daß die Beſchlüſſe in genau der gleichen Weiſe wieder⸗ 
holt würden. Würde man es alſo zulaſſen, daß ſie im Wege der 
Anfechtungsklage für nichtig erklärt werden, ſo wäre damit in 
Wahrheit dem Aktionär nicht geholfen, das Unternehmen als ſolches 
aber geſchädigt worden. Es iſt gewiß nicht ſehr erfreulich, daß wir 
den wirklichen Kleinaktionären mit Hilfe der aktienrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen, ſo wie ſie heute ſind und inſoweit vielleicht auch bei 
einer Reviſion des Aktienrechts kaum in allſeitig befriedigender 
Weiſe verbeſſert werden könnten, tatſächlich nicht zu helfen ver⸗ 
mögen. Wir dürfen darüber aber auch niemals vergeſſen, daß jene 
Schutzbeſtimmungen praktiſch eben gar zu leicht zu einer Waffe in 
der Hand von größeren Minderheitsgruppen werden, denen es gar 
nicht darum zu tun ift, Geſetzes⸗ oder Satzungsverletzungen zu ver⸗ 
hindern, die vielmehr auf dieſem Wege lediglich ihre wirtſchaftliche 
Einflußnahme auf den Geſellſchaftsbetrieb durchſetzen wollen. Wenn 
die Rſpr. mit der Annahme, daß die Ungültigtzeit einer Stimm⸗ 
abgabe ohne Einfluß auf den Beſchluß geweſen ſei, recht vorſichtig 
iſt, fo ſehe ich in der Beibehaltung dieſes Grund atzes keine Gefahr, 
ſondern halte ihn für eine durchaus i. S. des Aktienweſens liegende 
Ergänzung des poſitiven Geſetzes. 

Prof. Dr. Friedrich Klauſing, Frankfurt a. M. 
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Ehefrau des Kl. eingetragen werden. Die Vorinſtanzen wie⸗ 
ſen die Klage ab, die Rev. hatte Erfolg. Der Inhalt des 
ſtreitigen privatſchriftlichen Abkommens gewährt keinen An⸗ 
haltspunkt für die vom BG. angedeutete Möglichkeit, daß die 
Vertragsparteien damit in ihrer Eigenſchaft als Geſellſchafter 
der GmbH. einen auf Erhöhung des Stammkapitals gerich⸗ 
teten, in ſeiner Wirkſamkeit durch die künftige Verheiratung 
des jetzigen Kl. bedingten Beſchluß hätten faſſen wollen. Ein 
derartiger Geſellſchafterbeſchluß wäre ja auch, wie das BG. 
ſelbſt nicht verkennt, wegen Fehlens der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung (8 52 GmbH.) unwirkſam geweſen. 
Durch das Abkommen ſollte vielmehr nur eine Verpflichtung 
der Geſellſchafter unter ſich begründet werden, nach der — 
inzwiſchen unſtreitig erfolgten — Verheiratung des H. die 
Kapitalerhöhung ſowie die Zuteilung des neuen Geſchäfts⸗ 
anteils an die Ehefrau H. herbeizuführen und zur Eintragung 
der beſchloſſenen Erhöhung ins Handelsregiſter mitzuwirken. 
Inwiefern es ſich hierbei um einen (wegen Mangels der in 
§ 2 Abſ. 1 GmbHÖ. vorgeſchriebenen gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Form unwirkſamen) Vorvertrag „mit der Verpflichtung 
zur Abänderung des Geſellſchaftsvertrags“ ſollte haben han⸗ 
deln können, iſt nicht erſichtlich. Der Vorderrichter läßt, wenn 
er von ſolcher Möglichkeit ſpricht, außer acht, daß für die An⸗ 
nahme eines Vorvertrags nur da Raum iſt, wo auch die ſpä⸗ 
tere endgültige Regelung durch Vertrag erfolgt; eine Er⸗ 
höhung des Stammkapitals kann aber nach 88 53,55 GmbHG. 
nur durch Beſchluß der Geſellſchafter herbeigeführt werden. 
Das angefochtene Urteil führt dann weiter aus: die nach der 
Behauptung des Kl. in dem Abkommen enthaltene Ver⸗ 
pflichtung der drei Bekl. zur Einwilligung in die Kapital⸗ 
erhöhung könnte überdies nur im Wege der Abſtimmung bei 
der Beſchlußfaſſung der Geſellſchafter erfüllt werden, es ſei 
jedoch mit RG. 112, 273 (279) davon auszugehen, daß ein 
ſolcher Zwang, der unmittelbar in die Willensbildung der 
Geſellſchafterverſammlung der GmbH. eingriffe, unzuläſſig ſei, 
ſo daß auch aus dieſem Grunde nicht nach dem Hauptantrage 
erkannt werden könne. Dieſe Auffaſſung ſteht mit dem, was 
der erk. Sen. in der bezeichneten Entſcheidung ausgeſprochen 
hat, nicht im Einklang. Richtig iſt, daß die in dem Abkommen 
niedergelegte Verpflichtung der Geſellſchafter und ſomit auch 
der drei Bekl., auf die Herbeiführung der dort erwähnten Er⸗ 
höhung des Stammkapitals hinzuwirken, eine Bindung auch 
dahin bedeutet, daß die Bekl. in der Geſellſchafterverſammlung 
für die Erhöhung ſtimmen ſollten; denn nur durch einen in 
dieſem Sinne ergehenden Geſellſchafterbeſchluß war die Kapital⸗ 
erhöhung zu erreichen. Aber eine Verpflichtung zur Stimm⸗ 
abgabe in beſtimmter Richtung wird in jener Entſcheidung 
keineswegs für unzuläſſig oder für nicht bindend erklärt. Der 
Senat hat ſich dort nur gegen die Möglichkeit einer Ver⸗ 
urteilung zur Stimmabgabe in einer gewiſſen Richtung und 
dagegen ausgeſprochen, daß die Vollſtreckung eines ſolchen 
Urteils nach 8 894 ZPO. ſolle erfolgen können, die in der 
Abſtimmung etwa liegende Willenserklärung alſo mit der 
Rechtskraft des Urteils als abgegeben gelte. Lediglich in dieſem 
Zuſammenhang wurde betont: es gehe nicht an, durch äußeren 
Zwang in die Willensbildung des Körperſchaftsorgans, der 
Geſellſchafterverſammlung, einzugreifen. Wie ferne dem RG. 
der Gedanke lag, eine vertragliche Bindung zur Abftimmung 
in beſtimmtem Sinne als ſolche für unſtatthaft oder für un⸗ 
wirkſam zu erklären, ergibt ſich daraus, daß in derſelben Ent⸗ 
ſcheidung (RG. 112, 280 1)) eine derartige Vereinbarung als ge 
eignet bezeichnet wird, die Grundlage für die Geltendmachung 
von Schadenserſatzanſprüchen wegen Nichterfüllung abzugeben. 
Eine ſolche unter den Geſellſchaftern getroffene Abrede vermag 
aber das Verhältnis des Verpflichteten zur Geſellſchaft nicht 
zu beeinfluſſen. Dieſer gegenüber tritt keine Gebundenheit 
ein. Der Verpflichtete kann alſo nach wie vor in der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung abſtimmen, wie es ihm beliebt; nur dem 
Vertragsgegner können aus der Abweichung von der Abrede 
Anſprüche (auf Schadenserſatz) gegen ihn erwachſen. Mit die⸗ 
ſer Maßgabe wird denn auch im Schrifttum die vertragliche 
Bindung zur Stimmabgabe in gewiſſer Richtung für zuläſſig 
und wirkſam gehalten; vgl. Brodmann, Gmb. Anm. 3 
Abſ. 1 zu 8 47; Liebmann- Sänger, GmbHG®., 7. Aufl., 
Ann. 11 Abs. 4 zu 8 47; Liebmann: HRZ. 68, 287. Einen 
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abweichenden Standpunkt vertritt Hachenburg, Gmbh. 
Anm. 44 zu 845. Dort wird ausgeführt: Die Abrede, wo⸗ 
durch ſich ein Geſellſchafter zur Abſtimmung in gewiſſer Rich⸗ 
tung verpflichte, gewähre dem Berechtigten nicht bloß eine 
Schadenserſatzklage, ſondern einen erzwingbaren Anſpruch auf 
Abgabe der Stimme in dem vereinbarten Sinne als eine Wil⸗ 
lenserklärung. Der Umſtand, daß der Zweck der Abſtimmung 
die Bildung eines Geſamtwillens ſei, ſchließe die Anwendung 
des § 894 ZPO. nicht aus. Das rechtskräftige Urteil ſtehe 
der Erklärung gleich und werde bei der nunmehr erfolgenden 
Abſtimmung gleich der Stimmabgabe behandelt. Der erk. 
Sen. vermag dieſen Erwägungen nicht beizutreten, hält viel⸗ 
mehr an der in RG. 112, 273 niedergelegten Auffaſſung feſt, 
welche die Möglichkeit einer Verurteilung zur Stimmabgabe 
in einer beſtimmten Richtung und ebenſo die Möglichkeit der 
Vollſtreckung eines ſolchen Urt. nach 8894 ZPO. ablehnt. Der 
in Bd. 112 a. a. O. ausgeſprochene Satz: es gehe nicht an, durch 
äußeren Zwang in die Willensbildung des Körperſchaftsorgans 
(der Geſellſchafterverſammlung) einzugreifen, beruht auf dem 
Gedanken, daß 8 53 GmbH., wenn er zur Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrags einen Beſchl. der Geſellſchafter verlangt, 
für dieſen Beſchluß Freiheit der Entſchließung der abſtimmen⸗ 
den Geſellſchafter vorausſetzt. Auf dieſe Entſchließungsfreiheit 
muß aber deshalb beſonderer Wert gelegt werden, weil ge⸗ 
rade die Geſellſchafterverſammlung Gelegenheit bietet und 
von den Geſellſchaftern dazu benutzt werden ſoll, die Gründe, 
die für und gegen die vorgeſchlagene Anderung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages ſprechen, zuſammenfaſſend und abſchließend zu 
erörtern und ſich eine möglichſt ſichere Grundlage für die Ab⸗ 
ſtimmung zu verſchaffen. Inwieweit trotzdem bei einer Ab⸗ 
ſtimmung andere als rein ſachliche Erwägungen und Einflüſſe 
mitſpielen, iſt natürlich im einzelnen Falle nicht nachprüfbar. 
Aber jedenfalls werden, wenn den Geſellſchaftern für die 
Stimmabgabe in der Verſammlung grundſätzlich volle Frei⸗ 
heit gewährt wird, das Ergebnis der Abſtimmung mitzu⸗ 
beſtimmen geeignete Einflüſſe, die außerhalb der ſachlichen 
Beurteilung des Gegenſtands des Beſchluſſes liegen, eher fern⸗ 
gehalten werden können, als wenn man eine Verurteilung zur 
Abſtimmung in dieſer oder jener Richtung und die von 
Hachenburg vertretene Anwendung des § 894 ARD, zu⸗ 
läßt. Wegen der Bedenken, die ſelbſt dann übrig blieben, 
wenn man dem einzelnen Geſellſchafter gegenüber die Er⸗ 
zwingung einer beſtimmten Abſtimmung im Wege des 8 894 
30. geſtatten wollte, kann auf die Ausführung in RG. 112, 
279 ff. 2) verwieſen werden. Endlich kann auch nicht davon die 
Rede ſein, daß eine Vereinbarung wie die der jetzigen Klage 
zugrunde liegende nach $ 3 Abſ. 2 GmbHG. deshalb unwirk⸗ 
ſam wäre, weil ſie nicht in den Geſellſchaftsvertrag auf⸗ 
genommen wurde. Denn nach Wortlaut und offenbarem 
Sinn des ſtreitigen Abkommens ſollten den Geſellſchaftern 
darin keine Verpflichtungen gegenüber der Geſellſchaft auf⸗ 
erlegt, es ſollte vielmehr nur eine vertragliche Bindung der 
Geſellſchafter untereinander wegen einer künftigen Kapital⸗ 
erhöhung geſchaffen werden. Eine ſolche Abrede bedarf aber 
keiner Aufnahme in die Satzung. Die Begründung, womit der 
BR. den Hauptantrag abgewieſen hat, ſchlägt demnach nicht 
durch. Wegen der Unzuläſſigkeit einer Verurteilung zur 
Stimmabgabe in beſtimmter Richtung wird aber der Kl. zur 
Vermeidung von Zweifeln zu veranlaſſen ſein, ſeinem Haupt⸗ 
antrag die Form der Feſtſtellungsklage zu geben. 
(A. v. 23. Sept. 1927; 495/26 II. — Dresden.) [Ra] 
** 7. § 35 GmbHG. In der Unterzeichnung eines 
Akzepts mit einem fremden Namen durch einen 
Geſchäftsführer der GmbH. kann die Genehmi⸗ 
gung der Akzepterklärung des anderen Ge⸗ 
ſchäftsführers liegen.] 7) 
Die Bekl. fordert die auf die beiden Wechſel gezahlten 
6000 % zurück, weil es an einem rechtlichen Grunde für die 
Zahlung gefehlt habe. Denn eine Wechſelverpflichtung der 
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Zu 7. 1. Die Wechſelakzepte der EmbH., deren Geſchäfts⸗ 
führung durch zwei Geſchäftsführer in Gemeinſchaft geſchieht, 
trugen unter der mit Stempeldruck hergeſtellten Firma die Unter⸗ 
ſchrift des einen Geſchäftsführers E. mit ſeinem Namen, ſowie die 
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Bekl. ſei durch die Akzeptvermerke nicht entſtanden, da die 
Zeichnung durch den zweiten Geſchäftsführer Kof. .. mit dem 
Namen „S. Kaufmann“ nicht geeignet ſei, eine wechſelrecht⸗ 
liche Haftung der Bekl. zu begründen. Das KG. hat in Über⸗ 
einſtimmung mit dem LG. angenommen, daß die Akzepte für 
die Bekl. rechtsverbindlich ſeien. Nach dem Willen beider 
Geſchäftsführer ſollten die auf die Wechſel durch Firmenſtempel 
geſetzten Annahmeerklärungen die Bell. verpflichten. Der eine 
Geſchäftsführer habe dies durch Unterzeichnung ſeines Na⸗ 
mens, der andere auch durch ſchriftliche Mitunterzeichnung, 
wenn auch mit einem anderen Namen, zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Zum mindeſten liege in dem Verhalten des Kof... 
die Genehmigung der für die Bekl. abgegebenen Akzepterklä⸗ 
rungen. Demgemäß hätten die Zahlungen auf die Wechſel nicht 
des Rechtsgrundes entbehrt. Dieſe Auffaſſung des BG. läßt 
jedenfalls hinſichtlich der Eventualerwägung keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Gegen die formelle Gültigkeit der 
Wechſelakzepte beſtehen keine Bedenken. Es genügte, wenn die 
Geſchäftsführer der Geſellſchaft der in Stempeldruck herge⸗ 
ſtellten Firma ihre Namensunterſchriften hinzuſetzten (RG. 
47, 161/67). Zur Zeit der Abgabe der Annahmeerklärungen 
waren Geſchäftsführer der Bekl. F. E. und K. Sof... Es 
mußten deshalb die Wechſelerklärungen gem. § 35 Abf. 2 
Satz 2 GmbHG. durch beide Geſellſchafter erfolgen, um eine 
Verpflichtung der Geſellſchaft zu begründen. Tatſächlich tra⸗ 
gen die Annahmevermerke nur die Namensunterſchrift des 
einen Geſellſchafters, E., während der andere Geſellſchafter 
nicht ſeinen Namen, ſondern die Unterſchrift „S. Kaufmann“ 
dem Firmenſtempel beigefügt hat. Hiernach ergibt ſich aus 
den Annahmeerklärungen ſelbſt nicht unmittelbar, daß fie 
auch von dem zweiten Geſchäftsführer Kof... für die Ge⸗ 
ſellſchaft gezeichnet ſind, vielmehr wird der Anſchein er⸗ 
weckt, als ob eine zur Vertretung der Geſellſchaft nicht be⸗ 
rufene Perſon mitunterzeichnet hätte, alſo die Wechſelerklä⸗ 
rungen der Rechtsverbindlichkeit gegenüber der Bekl. ent⸗ 
behrten. Denn die Unterzeichnung der Firmenvermerke durch 
den zweiten Geſchäftsführer Kof ... nicht mit feinem eigenen 
Namen, wie dies der Vorſchrift des §8 35 Abſ. 3 GmbH. 
entſpricht, ſondern mit dem Namen einer Perſönlichkeit, die 
zur Vertretung der Geſellſchaft nicht befugt iſt, kann als eine 
der Vorſchrift des 8 35 Abſ. 2 Satz 2 GmbHG. entſprechende 
Erklärung und Zeichnung nicht angeſehen werden. Aber der 
in der Eventualerwägung hervorgehobene rechtliche Geſichts⸗ 
punkt rechtfertigt es, trotzdem den Annahmeerklärungen rechts⸗ 
verbindliche Wirkung gegenüber der Bekl. beizulegen. Die 


fpäter von dem andern Geſchäftsführer Koff. vollzogene Unter⸗ 
fertigung mit dem Namen eines nicht vertretungsbefugten Dritten 
„K.“. Der ſeltſame Tatbeſtand findet ſeine Erklärung in der nicht 
mit abgedruckten Parteibehauptung, daß bei Abgabe der Unterſchrift 
„K.“ ſeitens des Koff. letzterer zwar Geſchäftsführer, aber als 
ſolcher noch nicht eingetragen war und daß damals an ſeiner Statt 
die Beſtellung des K. zum Geſchäftsführer in Ausſicht ſtand. 

2. Eine mechaniſch hergeſtellte Firmenbezeichnung mit 
handſchriftlicher Unterſchrift des Vertreters ſtellt ſich formell ge⸗ 
nommen als ein Akzept dar. Die WO. überläßt es den allge⸗ 
meinen Grundſätzen, wie ein Vertreter einen Wechſel zeichnen müſſe 
(Mot. DXXVI). Es entſpricht allgemeiner übung im Verkehr, daß 
Firmenbezeichnungen, namentlich vielgebrauchte, im Schriftverkehr 
mechaniſch bergeſtellt werden und hierzu der Vertreter ſeine Unter⸗ 
ſchrift abgibt (RG. 47, 165; 75, 1). Die Vorſchriften des HGB. 
und des GmbH., wonach die Zeichnung in der Art erfolgen 
ſoll, daß der Zeichnende zu der Firma ſeine Namensunterſchrift 
hinzufügt, find lediglich als eine Ordnungs vorſchrift zu werten 
(Staub, HGB. § 51 Anm. 2, § 108 Anm. 4, § 233 Anm. 2; 
Lehmann, GmbHG. § 35 Anm. 8; RG. 50, 60 Nr. 14; 75, 1 
JW. 1910, 998; 83, 124). 

3. Materiell iſt hinſichtlich der Akzepte in Hinblick auf 
die damals mangelnde Vertretungsbefugnis des K. die Rechtslage 
ſo geſtaltet, als wäre für die Geſellſchaft nur die Unterſchrift des 
einen Geſchäftsführers E. abgegeben worden, während die des 
zweiten Geſchäftsführers fehlte und ſolchergeſtalt die Stellvertretung, 
die nur durch zwei Geſchäftsführer erfolgen durfte, eine unbefugte 
war. Dieſe unbefugte Stellvertretung konnte gem. § 177 BGB. 
durch Genehmigung des zweiten Geſchäftsführers Koff. nachträglich 
zu einer befugten werden. Einer beſonderen Form bedarf eine 
ſolche Zuſtimmung nicht ($ 182 BGB.). Auch auf dem Gebiete 
des Wechſelrechts greifen die vorangeführten allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen der 8s 177, 182 BGB. über die Wirkung ſelbſt form⸗ 
loſer Genehmigung auf unbefugte Stellvertretung durch, da weder 
innere Gründe noch eine beſondere Beſtimmung der WO. der An⸗ 
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Unterſchrift des einen Geſchäftsführers E. konnte beim Be⸗ 
ſtehen einer Geſamtvertretung allerdings allein eine wechſel⸗ 
rechtliche Verpflichtung der Bekl. an ſich nicht begründen; aber 
der Mangel einer zweiten rechtsverbindlichen Unterſchrift 
konnte dadurch geheilt werden, daß der zweite Geſchäftsführer 
die von dem erſten Geſchäftsführer abgegebenen Annahme⸗ 
erklärungen nachträglich genehmigte. Eine nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung konnte vom BG. ohne Rechtsirrtum in dem feſt⸗ 
geſtellten Verhalten des zweiten Geſchäftsführers Sof... er⸗ 
blickt werden. Der erſte Geſchäftsführer hatte die Wechſel mit 
den Annahmeerklärungen, nachdem er dieſe ſeinerſeits unter⸗ 
zeichnet hatte, an den zweiten Geſchäftsführer Sof... weiter⸗ 
gegeben zur Zeichnung durch ihn und Hingabe der Wechſel 
an den Kl. Demgemäß hat Kof..., der nach der Feſtſtellung 
des KG. den Willen der wechſelrechtlichen Verpflichtung der 
Bekl. hatte, die Wechſel an den Kl. weitergegeben, nachdem 
er in der Abſicht der Verpflichtung der Bekl. unter die An⸗ 
nahmevermerke die Unterſchriften „S. Kaufmann“ ſetzte. Kann 
dieſe Unterzeichnung auch nicht als eine ordnungsmäßige 
i. S. von § 35 Abſ. 2 Satz 2 GmbH6. gelten, weil nicht 
erkennbar war, daß der zweite Geſchäftsführer mitunterſchrie⸗ 
ben hatte, ſo iſt doch mit Recht das ganze Verhalten 
des K. Kof... vom BG. als eine Genehmigung der bereits 
von dem erſten Geſchäftsführer abgegebenen Wechſelerklä⸗ 
rungen aufgefaßt worden. Der nach dem Wechſelrecht für 
die Annahmeerklärungen erforderlichen Schriftform war da⸗ 
durch genügt, daß die Annahmevermerke die Unterſchriften 
des einen Geſchäftsführers trugen. Dieſe Annahmevermerke 
erlangten beim Beſtehen einer Geſamtvertretung allerdings 
nur dann rechtliche Wirkung gegenüber der Geſellſchaft, wenn 
auch der zweite Geſchäftsführer der Erklärung beitrat. Das 
konnte aber nicht nur dadurch geſchehen, daß er in einer der 
Ordnungsvorſchrift des 835 Abſ. 2 GmbHG. entſprechen⸗ 
den Weiſe die Annahmeerklärungen mit ſeinem Namen mit⸗ 
unterzeichnete, ſondern ſein Einverſtändnis konnte auch durch 
vorherige Zuſtimmung oder nachträgliche Genehmigung er⸗ 
klärt werden, ohne daß dies aus den Wechſeln ſelbſt hervor⸗ 
zugehen brauchte. Eine ſolche Erklärung, insbeſ. die nach⸗ 
trägliche Genehmigung, bedarf nicht der für Wechſelerklä⸗ 
rungen vorgeſchriebenen Form, ſondern kann formlos durch 
irgendwelche rechtsgeſchäftliche Handlungen erfolgen (RG. 
81, 325/291); 101, 342; JW. 1901, 518/19). Dazu reichte 
auch die Unterzeichnung der Annahmeerklärungen durch den 
zweiten Geſchäftsführer mit einem ihm nicht zukommenden 
fremden Namen und die Weitergabe der Wechſel an den 


wendung der Vorſchriften entgegenſtehen. Das entſpricht der in der 
Rechtslehre (Bernſtein, WO. S. 399; Staub⸗Stranz, WO, 
Art. 95 Anm. 10a; Mansfeld: 23. 1914, 803) wie in der 
Rſpr. unwiderſprochen zutage getretenen Auffaſſung, und gerade 
das RG. hat ſich bis in die allerneueſte Zeit auf dieſen Standpunkt 
geſtellt (NG. 48, 57; 81, 325 — JW. 1913, 482; 101, 342 
JW. 1901, 5199; 1904, 49727; SeuffArch. 81, 315). 

4. a) Als Koff. mit dem Namen des K. die Akzepte unter⸗ 
ſchrieb und die Wechſel begab, wollte er hierdurch die Wechſel⸗ 
verpflichtung der Geſellſchaft in Zuſammenhang mit der bereits 
abgegebenen Unterſchrift des E. begründen. Hierin liegt eine un⸗ 
zweifelhafte Zuſtimmung zum Akzept dem Wechſelnehmer 
gegenüber. Man wird noch weitergehen können und ſchon in der 
widerſpruchsloſen Hinnahme der Wechſel zur Mitvollziehung und 
Begebung durch Koff. eine gegenüber dem andern Geſamt⸗ 
vertreter E. ausgedrückte Zuſtimmung zu ſehen haben. Eine 
ſolche dem andern Geſamtvertreter bekundete Zuſtim⸗ 
mung erfüllt bereits den Begriff der Genehmigung, und es bedarf 
nicht gerade der Kundgabe dieſer Zuſtimmung an den Vertrags⸗ 
gegner, wie dies zutreffend das RG. nach früherer Ablehnung einer 
ſolchen Auffaſſung (RG. 61, 225 f.) annimmt (RG. 81, 325 = JW. 
1913, 482; 101, 343). 

b) Es könnte hier die Frage aufgeworfen werden, ob in dem 
erörterten Sonderfall der Zuſtimmung des Koff., wie er fie 
ausgedrückt hat, heilende Kraft beizumeſſen war, obſchon er ſie 
nicht im eigenen Namen, ſondern in dem Namen eines Drit⸗ 
ten, des K., abgeben wollte. Indes wird man den Begriff der 
Zuſtimmung lediglich auf den objektiven Mitansdruck des 
Verpflichtungswillens von ſeiten desjenigen abzuſtimmen haben, 
der zur Mitvertretung tatſächlich befugt war. 

5. Hiernach ſind die Akzepte der Geſellſchaft zu Recht als 
rechtsverbindlich behandelt worden. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 
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Kl. aus, wenn, wie feſtgeſtellt, dies mit dem Willen ge⸗ 
ſchah, die Bekl. wechſelrechtlich zu verpflichten. 
(U. v. 4. Okt., 1927; 37/27 II. — Berlin.) [Ra.] 


8. 88 43a, 51 Gen® Beſchlüſſe der Ver⸗ 
treterverſammlung, die auf einer möglicher⸗ 
weiſe vom Vorſitzenden beeinflußten Abſtim⸗ 
mung beruhen, ſind nichtig. Die Vertreterver⸗ 
ſammlung kann nicht ihre eigene Amtsdauer 
verlängern.] 7) 

Die Kl. haben in der Vertreterverſammlung der Bekl., 
einer großen Genoſſenſchaft, den Widerſpruch, den ſie zu 
Protokoll erklärten, damit begründet, daß durch die Art der 
Abſtimmung gegen die Satzung der Bekl. verſtoßen ſei; die 
Abſtimmung habe eine geheime ſein müſſen, ſei dies aber nicht 
geweſen, weil die ausgegebenen Stimmzettel nur den Aufdruck 
„für“ getragen hätten und deshalb von denjenigen, die gegen 
die Anträge ſtimmen wollten, im Beiſein der übrigen Ver⸗ 
ſammlungsteilnehmer hätten abgeändert werden müſſen. Das 
LG. hat auf dieſen Anfechtungsgrund hin, der auch im Prozeß 
— neben ſonſtigen Ausführungen der Kl. — geltend gemacht 
wurde, der Klage ſtattgegeben. Das BG. hat zutreffend dieſe 
Auffaſſung abgelehnt, indem es erwägt, daß weder in der 
Satzung der Bekl. noch in der Geſchäftsordnung für die 
General- (Vertreter⸗) Verſammlungen der Bekl. für Zettel⸗ 
abſtimmungen, wie ſie hier ſtattgefunden hätten, die geheime 
Vornahme vorgeſchrieben fer und daß an ſich der Bettel- 
abſtimmung gegenüber der Abſtimmung durch bloßes Hand⸗ 
aufheben nur die Bedeutung zukomme, daß das Ergebnis 
ſicherer ermittelt werden könne. Trotzdem tritt es der Entſch. 
des LG. bei, weil bei den ſtreitigen Abſtimmungen in einer 
anderen Richtung gegen weſentliche Vorſchriften verſtoßen 
ſei, die nach der Verkehrsſitte bei Abſtimmungen aller Art 
unbedingt zu beobachten ſeien und deshalb auch als Beſtand⸗ 
teil der Satzung der Bekl. betrachtet werden müßten. Es 
handle ſich hierbei, wie weiter ausgeführt wird, um den 
Grundſatz, daß das ſatzungsgemäß die Abſtimmung leitende 
Organ — vorliegend der Vorſtand der Bekl. — nur berufen 
ſei, für die Förmlichkeiten des Abſtimmungsverfahrens zu 
ſorgen, dagegen ſich bei der Leitung der Abſtimmung jeder 
materiellen Einflußnahme auf deren Ausfall peinlichſt zu 
enthalten habe. Gegen dieſen Grundſatz habe der Vorſtand der 
Bekl. erſichtlich in erheblicher Weiſe dadurch verſtoßen, daß 
er nur Stimmzettel habe verteilen laſſen, deren Aufdruck 
nur die Möglichkeit einer Abſtimmung für die vorgeſchla⸗ 
genen Satzungsänderungen enthalten habe. Daß die Aus⸗ 
händigung folder Stimmzettel geeignet geweſen ſei, die Ab⸗ 
ſtimmung der Vertreter mindeſtens bis zu einem gewiſſen 
Grade zugunſten der Satzungsänderung zu beeinfluſſen, laſſe 
ſich nicht von der Hand weiſen. Der Wunſch des Vorſtandes, 
daß die vorgeſchlagenen Anderungen durchgehen möchten, 
werde durch die Einſeitigkeit des Inhalts der Stimmzettel 
ſtark unterſtrichen, wozu komme, daß unveränderte Abgabe 
des gedruckten Zettels das Bequemſte geweſen ſei. Die Tat⸗ 
ſache, daß bei dieſer Sachlage mindeſtens objektiv eine Be⸗ 
einfluſſung der Stimmberechtigten vorgelegen habe, werde 
auch dadurch nicht genügend aus der Welt geſchafft, daß der 
Vorſtand vor der Abſtimmung die Verſammlung auf die 


Zu 8. Das Urt. hat ſich mit zwei Rechtsfragen befaßt, ein⸗ 
mal mit der Frage, was unter einer ordnungsmäßigen Abſtimmung 
i. S. des Genc. bei Generalverſammlung bzw. Vertreterverſamm⸗ 
lungen zu verſtehen iſt, zum andern mit der Frage, inwieweit die 
Vertrerer durch einen Beſchluß, der eine Abänderung der Amts⸗ 
periode der Vertreter enthält, die Zeitdauer ihres Mandats verlängern 
können. 

In der erſten Frage hat ſich das RG. auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, daß das Verhalten des Leiters der Verſammlung einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die ordnungsmäßige Abſtimmung darſtelle, weil in der 
Art, der durch den Abſtimmungsleiter verteilten Zettel eine ſuggeſtive 
Beeinfluſſung der Verſammlung zu erblicken ſei. Es mag zugegeben 
werden, daß bei den Abſtimmungen ſelbſtverſtändlich jede Beeinſtuſſung 
durch den Vorſitzenden vermieden werden muß. Es kann aber auch 
nicht verkannt werden, daß durch ein geſchicktes und taktiſches Ver⸗ 
halten des Vorſitzenden das Abſtimmungsergebnis immer beeinflußt 
werden kann. Auch bei Abſtimmung durch Handaufheben können durch 
die Art der Frageſtellung ſuggeſtive Wirkungen ausgeübt werden. Eine 
derartige ſuggeſtive Beeinfluſſung des Abſtimmungsergebniſſes wird 
lich in keinem Fall vermeiden laſſen; es muß nur die Gewähr ge⸗ 
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Möglichkeit einer Abänderung der Zettel hingewieſen habe. 
Nicht ſtichhaltig ſei auch die Behauptung der Bekl., daß das 
eingeſchlagene Verfahren zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
notwendig geweſen ſei, denn die Ausgabe unbedruckter Zettel 
ſei leicht zu ermöglichen geweſen. Habe aber danach eine Ab⸗ 
ſtimmungsbeeinfluſſung — ſei es bewußter, ſei es unbewußter 
Art — bis zu einem gewiſſen Grade ſtattgefunden, ſo ſeien die 
ſtreitigen Beſchl. unter Verletzung weſentlicher Satzungs⸗ 
beſtimmungen zuſtande gekommen und deshalb nach 8 51 
Gen®. anfechtbar. Darauf, ob das ſuggeſtive Verhalten des 
Vorſtandes das Ergebnis der Abſtimmung tatſächlich beein⸗ 
flußt habe, komme es nicht an. Dieſer Beurteilung liegt ein 
Rechtsirrtum nicht zugrunde. Der Vorſtand der Bekl., deſſen 
Mitglieder nach $ 26 der Satzungen, auch ſoweit ſie nicht 
als Vertreter gewählt ſind, mit beratender Stimme an den 


Vertreterverſammlungen teilnehmen, hatte wie jeder andere 


zur Teilnahme an der Verſammlung v. 17. Nov. 1925 Be⸗ 
rufene das Recht, Stellung zu den Beratungsgegenſtänden zu 
nehmen und auf eine ſeinen Wünſchen entſprechende Beſchluß⸗ 
faſſung hinzuwirken. Das hatte ſich aber zu beſchränken auf 
die dem Abſtimmungsakte vorausgehende Verhandlung und 
durfte, wie das BG. zutreffend annimmt, nicht in der Weiſe 
geſchehen, daß auf die Abſtimmung als ſolche, wenn auch 
vielleicht nur unabſichtlich, eingewirkt wurde. Denn dem 
Weſen einer ordnungsmäßigen Abſtimmung widerſpricht es, 
wenn das eingeſchlagene Verfahren das eine Ergebnis auf 
Koſten des anderen begünſtigt. Wurde hiergegen verſtoßen, 
ſo lag nicht ſowohl, wie das BG. meint, eine Verletzung des 
Statuts der Bekl. als vielmehr eine Verletzung des Geſ. vor. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß das Gef. unter den die Beſchl. 
der General- oder Vertreterverſammlung ergebenden Ab⸗ 
ſtimmungen nur ſolche verſteht, die den Anforderungen ge⸗ 
nügen, die dem Weſen der Sache nach an eine ordnungs⸗ 
mäßige Abſtimmung zu ſtellen ſind. Eine hiervon abweichende 
Statutenbeſtimmung wäre gar nicht zuläſſig geweſen. So⸗ 
dann kann aber auch dem BG. nicht entgegengetreten wer⸗ 
den, wenn es die hier in Rede ſtehenden Abſtimmungen nicht 
als ordnungsmäßig anſieht. Mag auch eine Abänderung der 
ausgeteilten Zettel ohne Schwierigkeit möglich geweſen ſein 
und mag auch der Vorſtand, wie die Bekl. geltend macht, 
vor den ſtreitigen Abſtimmungen auf dieſe Möglichkeit aus⸗ 
drücklich hingewieſen haben, ſo blieb es doch dabei, daß die 
Abgabe des unveränderten Zettels das Einfachere und Be⸗ 
quemere war. Daraus ergab ſich aber die Gefahr, daß ein⸗ 
zelne Verſammlungsteilnehmer, beſonders ſolche, die ſchwan⸗ 
kend in ihrer Entſchließung waren, veranlaßt wurden, für 
die Anträge zu ſtimmen, während ſie ſich bei einem Verfahren, 
das nicht die Annahme der Anträge begünſtigte, für Ab⸗ 
lehnung entſchieden hätten. Die weitere Erwägung des BG., 
daß es nicht darauf ankomme, ob das ordnungswidrige Ver⸗ 
fahren das Ergebnis der Abſtimmung tatſächlich beeinflußt 
hat, iſt in dem Sinne richtig, daß es des Nachweiſes dieſer 
Beeinfluſſung nicht bedarf. Dem Verſtoße wäre vielmehr 
nur dann die Erheblichkeit abzuſprechen, wenn es klar zutage 
liegen würde, daß die beanſtandeten Beſchl. nicht auf ihm 
beruhen können (RG. 110, 194 [1980 1)). Davon kann jedoch 
ſchon im Hinblick auf die ſtarken Minderheiten, gegen die 
es zu den Beſchl. gekommen iſt, hier nicht die Rede fein, 


geben ſein, daß die Verſammlungsteilnehmer die Möglichkeit zu einer 
freien Entſch. behalten. Das war im vorl. Falle gewährleiſtet, da 
nichts im Wege ſtand, daß die Verſammlungsteilnehmer den Abſtim⸗ 
mungszettel korrigierten, und zwar lediglich durch eine ganz gering⸗ 
fügige Abänderung. 

Wenn demgegenüber das RG. ausführt, daß die Nichtabände⸗ 
rung das „einfachere und bequemere“ war und deshalb unveränderte 
Abſtimmungszettel abgegeben worden ſeien, ſo wird hierbei mit einer 
Indolenz der Vertreter gegenüber den zur Debatte ſtehenden Gegen⸗ 
ſtänden gerechnet, die weder im allgemeinen noch gerade im vorl. 
Falle wahrſcheinlich iſt. Es darf doch nicht vergeſſen werden, daß die 
Vertreter Mandatare der Mitglieder des Vereins und inſoweit ver⸗ 
traglich verpflichtet find, ihre Aufgaben als Beauftragte forgfältig 
zu erfüllen. Daß ſie dieſe Sorgfaltspflicht verletzt haben, kann bis 
zum Beweiſe des Gegenteils zum mindeſten nicht unterſtellt werden. 

In der zweiten Frage muß dem RG. zugeſtimmt werden, wenn 
es ausführt, daß eine Satzungsänderung über die Amtsdauer der 
Vertreter, die durch die Vertreterverſammlung beſchloſſen iſt, nicht 
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Die bei den drei Beſchlußfaſſungen für die Anträge abgege⸗ 
benen 364, 368 und 363 Stimmen haben die notwendige 
Dreiviertelmehrheit nur um 11, 17 und 11 Stimmen über⸗ 
ſchritten. Die Rev. iſt deshalb zurückzuweiſen, ohne daß es 
der Prüfung bedarf, ob das BG. zutreffend der Anſicht iſt, 
daß der zu § 31 der Satzung gefaßte Beſchl., mindeſtens zum 
Teil, auch wegen ſeines Inhaltes nichtig ſei. übrigens wäre 
dem Vorderrichter auch in dieſem Punkte beizutreten. Nach 
§ 43 4a Abſ. 2 Gen®. find die näheren Beſtimmungen über 
die Zahl der zu wählenden Vertreter der Genoſſen, die Vor⸗ 
ausſetzungen der Wählbarkeit, die Durchführung der Wahl 
ſowie den Nachweis und die Dauer der Vertretungsbefugnis 
durch das Statut zu treffen. Das Statut der Bekl. enthielt 
in 831 Abſ. 1 die Beſtimmung, daß die Wahlen jährlich 
ſtattfinden und daß die Vertretungsbeſugnis erliſcht mit der 
Bekanntgabe des Ergebniſſes einer allgemeinen Neuwahl 
durch den Zentralwahlleiter. Dieſe Beſtimmung hat die Ver⸗ 
treterverſammlung v. 17. Nov. 1925 dahin abgeändert, daß 
„jährlich“ durch „alle drei Jahre“ erſetzt wurde. Dazu war 
fie nach dem Gef. und den Ausführungsvorſchriften v. 
24. Okt. 1922 zuſtändig, weil die Befugniſſe der Gen. 
auf ſie übergegangen ſind. Eine andere Frage aber iſt, ob die 
Verſammlung, wie ſie das getan hat, außerdem beſchließen 
konnte, daß die nächſte Vertreterwahl demgemäß (d. h. gemäß 
der beſchloſſenen Satzungsänderung) erſt i. J. 1928 ſtatt⸗ 
finde. Das BG. hat ohne Rechtsirrtum dieſe Frage verneint. 
Die Vertreter, die den Beſchl. faßten, waren unter der 
Herrſchaft des bisherigen Statuts und damit auf ein Jahr 
gewählt. Kam es während dieſes Jahres zu der erwähnten 
Statutenänderung, ſo hatte dies nicht die Folge, daß die er⸗ 
teilte Vertretungsbefugnis ſich nachträglich in eine dreijährige 
umwandelte, ſondern das Mandat endigte mit dem Ablaufe 
der Zeit, für das es erteilt war, und erſt bei der nächſten 
Wahl konnte die neue Satzungsbeſtimmung wirkſam werden. 
Das BG. hat es mit Recht abgelehnt, mit der Bekl. aus 
der parlamentariſchen Körperſchaften zuſtehenden Befugnis, 
ohne nochmalige Befragung der Wähler ihre Legislaturperiode 
im Wege der Geſetzgebung zu verlängern, einen Schluß auf 
das vorliegende Verhältnis zu ziehen. Der Geſetzgeber iſt 
ſouverän und kann deshalb auch rückwärts liegende Vorgänge, 
und zwar auch ſolche, die, wie die Wahl zu der parlamentari⸗ 
ſchen Körperſchaft, ſeine eigenen Befugniſſe betreffen, mit 
einer Wirkung ausſtatten, die ſie urſprünglich nicht hatten. 
Die Vertreterverſammlung einer Genoſſenſchaft hat nicht 
dieſe Machtvollkommenheit. Ihre Beſchl. müſſen im Einklang 
ſtehen mit dem jeweiligen Statut und können dieſes nur mit 
Wirkung für die Zukunft abändern. 

(U. v. 18. Okt. 1927; 93/27 II. — Berlin) [Ku.] 


10. Ein ausgetretenes Mitglied kann aus 
einem Verein nicht mehr ausgeſchloſſen werden, 
auch wenn ſeine Beitragspflicht erſt in einem 
ſpäteren Zeitpunkt erliſcht.] f) 

Der Kl. war Mitglied des beklagten Vereins. Im Juni 
1926 entſtanden Mißhelligkeiten, weil der Kl. den Anord⸗ 
nungen der Vereinsleitung über ſeine Beteiligung am Trai⸗ 
ning für bevorſtehende Wettrudern nicht nachkam. Am 


die Amtsdauer der gegenwärtigen Vertreter verlängern kann. Die An⸗ 
wendung der abgeänderten Statutenbeſtimmungen kann erſt Platz 
greifen, nachdem die alte Amtsdauer der gegenwärtigen Vertreter ab⸗ 
gelaufen iſt. Praktiſch würde eine gegenteilige Auffaſſung dazu 
führen, daß die Vertreter dauernd ihre Amtsperiode verlängern könn⸗ 
ten, ohne daß eine Neuwahl von Vertretern ſtattfindet. 

RA. Dr. Dr. E. H. Meyer, Berlin. 


Zu 10. Daß ein Verein ein Mitglied nicht mehr ausſchließen 
kann, nachdem dieſes bereits ſeinerſeits ausgetreten iſt, ſteht in der 
Rſpr. feſt. Es ergibt ſich dies nicht nur aus der Sache ſelbſt, da 
eine bereits beendete Mitgliedſchaft nicht Gegenſtand einer noch⸗ 
maligen Beendigungserklärung ſein kann, ſondern auch daraus, daß 
eine ſolche nachträgliche Ausſchließungserklärung nichts anderes als 
eine Achtung des Mitglieds bedeuten könnte, während eine ein 
aktuelles Mitgliedsverhältnis beendende Ausſchließung zwar auch 
eine ſolche Wirkung als Nebenfolge äußern kann, aber in erſter 
Reihe in der Aufhebung der Mitgliedſchaft ſelbſt ihre rechtlich 
mögliche und immer rechtlich bedeutſame Wirkung hat. 

Schwierigkeiten bereiten aber in immer häufiger zu Gerichts⸗ 
entſcheidungen führenden Fällen ſolche Ausſchließungen, welche, wie 
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10. Juni 1926 übergab der Vater des Kl. in deſſen Auftrag 
dem Vorſitzenden des Vereinsvorſtandes einen die Austritts⸗ 
erklärung des Kl. enthaltenden Brief. In einer Sitzung des 
Vorſtandes und des Beirates des Vereins v. 11. Juni wurde 
beſchloſſen, den Kl. aus dem Verein auszuſchließen, der Beſchl. 
ging dem Kl. am 12. Juni zu. Er behauptet, daß er ſeit 
dem 10. Juni nicht mehr Mitglied geweſen ſei und deshalb 
nicht am 11. Juni habe ausgeſchloſſen werden können, und 
hat Klage mit dem Antrag erhoben feſtzuſtellen, daß die im 
Beſchl. v. 11. Juni ausgeſprochene Ausſchließung des Kl. 
unzuläſſig und daher ungültig ſei. Das OLG. hat die Aus⸗ 
ſchließung für unzuläſſig erklärt. Das Rechtsſchutzintereſſe des 
Kl. iſt als gegeben anzuerkennen. Zwar ſteht außer Streit, 
daß der Kl. nicht mehr Mitglied des Vereins iſt. Aber die 
Frage, ob ſeine Mitgliedſchaft durch Austritt oder durch Aus⸗ 
ſchließung beendigt worden iſt, hat ihre Bedeutung auch noch 
für Verhältniſſe, die nach dem Zeitpunkt der Beendigung 
liegen (JW. 1914, 4602; RG. 108, 160). Der Bekl. trägt 
ſelbſt vor, daß durch die Ausſchließung der Eintritt des 
Kl. in einen anderen Ruderverein verhindert werden ſoll 
(Bd. 1 S. 7; Bd. 2 S. 23/24 der Akten). Die Frage, inwie⸗ 
weit das Recht des Vereins zur ſelbſtändigen Ordnung ſeiner 
Angelegenheiten, die ſog. Autonomie der Vereine, der Nach⸗ 
prüfung der Vereinsbeſchl. durch die Gerichte entgegenſteht, 
kommt hier nicht in Betracht, weil der Streit ſich gerade 
darum dreht, ob der Kl. zu der Zeit, als der ihn beſchwerende 
Beſchl. erging, noch der Satzung des Vereins unterworfen 
war. Es kommt deshalb auch nicht auf die Beſtimmungen in 
der Satzung an, wonach eine von der Klubleitung ausgeſpro⸗ 
chene Ausſchließung zunächſt durch Berufung an die Mit⸗ 
gliederverſammlung anzufechten iſt und der von dieſer aus⸗ 
geſprochene Ausſchluß gerichtlich nicht anfechtbar ſein ſoll. 
Der Gedanke des landgerichtlichen Urt., daß auch ein aus⸗ 
getretenes früheres Mitglied noch an die Vorſchrift über Er⸗ 
ſchöpfung der Vereinsinſtanzen gebunden bleibe, iſt abzuleh⸗ 
nen. Der Bekl. behauptet, daß der Kl. am 11. Juni noch Mit⸗ 
glied geweſen ſei, weil es in 8 9 der Satzung heiße: „Der 
Austritt aus dem Klub muß dem Vorſtand ſchriftlich an⸗ 
gezeigt werden und kann ... erfolgen .. . nur auf den Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit der nächſten Beitragsrate.“ Die nächſte 
Beitragsrate war unſtreitig erſt am 1. Juli fällig. Das BG. 
nimmt deshalb an, daß die Austrittserklarung des Kl. nicht 
vor dem 1. Juli wirkſam geworden wäre, wenn die ange⸗ 
führte Beſtimmung der Satzung als maßgebend anzuerkennen 
wäre. Dem iſt beizutreten. von Heinsheimer wird zwar 
in der Fußnote zu dem Urt. JW. 1925, 23628 (= RG. 
108, 160) die Meinung vertreten, ein austretendes Mitglied 
könne für die Zeit, die zwiſchen der Abgabe und der Wirkſam⸗ 
keit feiner Austrittserklärung liege, ſich gegen die Einleitung 
eines Ausſchließungsverfahrens dadurch ſchützen, daß es ſofort 
mit feiner Austrittserklärung für die Reſtzeit auf feine Rechte 
als Mitglied verzichte. Dieſer Meinung Heinsheimers 
kann nicht beigepflichtet werden. Es iſt zwar richtig, daß 
das BGB. grundſätzlich die Freiheit des einzelnen gegen⸗ 
über Perſonenvereinigungen in Schutz nehmen will, wie das 
in 8 723 Abſ. 3 für die Geſellſchaft, in 8 749 Abſ. 3 für 
die Gemeinschaft und in 8 39 Abſ. 1 für das Vereinsrecht zum 


die in obiger Entſch. erörterte, zwar ebenfalls nach einer von dem 
Mitglied ſelbſt abgegebenen Austrittserklärung, aber noch in einem 
Zeitpunkt erfolgen, in welchem die Mitgliedſchaft trotzdem noch 
fortbeſteht, weil die Satzung gemäß der Ausnahmevorſchrift in 
839 Abſ. 2 BGB. den Austritt an Friſt oder Termin bindet. Es 
liegt zunächſt gewiß nahe, zu ſagen, daß hier gegen die formale 
Zuläſſigkeit einer Ausſchließung nichts vorgebracht werden kann: 
die Mitgliedſchaft iſt zwar vom Mitglied aufgekündigt, aber ſie be⸗ 
ſteht zunächſt noch weiter und unterliegt, ſolange nicht Termin oder 
Friſt umlaufen iſt, den alten Regeln hinſichtlich der gegenſeitigen 
Rechte und Pflichten von Mitglied und Verein. 

Und doch wäre eine ſolche grundſätzliche Zulaſſung eines Aus⸗ 
ſchließungsverfahrens in jener Reſtzeit der Mikgliebſchaft höchſt be⸗ 
denklich. Bei Vereinen, welche von 8 39 Abſ. 2 in ihren Satzungen 
Gebrauch machen — und deren Zahl möchte vielleicht gerade mit 
Rückſicht auf dieſe Möglichkeit in Zukunft erheblich ſteigen —, 
ware den Mitgliedern ein ſehr wichtiges, für ihre Ehre und ihr 
bürgerliches Anſehen, unter Umſtänden auch für ihr wirtſchaft⸗ 
liches Fortkommen, ſehr bedeutſames Stück des durch 8 39 Abſ. 1 
verbürgten Freiheitsrechts des Austrittes tatſächlich genommen. 
Denn in der Möglichkeit, einem Ausſchließungsverfahren durch Aus⸗ 
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Ausdruck gebracht iſt. Aber trotz dieſer grundſätzlichen Stel⸗ 
lungnahme ift nun einmal in § 39 Abſ. 2 eine zeitliche Be⸗ 
ſchränkung des Austrittsrechtes zugelaſſen, und es ergibt ſich 
aus dem Geſetz nirgends ein Anhalt dafür, daß dieſe Be⸗ 
ſchränkung durch eine Erklärung des austretenden Mitgliedes 
willkürlich beſeitigt oder auch nur zum Teil — hinſichtlich 
eines drohenden Anſchließungsverfahrens — unwirkſam ge⸗ 
macht werden könnte. Die Entſch. des BG. beruht auf der 
Annahme, daß die oben angeführte Satzungsbeſtimmung nid) 
tig ſei, weil ſie durch einen gleich darauf folgenden Satz 
des nämlichen 89 wieder aufgehoben werde, in welcher es 
heißt: „Mit dem Tage der Austrittserklärung erlöſchen alle 
Rechte des Mitglieds dem Klub gegenüber, während ſeine 
Beitragspflicht bis zu oben genanntem Termin beſtehen 
bleibt.“ Eine derartige Beſchränkung der Mitgliedsrechte 
für den Fall des Austritts widerſpreche dem § 39 Abſ. 2 
BGB., der als Ausnahme von einem allgemeinen Grund⸗ 
ſatz keinerlei Erweiterung dulde. Die beiden angeführten 
Beſtimmungen der Satzung ſeien deshalb nichtig, und es ſei 
nach dem allgemeinen Grundſatz des 8 39 Abſ. 1 die Mit⸗ 
gliedſchaft des Kl. mit der Übergabe ſeiner Austrittserklärung 
erloſchen. Die Reviſion will das nicht gelten laſſen. Sie 
hält die Meinung des LG. für zutreffend, wonach es zuläſſig 
ſei anzuorbyen, daß zwiſchen der Abgabe und dem Wirkſam⸗ 
werden der Austrittserklärung ein Zuſtand eintrete, bei 
welchem das Mitglied keine Mitgliedsrechte mehr ausüben 
könne, die Mitgliedſchaft als ſolche aber fortbeſtehe als eine 


tritt zuvorzukommen, liegt, wie ſchon öfters hervorgehoben wurde, 
eine hauptſächliche Bedeutung dieſes Austrittsrechtes. Dieſe Möglich⸗ 
keit wäre abgeſchnitten, wenn es richtig wäre, daß eine Satzungs⸗ 
beſtimmung jener Art dem Vereine immer noch die Möglichkeit 
bietet, dem Mitglied, das ſeinerſeits bereits den Austritt erklärt 
hat, in der verbleibenden Reſtzeit den Makel der Ausſchließung an⸗ 
zuheften. Bei Genoſſenſchaften würde dieſe Möglichkeit ſogar immer 
vorhanden fein, da bei ihnen die Kündigung der Mitgliedichaft 
ſchon durch das Geſetz befriſtet iſt (8 65 Gench. ). 

Das Unerfreuliche dieſes Ergebniſſes, welches in der obigen 
Entſch. durch eine Auslegung der Satzungsbeſtimmung noch ums 
gangen werden konnte, ließ mich in der vom NG. beſprochenen Be⸗ 
merkung nach einem Wege ſuchen, welcher zu einer anderen Löſung 
zu führen geeignet ſein möchte. Auf einem Rechtsgebiet, das, wie 
die ganze Ausſchließungslehre, vom BGB. völlig beiſeite gelaſſen, 
nicht einer einzigen Norm gewürdigt worden iſt, für das alſo die aus 
dem Weſen der Sache geſchöpften Erwägungen und die aus den Tat⸗ 
ſächlichkeiten des Rechtslebens gewonnenen Erfahrungen allein rich⸗ 
tungweiſend ſein können, findet in beſonderem Maße ein Suchen 
nach Geſichtspunkten und Möglichkeiten ſtatt, die im Laufe einer 
ſich langſam aufbauenden Jurisprudenz zu immer beſſeren Ergeb⸗ 
niſſen führen ſollen. Meine Bemerkung, daß das feinen Austritt 
erklärende Mitglied durch gleichzeitigen Verzicht auf alle, ihm ſonſt 
für die Reſtzeit noch zuſtehenden Mitgliedsrechte einer nachträg⸗ 
lichen Ausſchließung den Boden entziehen könne, lag der Gedanke 
zugrunde, daß eine Ausſchließung ja nichts anderes als eine Ent⸗ 
ziehung von Rechten ſei, deren Fortbeſtand in der Hand des Mit⸗ 
gliedes für den Verein aus irgendeinem Grunde untragbar ge⸗ 
worden iſt. Natürlich iſt die Ausſchließung nicht nur die Ab⸗ 
erkennung der Mitgliedſchaftsrechte, ſondern der Mitgliedſchaft 
ſelbſt, aber dies doch nur deshalb, weil der Verein ſelbſtverſtänd⸗ 
licherweiſe ein Mitglied nicht aller ſeiner Vereinsrechte entkleiden 
kann, ohne die Mitgliedſchaft ſelbſt für beendigt zu erklären. Geht 
man diefer Betrachtung weiter nach, ſo gelangt man, wie ich 
glaube, auch ganz abgeſehen von einem ausdrücklichen Rechts⸗ 
verzicht des Mitglieds, zu grundſätzlichen Ergebniſſen, die jener 
rechtspolitiſchen Betrachtung Rechnung tragen. 

Wenn das Geſetz es geſtattet, daß die Satzung eines Vereins 
die Wirkung einer Austrittserklärung an eine gewiſſe, geſetzlich 
begrenzte Friſt knüpfe, ſo liegt ihm dabei offenſichtlich nicht der 
Gedanke zugrunde, ein Mitglied, das nichts mehr mit dem Ver⸗ 
eine zu tun haben will, trozdem noch eine gewiſſe Zeit in ſeinen 
Mitgliedsrechten zu belaſſen, ſondern vielmehr, dem Verein zu 
ermöglichen, die ſofortige Beendigung der Mitglieds pflichten, 
insbeſ. die jederzeitige Abſchüttelung der Beitragspflicht, zu 
verhindern. Nun kann man allerdings nicht ſagen, daß dieſe 
Rechte des Mitglieds im Falle einer ſtatutariſch befriſteten Aus⸗ 
trittserklärung ohne weiteres ihr Ende finden. Eine ſolche Spal⸗ 
tung von Recht und Pflicht müßte beſonders eingeführt ſein. 
Beim Genoſſenſchaftsausſchließungsrecht iſt dies geſetzlich geſchehen 
(868 Abs. 4 Gen.); bei Vereinen müßte es in der Satzung 
ſtehen, wie dies ja im oben entſchiedenen Fall tatſächlich ſo vom 
NO. anerkannt iſt, eine Beſtätigung für die rechtliche Möglichkeit 
einer ſolchen Spaltung. Fehlt es an einer derartigen Beſtimmung, 
und übt das Mitglied in der Reſtzeit die Mitgliedsrechte katſächlich 
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Mitgliedſchaft minderen Rechts. Dieſe Anſchauung der Re⸗ 
viſion von verſchiedenen Arten der Mitgliedſchaft findet im 
Geſetz keine Stütze; namentlich kann nicht etwa aus dem 
Umſtand, daß das Geſetz von Sonderrechten von Mitglie⸗ 
dern ſpricht (8 35 BGB.), gefolgert werden, daß es auch 
Mitglieder minderen Rechts oder — wie die Sache nach der 
Meinung des LG. liegen würde — ohne jedes Recht, nur 
mit Pflichten geben könne. Denn wenn das LG. ſich dahin 
ausdrückt, das Mitglied könne keine Mitgliedsrechte ausüben, 
ſo heißt das ſachlich nichts anderes, als daß es keine ſolchen 
Rechte habe. Wenn das BGG. die beiden ſich widerſprechenden 
Beſtimmungen in 89 der Satzung dahin beurteilt, daß ſie 
wegen des Widerſpruchs beide nichtig ſeien, ſo iſt das nicht 
ganz unbedenklich; es würde z. B. folgerichtig dahin führen, 
daß auch die Beſtimmung nichtig wäre, wonach der Aus⸗ 
tretende den nächſten fällig werdenden Beitrag noch zu 
zahlen hat, und eine ſolche Folgerung will nicht einmal der 
Kl. aus dem Widerſpruch der Beſtimmungen gezogen wiſſen. 
Aber man braucht auch gar nicht ſo weit zu gehen wie das 
BG. Vielmehr läßt ſich ungezwungen Satz 3 mit Satz 1 
vereinigen und jo die Gültigeeit beider Beſtimmungen an⸗ 
erkennen, wenn man fie dahin verſteht, daß für den Aus⸗ 
tretenden nur, als Folge der bisherigen Mitgliedſchaft, die 
Verpflichtung zur Zahlung des nächſten fällig werdenden 
Beitrags beſtehen bleibt, dagegen in jeder anderen Richtung 
mit der Austrittserklärung die Mitgliedſchaft ſamt allen 
Rechten und Pflichten erliſcht. Die Aufrechterhaltung einer 


noch aus, ſo kann eine jetzt noch erklärte Ausſchließung gewiß 
nicht als formell unzuläſſig angeſehen werden. Tut es das aber 
nicht, erklärt es vielmehr ausdrücklich oder betätigt es tatſaächlich, 
daß es infolge ſeiner Austrittserklärung, obgleich dieſe es nicht 
ſofort von ſeinen Pflichten entlaſten kann, doch von ſeinen Rechten 
im Verein keinen Gebrauch mehr machen wolle, ſo kann, wie mir 
ſcheint, eine Aberkennung ſolcher gar nicht mehr in Anſpruch 
genommenen, mit der bereits laufenden Friſt demnächſt auch for⸗ 
mell erlöſchenden Rechte durch eine nachträgliche Ausſchließung 
nicht mehr in Frage kommen. 

Das Recht der Vereine, ihre Mitglieder auszuſchließen, iſt 
nicht ein abſolutes, wie das den Mitgliedern ſelbſt durch das Geſetz 
gewährleiſtete Austrittsrecht. Es ſteht vielmehr den Vereinen nur 
in mehr oder weniger engen Grenzen als ein formell und ma⸗ 
teriell vielfach bedingtes Recht zu, ein Recht, bei deſſen Be⸗ 
urteilung die Intereſſen des Vereins und die Rückſichtnahme auf 
die Perſönlichkeit des Mitglieds in gleicher Weiſe Beachtung for⸗ 
dern. Das NG. hat wiederholt eingehend dargelegt, daß ſelbſt in 
normalen Ausſchließungsfällen, wenn ein Mitglied ausgeſchloſſen 
werden ſoll, das ſich ſeinerſeits im Vereine behaupten will, eine 
an ſich formal zuläſſige Ausſchließung doch materiell gegen die 
guten Sitten oder die Gebote der Billigkeit verſtoßen und aus 
dieſem Grunde unwirkſam ſein könne. Obgleich in ſolchen Fallen 
der Verein ſich nur gegen die Fortdauer ihm unerträglich er⸗ 
ſcheinender Rechte des Mitglieds ſchützen will, wird doch, nach den 
Umſtänden, die Rückſicht auf das Mitglied über das Vereins⸗ 
intereſſe geſtellt. Allerdings wird eine ſolche Erwägung zugunſten 
des Mitglieds nur bei ganz beſonderer Sachlage zutreffen. Aber 
das, was ſo einer normal beſtehenden Mitgliedſchaft gegenüber nur 
die Ausnahme bildet, wird einer bereits Werbe Mitglied⸗ 
ſchaft gegenüber zur Regel. Denn für die Ausſchließung eines be⸗ 
reits — wenn auch ſatzungsgemäß nur mit befriſteter Wirkung — 
ausgetretenen Mitglieds fehlt es regelmäßig ſchon an der poſitiven 
Vorausſetzung eines aktuellen, ſchutzbedürftigen und ſchutzwürdigen 
Intereſſes auf ſeiten des Vereins. Die Mitgliedſchaft iſt bereits in 
ihr Beendigungsſtadium eingetreten; das Mitglied hat bereits auf⸗ 
gehört, die, ihrem formellen Untergang entgegengehenden Mit⸗ 
gliedsrechte auszuüben, es entzieht ſich andererſeits für die Reſt⸗ 
eit nicht etwa ſeinen Beitragspflichten, gibt alſo auch nicht durch 

flichtverletzung Anlaß zu einer Gegenmaßregel: welche ſach⸗ 
lichen, aus den poſitiven Notwendigkeiten des Vereinslebens ab⸗ 
zuleitenden Intereſſen könnten alſo noch in dieſem Stadium des 
Schutzes durch eine Ausſchließung des Mitglieds bedürfen? Wenn 
bei ſolcher Sachlage noch zu einer Ausſchließung geſchritten wird, 
ſo kann es eben nur wiederum der Wille zur Achtung des Mit⸗ 
glieds ſein, der ſich durchzuſetzen verſucht. Eine Ausſchließung 
unter ſolchen Umſtänden iſt nicht mehr Rechtsausübung, ſondern 
Rechtsmißbrauch. Ich bin der Anſicht, daß ſie hiernach ſchon nach 
dem Rechtsgedanken unzuläffig fein muß, der im $ 226 BGB. eine 
allerdings nur unvollkommene Faſſung gefunden hat. Sicherlich 
aber trifft in ſolchen Fällen der Gedanke von 8 826 BGB. zu: 
ein formales Recht wird in einer die Ehre und das Anſehen des 
Betroffenen empfindlich und abſichtlich verletzenden Weiſe ausge⸗ 
übt, obgleich keines der materiellen Intereſſen mehr beſteht, denen 
dieſes Recht normalerweiſe dienen ſoll und die allein jenen 
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in dieſer Weiſe beſchränkten Verpflichtung aus dem er- 
loſchenen Mitgliedsverhältnis begegnet keinem rechtlichen Be⸗ 
denken. Im Ergebnis iſt deshalb dem BG. dahin bei⸗ 
zutreten, daß der Kl. ſeit dem 10. Juni wirkſam ausgetreten 
war, alſo am 11. Juni der Satzung und der Strafbefugnis 
des Vereins nicht mehr unterſtand. 


(U. v. 27. Okt. 1927; 168/27 IV. — Karlsruhe.) [Ka.] 


3. Wechſelrecht. 


** 11. Art. 9 Abſ. 1 WO. Rechte des Indoſſatars, 
der den Wechſel zum Zwecke der Diskontierung 
erhalten hat. Grundſätzliches über den Be⸗ 
gebungsvertrag.] 7) 

(U. v. 6. Mai 1927; 502/26 II. — Karlsruhe.) 

Abgedr. ZW. 1927, 2419. 


ſchädigenden Erfolg gerechtfertigt erſcheinen laſſen könnten. Der 
Verein erkennt eine Mitgliedſchaft ab, die von dem Mitgliede 
ſelbſt nicht mehr in Anſpruch genommen wird, und deren Kurze 
lebigen Fortbeſtand der Verein nur zum Vorwand nimmt, um 
in der Form einer ſcheinbaren Ausſchließung, deren es nicht mehr 
bedarf, in Wirklichkeit eine Achtung auszuſprechen. Eine ſolche 
Handlungsweiſe iſt argliſtig und daher unzulaſſig. 


Geh. Hofrat Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


Zu 11. J. Der Wechſelanſpruch iſt an die Inhaberſchaft der 
Wechſelurkunde geknüpft. Wer einen Wechſel zeichnet, ſchafft daher hier⸗ 
mit allein noch nicht den Wechſelanſpruch. Die vom Geſetz hinſichtlich 
des Akzeptes gegebene Vorſchrift, daß die auf den Wechſel ſchriftlich ge⸗ 
ſchehene Annahme nicht wieder zurückgenommen werden kann, iſt 
eine Ausnahmevorſchrift, die theoretiſch nicht zu rechtfertigen 
und deren Beſeitigung anzuſtreben iſt. Sie iſt für das deutſche 
Wechſelrecht rechtsgeſchichtlich auf den Irrtum zurückzuführen, 
daß die Schriftform ſich bereits mit der Abgabe der Unterſchrift voll⸗ 
zieht (Bernſtein, WO. S. 129). Damit widerſpricht fie ſchon der 
im § 130 BGB. zum Ausdruck gekommenen Auffaſſung, wonach die 
Willenserklärung erſt mit dem Zugang an die Gegenſeite wirkt. 
Dieſe notwendige Kundgabe an die Gegenſeite kann im Hinblick 
auf das an die Wechſelinhaberſchaft ſich knüpfende Gläubigerrecht 
nur in dem Zugang der Wechſelurkunde ſich erfüllen. Es können alſo 
grundſätzlich nicht vor der Begebung der Urkunde Recht und Pflicht 
aus dem Wechſel zur Vollendung gelangen (RG. 2, 90; 14, 24; 35, 
76; 87,367 = JW. 1916, 264; Werne WO. 1925, 72, 331; 
Staub⸗Stranz, WO. Einl. Anm. 10 Art. 9, Anm. 3 Art. 82, 
Anm. 65 u. 65 a; Rehbein⸗Mansfeld, S. 35 u. 39). Dies kommt 
für das Indoſſament bez. feiner beiden Wirkungen der Übertragung 
(Transporteffekt), wie der Rückgriffsverpflichtung des Indoſſanten 
(Garantieeffekt) in Betracht (ROHG. 25, 67; RG. 5, 83; 14, 23; 
112, 203; JW. 1927, 16816, und Simonſon: 23.1927, 1066 ff.). 
Folgt das Erfordernis der Begebung aus der Natur des Wechſels, 
und fließt es ſomit aus dem Wechſelrecht ſelbſt, ſo kann vom Zeichner 
des Wechſels auch dem gutgläubigen dritten Inhaber des Wechſels 
der Mangel der Begebung entgegengehalten werden. Obſchon das RG. 
ſelber die Meinung verfochten hatte, die Notwendigkeit der Begebung 
folge aus dem Wechſelrecht ſelbſt (RG. 5, 33; 14, 23), hat es in 
gleichbleibender Rſpr. abgelehnt, dieſe Folgerung zu ziehen (RG. 14, 
24; 77, 140 JW. 1911, 48; 87,367 JW. 1916, 264; 112, 203 
JW. 1926, 1548). Immerhin iſt auch bei dieſer reichsgerichtl. Auf⸗ 
faſſung die Frage, wie der Begriff der Begebung wechſelrechtlich zu 
faſſen ſei, von erheblich praktiſcher Bedeutung. Dem RG. iſt durch⸗ 
aus darin beizupflichten, es gehöre nicht zum Begriff der Begebung, 
daß der Empfänger den Empfang zu eigenem Nutzen tätigen muſſe, 
auch die Abgabe des Wechſels an einen fiduziariſchen Indoſſatar oder 
Inkaſſoindoſſatar ſtelle eine Begebung dar, obſchon hier der 
Geber des Wechſels im Innen verhältnis ſein Wechſelrecht 
nicht übertrage und keine Wechſelpflicht auf ſich nehme. Das 
RG. kommt für das Indoſſament zur Weſensbeſtimmung der Be⸗ 
gebung dahin, es ſei die Einigung des Gebers und Nehmers 
über die Rechtsübertragung in dem Sinne, daß der Nehmer die äußere 
Wechſellegitimation erhalte. Sicherlich wird dieſe Begriffsbeſtimmung 
die weitaus meiſten Fälle der Begebung durch Giro umfaſſen. Immer⸗ 
hin erſcheint ſie nicht weit genug. Der Wechſel iſt Umlaufpapier und 
jede Wechſelhandlung eine abſtrakt⸗formale. Der Geber hat gem. 
Art. 36 WO. gewärtig zu ſein, daß der Letztempfänger in einer lücken⸗ 
loſen Reihe von Indoſſamenten durch die nackte Inhaberſchaft als 
Wechſeleigentümer legitimiert wird. Hatte der Wechſelgeber hiermit 
zu rechnen, ſo weiß er bei Außerhandgabe des Wechſels, daß für den 
ſchließlichen Inhaber urkundlich nicht erkennbare Mängel von In⸗ 
doſſamenten hinſichtlich des Rechtsübergaugs ohne Beachtlichkeit ſind. 

Was vom Trausporteffekt gilt, wird für den grundſätzlich hier⸗ 
mit zuſammenhängenden Garantieeffekt im Hinblick auf dieſen Zu⸗ 
ſammenhaug alsdann nicht verſagt werden können, wenn der Wechſel 
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12. § 54 HGB. Duldet die Firma Wechſel⸗ 
girierungen durch einen Angeſtellten, ſo wird 
ſie auch durch deſſen Akzepte verpflichtet.] t) 

(U. v. 27. Mai 1927; 521/26 II. — Berlin.) 

Abgedr. ZW. 1927, 24177. 


vom Geqer gerade zum Zwecke Schaffung der Wechſelverbindlichkeit in 
den Verbehr gebracht iſt, alſo der Verpflichtungswille nach außen in 
wechſelmäßiger Art ſich betätigt hat, ſo bei Aushändigung an einen 
reinen Bevollmächtigten, ſofern nur einverſtändlich durch dieſen die 
Abgabe an einen zur Gläubigerſchaft Berufenen geſchehen ſoll. 

Für den Indoſſanten bleibt — im Gegenſatz zum Ausſteller — 
das Weſen des Indoſſamentes durch den im Sonderfall bedungenen 
Ausſchluß der eigenen Wechſelhaftung unberührt: es wirkt gedachten⸗ 
falls als reine Rechtsübertragung und ſchafft damit das Wechſelrecht 
des neuen Gläubigers gegen die ſonſt Verpflichteten. 

Hiernach iſt Begebung das Geben und Nehmen des Wechſels be⸗ 
hufs einverſtändlicher Herbeiführung eines Wechſelgläubigerrechts. 

Iſt die Urkunde zu anderen Zwecken als denen der Schaffung 
eines Gläubigerrechts aus der Hand gegeben, z. B. behufs Auf⸗ 
bewahrung oder zu Lehrzwecken, ſo liegt eine Begebung nicht vor. 
Als eine Begebung ſtellt ſich auch nicht die Abgabe des Wechſels an 
einen Boten, inſonderheit eine Transportanſtalt dar. Der Vertrags⸗ 
zweck iſt hier nur auf den äußeren Vorgang der, Beförderung 
abgeſtellt. 0 

Man wäre verſucht, für die diesſeitige Artbeſtimmung der Be⸗ 
gebung auch den Art. 74 WO. heranzuziehen, wonach der legitimierte 
Beſitzer eines Wechſels, wenn er nicht bösgläubig oder grob fahr⸗ 
läſſig ſeinen Erwerb getätigt hat, zur Herausgabe des Papiers nicht 
angehalten werden kann und ſolchergeſtalt ſein Gläubigerrecht geſetz⸗ 
lich anerkannt iſt. Das RG. hat einmal dieſen Schluß für feine Auf⸗ 
faſſung gezogen, daß es auf Begebung gegenüber dem gutgläubien 
Inhaber überhaupt nicht ankomme (RG. 112, 204 = JW. 1926, 
1548). Allein Art. 74 WO. handelt, wie ſchon ſeine Stellung im 
Abſchnitt „Abhanden gekommene (nämlich dem Gläubiger ab⸗ 
handen gekommene) Wechſel“ beſagt, und auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte erkennen läßt (LpzpProt. 142 ff., 228 f.) lediglich von der 
Stellung mehrerer, die das Gläubigerrecht in Anſpruch nehmen 
zueinander, nicht aber von der Stellung des Gläubigers zum Wech⸗ 
ſelzeichner, läßt alſo die Frage, unter welchen Umſtänden in⸗ 
folge eines etwaigen Rechts auf Rückgewähr des Wechfels der 
Wechſelſchuldner dem Wechſelinhaber gegenüber die Unver⸗ 
bindlichkeit der Wechſelunterſchrift geltend machen darf oder nicht, 
unbeantwortet. Man würde andernfalls in der Tat mit dem RG. 
zu einer Verneinung des Erforderniſſes der Begebung gegenüber 
einem gutgläubigen Inhaber gelangen. 

II. Völlig re ſpricht ſich das Urt. über das Weſen der 
Gefälligkeitsunterſchrift dahin aus, daß die Gefälligkeit ſich auf Ein⸗ 
gehung der Wechſelverbindlichkeit durch Abgabe der Unter⸗ 
ſchriſt richte, ſo daß die Kenntnis von dem Gefälligkeitsakt dem 
dritten Wechſelgläubiger nicht entgegenſtehe, der ſelbſt oder durch 
ſeinen Rechtsvorgänger ja gerade zum Zwecke dieſer Wechſel⸗ 
verbindlichkeit die Unterſchrift beanſprucht und erlangt hat. 
Das iſt als ſelbſtverſtändlich allſeitig anerkannt (RG.: Bolze 2 
Nr. 808, 3 Nr. 545, 7 Nr. 420, 18 Nr. 314; JW. 1897, 422 25; 
Bernſtein, WO. 318; Staub⸗Stranz, WO. Art. 82, Anm. 22; 
Rehbein⸗ Mansfeld, WO. 131). Es überraſcht daher einiger⸗ 
maßen, wenn das OLG. Karlsruhe den Einwand, Bekl. hätte ſeine 
Wechſelunterſchrift nur aus Gefälligkeit gegen den Vormann des 
Kl. abgegeben, für möglich erachtet. 

III. Wer den Wechſel im Rücklauf eingelöſt hat, kann gem. Art. 51 
WO. die von ihm berichtigte Summe nebſt Nebenkoſten beanſpruchen. 
Hierdurch iſt aber nicht ausgeſchloſſen, und es iſt in der Praxis das 
übliche, daß er von der durch ihn verauslagten Summe abſieht 
und die im Wechſel verſprochene Summe nebſt Nebenkoſten ein⸗ 
fordert. Er kann dies, weil er durch die Einlöſung in ſein urſprüng⸗ 
liches Wechſelrecht wieder eintritt (Bernſtein, WO. 223, 225), und 
ſomit ſein Wechſelrecht nicht durch die Summe beſtimmt wird, die er 
zur Einlöſung des Wechſels ſelber hat aufwenden müfjen. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zu 12. A. Anm. von Prof. Dr. Titze, ebenda. 


B. Wenn man die Entſch. des RG. und die Anm. von Titze 
dazu lieſt, jo iſt es einem angeſichts der Beſt. des § 54 Abſ. 2 HGB., 
die von Bevollmächtigung zur Wechſelzeichnung ſchlechthin ſpricht, 
unverſtändlich, warum das KG. einen Unterſchied zwiſchen der Girie⸗ 
rung und der Akzeptierung macht (wie dies im übrigen die mit dem 
Fall befaßte Kammer f. Handesſachen d. LG. auch getan hatte). Man 
muß den Sachverhalt genauer kennen, um dieſe Unterſcheidung wür⸗ 
digen zu können. 

Dr. G. hatte bis zum Tode feines Vaters, des Geſchäftsführers 
G., in dem Unternehmen gearbeitet und es weiter geleitet, ſowohl 
bis zur Beſtellung des neuen Geſchäftsführers, als auch nachdem 
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4. Sonſtiges materielles Recht. 


13. 865 AufwG. Die Beſtimmungen des 
Aufw G. über das Kontokorrentverhältnis gelten 
nur für Bapiermarfforderungen.]}) 

(U. v. 28. Sept. 1927; 64/27 I. — Roſtock.) 

Abgedr. JW. 1927, 29077. 


[Ka.] 


* 14. Die von den Großbanken eingerichteten 
Depoſitenkaſſen gelten als zur Abwicklung aller 
bankmäßigen Geſchäfte in weitgehendem Um⸗ 
fange ermächtigt.] 

Die Kl. ſtützt ihren Anſpruch auf ein Schreiben folgenden 
Inhalts: „Halenſee, 9. Febr. 1925. Wir teilen Ihnen hier⸗ 
durch mit, daß wir von der Firma J. G. den unwiderruflichen 
Auftrag erhalten haben, Ihnen am 9. d. M. 10000 Dollars 
bzw. 42 000 % nach Ihrer Wahl und ferner am 9. März, 
9. April, 9. Mai d. J. je 1260 % zu zahlen. Wir werden 
dieſen Zahlungsauſtrag der Firma J. G. hier am 9. Mai d. J. 
unwiderruflich an Sie ausführen. Hochachtungsvoll Direktion 
der Geſellſchaft, Depoſitenkaſſe Kurfürſtendamm 163,64. B., 
O.“ Die beiden Unterzeichner des Schriftſtücks v. 9. Febr. 1925 
waren Angeſtellte der Bekl. an der von dieſer unterhaltenen 
Depoſitenkaſſe in Halenſee, Kurfürſtendamm 163/64, B. war 
Leiter dieſer Kaſſe, O. Leiter der dortigen Buchhandlung. Daß 


dieſer beſtellt worden war. Dies empfahl ſich, weil das Unternehmen 
von der Hauptſtelle räumlich entfernt lag. Trotzdem war die Beſtellung 
des Dr. G. etwa zum zweiten Geſchäftsführer nicht in Ausſicht ge⸗ 
nommen, weil das von ihm geleitete Unternehmen, eine Zweigſtelle, 
ſtillgelegt werden ſollte. 

Die Abwicklung der von Dr. G. zu leitenden Geſchäfte brachte 
die Weitergabe der hin und wieder eingehenden Kundenwechſel an die 
Bankverbindung der Bekl. mit ſich. Nur an dieſe find die Wechſel 
mit dem Giro des Dr. G. gelangt, ſoweit ſie nicht an die Hauptſtelle 
unmittelbar geſandt wurden. 

Daneben hat Dr. G. Wechſelakzepte der Bekl. mit großen Be⸗ 
trägen gefälſcht und an andere Perſonen weitergegeben. Davon hat 
natürlich weder die Bankverbindung der Behl. noch dieſe ſelbſt etwas 
erfahren, ehe die Akzepte ihr bei Fälligkeit vorgelegt wurden. Seit 
kurz vor der Fälligkeit iſt Dr. G. flüchtig. 

Kann man dem RG. auch darin zuſtimmen, daß die Bekl. bei 
Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt in der Über⸗ 
wachung der Handlungen von Angeſtellten von den Wechſelgirie⸗ 
rungen hätte Kenntnis haben müſſen, und darin eine ſtillſchweigende 
Bevollmächtigung erblicken, ſo iſt der Schritt, darin zugleich eine Be⸗ 
vollmächtigung zur Wechſelzeichnung überhaupt, alſo auch zur Alzzep⸗ 
tierung zu erblicken, nur weil 8 54 HGB. allgemein von Wechſel⸗ 
zeichnung ſpricht, abwegig, und wird den wirtſchaftlichen Erforder⸗ 
niſſen nicht gerecht. 

Der Sachverhalt läßt lediglich auf eine ſtillſchweigende Be⸗ 
vollmächtigung zur Girierung, und zwar zwecks Weitergabe an die 
eigene Bankverbindung ſchließen. Aus dem Umſtande aber, daß 
Dr. G. ſtillſchweigend die Wechſel für die eigene Bankverbindung 
hat girieren dürfen, um die im normalen Geſchäftsverkehr einlaufen⸗ 
den Kundenwechſel zu diskontieren, iſt zu ſchließen, daß er ſich damit 
ganz allgemein das Recht zur Wechſelzeichnung angemaßt und nach 
außenhin als generell zur Wechſelzeichnung legitimiert aufgeſpielt 
hat, iſt eine Überſpannung der an die Sicherheit im Rechtsverkehr 
geſtellten Erforderniſſe. Denn es iſt ein beträchtlicher Unterſchied zwi⸗ 
ſchen dem bloßen Giro auf einem Kundenwechſel und der Ausſtellung 
eines eigenen Akzeptes. Zwar tritt der Girant eines Kundenwechſels 
in einen Wechſelverband. Aber der ſo begründeten wechſelmäßigen 
Haftung ſteht doch regelmäßig ein Rückgriffsrecht gegen den Kunden 
aus dem zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft gegenüber. Auch halten 
ſich Kundenwechſel durchaus im Rahmen des normalen Geſchäfts⸗ 
betriebes. Der Umfang ſelcher Wechſelverbindlichkeiten läßt ſich alſo 
allgemein vorher überſehen. Im vorl. Falle hat es ſich ſogar nur 
um die Weitergirierung zum Zwecke der Diskontierung bei der eige⸗ 
nen Bank, alſo um einen rein bankmäßigen Vorgang gehandelt. 
Dies iſt, unter dem Geſichtspunkt der ſtillſchweigenden Bevollmäch⸗ 
tigung betrachtet, wirtſchaftlich ein völlig anderer Vorgang als die 
Akzeptierung. Der Verkehr macht dieſe Unterſchiede. Deshalb haben 
ſich auch die beiden Tatſacheninſtanzen bemüht, dieſem Unterſchiede 
gerecht zu werden. Wenn aber der Verkehr den Unterſchied kennt, 
dann wird man billigerweiſe aus der ſtillſchweigenden Bevollmächti⸗ 
gung zur Girierung nicht auch auf eine ſtillſchweigende Bevollmächti⸗ 
gung zur Akzeptierung folgern dürfen, ſofern nicht Umſtände vor⸗ 
liegen, die auch auf eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung zu dem 
letzteren ſchließen laſſen. Der Wortlaut des 8 54 HGB. ſteht dem 
nicht entgegen, denn es handelt ſich um eine Auslegungsfrage. Die 
Auslegung muß ſich aber nach den im Handelsverkehr herausgebil⸗ 
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ſie ausdrücklich zum Abſchluß von Geſchäften der hier in Rede 
ſtehenden Art, welche die Bekl. als Akkreditivausſtellung be⸗ 
zeichnet, bevollmächtigt geweſen ſeien, wird von der Bekl. be⸗ 
ſtritten. Als Grund für die Haftung der Bekl. nehmen die 
Vorinſtanzen an, dieſe habe ſich ſo verhalten, daß das Publikum 
und namentlich auch der Rechtsvorgänger der Kl. nach Treu 
und Glauben die Bevollmächtigung der bezeichneten Angeſtell⸗ 
ten zur Eingehung der fraglichen Verbindlichkeit hätte an⸗ 
nehmen können. Daß auf dieſe Weiſe eine Haftung des Ge⸗ 
ſchäftsherrn für Handlungen eines Angeſtellten begründet wer⸗ 
den kann, die über deſſen wirkliche Bevollmächtigung hinaus⸗ 
geht, wird von Rechtſprechung und Rechtslehre in Anlehnung 
an 8 54 HGB. allgemein anerkannt. Die Bekl. beſtreitet das 
an ſich auch nicht; ſie macht aber geltend, es komme hier nicht 
in Betracht, weil jedermann bekannt ſei, daß Geſchäfte dieſer 
Art von den Beamten der Depoſitenkaſſen nicht vorgenommen 
werden dürften, hierzu vielmehr nur die Bankleitung oder 
ihre dafür beſtellte Akkreditivſtelle befugt ſei. Die beiden Vor⸗ 
inſtanzen ſind in dieſer Hinſicht anderer Meinung. Das LG., 
auf deſſen Ausführungen das BU. zuſtimmend Bezug nimmt, 
hatte — und zwar unter Mitwirkung zweier Handelsrichter — 
folgendes geſagt. „Nun werden, wie gerichtsbekannt iſt, von 
den Depoſitenkaſſen der Großbanken in Berlin täglich die 
umfangreichſten Bank⸗ und Börſengeſchäfte aller Art abge⸗ 
wickelt. Die Großbanken unterhalten diefe Depoſitenkaſſen in 
allen Stadtteilen und fordern in ihren Bekanntmachungen, 


deten Gepflogenheiten halten, ſonſt mutet man dieſem, vom Stand⸗ 
punkt des Rechts betrachtet, mehr Sicherheit zu, als er ſchließlich 
ſelbſt wünſcht. 

RA. Dr. Staege, Berlin. 


Zu 13. Die in ihrem Ergebnis ſchlechthin überzeugende Entſch. 
iſt nach mehreren Richtungen von erheblichem Intereſſe. 

1. Dieſer Fall zeigt in beſonders anſchaulicher Weiſe, wie die 
gegenwärtige Drei⸗Richter⸗Beſetzung der OLG. das RG. belaftet. Daß 
das OLG. die Rechtsfrage verkannt hat, wird man ihm nicht zum 
Vorwurf machen können. Dagegen hat das RG. ausſprechen müſſen, 
daß zwei grundlegende tatſächliche Feſtſtellungen des LG. von der 
zweiten Inſtanz einfach übergangen worden ſind: das Inkrafttreten 
der Bedingungen des Kaliſyndikats und der Einfluß der Bedingungen 
des Stickſtoffſyndikats auf das Vertragsverhältnis der Parteien. Hier⸗ 
mit nicht genug, iſt der Tatbeſtand des BU. hinſichtlich der von der 
Kl. mit Bezug auf ihr Klagebegehren abgegebenen Erklärung vom 
RG. als irrtümlich erkannt, ſo daß das RG. ſich der mühevollen 
Aufgabe unterziehen mußte, den Akteninhalt zu ermitteln und den 
Tatbeſtand des Urt. der BerInſt. richtigzuſtellen. In früheren Zeiten 
wären derartige Mängel eines oberlandesgerichtlichen Urt. ſchlechter⸗ 
dings unmöglich geweſen. Wenn ein verfehlter Fiskalismus nicht die 
Rechtspflege erſchüttern ſoll, muß die alte Beſetzung der OLG. ſchleu⸗ 
nigſt wieder hergeſtellt werden. Gehen die Dinge jo weiter wie bisher, 
fo wird das RG. bald eine Erhöhung der Reviſionsſumme fordern 
müſſen, um feinen Pflichten gerecht werden zu können. Schon jetzt 
iſt es manchmal ſchwer, bei der Nachprüfung der Entſch. einer gut 
beſetzten LGKammer durch einen OLGSen. an eine nicht nur über⸗ 
geordnete, ſondern auch — was ja wohl der Sinn des Inſtanzen⸗ 
zuges iſt — an ein beſſer unterrichtetes Gericht zu denken. 

2. Volle Zuſtimmung verdient der Ausſpeuch des RG., daß 
im Herbſt 1923 in der damals dicht vor der Auflöſung ſtehenden 
Wirtſchaft ſich Handelsbräuche nicht haben bilden können, da dieſe nur 
auf dem Boden einer ruhigen Wirtſchaftsperiode erwachſen können. 

Eine Allgemeingültigkeit können Handelsgewohnheiten nur er⸗ 
langen, wenn ſie in dem einſchlägigen Kreiſe von Kaufleuten als ein 
Brauch empfunden und gebilligt worden ſind; bei der ſich durch die 
jäh fortſchreitende Geldentwertung faſt täglich verändernden Grundlage 
des Wirtſchaftslebens war aber jede Vergleichsmöglichkeit mit anderen 
Fällen unmöglich. 

3. In der Entſch. iſt zu beachten, daß in ihr zwei Anſprüche 
erörtert werden, von denen der eine nach den Bedingungen des Kali⸗ 
ſyndikats, der andere nach denjenigen des Stickſtoffſyndikats zu be⸗ 
urteilen war. 

Bezüglich des letzteren Anſpruchs hat das RG. deſſen Wert⸗ 
beſtändigkeit feſtgeſtellt und hieraus die zutreffende Schlußfolgerung 
gezogen, daß dieſer Anſpruch niemals Beſtandteil eines dem 8 65 
Aufiv®. unterfallenden Kontokorrents ſein kann. Nur bei Papier⸗ 
markforderungen kann die Aufwertung in Frage kommen, folgerecht 
Kann auch nur hinſichtlich des Papiermarkanſpruchs die Aufwertungs⸗ 
fähigkeit verneint werden, und dies zwingt dazu, den Kontokorrent 
des 8 65 als einen reinen Papiermarkkontokorrent zu behandeln, 
mithin alle wertbeſtändigen Poſten aus ihm auszuſcheiden: hiernach 
kann ein wertbeſtändiger Anſpruch niemals durch eine Sondervorſchrift 
des AufwGg. um die Exiſtenz gebracht werden. 

RA. Dr. Wrzeszins ki, Berlin. 
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Inſeraten uſw. das Publikum zur Abwicklung aller ſolcher 
Geſchäfte von dieſen Kaſſen aus öffentlich auf. Das Publikum 
kann daher damit rechnen und rechnet damit, daß in dieſen 
Depoſitenkaſſen doch mindeſtens ein verantwortlich zeichnender 
Vertreter der betr. Bank vorhanden iſt. Wenn das Publikum 
davon ausginge, daß die in den Depoſitenkaſſen tätigen An⸗ 
geſtellten der Bank nur untergeordnete Organe ſeien, die allen⸗ 
falls in der Lage ſeien, eine Quittung auszuſtellen, ſo würde 
es gar nicht daran denken, ſich mit dieſen Depoſitenkaſſen in 
Geſchäfte einzulaſſen, aus denen in zahlreichen Fällen auch 
umfangreiche Verpflichtungen der betr. Bank gegen den Kunden 
erwachſen. Haben alſo auch dieſe Angeſtellten der Depoſiten⸗ 
kaſſe keine, hat nicht einmal der Depoſitenkaſſenvorſteher, alſo 
der leitende Beamte der Depoſitenkaſſe, eine ausdrückliche 
Handlungsvollmacht, die ihn zur Vornahme aller der von 
ihm tatſächlich betriebenen Geſchäfte auch rechtlich bevoll⸗ 
mächtigt, ſo muß doch mindeſtens dieſer Depoſitenkaſſenvorſteher 
als ſtillſchweigend zur Vornahme dieſer Geſchäfte bevollmäch⸗ 
tigt angeſehen werden. Dabei braucht nicht noch unterſucht zu 
werden, ob von der betr. Kaſſe und durch den betr. Vorſteher 
Geſchäfte der in Rede ſtehenden Art auch ſonſt gemacht worden 
find, da notoriſch alle Bank- und Börſengeſchäfte kleineren und 
größeren Umfangs täglich in großer Menge vorgenommen 
werden.“ Das BlI., das, wie erwähnt, ſich die Ausführungen 
des landgerichtlichen Urt. zu eigen macht, fügt noch bei: „Mit 
der Errichtung von Depoſitenkaſſen haben die Großbanken, die 
ihre Zentrale in der Innenſtadt haben, den Zweck verfolgt, das 
Publikum der Außenbezirke von den dort befindlichen Klein⸗ 
bankiers abzulenken, indem ſie ihm durch die Einrichtung der 
Depoſitenkaſſen die Möglichkeit boten, ſeine Bankgeſchäfte bei 
einer für ſicherer geltenden Großbank zu machen, ohne daß es 
zeitraubende Wege zur Zentrale zu machen braucht. Die dem 
Gericht bekannte Verkehrsauffaſſung geht aber auch dahin, daß 
die Kundſchaft bei den Depoſitenkaſſen alle bankmäßigen Ge⸗ 
ſchäfte abſchließen kann. Das Publikum, das durch die Er- 
richtung von Depoſitenkaſſen zum Abſchluß von bankmäßigen 
Geſchäften bei den Großbanken aufgefordert wird, nimmt daher 
auch mit Recht an, daß in den Kaſſen Angeſtellte tätig ſind, 
die derartige Geſchäfte für die Bekl. verbindlich abſchließen 
können.“ Die Rev. bekämpft dieſe Anſchauung. Sie ſagt, 
wenn man die Ausführungen des KG. gelten ließe, dann gäbe 
es keine in den Rahmen eines Bankgeſchäfts fallende Ver⸗ 
pflichtung mehr, die nicht auch von den Angeſtellten der 
Depoſitenkaſſen eingegangen werden könnte; namentlich wären 
die von den Angeſtellten der Depoſitenkaſſen vollzogenen 
Wechſelakzepte für die Bank verbindlich, was mit der Vor⸗ 
ſchrift in $ 54 Abſ. 2 HGB. unvereinbar ſei. Aus letzterer 
Vorſchrift läßt ſich keine der Bekl. günſtige Schlußfolgerung 
herleiten. Einmal fällt das hier in Rede ſtehende Geſchäft 
nicht unter die dort aufgeführten, eine beſondere Bevollmäch⸗ 
tigung erfordernden Geſchäfte. Weiter iſt aber auch nicht 
einmal für die dort aufgeführten Geſchäfte, namentlich auch 
nicht für die von der Rev. beſonders hervorgehobene Akzep⸗ 
tierung von Wechſeln, eine Bevollmächtigung durch bloßes 
Dulden ausgeſchloſſen (RG. 117, 164). Auch die Berufung 
der Rev. auf das Schrifttum über das Bankweſen iſt nicht 
geeignet, die Feſtſtellungen der Vordergerichte über den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb in den Depoſitenkaſſen der Großbanken und über 
die Anſchauungen des Publikums hierüber zu erſchüttern. Was 
Rießer, Die deutſchen Großbanken, an der von der Rev. 
angeführten Stelle über die mit der Gründung der Depoſiten⸗ 
kaſſen verfolgten Zwecke der Großbanken ſagt, ſteht mit den 
Ausführungen des BU. nicht im geringſten in Widerſpruch. 
Dagegen beſtätigt Rießer an einer anderen Stelle (S. 169) 
gerade das, was die Rev. nicht gelten laſſen will, indem er 
ſagt, daß die Depoſitenkaſſen nach und nach zu Wechſelſtuben 
geworden ſeien, die alle Bankgeſchäfte gleich der Zentrale und 
gleich einer Filiale betrieben. Eine Ausnahme hiervon will 
Rießer nur für Konſortialgeſchäfte und für Effektengeſchäfte 
auf eigene Rechnung gemacht wiſſen, alſo nicht für Geſchäfte 
der hier in Rede ſtehenden Art. Ahnlich ſpricht ſich Mueller: 
Bankarchiv VIII, 117 aus; er beſpricht dort unausgeſchieden 
Wechſelſtuben und Depoſitenkaſſen und ſagt, ſie ſeien in ihrer 
heutigen Verfaſſung vollſtändige Bankgeſchäfte und kultivierten 
alle Zweige des Bankgeſchäfts mit Ausnahme von Konſortial⸗ 
geſchäften, welche ſelbſtverſtändlich den Zentralen vorbehalten 
ſeien. Auch weitere Schriftſteller des Bankfachs, z. B. 
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Schacht, Einrichtung, Betrieb uſw. der Großbanken; 
Porges, Die Organiſation einer Großbank, behandeln 
Depoſitenkaſſen, Wechſelſtuben und Filialen der Groß⸗ 
banken als einander gleichſtehend und ohne etwas darüber zu 
ſagen, daß vom Geſchäftskreis der Depoſitenkaſſen Geſchäfte 
der hier in Rede ſtehenden Art auszunehmen wären. In 
welchem Sinn Leitner, Bankbetrieb und Bankgeſchäfte 
S. 45, den von der Rev. angeführten Satz meint, daß von der 
Depoſitenkundſchaft die Abhängigkeit der Vorſteher von der 
weit entfernt liegenden Direktion der Bank als nachteilig emp⸗ 
funden werde, namentlich ob er dabei eine Abhängigkeit für 
Geſchäfte wie das hier vorliegende im Auge hat, iſt nicht mit 
Sicherheit zu erkennen. Keinesfalls kann dieſem Satz die Be⸗ 
deutung beigelegt werden, daß durch ihn die von den Vor⸗ 
inſtanzen als gerichtskundig bezeichnete, mit den angeführten 
Außerungen des Schrifttums im Einklang ſtehende Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs ihr Gewicht verlöre. Die Rev. macht 
geltend, die Bekl. habe von der ganzen Sache keine Kenntnis 
gehabt und keine haben können, weil die ſtreitigen Geſchäfte 
ihrer Kenntnis von den Angeſtellten abſichtlich entzogen wor⸗ 
den ſeien; es hätten ſich allmählich in den Geſchäftsräumen 
keine Kopien der über die Geſchäfte an K. geſchriebenen Briefe 
gefunden, ſo daß die Bekl. auch durch noch ſo ſorgfältige Nach⸗ 
prüfung der dortigen Geſchäftsführung keine Kenntnis von den 
Geſchäften erlangt haben würde. Die Kl. hat demgegenüber 
darauf hingewieſen, daß die Zahlungen aus den Geſchäften mit 
K. doch durch die Bücher gelaufen ſein müßten. Das BG. 
läßt die Frage, ob die Briefkopien verheimlicht worden ſeien, 
offen und ſagt in erſter Reihe (unter Berufung auf Staub⸗ 
Könige: A. 7a zu 8 54 HGB.), daß die Bekl. für alle Fälle 
das Verhalten ihrer Angeſtellten ſo gegen ſich gelten laſſen 
müſſe, wie es von den beteiligten Kunden nach Treu und 
Glauben habe aufgefaßt werden dürfen. Sie habe aber auch 
in hohem Grade fahrläſſig gehandelt, wenn die Kontrolle bei 
ihr ſo mangelhaft geweſen ſei, daß ſie von dieſen erheblichen 
Geſchäften nichts gemerkt habe. Die Rev. will das nicht gelten 
laſſen; ſie ſagt, eine Haftung der Bekl. aus der eigenmächtigen 
Handlungsweiſe ihrer Angeſtellten könnte nur dann angenom⸗ 
men werden, wenn ſie ſolche geduldet hätte, und davon könne 
nur die Rede ſein, wenn ſie Kenntnis davon gehabt hätte. Eine 
Fahrläſſigkeit der Bekl., auf die ihre Nichtkenntnis zurück⸗ 
zuführen wäre, läge aber bei der vom BG. offen gelaſſenen 
Möglichkeit einer abſichtlichen Verheimlichung nicht vor. Die⸗ 
ſen beiden Fragen braucht aber bei der beſonderen Lage des 
Streitfalles nicht nachgegangen zu werden. Denn was das 
BG. über den Geſchäftsbetrieb in Berliner Depoſitenkaſſen 
und über die Auffaſſung der in Betracht kommenden Verkehrs⸗ 
kreiſe von dieſem Geſchäftsbetrieb feſtſtellt, das muß natürlich 
auch gegenüber der ſelbſt dem Bankfach angehörenden Bekl. 
gelten. Wie die ſonſt beteiligten Geſchäftskreiſe, hat alſo auch 
die Bekl. gewußt, daß in Berliner Depoſitenkaſſen allgemein 
bankmäßige Geſchäfte in weitgehendem Maße vorgenommen 
werden. Wenn ſie ihre eigenen Depoſitenkaſſen in der gleichen 
Weiſe arbeiten ließ, ohne Geſchäfte beſtimmter Art ausdrück⸗ 
lich von dem dortigen Betrieb auszuſchließen, ſo hat ſie nicht 
nur den Schein der Vollmacht erweckt, ſondern geradezu ihre 
Angeſtellten zu allen Geſchäften bevollmächtigt, wie ſie nach 
der Auffaſſung des Verkehrs bei den Kaſſen vorgenommen 
werden können. Nun hat ſie zwar geltend gemacht, B. und O. 
hätten mit dem Abſchluß des ſtreitigen Geſchäfts „inſtruktions⸗ 
widrig“ gehandelt; welchen Inhalt oder Wortlaut aber die 
Inſtruktion gehabt haben ſoll, hat ſie nicht angegeben. Auch 
aus der Vernehmung von B. und O. als Zeugen hat ſich 
kein Anhalt für die Ausſchließung von Geſchäften der in 
Frage kommenden Art aus der Geſchäftsaufgabe der Depoſiten⸗ 
kaſſe ergeben; ſie haben ausgeſagt, daß ſie ſich zum Abſchluß 
des ſtreitigen Geſchäfts für befugt gehalten hätten, weil damals 
Deckung in Effekten und dgl. für den Zahlungsauftrag vor⸗ 
handen geweſen ſei, die ſie für genügend gehalten hätten und 
hätten halten können, wenn ſie ſich auch ſpäter als ungenügend 
erwieſen habe. Wie es ſich mit den angeblich fehlenden Brief⸗ 
kopien verhalte, ſind die Zeugen nicht gefragt worden, ſo daß 
hieraus kein Schluß auf ein bewußt auftragswidriges Handeln 
der Genannten gezogen werden kann. Muß aber nach alledem 
angenommen werden, daß die Bekl. ihre Depoſitenkaſſen⸗ 
Angeſtellten allgemein zu Geſchäften auch dieſer Art bevoll⸗ 
mächtigt hatte, dann kam ein etwaiger innerer Vorbehalt, die 
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Bevollmächtigung ſolle nur gelten, wenn die Geſchafte glatt 
und vorteilhaft verliefen, keine rechtliche Anerkennung finden. 
Die Bekl. hatte geltend gemacht, daß in ihren Depoſitenkaſſen 
durch einen Aushang darauf hingewieſen werde, von welchen 
Beamten die Quittungen der Kaſſe zu zeichnen ſeien; ſie meint, 
daraus hätte jedermann entnehmen können, daß die dortigen 
Angeſtellten keine weitere Befugnis als zur Quittungsleiſtung 
hätten. Die Vorinſtanzen find dagegen der Anſicht, daß durch 
dieſen Aushang das Publikum in ſeiner Meinung über weit⸗ 
gehende Befugniſſe der Angeſtellten nur beſtärkt werde. Die 
Rev. hält das für falſch, aber die Beurteilung dieſer Frage 
gehört dem Gebiet tatſächlicher Würdigung an. Auf dem 
gleichen Gebiete liegt es, wenn die Rev. die Schlüſſe als ver⸗ 
fehlt bezeichnet, die nach der Auffaſſung des BG. vom 
Publikum daraus gezogen werden, daß die Bekl. einen der 
Unterzeichner des fraglichen Schriftſtücks als den Leiter der 
Depoſitenkaſſe bezeichnet hatte. Aus Gründen rechtlicher Art 
kann dieſe Auffaſſung des BG. nicht beanſtandet werden. Die 
Bekl. hatte ſich darauf berufen, daß vor dem Abſchluß des 
dem Schreiben v. 9. Febr. 1925 zugrunde liegenden Geſchäfts 
RA. M. als Vertreter von K. die Unterzeichner jenes Schrei⸗ 
bens gefragt habe, ob ſie zu ſolchen Geſchäften ermächtigt ſeien, 
und daß erſt nach erhaltener bejahender Antwort das Geſchäft 


Zu 15. A. Dem Urt. iſt im Ergebnis wie in der Begründung 
durchaus beizupflichten. Es ſchließt ſich folgerichtig an die große Reihe 
von Entſch. an, in denen das RG. die ebenſo ſchwierige wie intereſſante 
Frage der Grenzen zwiſchen dem unbeachtlichen Irrtum im Beweg⸗ 
grunde und dem zur Anfechtung berechtigenden Irrtum über den In⸗ 
halt der Erklärung erörtert (vgl. außer den in der Entſch. genannten 
Urt. auch nach RG. 64, 268; 90, 272 = JW. 1917, 763; 101, 108 
JW. 1921, 826). Eigentümlicherweiſe hat derſelbe Gen. des RG. in 
dem m. E. durchaus gleichliegenden Falle: JW. 1925, 1633 die Anfech⸗ 
tung wegen Irrtums verneint (ogl. dazu die Anm. des Unterzeichueten 
in JW. 1925, 1990). In dem Schlußabſatz dieſer Anm. wird auf ein 
Urt. des LG. Hamburg hingewieſen, in dem es ſich um die An⸗ 
fechtung einer auf falſcher Berechnung beruhenden Speditionsofferte 
handelte. LG. Hamburg hatte zugunſten des anfechtenden Spediteurs 
entſchieden, OLG. Hamburg dagegen die Klage abgewieſen. In⸗ 
zwiſchen hat das RG., und zwar wiederum der 1. Sen., in einem 
Urt. v. 8. Jan. 1927 (1111/6) das Urt. des BG. aufgehoben und 
die Sache zurückverwieſen, mit der Begründung, daß auch in dieſem 
Falle ein zur Anfechtung berechtigender Irrtum auf ſeiten des 
Spediteurs vorgelegen habe, weil der Irrtum in der Berechnungs⸗ 
grundlage der Offerte bei den entſcheidenden Verhandlungen der 
Gegenſeite erkennbar zum Ausdruck gekommen ſei. Eine nähere 
Wiedergabe des Urt. des NG. iſt nicht von Intereſſe, weil es im 
übrigen lediglich auf der Würdigung der durch die Beweisaufnahme 
feſtgeſtellten Tatſachen beruht. Offenbar iſt auch aus dieſem Grunde 
der Abdruck der Entſch. in der amtlichen Sammlung nicht erfolgt. 

Sämtliche Urt. des RG., die über die Irrtumsfrage ergangen 
ſind, zeigen, daß die eigentlichen Schwierigkeiten nicht ſo ſehr die 
Frage des Unterſchiedes zwiſchen beachtlichem und unbeachtlichem 
Irrtum betreffen, ſondern daß die wirklichen Schwierigkeiten für 
die Rſpr. erſt da beginnen, wo es ſich darum handelt, über die 
Folgen einer erfolgreichen Irrtumsanfechtung zu entſcheiden. Das 
erg.bt ſich beſonders einleuchtend aus den Schlußabſäzen der im 
vorliegenden beſprochenen Entſcheidung. 

NA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 


B. Es liegt der ſchon mehrfach behandelte Fall eines Irr⸗ 
tums in der Geſchäftsgrundlage vor. Beide Parteien gehen 
beim Vertragsſchluß davon aus, daß der im amtlichen Zettel ge⸗ 
nannte Kurs der zu kaufenden Wertpapiere richtig iſt, während er 
bag 19 Druckfehlers in Wahrheit 1000 Papiermark mal ſo 

och ſtand. 

925 Abgeſehen von der m. E. begründeten Zulaſſung eines Scha⸗ 
denserſazanſpruches wegen culpa in contrahendo des Vertreters 
der Kl., der als Baukbeamter den Druckfehler des amtlichen 
Zettels bei der großen Abweichung vom richtigen Kurſe hätte er⸗ 
kennen müſſen, it zwar der Annahme eines Grundlagenirrtums 
beizutreten; indeſſen wird nun doch einmal eine prinzipielle Prüfung 
der auch die vorliegende Entſch. beherrſchenden Behandlung des Grund⸗ 
lagenirrtums vorzunehmen ſein. Gerade die ſchließliche, zwar konſe⸗ 
quente Anwendung des § 122 auf den beiderſeitigen Irr⸗ 
tum der Vertragsparteien zeigt m. E. aufs neue, daß es ſo nicht 
geht. Die ratio der Schadenserſatzpflicht aus 5 122 wurzelt in der 
Geltendmachung des einſeitigen Erklärungsirrtums durch die irrende 
Partei gegenüber dem nicht irrenden Erklärungsempfänger. Der 
letztere verdient nur als nicht irrende Partei, die die Fehlerhaftig⸗ 
keit des Vertrages ihrerſeits nicht herbeigeführt hat und daher auch 
objektiv berechtigt war, auf die Gültigkeit des Vertrages zu ver⸗ 
trauen, Rechtsſchutz im Falle der Geltendmachung des Irrtums 
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geſchloſſen worden ſei. Daraus gehe hervor, daß M. zunächſt 
nicht an eine ſolche Ermächtigung geglaubt habe und daß er 
nicht im Vertrauen auf die nach der Verkehrsauffaſſung an⸗ 
zunehmende Vollmacht, ſondern im Vertrauen auf die ihm 
gewordene unwahre Auskunft gehandelt habe. Das BG. hat 
jedoch dieſen Schluß aus dem erwähnten Vorgang nicht ge⸗ 
zogen, ſondern ſagt, K. habe nach der Stellung, die B. als 
Leiter der Depoſitenkaſſe eingenommen habe, der Auffaſſung 
ſein müſſen, daß eine Vollmacht beſtehe, und jene Frage könne 
nur den Sinn gehabt haben, daß M. ſeiner Sache ganz ſicher 
habe ſein wollen. Dieſe von der Rev. angegriffenen Er⸗ 
wägungen bewegen ſich auf dem Gebiet tatſächlicher Würdi⸗ 
gung und geben keinen Anlaß zu rechtlicher Beanſtandung. 
(U. v. 20. Okt. 1927; 218/27 IV. — Berlin.) [Ka.] 


* 15. 88 119, 122 BG B. Der Irrtum über den 
Kurs von Wertpapieren kann unter beſonderen 
Umſtänden beachtlich erſcheinen. Der Irrende iſt 
nicht ſchadenserſatzpflichtig, wenn der Irrtum 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit erkennbar war.] 7) 


(U. v. 22. Jan. 1927; 35/26 I. — Berlin.) [Ka.] 
Abgedr. JW. 1927, 10811. 


durch den Gegner. Wer dagegen ſelbſt irrt, und zwar in demſelben 
Punkte wie die andere Partei, kann nicht Vertrauensſchutz gegen⸗ 
über dem Gegner verlangen, der den Irrtum durch Anfechtung 
geltend macht. — Ferner hängt die auch in obiger Entſch. weiter⸗ 
hin geprüfte Frage, inwiefern gem. $ 122 Abf. Il der Vertreter der 
Kl. den Irrtum des Bekl. bei gehöriger Aufmerkſamkeit hätte er⸗ 
kennen müſſen, hier mit der anderen Frage zuſammen, inwiefern 
jener den eigenen Irrtum erkennen mußte. 

Die in die Rſpr. eingeführte, auch der vorliegenden Entſch. 
zugrunde liegende Auffaſſung verſchiebt die Grenzen des Inhalts⸗ 
irrtums gegenüber dem Motivirrtum in bedenklichem Maße und 
dehnt die Anwendung des verkehrsfeindlichen $ 119 BGB. über 
Gebühr aus, im Gegenſatz zu den Beſtrebungen, die eher eine reſtrik⸗ 
tive Auslegung anzubahnen ſuchten. Es ſcheinen die Bedenken, die 
beſonders v. Tuhr, Allg. Teil II 1 8 52 und 25. 1921, 154 ff.; 
Oertmann, Geſchäftsgrundlage S. 50 f., 156 f. und Riesler 
bei Staudinger, § 119 VII c zutreffend zum Ausdruck gebracht 
haben, wenig Beachtung gefunden zu haben. Vgl. jetzt Dertma un, 
Komm. Allg. Teil (1927) S. 403 und 568; ſ. aber auch RG. 108, 
109 f. (IV. 3.) = JW. 1925, 242. Soeben richtig auch der III. 36. 
in Entſch. dei Gruch. 69, 217, wo gegenüber der Klage aus einem 
ſolchen unter beiderſeitigem Grundlagenirrtum geſchloſſenen Vertrage 
die exceptio doli gewährt wird. 

Der Grundlagenirrtum darf nicht nach 8 119 behandelt 
werden, auch nicht analog, weil. er in dem notwendig ſtrengen 
Sinne des § 119 nicht zum Inhalt der Erklärung gehört, wobei 
ich gem. meinen Darlegungen in „Irrtum und Auslegung“ (1918) 
davon ausgehe, daß auch der Abſ. II des § 119 einen echten In⸗ 
haltsirrtum regelt; denn die verkehrsweſentlichen Eigenſchaften 
einer Sache müffen, als von dem Begriff der Sache mit umfaßt, 
als von dieſer logiſch und juriſtiſch nicht trennbare Vorſtellungs⸗ 
ſubſtrate angeſehen werden. Es iſt nicht zutreffend, zu analyſieren, 
A. kaufe dieſe Sache, weil fie wertvolle Eigenſchaften hat, ſondern 
er kauft in der Sache deren Eigenſchaften. Auch juriſtiſch gibt es 
keine Materie ohne Eigenſchaften. Vollends die verkehrsweſent⸗ 
lichen Eigenſchaften machen erſt die Sache aus. Dieſer objektiven 
Lage muß die Würdigung der ſich auf ſie beziehenden Abſichten der 
Geſchäftsparteien entſprechen. 

Die Unterſuchung des Sinnes des § 779 BGB. ergibt an⸗ 
dererſeits, daß er durchaus kein ſinguläres Recht enthält. Daher 
muß fein Sinn mit dem $ 119 in Einklang ſtehen. Der gem. 5 779 
„nach dem Inhalte des Vertrages als feſtſtehend zugrunde gelegte 
Sachverhalt“ kann in legalem Sinne nicht ſelbſt Inhalt der Willens⸗ 
erklärung geworden ſein; denn ſonſt müßte der ſich auf ihn be⸗ 
ziehende Vergleichsirrtum nach $ 119 behandelt werden, und es 
beſtände ein unlöslicher Widerſpruch zwiſchen beiden Geſetzesnormen. 
Was 8 779 für den Vergleich normiert, muß für alle Verträge 
gelten; denn es fehlt ein Grund, weswegen der Vergleich in dieſem 
Punkte anders behandelt werden ſoll als irgendein anderer Ver⸗ 
trag. Vertragsgrundlage wird ein Umſtand nur durch Konſentierende 
Erklärung beider Parteien. Jeder Vertrag muß daher, wenn die 
feinem Inhalt weſentliche Grundlage entfällt — gleich ob dies eine 
echte Bedingung oder nur eine ſich auf Vergangenes oder Gegen⸗ 
wärtiges beziehende Voraus ſetzung iſt —, analog § 779 ipso 
jure unwirkſam fein. Dies entſpricht auch allein dem Partei- 
willen; denn die Parteien wollen — auch im oben entſchiedenen 
Falle des Kursirrtums — die Vertragswirkungen nur unter der 
Vorausſetzung der Richtigkeit ihrer Grundlagen. Die Windſcheid⸗ 
ſche Vorausſetzungslehre ging juriſtiſch zu weit und iſt nicht gelten⸗ 
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** 16. 8133 BGB. Gewiſſe Eingriffe in den Ge⸗ 
ſchäftskreis Dritter ſind im Konkurrenzkampf 
unvermeidlich; ſie brauchen nicht gegen die guten 
Sitten zu verſtoßen.] f) 

Eine Reihe der an der Fahrt nach dem La Plata be⸗ 
teiligten Reedereien, zu welchen auch die Bekl. gehört, haben 
ſich zu der ſog. La Plata⸗Konferenz vereinigt. Die dieſer an⸗ 
geſchloſſenen Reedereien bewilligen den Verladern, welche ihre 
Verſchiffungen von deutſchen Nordſeehäfen nach Häfen von 
Uruguay, Argentinien und Paraguay ausſchließlich mit Schif⸗ 
fen der Konferenz vorgenommen haben, einen Rabatt von 
10% auf die Nettoozeanfracht. Die Abrechnung über den 
Rabatt erfolgt je am 30. Juni und 31. Dez. für das ver⸗ 
gangene Halbjahr, die Auszahlung des Rabattes 6 Monate 
ſpäter. Sie iſt abhängig davon, daß der Verlader bis zum 
Tage der Fälligkeit die für die Gewährung des Rabattes 


des Recht geworden; aber den Begriff der Vorausſetzung brauchen 
wir deswegen nicht ſo ängſtlich zu umgehen, wie es meiſt im 
Schrifttum geſchieht. Er lebt tatſächlich fort, weil er uns 
entbehrlich iſt (zutreffend Oertmann, Komm. Allg. Teil [1927 
S. 586). Windſcheid ging darin zu weit, daß er einſeitige, für 
den Erklärenden weſentliche Motivvorjtellungen ſchon dann, wenn 
ſie dem Gegner erkennbar waren, zu Vorausſetzungen erhob, die 
bei Nichtvorliegen die Unwirkſamkeit des Vertrages hervorriefen. 
Nach geltendem Recht dürfen wir dagegen nur das 
als Vorausſetzung anſehen, was die Parteien nach 
ihren Erklärungen übereinſtimmend als vertrags⸗ 
bindend angeſehen haben. Die Auslegung unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, ob der Vertrag auch bei Nichtvorliegen der Grund⸗ 
lage geſchloſſen wäre, bereitet regelmäßig keine große Schwierig⸗ 
keit. Im vorliegenden Falle iſt jene Frage zweifellos zu ver⸗ 
neinen. Die Einigkeit der Parteien muß ſich darauf beziehen, 
daß der Vertrag mit der Vorausſetzung ſteht und fällt. Die im 
§ 779 für den dortigen Tatbeſtand normierte Unwirkſamheit des 
Vortrages bei Fehlen der Vorausſetzung folgt allgemein aus dem 
Inhalt des Parteiwillens. Die Parteien wollten den Vertrag nur bet 
Vorliegen der Vorausſetzung. Im vorliegenden Falle wollten ſie 
den Ankauf der Wertpapiere nur unter der Vorausſetzung der 
Richtigkeit des notierten Kurſes. Der Bekl. wollte nicht weſent⸗ 
lich teurer kaufen, und die Kl. wollte nicht derart über die im 
Depot des Bekl. liegende Deckung hinausgehen. Sowohl ent» 
ſprechend dem 8779 als auch durch Auslegung des Vertrages 
ſelbſt ergibt ſich deſſen Nichtigkeit. Eine Schadenserſaßpflicht des 
Bekl. kommt nicht in Frage. 

Der Anſicht v. Tuhrs: 23. 1921, 155 iſt im weſentlichen 
beizutreten; nur dürfte es nicht zutreffen, daß Bedingung und 
Vorausſetzung allein dort vorlägen, wo die Parteien die für ihren 
Entſchluß maßgebenden Tatſachen für unſicher hielten oder über 
ihr Vorliegen im Zweifel waren. Das Weſen der Vorausſetzung 
hängt von einer ſolchen ſubjektiven Einſtellung der Parteien zu 
dem Objekt nicht ab. Mögen ſie das Vorausgeſetzte für zweifellos 
vorliegend erachten oder mit der Möglichkeit des Nichtvorliegens 
rechnen: der Vertrag ſoll nur bei Vorliegen der Vorausſetzung 
gelten. Die letztere vereinigt ſich begrifflich mit beiden Mög⸗ 
lichkeiten. Es iſt nicht fachlich begründet, mit v. Tuhr von der 
Vorausſetzung die Grundlage zu unterſcheiden, bei der „eine ver⸗ 
meintlich ſichere“ Tatſache vorläge. v. Tuhr behandelt beide Fälle 
gleich, indem er die Unwirkſamkeit des Vertrages hier wie dort 
eintreten läßt und die Irrtumsanfechtung ablehnt. Die Unter⸗ 
ſcheidung erſcheint weder terminologiſch, noch pſychologiſch, noch 
juriſtiſch gerechtfertigt. Im vorliegenden Falle wäre es unerheblich, 
wenn eine Partei oder beide mit der ſich hier und da auch in 
amtlichen Kursberichten ereignenden Möglichkeit eines Druckfehlers 
gerechnet hätten. Sie haben den Vertrag unter der Vorausſetzung, 
aber auch auf der Grundlage der amtlichen Kurs⸗ 
angaben geſchloſſen. Auch in dieſer Hinſicht unterſcheidet ſich von 
dieſer Gruppe von Fällen der im $ 119 behandelte Irrtumsfall, 
der begrifflich die in jener Gruppe mögliche ſubjektive Alternative: 
„mag die Vorausſetzung zutreffen oder nicht“, nicht zulaſſen würde. 

In der von Brandis oben angezogenen Entſch. des RG. : 
IW. 1925, 1633 f., wird m. E. richtig angenommen, daß die Be⸗ 
rechnung des vom Verkäufer verlangten Preiſes im Falle des Irr⸗ 
tums nur dann zur Aufechtung berechtige, wenn ſie zum Gegenſtand 
der Verhandlungen geworden ſei (S. 1634 Sp. 2). Hier war da⸗ 
egen der errechnete Preis nur mitgeteilt, nicht aber die Berechnung 
felbſt unterbreitet oder angedeutet. Die Berechnung blieb alſo 
außerhalb des Rahmens der rechtsgeſchäftlichen Erklärungen. Zu⸗ 
treffend v. Tuhr in der Anm. dazu S. 1990. Brandis be⸗ 
merkt hier i. S. des § 119 nicht richtig, daß der Verkäufer die 
Preisnennung nicht wolle, wenn ſie auf irrtümlicher Berechnung 
beruhe. Ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem von Brandis 
dort gegenübergeſtellten Fällen und dem Perlenfall beſteht nicht. 
Es liegt reiner Kalkulationsirrtum, alſo Motivirrtum, vor, wenn 


maßgebenden Bedingungen eingehalten hat. Bei Verſchiffung 
der Güter durch einen Spediteur kann nach dem Rund⸗ 
ſchreiben der Konferenzlinien der Rabatt nicht beanſprucht 
werden, wenn der Spediteur nicht für alle ſeine Auftrag⸗ 
geber den Bedingungen entſprochen hat. Iſt dies jedoch der 
Fall geweſen, ſo wird ihm, neben dem ſeinem Auftraggeber 
eingeräumten Rabatt, eine Speditionskommiſſion von 2½ 0% 
der Nettoozeanfracht bewilligt. Der Kl. erblickt in der Be⸗ 
ſtimmung, daß der Rabattanſpruch dem Verlader auch dann 
verloren gehe, wenn ſein Spediteur für einen anderen Auf⸗ 
traggeber eine Verſchiffung entgegen der Rabattbedingung 
vorgenommen habe, eine gegen die guten Sitten verſtoßende 
und daher nichtige Maßnahme. Er hat beantragt, die Rechts⸗ 
ungültigkeit dieſer Beſtimmung feſtzuſtellen und die Bekl. 
zur Unterlaſſung ihrer Anwendung im Verkehr, mit ihren 
Auftraggebern und Spediteuren zu verurteilen. Die Kammer 


der Verkäufer bei der Preisberechnung vergißt, ſeinen eigenen 
Nutzen neben dem Geſtehungspreis oder dem Arbeitslohn für An⸗ 
fertigung der Ware in Rechnung zu ſtellen, oder wenn er bei ſeiner 
Offerte etwa einen längſt überholten Marktpreis zugrunde legt. 
Aber der Verkäufer hat ſich i. S. von Brandis ebenſo „ver⸗ 
kalkuliert“, wenn er infolge eines reinen arithmetiſchen Rechen⸗ 
fehlers bei einer wirtſchaftlich prinzipiell richtigen Preisberechnung 
Schaden leidet. Als ebenſo unzutreffend ſehe ich die von Brandis 
zit. Entſch. des LG. Hamburg an. Wenn die dortige Speditions⸗ 
rechnung den Fehler hatte, daß zu niedrige Sätze für Bahnfracht 
eingeſtellt waren, ſo irrt der Spediteur durchaus nicht über den In⸗ 
halt ſeiner in der Preisofferte liegenden Willenserklärung. Wenn 
es auch richtig iſt, daß der Spediteur, indem er die Offerte ab⸗ 
gab, den Gegner zum mindeſten zur Rückerſtattung der eigenen 
Auslagen verpflichten wollte; ſo bleibt auch dieſe Abſicht im Be⸗ 
reich der Beweggründe. Bei Berechnungsfehlern verlangt die Ver⸗ 
kehrsſicherheit eine feſte und enge Umgrenzung des Erklärungs⸗ 
inhalts. Würde man im letzteren Falle den Einwand zulaſſen, daß 
die Preisnennung nach dem ſtillſchweigend geſetzten Inhalt des 
Vertrages mindeſtens die Selbſtkoſten des Spediteurs decken ſollte, 
ſo wäre nur ein Schritt zu der das ganze Vertragsrecht erſchüttern⸗ 
den Konſtruktion, daß alle Willenserklärungen unter der ſtill⸗ 
ſchweigenden Klauſel zu verſtehen ſeien, daß der Erklärende keinen 
Schaden leide — ein verhängnisvolles Gegenſtück zu der generellen 
clausula rebus sic stantibus. 

Im vorliegenden Falle leidet alſo der Kommiſſionsauftrag des 
Bekl. an die Bank an einem echten beiderſeitigen Irrtum über 
die Geſchäftsgrundlage. Der Auftrag iſt daher nichtig. Der Ankauf 
der Wertpapiere durch die Bank bleibt ipso iure zu Laſten der 
Bank. Der Bekl. hat die Genehmigung der eek des 
Limitos abgelehnt. 

Nachſchrift. Soeben hat ſich zu dieſer Entſch. in JW. 1927, 
2404 f. auch Krüchmann eingehend geäußert und widerſpricht 
der Entſch. gleichfalls. Aber auch feine eigene Beurteilung trifft 
nicht das Richtige. Er meint S. 2404, der Auftrag gehe durchaus in 
Ordnung, er ſei richtig und einwandfrei abgeſchloſſen; allein die Aus⸗ 
führung des Auftrages ſei falſch. Unzutreffend iſt in Krückmanns 
Darlegung zunächſt die Meinung, die Bank habe den fehlerlos er⸗ 
klärten und angenommenen Auftrag falſch ausgelegt. Ein Aus⸗ 
legungsfehler liegt auf keiner Seite vor. Ein Ausleaunasfehler würde 
einen einſeitigen Erklärungsirrtum, alſo Anfechtbarkeit hervor⸗ 
rufen, die auch Krückmann her mit Recht aufs em Ver ußtrag 
leidet vielmehr, wie oben dargelegt, an dem erheblichen Mangel 
in der Grundlage und iſt daher als unwirkſam zu erachten. Wenn 
man im übrigen mit Krückmann den Inhalt des Auftrages jo 
faßt: „Kaufe beſtens im Anſchluß an den von mir und dem Beamten 
unterſtellten Millionenkurs“, ergibt ſich die Nichtigkeit des Auftrages 
ſchon aus 8 306 BGB., denn der Ankauf der Wertpapiere war nur 
zum Billionenkurs möglich. 

Geh. IR. Prof. Dr. Alfred Manigk, Marburg. 


Zu 16. Das Urt. wendet durch die Rſpr. anerkannte Grund⸗ 
ſätze über die Anſtrebung einer Monopolſtellung mit erlaubten 
Mitteln und über den erlaubten Gebrauch der Monopolmacht auf 
einen intereſſanten Fall an. Man wird ſeinen vorſichtigen Ab⸗ 
wertungen und ſeinem Endergebnis zuſtimmen. Der Kampf um 
die wirtſchaftliche Machtſtellung, hier um die Erhaltung eines 
Stammes konſerenztreuer Spediteure, führt unmittelbar zu Ein⸗ 


wirkungen auf die Rechtsbeziehungen Dritter, hier der Verlader. 


Das muß hingenommen werden, wenn das Kampfziel nicht zu 
mißbilligen und die Kampfmittel nicht unerlaubt ſind. Aus dieſer 
mittelbaren Einwirkung ſelbſt kann die Unzuläſſigkeit der ganzen 
Maßnahme nicht gefolgert werden. Gegen dieſe Rechtsgrundſätze 
iſt nichts einzuwenden, ebenſowenig gegen ihre konkrete Anwen⸗ 
dung auf den vorliegenden Einzelfall. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Freiburg i. Br. 


56. Jahrg. 1927 Heft 51) 


Rechtſprechung 


3003 


für Handelsſachen des LG. in Hamburg und das OLG. 
dortſelbſt haben die Klage abgewieſen. Gegen das am 2. Febr. 
1927 verkündete Urt. des letzteren hat der Kl. Rev. eingelegt 
und beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urt. den 
Klageanträgen zu entſprechen. In Rundſchreiben, die an 
einen größeren Kreis von Verladern gerichtet ſind, haben 
die zur La Plata⸗Konferenz gehörigen Reedereien erklärt, 
dieſen Frachtrabatte für Verſchiffungen von deutſchen Nord⸗ 
ſeehäfen nach beſtimmten ſüdamerikaniſchen Häfen gewähren 
zu wollen. Sie haben in ihnen ferner dieſe Bedingungen ver⸗ 
öffentlicht. Weſentlich für die Rabatteinräumung iſt danach, 
daß die Verlader innerhalb eines näher bezeichneten Zeit⸗ 
raumes, nach deſſen Ablauf erſt die Auszahlung erfolgt (da⸗ 
her die Bezeichnung „zurückgeſtellte Rabatte“), ihre Ver⸗ 
ſchiffungen lediglich mit Dampfern der Konferenzlinien vor⸗ 
genommen haben. Bei Benutzung eines Spediteurs — dem 
im Falle der Konferenztreue unter den gleichen Bedingungen 
eine Vergütung gezahlt wird — ſoll der Rabatt dann nicht 
beanſprucht werden können, wenn der Spediteur nicht für 
alle ſeine Auftraggeber den Bedingungen entſprochen hat. 
Der klagende Spediteurverein hält dieſe letztere Beſtimmung 
für unſittlich. Er beanſtandet nicht, daß der nichtkonferenztreue 
Verlader den Anſpruch auf den Rabatt und der nichtkonferenz⸗ 
treue Spediteur den Anſpruch auf die ihm zugeſagte Vergütung 
verlieren ſollen. Er erblickt vielmehr lediglich in der Maßnahme, 
daß der konferenztreue Verlader ſeines Anſpruches verluſtig 
geht, wenn der für ihn tätig gewordene Spediteur für einen 
anderen Verlader eine Verſchiffung einer nichtkonferenzangehö⸗ 
rigen Reederei überträgt, einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten. Er begründet dies in erſter Linie mit den Wirkungen 
dieſer Beſtimmung auf die Freiheit der gewerblichen Be⸗ 
tätigung der Spediteure: Der Spediteur werde durch die 
Rückſicht auf etwaige Erſatzanſprüche ſeiner durch ſein Ver⸗ 
halten ihre Rabattanſprüche verlierenden Auftraggeber ge 
nötigt, nur mit Konferenzſchiffen zu verladen und gewinn⸗ 
verſprechende Verſchiffungsmöglichkeiten bei Außenſeiterreede⸗ 
reien unbenutzt zu laſſen. Da der Verlader nach der Faſſung 
der Bedingungen auch die Rabatte verliere, auf die er durch 
Verladungen mit anderen konferenztreu gebliebenen Spedi⸗ 
teuren Anſpruch gehabt habe, und da nach den für die Ent⸗ 
ſtehung und Auszahlung der Rabattanſprüche maßgebenden 
Bedingungen Erſatzanſprüche für die Verſchiffungen eines 
Jahres in Frage kämen, ſo ſehe ſich der Spediteur, der bei 
einer Verladung von den Bedingungen der Konferenz ab⸗ 
weichen wolle, Regreßanſprüchen gegenüber, deren Höhe nicht 
überſehbar ſei. Es handle ſich daher für ihn bei der Entſch., 
ob er einer lockenden Gewinnausſicht durch Verſchiffung mit 
einem Außenſeiter folgen ſolle, nicht nur um die Abwägung 
zweier rechneriſch feſtſtellbarer Verdienſtausſichten. Er werde 
vielmehr unter dieſen Umſtänden unter unzuläſſiger Ein⸗ 
ſchränkung ſeiner gewerblichen Freiheit aus zwingenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen genötigt, ſich, ſoweit Verſchiffungen mit 
den Konferenzreedereien in Frage kämen, auf dieſe zu be⸗ 
ſchränken, ohne dafür eine ausreichende Gegenleiſtung zu er⸗ 
halten. Die Treuevergütung von 2¼ % der Nettofracht ſtehe 
außer Verhältnis zu den Nachteilen, die ihm im Falle des 
Abweichens von den Konferenzbedingungen erwüchſen. Weiter 
hat der Kl. zur Begründung der Sittenwidrigkeit der be⸗ 
anſtandeten Maßnahme geltend gemacht, der wirtſchaftliche 
Kampf, zu deſſen Durchführung die Bedingungen beſtimmt 
ſeien, gelte der Erreichung eines Monopols. Die Auferlegung 
unbilliger Bedingungen zu dieſem Zwecke verſtoße ebenſo 
gegen die guten Sitten wie die Auferlegung ſolcher Bedin⸗ 
gungen in Ausnutzung einer bereits erreichten Monopol⸗ 
ſtellung. Das von der Konferenz zur Ausſchaltung der Außen⸗ 
ſeiterreedereien benutzte Rabattſyſtem verfehle außerdem ſeinen 
Zweck, da es keinen Verlader abhalten werde, von einer trotz 
des Rabattverluſtes gewinnverſprechenden Verſchiffungsmög⸗ 
lichkeit mit einem Außenſeiterdampfer Gebrauch zu machen, 
die Einſchaltung eines bisher nicht mit der Konferenz arbei⸗ 
tenden Spediteurs aber wegen der damit durch die Regreß⸗ 
anſprüche verbundenen Belaſtung verhindere. Das BG. hat 
darauf verwieſen, daß das HanſOsG. in einer Entſch. v. 
14. Jan. 1925 (HanſchZ. 1925 Nr. 39) und das RG. in 
feiner dieſe beſtätigenden Entſch. v. 10. Dez. 1925 (IV 248/25 
Hanſch Z. 1926 Nr. 20) bereits die Frage geprüft hätten, 
ob die Maßnahme, die Gewährung der Rabatte an die Ver⸗ 


lader auch von der Konferenztreue des beteiligten Spediteurs 
abhängig zu machen, gegen die guten Sitten verſtoße, und 
unter Ausſcheidung ſolcher Fälle, in welchen die Reedereien 
in unbilliger und mit Treu und Glauben nicht zu verein⸗ 
barender Weiſe nach beſtem Wiſſen konferenztreuen Verladern 
den Rabatt entzögen, zu der Verneinung eines ſolchen Ver⸗ 
ſtoßes gelangt ſeien. Es hat ſich dieſen Standpunkt zu eigen 
gemacht, aber mit Rückſicht darauf, daß in dem früheren 
Rechtsſtreit die Belange einer Konkurrenzreederei im Vorder⸗ 
grund geſtanden hätten, die Frage noch einmal unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der hier zur Erörterung gelangten 
Belange des Spediteurgewerbes geprüft und iſt zu dem⸗ 
ſelben Ergebnis gelangt. Die Darlegungen des BG. laſſen 
eine Verkennung maßgebender Geſichtspunkte nicht erſehen. 
Das BG. hat in tatſächlicher Feſtſtellung anerkannt, daß 
die zur Erörterung ſtehende Rabattklauſel eine gewiſſe Feſſe⸗ 
lung der Spediteure und Verlader an die Konferenzlinien 
zur Folge habe, da in den einbezogenen Häfen die laufenden 
Verſchiffungen im weſentlichen durch Konferenzdampfer vor⸗ 
genommen würden, ferner, daß die Spediteure ſich entweder 
auf Verſchiffungen mit der Konferenz oder mit Außenſeitern 
einſtellen müßten. Es verkennt auch nicht, daß bei dem Ver⸗ 
ſuch der Ausſchaltung aus dem Rabattſyſtem die Rabatte 
mindeſtens eines Halbjahres auf dem Spiele ſtänden. Die 
Verflechtung in das Rabattſyſtem bedeutet ſomit eine weſent⸗ 
liche Behinderung der gewerblichen Betätigungsmöglichkeit 
für die Spediteure. Der wirtſchaftliche Kampf bringt ſolche 
Eingriffe in den Geſchäftskreis Beteiligter, die ſie in der 
einen oder der anderen Weiſe zur wirtſchaftlichen Angliede⸗ 
rung an ein anderes Unternehmen zwingen ſollen, häufig 
mit ſich. Es iſt in der Rſpr. anerkannt, daß ſolche Maß⸗ 
nahmen, ſofern ſie nicht ausſchließlich der Schädigung des 
Betroffenen, ſondern der Ausdehnung und Sicherung des 
Unternehmens im wirtſchaftlichen Wettkampfe zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſind, nicht rechtswidrig ſind, wenn ſie mit erlaubten 
Mitteln erfolgen, wenn dieſe nicht über das erforderliche 
Maß hinausgehen und nicht die wirtſchaftliche Vernichtung 
oder doch eine Schädigung des Betroffenen zur Folge haben, 
welche zu den erſtrebten Vorteilen in keinem Verhältnis ſteht 
(RG. 92, 132 139]; 104, 327330]; JW. 1913, 134 Nr. 11). 
Da gegen das angewandte Kampfmittel als ſolches Bedenken 
nicht beſtehen, handelt es ſich nur um die letztere Voraus⸗ 
ſetzung. Bereits in der erſten Inſtanz iſt mit Recht ausgeführt 
worden, daß eine praktiſch wirkſame Angliederung der Spedi⸗ 
teure an die Konferenzlinien erſt durch das zur Erörterung 
ſtehende Druckmittel des Rabattverluſtes für die ſämtlichen 
hinter dem ungetreuen Spediteur ſtehenden Verlader erreicht 
werden könne, nicht ſchon durch den im Falle der Untreue 
drohenden Verluſt der Spediteurproviſion, die durch lohnende 
Außenſeitergeſchäfte leicht wieder auszugleichen ſei. Das an⸗ 
gefochtene Urt. iſt von dem gleichen Standpunkt ausgegangen. 
Es hat ſomit verneint, daß das Kampfmittel als ſolches über 
das zur Erreichung des erſtrebten Zweckes erforderliche Maß 
hinausgehe. Auch daß die beanſtandete Maßnahme ihren 
Zweck überhaupt verfehle, hat das angefochtene Urt. als wider⸗ 
legt angeſehen. Es geht davon aus, daß es der Konferenz 
einen Stamm treuer Verlader und Spediteure gewährleiſte. 
Endlich ſind die Wirkungen des Kampfmittels auf die Belange 
der Betroffenen mit Recht als nicht außer Verhältnis zu 
dem erſtrebten Erfolge ſtehend angeſehen worden. Das BG. 
hat feſtgeſtellt, daß im Falle der Konferenztreue den Spedi⸗ 
teuren Vorteile zuflöſſen, die ihren Gewinnausſichten bei 
Ausnutzung lohnender Außenſeiterverſchiffungen wohl ent⸗ 
ſprächen. Nach ſeinen Ausführungen über die gegen den kon⸗ 
ferenzuntreu werdenden Spediteur beſtehenden Regreßmöglich⸗ 
keiten kommen hierbei nur ſolche Anſprüche in Frage, die 
durch Garantieverletzung oder eigenes Verſchulden des Spedi⸗ 
teurs begründet ſind. Die weſentliche Belaſtung des Spedi⸗ 
teurs bei einem Ausſcheiden aus dem Rabattſyſtem liegt 
alſo letzten Endes in einer Verletzung beſtehender Verpflich⸗ 
tungen begründet. Ließ er ſich auf ſolche ein, um für ſeine 
Kunden und ſich die angemeſſenen Vorteile des Rabattſyſtems 
mitzunehmen, ohne ſich für die ihm bekannten Folgen einer 
Konferenzuntreue feinen Kunden gegenüber zu ſichern, fo 
kann es nicht als unverhältnismäßiger Nachteil bezeichnet 
werden, wenn im Falle der Konferenzuntreue die Folgen der 
Verletzung übernommener Verpflichtungen auf ihn zurück— 
376% 
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fallen. Für den Fall der Konferenztreue find der übernom⸗ 
menen Beſchränkung entſprechende Vorteile zugeſichert. Auch 
inſoweit kommt daher ein unverhältnismäßiger Nachteil nicht 
in Betracht. Es iſt nicht rechtsirrig, wenn das BG. dem 
Spediteur unter dieſen Umſtänden einen Rechtsanſpruch dar⸗ 
auf abſpricht, neben der Möglichkeit, günſtige Außenſeiter⸗ 
verſchiffungsgelegenheiten wahrzunehmen, unter Zurückdrän⸗ 
gung des von der Rechtsordnung anerkannten Intereſſes der 
Konferenzreedereien an der Bekämpfung wirtſchaftlicher Aus⸗ 
dehnung und entgegen den ihm bei Eintritt in das Rabatt⸗ 
ſyſtem bekannten Bedingungen ſeinen Kunden die nur unter 
dieſen Bedingungen verſprochenen Rabatte zu erhalten. Der 
von der Rev. gegen dieſe Stellungnahme gerichtete Angriff 
iſt unbegründet. Mit Recht hat auch das BG. eine Sitten⸗ 
widrigkeit der beanſtandeten Maßnahme nicht darin erblickt, 
daß ſie eine Einſchaltung eines bisher mit Außenſeiterreede⸗ 
reien arbeitenden Spediteurs an das Rabattſyſtem durch 
die zunächſt drohende Nichtgewährung von Rabatten für die 
Verladungen mit Konferenzſchiffen erſchwert. Nach den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen kommt nach den gegebenen Umſtän⸗ 
den entweder eine Einſtellung der Spediteure auf Verſchif⸗ 
fungen mit Konferenzſchiffen oder mit Außenſeitern in Be⸗ 
tracht. Danach hat die Erſchwerung des Anſchluſſes des Spe⸗ 
diteurs an das Rabattſyſtem, ganz abgeſehen von den kon⸗ 
ferenzfreien Verſchiffungsmöglichkeiten, ſeine wirtſchaftliche Ge⸗ 
fährdung nicht zur Folge. Unter dieſen Umſtänden beſteht 
für ihn ein Anſpruch auf Aufnahme unter die Kunden der 
Konferenzlinien nicht (vgl. RG. 107, 331). Das BG. hat 
ſomit ohne Rechtsirrtum verneint, daß in der beanſtandeten 


Zu 17. I. Das oben angeführte Urt. des RG. und das S. 3016 
abgedruckte Urt. des OLG. Karlsruhe beſchäftigt ſich mit der 
intereſſanten und praktijch wichtigen Frage, welche rechtlichen Wir⸗ 
kungen der Verfall der deutſchen Markwährung auf 
Markanleihen ausgeübt hat, die von ausländiſchen 
Schuldnern aufgenommen worden ſind. In dem Fall Karlsruhe 
iſt die Rechtslage verhältnismäßig einfach, weil das Gericht davon 
ausgeht, daß die bei der Ausgabe der Anleihe beteiligten Par⸗ 
teien die aus der Anleihe entſtehenden Rechtsverhältniſſe in 
weiteſtem Umfange dem deutſchen Recht unterſtellen wollten, und 
daß auch die ausgegebenen Schuldverſchreibungen in dieſem Sinne 
auszulegen ſind. Daraus ergibt ſich zwanglos, daß mit dem deutſchen 
Recht im übrigen auch das Aufwertungsrecht anzuwenden iſt. Der 
Entſch. des RG. (in mancher Hinſicht ein Gegenſtück zu den Entſch. 
in den berühmten öſterreichiſchen Kuponsprozeſſen logl. v. Bar, 
Theorie u. Praxis des internationalen Privatrechts II, 48 ff. ]) 
liegt eine von der öſterreichiſchen Staatseiſenbahngeſellſchaft im 
Jahre 1883 aufgenommene Anleihe zugrunde, die an ſich nach 
öſterreichiſchem Recht zu beurteilen iſt, und es handelt ſich darum, 
feſtzuſtellen, inwieweit die beſonderen Zahlungsbedingungen der An⸗ 
leihe die Anwendung deutſchen Rechts rechtfertigen. Die Anleihe 
war in Wien oder Budapeſt in Kronen zum Tageskurſe der 
Zwanzigmarkſtücke oder, bei deutſchen Zahlſtellen, in Mark deutſcher 
Reichswährung zahlbar. Das RG. zieht aus den beiden Tatſachen, 
daß die deutſche Währung gewählt wurde und daß Zahlſtellen inner⸗ 
halb des Deutſchen Reiches vorgeſehen ſind, die Folgerung, daß 
die Beteiligten ſich hinſichtlich „des Inhalts der Zahlungsverpflich⸗ 
tung“, „des Zahlungsgeſchäftes“ dem deutſchen Recht unterwerfen 
wollten. In Verfolg dieſes Parteiwillens hält es zunächſt das deutſche 
Währungsrecht für anwendbar, und darin iſt ihm ſicherlich zuzu⸗ 
ſtimmen. Der Frage der Aufwertung widmet das Urt. am 
Schluß feiner Gründe!) nue wenige Worte. Die Aufwertung, 
ſo heißt es, „hat in der Entwertung der deutſchen Mark ihre 
Urſache und gehört zur Frage nach dem Inhalt der Schuld“. Eine 


1) Der längere Teil der Gründe befaßt ſich mit der Aus⸗ 
legung der Währungs⸗ und Zahlungsklauſel in den ſtrittigen 
Schuldverſchreibungen. Das BG. hatte aus der immerhin auf⸗ 
fallenden Faſſung, „Kronen zum Tageskurſe der Zwanzigmark⸗ 
ſtücke“ (in dem beigedruckten ſranzöſiſchen Text «pieces d'or de 
20 marcs») und der Vorgeſchichte der Anleihe — fie war bald 
nach den öſterreichiſchen Coupon⸗Prozeſſen aufgenommen worden — 
gefolgert, daß eine Vereinbarung für den Fall der Entwertung 
der Mark nicht zuſtande gekommen ſei (ähnlich des Schweizer Bun⸗ 
e in dem Dig. 1926, 215 von Fick behandelten Urt. 
v. 3. Juni 1925) und hatte die dadurch entſtandene Lücke in der 
Regelung der Zahlungsfrage im Wege der ergänzenden Vertrags⸗ 
auslegung ausgefüllt, daß eine wertbeſtändige Schuld auf der 
Grundlage des Wertes des goldenen 20 Markſtücks gewollt fei. 
Das RG. hat demgegenüber m. E. zutreffend ausgeführt, daß die 
Währungsfrage durch die Urkunde lückenlos geregelt ſei in dem 
Sinne, daß die deutſche Währung maßgebend ſein ſoll. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Maßnahme eine gegen die guten Sitten verſtoßende Beein⸗ 
trächtigung der gewerblichen Freiheit der Spediteure liege. 
Selbſtverſtändlich iſt eine mit Treu und Glauben nicht zu 
vereinbarende Auslegung und Handhabung der Rabattbedin⸗ 
gungen durch die Bekl. nicht zu billigen. Mißbräuchen in 
dieſer Richtung zu ſteuern, muß jedoch Aufgabe der Rſpr. in 
den zur Entſch. gelangenden Einzelfällen ſein. Auch die Be⸗ 
hauptung des Kl., die Beſtrebungen der Konferenzreedereien 
liefen darauf hinaus, mit unbilligen Mitteln eine Monopol⸗ 
ſtellung zu erreichen, iſt vom BG. gewürdigt worden. Es 
hat in dieſer Beziehung auf die vom RG. gebilligten Aus⸗ 
führungen in der früheren Entſch. verwieſen, nach welchen 
die Anſtrebung einer Monopolſtellung, ſolange erlaubte 
Kampfmittel benutzt würden und die Zwecke des Monopols 
nicht gegen die guten Sitten verſtießen, nichts Rechtswidriges 
enthalte. Es hat dann weiter ausdrücklich feſtgeſtellt, daß ein 
ſittenwidriger Zweck, insbeſ. die Berechnung unbillig hoher 
Frachten von den Konferenzlinien nicht angeſtrebt werde. Daß 
es ohne Rechtsirrtum auch die Anwendung unerlaubter 
Kampfmittel verneint hat, iſt bereits ausgeführt worden. 
(U. v. 21. Sept. 1927; 85/27 I. — Hamburg.) [Ru] 


* 17. 8242 BG B. Auf „Mark deutſcher Reichs⸗ 
währung“ lautende ausländiſche Schuldver⸗ 
ſchreibungen ſind vom Währungsverfall der 
deutſchen Mark betroffen worden; die Aufwer⸗ 
tung erfolgt nach 8242 BG B.) 

(U. v. 23. Juni 1927; 592/26 IV. — Berlin.) [Ka.] 

Abgedruckt JW. 1927, 22893. 


nähere Begründung wird nicht gegeben. Immerhin läßt ſich dem 
Geſagten entnehmen, daß das RG. ſich nicht der ſogenannten 
Währungstheorie anſchließt, die lediglich aus der Tatſache, daß 
eine Schuld in Markwährung beziffert iſt, folgert, daß auch das 
deutſche Aufwertungsrecht anzuwenden iſt (vgl. hierzu den Auf⸗ 
ſatz von Melchior, JW. 26, 2345). Es fordert vielmehr eine 
darüber hinausgehende Verknüpfung mit dem deutſchen Recht. 
Diefe Verknüpfung ſieht es zutreffenderweiſe nicht in dem Partei⸗ 
willen; die Berufung auf dieſen käme einer Fiktion gleich. Ob 
die Aufwertungsgrundſätze zum „Inhalt“ der Schuld zu rechnen 
find? — in dieſer Verbindung ſieht das RG. die erforderliche 
Verknüpfung —, iſt nicht unzweifelhaft. Viele Sätze des Auf⸗ 
wertungsrechts ſtellen die perſönlichen Verhältniſſe der Beteiligten 
in den Vordergrund und betonen damit ein Element, das im 
Schuldrecht ſonſt zurücktritt. Dazu kommt für Anleiheſchuldver⸗ 
ſchreibungen, daß, wie zu II näher zu erörtern iſt, die beſonderen 
Vorſchriften des Aufwch. über die Induſtrieobligationen jeden⸗ 
falls nicht anwendbar ſind. Gleichwohl läßt ſich ein dem deutſchen 
Recht unterſtehendes Rechtsverhältnis vermögensrechtlicher Art aus 
der Zeit vor der neuen Reichsmarkwährung nicht denken ohne 
Beziehung auf das Aufwertungsrecht, wie es ſich in Geſetz⸗ 
gebung und Rſpr. entwickelt hat, m. a. W. der Inhalt einer ſolchen 
dem deutſchen Recht unterliegenden Verpflichtung wird durch es 
maßgeblich mitbeſtimmt. Daher entſpricht es nicht nur dem Ge⸗ 
fühl der Billigkeit, ſondern auch der Natur der Sache, es in 
ſolchen Fällen anzuwenden. Der Unterſchied zu der Währungstheorie 
liegt darin, daß durch eine beſondere Anknüpfung, die über die 
bloße Bezifferung der Schuld in deutſcher Mark hinausgeht, die 
Anwendbarkeit deutſchen Rechts für die Bemeſſung der Ver⸗ 
pflichtung gegeben ſein muß. Dieſe Verknüpfung beruht hier 
auf der Vertragsauslegung, alſo dem Parteiwillen. „Die Anwend⸗ 
barkeit des Aufwertungsrechts iſt aber nicht eine unmittelbare Folge 
dieſes Parteiwillens, ſondern eine Konſequenz der durch den 
Parteiwillen geſchaffenen Rechtslage. 

Die Frage nach der Anwendbarkeit des deutſchen Auf⸗ 
wertungsrechts hat bekanntlich auch vielfach ausländiſche Gerichte 
beſchäftigt (vgl. JW. 1926, 1323, 1374; 1927, 1042, 1900, 
2351; JurR. 1926, 527). Dieſe operieren, ſoweit fie die Auf⸗ 
wertung zulaſſen, ähnlich wie die deutſchen Gerichte, in weitem 
Umfange mit dem wirklichen oder vermutlichen Parteiwillen. 
Daneben befinden ſich aber auch Entſch., die die Anwendung des 
Aufwertungsrechts aus der beſonderen Anknüpfung des Rechts⸗ 
verhältniſſes an das deutſche Recht herleiten, ſo das Urt. des 
Obchch. Wien v. 24. April 1927 (JW. 1927, 1900) (ſiehe auch die 
Anm. dazu von Neumeyer), wo es ſich um einen Hypotheken⸗ 
aufwertungsanſpruch gegen einen in Sſterreich wohnenden Eigen» 
tümer eines in Deutſchland gelegenen Grundſtücks handelte. Einen 
weiteren rechtlich ſehr wichtigen Geſichtspunkt enthält das Urt. 
des Schweizer Bundesgerichts v. 27. Febr. 1927 (JW. 1927, 
2349), das eine Baſeler Verſicherungsgeſellſchaft zur Aufwertung 
einer von einem Deutſchen verjicherten Jahresrente von 400 RH 
verurteilt, weil das nach ſchweizeriſchem Recht zu beurteilende 
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* 18. 8242 BGB.; 8 4 Preis Tr VO. Bei ftill- 
ſchweigender Vereinbarung banküblicher Zinſen 
kann weder aus der Art der Buchung durch den 
Gläubiger noch aus Billigkeitsgründen eine 
Herabſetzung auf einen angemeſſenen Zinsſatz 
vorgenommen werden, ſondern nur aus Gründen 
der Preis TrVO.] 

Die Erwägungen, welche das BG. zu zwei gegebenenfalls 
für die Entſch. erheblichen Punkten anſtellt, ſind zu bean- 
ſtanden. Bei der von der Bekl. bemängelten Zinsberechnung 
für Nov. und Dez. 1923 war die Kl. in der Weiſe verfahren, 
daß ſie im Zwiſchenraum von 15 Tagen Kreditproviſionen, 
alſo Vergütungen für den gewährten Kredit, der Bekl. belaſtet 
und vom Tage der Belaſtung ab Zinſen auf dieſe Beträge 
berechnet, am Schluß der Abrechnung jedoch zwar die Kredite 
proviſionen, nicht aber die auf ſie berechneten Zinſen wieder 
gutgebracht hat. Das BG. hält die auf dieſem Wege erfolgte 
Berechnung von Zinſen auf Zinſen nicht für zuläſſig. Der 
hiergegen gerichtete Reviſionsangriff iſt begründet. Es handelt 
ſich bei der beanſtandeten Zinsberechnung letzten Endes um die 
Feſtſetzung des Entgelts für die gewährte Krediteinräumung. 
Entſcheidend dafür, ob die Kl. einen Zinsanſpruch in der 
von ihr berechneten Art und Weiſe in Rechnung ſtellen konnte, 
iſt daher allein, ob ſie zur Forderung eines Entgelts für 
die erfolgte Kreditgewährung in der Höhe berechtigt war, 
in der ſie die Belaſtung vorgenommen hat. Wie ſie die In⸗ 
rechnungſtellung der geforderten Vergütung buchtechniſch durch⸗ 
geführt hat, iſt ohne Bedeutung, ſoweit das Ergebnis ſich 
im Rahmen des der Kl. Zuſtehenden hält. Bei der Nach⸗ 
prüfung der Höhe des Entgelts wird davon auszugehen 
ſein, daß die Schuldnerin, wie auch der Vorderrichter weiter⸗ 
hin grundſätzlich anerkannt hat, als ſtändige Bankkundin als 
zur Zahlung der banküblichen Zinſen verpflichtet anzuſehen 
iſt. Es wird daher nötigenfalls zu erörtern ſein, ob ſich das 
von der Kl. geforderte Kreditentgelt im Rahmen der für eine 
Kreditgewährung unter den vorliegenden Umſtänden bank⸗ 
üblichen und gem. 8 4 Preis TrVO. zuläſſigen Sätze hält. 
Bei Vorliegen der Vorausſetzungen der letzteren Beſtimmung 
hätte eine Herabſetzung der Kreditvergütung auf das ange⸗ 
meſſene Maß zu erfolgen. Berechtigt iſt auch der Angriff, 
welchen die Rev. gegen die Erwägungen des BG. bei der 


Verhältnis nach dem Grundſatz von Treu und Glauben eine Auf⸗ 
wertung erheiſche. 

II. Hinſichtlich des Maßſtabes der Aufwertung weicht das Urt. 
des RG. von dem des OLG. Karlsruhe ab. Dieſes will die von 
einem ausländiſchen Induſtriewerk ausgegebenen Schuldverſchrei⸗ 
bungen in gleicher Weiſe wie deutſche Induſtrieobligationen nach 
88 36 ff. AufwGG. aufwerten. Das RG. lehnt die entſprechende An⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften ab und verweiſt auf 8 242 BGB. Die 
Verſchiedenheit erklärt ſich zum Teil daraus, daß, wie ſchon er⸗ 
wähnt, in dem Karlsruher Fall das Gericht die Parteiverein⸗ 
barung dahin auslegt, daß die Anleihen in ihren ſämtlichen Be⸗ 
ziehungen dem deutſchen Recht unterſtehen; eine Auslegung, die 
in dieſer Allgemeinheit wohl zu weit geht, weil gewiſſe Beſtim⸗ 
mungen des heimiſchen Rechts, z. B. darüber, ob eine Geſellſchaft 
Anleihen aufnehmen darf und unter welchen Vorausſetzungen, ob 
die Anleihe beſonderer Genehmigung unterliegt uſw., der Partei⸗ 
disposition entzogen find. Gleichwohl erſcheint es bedenklich, die 
beſonderen Vorſchriften für die Aufwertung deutſcher Induſtrie⸗ 
obligationen hier unmittelbar anzuwenden. Sie ſind wie die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte deutlich zeigt (vgl. Reichardt, die Aufwertung 
von Induſtrieobligationen uſw. G. 20 ff.), erwachſen aus Er⸗ 
wägungen, wieviel unter den wirtſchaftlichen Verhältniſſen Deutſch⸗ 
lands den Geſellſchaften, die Induſtrieobligationen ausgegeben 
haben, zugemutet werden kann und eignen ſich deshalb nicht zur 
unmittelbaren Anwendung auf ausländiſche Anleihen. Es liegt 
ähnlich wie bei den beſonderen Vorſchriften für die Aufwertung von 
Verſicherungsanſprüchen (88 59 ff. Aufw Gh.), deren Heranziehung das 
Schweizer Bundesgericht in dem zu I angeführten Fall trotz 
grundſätzlicher Anerkennung einer Aufwertungspflicht aus gleichen 
Erwägungen ablehnt. Hier wird man unter Anwendung der all⸗ 
gemeinen Aufwertungsgeſichtspunkte, alſo des 8 242 BGB., zu ger 
rechterem Ergebnis kommen. Allerdings erwächſt daraus den Be⸗ 
teiligten, wie dem Richter eine ſchwer lösbare Aufgabe. Daß man 
aber den beſonderen Verhältniſſen jeweils Rechnung tragen muß, 
ſcheinen mir gerade die vorliegenden Fälle zu zeigen, wo der aus⸗ 
ländiſche Schuldner einem Lande angehört, das gleichfalls eine Ent⸗ 
wertung ſeiner Währung erleiden mußte. 

Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Rechtſprechung 


3005 


Bemeſſung des vom 1. Jan. 1924 ab in Betracht kommenden 
Zinsſatzes gerichtet hat. Der Vorderrichter hat anerkannt, 
daß die Kl. an ſich Anſpruch auf die banküblichen Zinſen 
habe. In Erwägung deſſen, daß die Bell, lediglich aus Soli⸗ 
daritätsgefühl mit ihrer Rechtsvorgängerin deren Schuld 
übernommen und damit der Kl. ein Entgegenkommen be⸗ 
wieſen habe, auf Grund deſſen dieſe bei der Zinsberechnung 
beſondere Rückſicht habe erwarten können, hat er jedoch, 
trotzdem der bankübliche Zinsſatz für den Jan. 1924 10% 
und für die erſte Februarhälfte ½ 0% täglich betragen hat, 
nur eine Zinsberechnung von 140% jährlich und 1% Kredit⸗ 
proviſion monatlich für die ganze Zeitſpanne als berechtigt 
angeſehen. Dieſer Satz entſpricht nach der vom BG. zugrunde 
gelegten Auskunft der Induſtrie- und Handelskammer in 
Krefeld den banküblichen Zinsſätzen für genehmigte Kredite 
in der Zeitſpanne vom 1. Febr. bis zum 31. Juli 1924. Dieſe 
Begründung trägt die getroffene Zinsentſch. nicht. Standen 
der Kl., wie es das BG. annimmt, nach dem Inhalt des 
Abkommens die banküblichen Zinsſätze zu, ſo kann eine Er⸗ 
mäßigung dieſer nur nach den Grundſätzen des 8 4 Preis⸗ 
Tr., des § 242 oder möglichenfalls 8 317 BGB. ein⸗ 
treten. Eine Berechtigung des Gerichts, entgegen dem Inhalte 
einer auch nur ſtillſchweigenden Zinsvereinbarung den an⸗ 
gemeſſenen Zinsſatz zu beſtimmen, beſteht nicht. Bei der Feſt⸗ 
ſetzung des angemeſſenen Zinsſatzes auf Grund der angeführ⸗ 
ten Beſtimmungen ſind allerdings alle Umſtände der Sach⸗ 
lage zu berückſichtigen. Dabei kommen jedoch nur ſolche Tat⸗ 
ſachen in Betracht, die objektiv die Höhe des Entgelts be⸗ 
ſtimmen, namentlich die allgemeinen und beſonderen eigenen 
Unkoſten, das durch die allgemeinen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe, z. B. die drohende Gefahr weiterer Geldentwertung, 
die beſonderen Verhältniſſe des Kreditnehmers und die Kredit⸗ 
bedingungen beſtimmte Riſiko des Kreditgebers und ein an⸗ 
gemeſſener Gewinnzuſchlag. Da die Kl. eine Genoſſenſchaft 
iſt, könnte vorliegendenfalls auch noch von Erheblichkeit ſein, 
ob ſie nicht ſatzungsmäßig weniger den eigenen Nutzen als 
allgemeinere Intereſſen verfolgt. Nicht aber können die Er⸗ 
wägungen, welche die Bekl. zur Übernahme der Schuld ver⸗ 
anlaßt haben, von Bedeutung ſein. Möglichenfalls mag aller⸗ 
dings auch in einem geeigneten Falle ein dem Gläubiger von 
der Gegenſeite durch Übernahme einer gefährdeten Schuld 
gezeigtes Entgegenkommen bei der Wertung aller Nebenum⸗ 
ſtände berückſichtigt werden können. Nach den Feſtſtellungen 
des angefochtenen Urt. iſt aber dies Entgegenkommen vor⸗ 
liegendenfalls von der Bekl. nur ihrer ihr durch Gemeinſam⸗ 
keit der wirtſchaftlichen Beſtrebungen verbundenen Rechts⸗ 
vorgängerin gezeigt worden. Die Schlußfolgerung, daß ſie 
ein ſolches auch der Kl. bewieſen habe, iſt nicht ohne weiteres 
gerechtfertigt. Daß die Kl. durch die Handlungsweiſe der 
Bekl. einen Vorteil gewann, vermag ihre vertraglich begrün⸗ 
lasse Zinsforderungen nicht als unangemeſſen erſcheinen 
aſſen. 

(U. v. 1. Okt. 1927; 71/27 I. — Düſſeldorf.) [Ku] 

**19, 8 1189 BGB. Umfang der Verpflichtungen 
des Grundbuchvertreters und ſeine Haftung 
gegenüber den Obligationsinhabern.] 7) 

(U. v. 29. Juni 1927; 81/27 I. — Stuttgart.) [Ka.] 


Abgedr. JW. 1927, 212221. 


Zu 19. 1. Die in dem Urt. behandelte grundſätzliche Frage, ob 
der Grundbuchvertreter nach 81189 BGB. den Anleihegläubigern 
gegenüber, denen die Hypothek haften ſoll, verpflichtet iſt, für die 
ordnungsmäßige Eintragung der Hypothek zu ſorgen, wird in den 
Gründen nicht mit ausdrücklichen Worten entſchieden. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe brechen die Ausführungen über dieſe Frage ab und 
gehen zur Erörterung eines anderen Punktes über, ohne die Schluß⸗ 
folgerung zu ziehen. Doch kann man ihnen entnehmen, daß der Sen. 
die Frage verneint. Er befindet ſich damit in Übereinſtimmung mit 
dem Wortlaut des § 1189 BGB., der das Beſtehen der Hypothek 
vorausſetzt, und den großen Kommentaren (Planck, Staudinger, 
Güthe⸗Triebel), wohl auch Könige (Geſetz über die gemein⸗ 
ſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen). Meiſt aller⸗ 
dings wird der Grundſtücksvertreter, wie auch in dem vorl. Fall 
und in dem Fall von RG. 90, 213 ff., zugleich weitere Rechte und 
Pflichten haben. Dieſe ergeben ſich daraus, daß er regelmäßig ent⸗ 
weder durch Vertrag zwiſchen dem Schuldner, dem Glaubiger und 
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II. Verfahren. 


20. § 265 3 P O.; 58 1,2 BSchiffG. Die Pfand⸗ 
klage kann gegen den Ausrüſter fortgeführt 
werden, auch wenn der Eigentümer des Schiffes 
es während des Rechtsſtreites veräußert.] 7) 

Der Bekl. zu 1 war bei Klagerhebung Ausrüſter eines 
Binnenſchiffes i. S. von 8 2 BSchiffGG. Er wurde als ſolcher 
wegen eines durch dieſes verurſachten Schadens auf Grund 
von 88 3, 4, 114 BsSchiffG. ſowohl als perſönlich ver⸗ 
pflichtet wie auch auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
Schiff und Fracht in Anſpruch genommen. Im Laufe des 
Rechtsſtreits veräußerte der Eigentümer des Schiffes dieſes 
an einen Dritten, der es zur Binnenſchiffahrt in Verwendung 
nahm. Damit endete auch die Stellung des Bekl. zu 1 als 
Ausrüſter. Es handelt ſich um die Frage, ob er trotzdem für 
die Pfandklage der richtige Bekl. geblieben iſt. Während das 
LG. dieſe Frage unter Bezugnahme auf die reichsgerichtliche 
Entſch. in RG. 78, 307 verneint hat, hat das BG. die Ver⸗ 
urteilung des Bekl. zu 1 zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in Schiff und Fracht ausgeſprochen. Ihm iſt beizutreten. 
Es iſt allſeitig anerkannt, daß paſſiv legitimiert für die 
Pfandklage auf Grund von 88 102-104 BSchiffG. derjenige 
iſt, der zur Zeit der Klagerhebung Schiffseigner i. S. der 
§ 1 oder 2 BSchiffG. iſt (RG. 78, 307). Auch darin beſteht 
im Schrifttum Übereinſtimmung, daß eine im Laufe des 
Rechtsſtreits erfolgende Veräußerung des Schiffes durch den 
Schiffseigner, die den Verluſt dieſer Eigenſchaft im Gefolge 
hat, gem. § 265 ZPO. Einfluß auf den Rechtsſtreit nicht 
ausübt, und daß gem. $ 727 3 PO. die Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel gegen den neuen Schiffseigner nachgeſucht 


ihm ſelbſt beſtellt, oder durch eine Verſammlung der Gläubiger der 
Teilſchuldverſchreibungen berufen wird. In dieſen Fällen iſt in der 
Regel mit Könige a. a. O. Anm. 2 zu § 16 anzunehmen, daß er 
verpflichtet iſt, die Eintragung der Hypothek, durch die ſeine Deckung 
hinſichtlich der Hypothek erſt die feſte Grundlage erhält, herbeizuführen. 
Dem NG. iſt zuzuſtimmen, wenn es aus den in den Entſcheidungs⸗ 
gründen mitgeteilten Anleihebedingungen die Verpflichtung des Ver⸗ 
treters, für ordnungsgemäße Eintragung zu ſorgen, herleitet. Die 
Bekl. hatte die Stellung als Treuhänderin, die ſowohl im Intereſſe 
der Gläubigerin wie des Schuldners liegt, durch Vertrag übernommen. 
Ob dieſer Vertrag zwiſchen ihr und der Anleiheſchuldnerin allein ab⸗ 
geſchloſſen oder aber, ob das Bankgeſchäft, das den Emiſſionsproſpekt 
erließ, als erſter Gläubiger an ihm beteiligt war, iſt nicht erſichtlich. 
In beiden Fällen würde eine Verpflichtung der Bekl. begründet fein; 
EN letzteren Falle unter dem Geſichtspunkt des Vertrages zugunſten 
ritter. 

2. In der Frage der Proſpekthaftung laſſen die Gründe 
die Sachlage nicht klar erkennen. Eine Haftung nach 88 46 ff. BörſenG. 
kommt wohl nicht in Frage, da der Proſpekt nicht zwecks Zulaſſung 
der Papiere zum Börſenhandel erlaſſen zu ſein ſcheint. Sonſt würde 
die Bekl. unter der Vorausſetzung, daß ein Konſortialvertrag ſie 
mit der Unterzeichnerin des Proſpekts verband, wohl als eine Perſon 
anzuſehen ſein, von der „der Proſpekt ausging“ und demgemäß nach 
§ 40 mithaften. Dagegen iſt nicht erſichtlich, worauf das RG. im 
vorl. Fall die Haftung gründet. Nach allgemeinen Vorſchriften kann 
durch unrichtige Angaben in einem Proſpekt eine vertragliche 
Haftung aus dem Veräußerungsgeſchäft oder eine außervertragliche 
Haftung wegen Betruges herbeigeführt werden (Planck, Anm. 5; 
Staudinger, Anm. IX zu § 793 BGB.). Hat alſo, wie das Urt. 
anſcheinend annimmt, der Kl. die Schuldverſchreibungen von dem 
Schuldner oder dem Bankgeſchäft, das den Proſpekt erlaſſen hat, 
erworben, jo müſſen dieſe für die Erfüllung der Anleihebedingungen 
als Verkäufer entſprechend den Zuſicherungen einſtehen. Inwieweit 
aber ein Konſortialvertrag zwiſchen der Bekl. und dem Bankhaus 
eine Mithaftung der Behl. zur Folge hätte, iſt nicht ohne weiteres 
einzuſehen. Ein Geſellſchafter kann die Geſellſchaft und damit die 
anderen Geſellſchafter nur verpflichten, wenn er nach außen erſichtlich 
im Namen der Geſellſchaft handelt. Darüber, daß dies hier geſchehen 
ſei, enthält das Urt. aber nichts. Auch für die Annahme einer außer⸗ 
kontraktlichen Haftung der Bekl. ergibt der vorliegende Tatbeſtand 
keine Anhaltspunkte. 

Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Zu 20. Die Entſcheidung iſt zu begrüßen. Sie be⸗ 
deutet eine weſentliche Klarſtellung der Rechtslage und eine Abkehr 
von der formaliſtiſchen Auslegung des § 265 ZPO. Dieſe Abkehr 
wird in das Gewand einer Analogie gekleidet und getragen von 
dem Geſichtspunkt der gleichen Intereſſenlage. $ 510 HGB., welcher 
wegen feiner engen und veralteten Faſſung mancherlei Schwierigkeiten 
bereitet (vgl. Schaps-Mittelftein-Sebba, 8510 Anm. 10 ff.), 
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werden kann. Der vorliegende Fall zeigt die Beſonderheit, 
daß die Veräußerung des Schiffes nicht durch den Schiffs⸗ 
eigner, ſondern durch den Eigentümer des Schiffes erfolgt 
iſt. Sie hatte den Wegfall der Eigenſchaft als Schiffseigner 
auf ſeiten des Ausrüſters und den Erwerb dieſer Stellung 
durch den Käufer des Schiffes zur Folge. Wenn nun auch 
in einem ſolchen Falle die Vorausſetzung des $ 265 Abſ. 2 
Satz 1 ZPO., daß der Veräußernde Prozeßpartei iſt, nicht 
gegeben iſt, ſo ſprechen doch überwiegende Gründe für eine 
entſprechende Anwendung dieſer Beſtimmung. Der Grund für 
die Schaffung der Vorſchrift war die Rückſichtnahme auf den 
Gegner des Veräußerers. Bei Zuläſſigkeit der Veräußerung 
der ſtreitbefangenen Sache beſteht für dieſen ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe daran, den Rechtsſtreit wirkſam mit ſeinem erſten 
Gegner durchführen zu können und ſo vor einer von Preisgabe 
der bisherigen Prozeßergebniſſe begleiteten Wiederholung des 
eingeleiteten Rechtsſtreits bewahrt zu bleiben. Ein gleiches 
Intereſſe beſteht auch für den Schiffsgläubiger bei der Ver⸗ 
folgung der Pfandklage. Falls zur Zeit der gerichtlichen 
Geltendmachung des Schiffsgläubigerrechts ein Ausrüſter⸗ 
verhältnis beſteht, iſt der Ausrüſter nach dem Willen des 
Geſetzes der allein in Betracht kommende Bekl. Würde man 
auf einen Fall der vorliegenden Art die Vorſchrift des $ 265 
Abſ. 2 Satz 1 3 PO. nicht zur Anwendung bringen, fo wäre 
die Folge eine ſchlechtere Rechtsſtellung des Schiffsgläubigers 
in einem Rechtsſtreit mit einem Ausrüſter gegenüber der⸗ 
jenigen in einem Rechtsſtreit mit einem Eigentümerſchiffs⸗ 
eigner. Das erſcheint mit der grundſätzlichen Gleichſtellung 
beider Arten von Schiffseignern gem. $ 2 B8SchiffG. nicht 
vereinbar. Es iſt vielmehr gerechtfertigt, wenn in dem vor⸗ 
liegenden Fall die Intereſſen des Schiffsgläubigers die gleiche 


iſt jedenfalls in dem einen Punkte klar: er iſt im Intereſſe 
dritter Perſonen geſchaffen, welche Rechte gegen den Ausrüſter er⸗ 
worben haben. Insbeſ. zugunſten der Schiffsgläubiger (§ 510 Abſ. 2). 
Die gleichen Geſichtspunkte ſind im Binnenſchiffahrtsrecht maß⸗ 
gebend, da 8 2 BSchiff®. ſich wörtlich an 8 510 HGB. anlehnt. Die 
vorl. Entſch. iſt daher über den Rahmen des Binnenſchiffahrts⸗ 
rechts hinaus auch für das Seerecht von Bedeutung. Beide 
Vorſchriften beſagen, daß der Ausrüſter nur „Dritten gegenüber“ 
als Schiffseigner bzw. Reeder anzuſehen iſt. Das Verhältnis zu 
dem Eigentümer des Schiffes wird durch die Vorſchriften nicht 
berührt, wenngleich es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der Eigen⸗ 
tümer ein Schiffsgläubigerrecht an ſeinem eigenen Schiffe erwirbt 
und damit die Rolle eines Dritten im Sinne der beiden erwähnten 
Vorſchriften erlangt (vgl. Mittelſtein, Binnenſchiffahrt S. 39; 
Schaps, § 743 Anm. 8; 754 Anm. 3 ff.). Mit Recht hebt das RG. 
nun hervor, daß es unbillig wäre, den Schiffsgläubiger deswegen 
ſchlechter zu ſtellen, weil die Veräußerung des Streitobjekts (im 
vorliegenden Falle des, vermöge des Schiffsgläubigerrechts ding⸗ 
lich verhafteten Schiffes) durch den Eigentümer erfolge, welcher 
nicht Prozeßpartei ſei und nicht durch den nur nach außen als 
Schiffseigner bzw. Reeder auftretenden Ausrüſter. Ebenſo wie 
§ 510 HGB. und § 2 BShiffß. iſt auch die prozeſſuale Norm des 
§ 265 im Intereſſe des Gläubigers bzw. Klägers gegeben, welcher 
nicht durch eine Anderung der dinglich beſtimmten Rechtslage waͤh⸗ 
rend des Prozeſſes rechtlos geſtellt werden ſollte. Gerade mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die dingliche Pfandklage auf Grund des Schiffs⸗ 
gläubigerrechts lediglich das Schiff als Haftungsgegenſtand ergreift, 
erſcheint die materiellrechtlich und prozeſſual wohl begründete 
Analogie auch vom Standpunkt der ſoziologiſchen Rechtsfindung 
geboten. Der Ausrüſter erſcheint im Prozeſſe zwar nicht als Ver⸗ 
treter des Reeders. Wohl aber kann man von einer Art Prozeß⸗ 
ſtandſchaft ſprechen, inſofern hier über ein Vermögensſtück des 
Eigentümers entſchieden wird, ohne daß er für die Klage paſſiv 
legitimiert wäre, wohingegen andererſeits die Eutſch. über die ding⸗ 
liche Klage in dem Prozeß gegen den Ausrüſter erfolgt, welcher 
lediglich obligatoriſche Rechte an dem Prozeßobjekt hat. Das RG. 
weiſt mit Recht auf den Unterſchied zwiſchen dem vorliegenden 
Falle und dem des § 761 Abſ. 2 HGB. hin. Gerade die Wirkung 
des gegen den Ausrüſter erſtrittenen rechtskräftigen Urteils gegen 
den Eigentümer, auch wenn das Schiff nach Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit wegen Beendigung des Ausrüſtungsverhältniſſes an ihn 
zurückgefallen iſt (RG.: HanſchZ. 1894 Nr. 18), zeigt, daß zwiſchen 
Ausrüſter und Eigentümer eine Rechtsverbundenheit beſteht, welche 
ſie beide in gewiſſem Sinne als eine Verkehrseinheit erſcheinen läßt, 
ſoweit es ſich um die Haftung Dritten gegenüber handelt. Dieſem 
Gedankengang trägt die vom RG. zugelaſſene Analogie Rechnung, 
und es muß anerkannt werden, daß das RG. einer weiteren Zer⸗ 
ſplitterung in der Frage der Paſſivlegitimation im Schiffahrtsrecht 
vorgebeugt hat. 


A. Dr. Sebba, Königsberg 
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Berückſichtigung erfahren, wie in dem einer Veräußerung des 
Schiffes durch den verklagten Schiffseigner ſelbſt. Dem iſt 
genügt, wenn die Vorſchrift des 8 265 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. 
entſprechende Anwendung findet. Eine ſolche liegt um ſo 
näher, als dieſe Beſtimmung in ſtändiger Rechtsanſchauung 
in weiteſtem Sinne für Fälle der Rechtsnachfolge, durch die 
eine Sachlegitimation erworben wird, abgeſehen natürlich von 
den durch 8 239 3PO. erfaßten, für maßgebend erklärt wor⸗ 
den iſt. Ein Eintritt in die dem früheren Ausrüſter vom 
Geſetz zugewieſene Rechtsſtellung findet auch hier auf ſeiten 
des Schiffserwerbers ſtatt. Auf den Ausrüſter wegen des Ver⸗ 
luſtes der Eigenſchaft als Schiffseigner die Vorſchriften des 
8 239 ZPO. entſprechend anzuwenden, erſcheint ſchon um 
deswillen nicht angängig, weil es ſich nicht um eine Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge, ſondern lediglich um die verfahrensrechtlichen 
Folgen der Veräußerung eines Einzelgegenſtandes handelt. 
Einer Anwendung der Vorſchrift des S 241 3 PO. ſteht ent⸗ 
gegen, daß es ſich nicht um den Wegfall eines geſetzlichen Ver⸗ 
treters oder einer Partei kraft Amtes handelt, wie es z. B. 
bei einem Wechſel in der Perſon des gem. § 761 Abſ. 2 HGB. 
paſſivlegitimierten Schiffers der Fall ſein würde. Eine be⸗ 
ſondere Inanſpruchnahme des bisherigen Ausrüſters, die nicht 
ſchon durch die ihm vom Geſetz zugewieſene Rechtsſtellung als 
ſolche gegeben war, findet durch entſprechende Anwendung der 
Beſtimmung des $ 265 Abſ. 2 Satz 1 3PO. nicht ſtatt. Auch 
inſoweit beſtehen daher gegen fie keine Bedenken. Der Stellung- 
nahme des BG. iſt ſomit beizupflichten. Mit Recht hat auch 
der Vorderrichter die Entſch. des RG. in RG. 78, 307, auf 
die ſich die Reviſion berufen hat, als nicht entgegenſtehend er⸗ 
achtet. Die entſcheidenden Ausführungen in dieſem Urt. be⸗ 
treffen den Punkt, daß ein Eigentümer eines Schiffes, der es 
zur Zeit der Erhebung der Pfandklage nicht zur Binnenſchiff⸗ 
fahrt verwendet habe, für dieſe nicht paſſivlegitimiert ſei. Es 
erörtert weiter die Möglichkeit, ob die Bekl., die danach nicht 
paſſivlegitimiert war, dieſe Eigenſchaft dadurch erlangen könne, 
daß fie im Lauf des Rechtsſtreits die Stellung eines Schiffs- 
eigners gewinne. Mit der Prüfung der Frage aber, ob der 
verklagte Schiffseigner mit dem im Verlauf des Prozeſſes er⸗ 
folgten Verluſt dieſer Eigenſchaft die Paſſivlegitimation für 
die Pfandklage verliere, hat es ſich nicht befaßt. 
(U. v. 8. Okt. 1927; 57/27 I. — Darmſtadt.) [Ka.] 


* 21. 8 519 Abſ. 6 3 PO. Die durch Benennung 
eines Endtermins beſtimmte Friſt kann nicht in 
eine nach Zeitraum beſtimmte Friſt umgedeutet 
werden; dauert am Endtage die Hemmung noch 
fort, ſo wird die Friſtſetzung wirkungslos. — 
Durch Eröffnung des Konkurſes erliſcht die Pro- 
zeßvoll macht.] 7) 

Auf die Berufung des Kl. gegen das ihn mit feiner 
Klage abweiſende Urt. des LG. Breslau v. 10. Juni 1926 
ſetzte der Vorſitzende des Ferienſenats des OLG. dem Kl. 


Zu 21. Es iſt erfreulich, daß das RG. nunmehr unter aus⸗ 
drücklicher Aufgabe ſeiner früheren Meinung ſich der Anſicht an⸗ 
ſchließt, daß die durch Benennung des Endtages beſtimmte Friſt 
nicht in eine nach Zeitraum beſtimmte Friſt umgedeutet werden 
kann, daß vielmehr die Friſtſetzung ſchlechthin wirkungslos wird, 
wenn an dem vom Vorſitzenden benannten Endtage der Friſt die 
Hemmung noch fortdauert. Ich habe die Frage eingehend erörtert 
in meiner auch vom RG. angezogenen Anm. zu JW. 1926, 15574. 
Den Stand der Frage gibt das RG. ſelbſt vollſtändig an, wohl im 
Anſchluß an meine ebenfalls angeführte Streitfragenzuſammen⸗ 
ſtellung: JW. 1927, 542 Sp. 2. Im vorl. Falle handelt es ſich 
nicht um eine gewöhnliche Hemmung der Friſt, ſondern um eine, 
übrigens auch lange dauernde Unterbrechung durch Konkurs⸗ 
eröffnung. Die allgemeine Faſſung des Beſchl. läßt aber keinen 
Zweifel, daß ſie auch für jeden Fall der Hemmung gelten will, 
und damit reißt ſie eine tiefe Breſche in die Praxis der Gerichte, 
die bisher wohl allgemein, insbeſ. bei Ablehnung von Armen⸗ 
rechtsgeſuchen, die nach dem Endtag beſtimmte Friſt in eine nach 
Zeitraum beſtimmte umdeutete. Nach der vorl. Entſch. würde ſomit 
in dem praktiſch wohl häufigſten Fall der Hemmung durch ein 
Armenrechtsgeſuch die Friſtſetzung ſtets wirkungslos ſein, wenn die 
Ablehnung des Armenrechtsgeſuchs nicht ſpäteſtens 15 Tage vor 
dem feſtgeſetzten Endtag zugeſtellt iſt. Es iſt dankbar anzu⸗ 
erkennen, daß das RG. immer wieder bemüht it, die unſelige Vor⸗ 
ſchrift des § 519 VI, die ſchon jo unendlich viel Unheil angerichtet 
hat, auf ein möglichſt enges Gebiet zu beſchränken. 

Auch der zweite Teil des Beſchl. behandelt eine ſeit Jahren 


am 9. Aug. 1926 eine Friſt bis zum 16. Okt. 1926 für die 
Erbringung des Nachweises der Zahlung der Prozeßgebühr. 
Am 26. Aug. 1926 wurde über das Vermögen der Bekl., 
einer im landgerichtlichen Verfahren durch ihren Geſchäfts⸗ 
führer RA. L. als Prozeßbevollmächtigten vertreten ge⸗ 
weſenen Gmbeh., das Konkursverfahren eröffnet; dasſelbe iſt 
am 22. April 1927 wegen mangelnder Maſſe durch das 
Amtsgericht Neumarkt eingeſtellt (8 204 KO.); die Ein⸗ 
rückung des Einſtellungsbeſchluſſes hat am 7. Mai 1927 im 
öffentlichen Anzeiger des Breslauer Regierungsamtsblattes 
ſtattgefunden; die Bek. gilt alſo nach 8 76 KO. als mit dem 
9. Mai 1927 erfolgt. Am 21. Mai 1927 nahm RA. L., 
ohne ſich durch eine neue Vollmacht zu legitimieren, den 
Rechtsſtreit beim OLG. auf; dieſes verwarf die Berufung als 
unzuläſſig durch Beſchl. v. 30. Juni 1927, weil die Be⸗ 
rufungskl. es verſäumt haben, rechtzeitig die Zahlung der 
von ihnen geforderten Prozeßgebühr nachzuweiſen. Dieſer 
Nachweis iſt erſt am 12. Juli 1927 erbracht. Die Kl. haben 
gegen dieſen Beſchl. ſofortige Beſchwerde eingelegt und even⸗ 
tuell gegen die Verſäumung der Friſt zur Erbringung des 
Nachweiſes der Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes Wleder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand nachgeſucht. Der form⸗ 
und friſtgerecht eingelegten ſofortigen Beſchwerde war der 
Erfolg nicht zu verſagen. Es fragt ſich zunädjft, ob eine Friſt 
mit feſtem Endtermin in eine nach einem Zeitraum bemeſſene 
Friſt umgedeutet werden kann, und erſt, wenn dieſe Frage 
bejaht werden müßte, iſt zu der weiteren Frage Stellung zu 
nehmen, wie dieſe Umdeutung in dem Falle zu geſchehen hat, 
wenn die Friſt während der Gerichtsferien geſetzt worden iſt. 
Nun hat allerdings das RG. die mit einem feſten Endtermin 
beſtimmte Friſt in eine Friſt von ſoviel Tagen berechnet, wie 
zwiſchen der Zuſtellung der Friſtſetzungsverfügung (§ 2211 
ZPO.) und dem Ablauf des Endtages liegen, fo z. B. NE. 
v. 7. Febr. 1925 (JW. 1925, 768 20); v. 27. Nov. 1925 
(RG. 112, 141 = JW. 1926, 1565 13); v. 18. März 1926 
(JW. 1926, 1669 2); v. 20. Mai 1926 (JW. 1926, 26852), 
und bei Friſtſetzung in den Ferien iſt die Friſt nach der 
Zahl der Tage berechnet, die zwiſchen dem 15. Sept. und dem 
Ablauf des Endtages liegen, fo RG. v. 10. Nov. 1925 (JW. 
1925, 1557). RG. v. 30. Nov. 1925 ( JW. 1926, 578?) 
und ſpeziell der jetzt beſchließende Sen. am 10. Juli 1926, 
B 19/26 (JW. 1927, 584 0). Gegen dieſe Berechnung find 
aber von verſchiedenen Seiten Bedenken erhoben worden, ſo 
von Sonnen, Bemerkung zu JW. 1926, 1557 und JW. 
1927, 542 Sp. 2; Stein⸗Jonas, Komm. z. ZPO. 8519 
Nr. 47; Baumbach, 8 519 Note 11; Oetker zu JW. 
1926, 1162; und auch der 4. ZS. hat am 18. Dez. 1925 
VI B 38/25 (JW. 1926, 1162) und am 10. Nov. 1925, 
VI B 3225 (JW. 1926, 1557) ſich dahin ausgeſprochen, 
daß bei einer durch Benennung des Endtermins beſtimmten 
Friſt eine Umdeutung in eine nach Zeitraum beſtimmte Friſt 
ausgeſchloſſen iſt und daß, wenn an dem Endtage die Hem⸗ 


viel erörterte Streitfrage, die wohl nur deshalb bisher noch nicht 
häufiger zur Entſch. des RG. gekommen iſt, weil fie praktiſch 
nicht von allzu großer Bedeutung iſt. Auch hier gibt das RG. 
dankenswerterweiſe den Stand der Streitfrage erſchöpfend an (nach⸗ 
zutragen wäre nur unter denjenigen Schriftſtellern, die das Er⸗ 
löſchen der Prozeßvollmacht durch die Konkurseröffnung ver⸗ 
neinen, Baumbach 2 zu $ 86). Das RG. ſchließt ſich denjenigen 
an, die das Erlöſchen der Vollmacht bejahen. Die weiteren Schluß⸗ 
folgerungen, die das NÖ. ſodann an feine Eutſch. knüpft, über⸗ 
raſchen inſofern, als ſie auf § 244 verweiſen, ohne daß das RG. 
näher darauf eingeht: wenn die Prozeßvollmacht durch die Kon⸗ 
Rurseröffnung erliſcht, jo folgt daraus noch nicht ohne weiteres, 
wie das RG. annimmt, daß nun auch $ 244 anwendbar fei, wo⸗ 
nach eine Unterbrechung des Verfahrens eintritt, wenn in An⸗ 
waltsprozeſſen der Anwalt ſtirbt oder unfähig wird, die Vertretung 
fortzuführen. Das RG. ſcheint hier, weil die Prozeßvollmacht 
durch die Eröffnung des Konkurſes erliſcht, eine Unfähigkeit des 
Anwalts, die Vertretung der Partei fortzuführen, anzunehmen. 
Sonſt nimmt man dagegen wohl allgemein an, daß das Erlöſchen 
der Vollmacht, z. B. durch Kündigung, ebenſo wie eine bloße tat⸗ 
ſächliche Verhinderung eine Unfähigkeit des Anwalts, die Ver⸗ 
tretung fortzuführen, nicht zur Folge hat (vgl. z. B. Stein⸗ 
Jonas II zu § 244; Baumbach 2 zu $ 244). Die Löſung liegt 
in den vorhergehenden Ausführungen des RG.: Kündigung der 
Vollmacht durch die Partei oder den Anwalt kann ebenſowenig 
wie eine tatſächliche Verhinderung des Anwalts das Verfahren 
unterbrechen. Das Erlöſchen der Prozeßvollmacht durch Konkurs⸗ 
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mung oder Unterbrechung noch fortdauert, die Friſtſetzung 
überhaupt ihre Bedeutung verliert, ſowie, daß wenn der End⸗ 
termin erſt ganz kurze Zeit nach Aufhören der Hemmung oder 
Unterbrechung eintritt, ſo daß keine genügende Friſt mehr 
bleibt, die Friſtſetzung als wirkungslos anzuſehen iſt. Dieſer 
Auffaſſung iſt nunmehr auch der beſchließende Senat bei⸗ 
getreten. Die Friſtſetzung erfolgt für Laien, welche mit den 
Beſtimmungen der ZPO. über die Berechnung von nach 
Zeitabſchnitten beſtimmten Friſten nicht vertraut ſind; dem 
Laien aber liegt der Gedanke näher, daß eine mit dem Ab⸗ 
lauf eines beſtimmten Tages endende Friſt ihre Bedeutung 
verliert, wenn die Einhaltung der Friſt an dem Tage ihres 
Ablaufs mit Rückſicht auf eine zu dieſer Zeit noch beſtehende 
Unterbrechung des Laufes der Friſt unmöglich iſt. Die Auf⸗ 
faſſung, daß die geſetzte Friſt in eine ſolche umzudeuten iſt, 
daß nach Aufhören der Unterbrechung eine neue Friſt, 
welche der Zahl der Tage der bisherigen Friſt unter Ausſchluß 
der Tage der Gerichtsferien entſpricht, zu laufen beginnt, 
liegt dem Laien außerordentlich fern. Da im vorliegenden 
Falle am 16. Okt. 1926 die Unterbrechung der Friſt infolge 
des Konkurſes, da der im Prozeß geltend gemachte Anſpruch 
die Konkursmaſſe betraf, noch fortdauerte (88 240, 249 3 PO.) 
und bei Beendigung des Konkurſes (9. Mai 1927) die Friſt 
bis zum 16. Okt. 1926 ſchon längſt abgelaufen war, hatte 
die Friſtſetzung v. 9. Aug. 1926 ihre Bedeutung völlig ein⸗ 
gebüßt, und es hätte ſeitens des Vorſitzenden einer neuen 
Friſtſetzung bedurft. Der Beſchl. v. 30. Juni 1927 iſt hier⸗ 
nach zu Unrecht ergangen. Die Aufhebung des Beſchl. recht⸗ 
fertigt ſich aber auch noch aus einem anderen Grunde. Ob 
die Prozeßvollmacht durch die Konkurseröffnung erliſcht, iſt 
eine bekannte Streitfrage; verneint wird fie von För⸗ 
fter, Komm. z. ZPO. 5 86 1d, S. 282; Roſenberg, Stell- 
vertretung im Prozeß, S. 880; Hellmann, Konkursrecht, 
S. 290; Skonietzki⸗Gelpcke, Komm. z. ZPO. 8 240 
Nr. 3 lentgegengeſetzt allerdings 8 86 Anm. 2); Hellwig, 
Lehrb. § 133 III 3d S. 470 und 8 132 III 2, ſowie vom 
KG. 25. 3S., Beſchl. v. 21. Febr. 1922 (25 W 239/22) 
(JW. 1922, 1335) und vom OLG. München, 1. 3S., Beſchl. 
v. 21. April 1913; bejaht von Jaeger, KO. 8 23 
Anm. 8b (mit großem Literaturnachweis; Stein⸗-Jonas, 
Komm. z. ZPO. $ 86 Anm. 7 S. 256; Kleinfeller, Be⸗ 
merkung zu dem KGBeſchl. IW. 1922, 1335; Mentzel, 
KO. 8 23 Anm. 3 Abſ. 2 (ohne Angabe von Gründen); 
Urt. des RG. vom 5. 36. v. 24. Okt. 1903, V 504/03 (ohne 
nähere Begründung) in der LZ. 1907, 835 mit Bemerkungen 
von Jaeger. — Für eine entſprechende Anwendung 
des 8 168 Satz 1 BGB. haben ſich ausgeſprochen: L. Seuf⸗ 
fert, ZPO. 8 86 Anm. 1; Weismann, ZPO. 8 251; 
Schmidt, 3PR. 2. Aufl. 8 87 IV. Für die Verneinung des 
Erlöſchens der Prozeßvollmacht durch Konkurs beruft man 
ſich darauf, daß nach 8 23 KO. lediglich der privatrecht⸗ 
liche Auftrag und demgemäß nach $ 168 BGB. auch die 
privatrechtliche Vollmacht erliſcht, daß dagegen die rein pro⸗ 
zeſſuale Vollmacht (abweichend von dem im BGB. feſtge⸗ 
ſtellten Grundſatz ($ 168) der Abhängigkeit der Vollmacht 
von der Fortdauer des ihr zugrunde liegenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes), nach 8 86 3PO. weder durch den Tod des Voll⸗ 
machtgebers, noch durch eine Veränderung in ſeiner Prozeß⸗ 
fähigkeit oder ſeiner geſetzlichen Vertretung aufgehoben wird, 
und daß zwar der der Prozeßvollmacht zugrunde liegende 
Dienſtvertrag gekündigt werden kann, daß aber für die Kün⸗ 


eröffnung kann aber nicht dem Erlöſchen der Vollmacht durch 
Kündigung gleichgeſtellt werden: Bei der Kündigung bleibt die 
Partei in der Lage, einen neuen Prozeßbevollmächtigten zu be⸗ 
ſtellen, bei der Konkurseröffnung nicht, und wenn man dies berück⸗ 
ſichtigt, ſo wird man allerdings im Gegenſatz zum Falle der 
Kündigung bei der Konkurseröffnung eine Unfähigkeit des Anwalts, 
die Vertretung der Partei fortzuführen, annehmen können. 

Aber wozu denn überhaupt die Verweiſung auf § 244 zu⸗ 
ſammen mit $ 2492 Genügt nicht § 240? Jedenfalls dann nicht, 
wenn das Verfahren nicht die Konkursmaſſe betrifft. Auch dann 
muß die Vollmacht erlöſchen. Im übrigen dürfte allerdings 8 240 
ausreichen, ohne daß daneben ein Bedürfnis für Anwendung des 
§ 244 erſichtlich iſt. Das RG. ſcheint anzunehmen, daß im vorl. 
Falle das Verfahren zwar „nach den für den Konkurs geltenden 
Beſtimmungen aufgenommen“ ſei, nicht aber auch „der beſtellte 
neue Anwalt von ſeiner Beſtellung dem Gegner Anzeige gemacht“ 
habe; denn es weiſt darauf hin, daß aus den Akten nicht erhelle, 


digung des Vollmachtvertrages die beſonderen Grundſätze 
des § 87 ZRD. Platz greifen. Die Beſtimmung des $ 240 
3PO., wonach im Falle des Konkurſes das Verfahren, ſo⸗ 
weit es die Maſſe betrifft, unterbrochen wird, wird dann 
damit begründet, daß aus ſpezifiſch konkursrechtlichen Grün⸗ 
den, und nicht etwa wegen Erlöſchens der Prozeßvollmacht 
die Unterbrechung ſtattfindet, um dem Konkursverwalter die 
Möglichkeit zu gewähren, Einblick in die verſchiedenen Pro⸗ 
zeſſe zu gewinnen, und bei der Frage, ob ſie aufgenommen 
werden ſollen, einſtweilen nicht durch Handlungen des Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten geſtört zu werden, weshalb auch die Be⸗ 
deutung des 8 240 ZPO. hauptſächlich klarſtellen ſolle, wer 
den Prozeß aufzunehmen hat und gegen wen der Prozeß auf⸗ 
zunehmen iſt, wobei hinſichtlich der Zuſtellungen noch auf 
8 176 3PO. hinzuweiſen fei, jo daß darin indirekt eine An⸗ 
erkennung liege, daß durch den Konkurs die Prozeßvollmacht 
nicht erlöſche. Demgegenüber wird von denjenigen, die das 
Erlöſchen der Prozeßvollmacht durch den Konkurs bejahen, 
hervorgehoben, daß der § 168 Satz 1 BGB. einen allge⸗ 
meinen Rechtsgrundſatz enthält, wonach das Erlöſchen des 
Grundverhältniſſes das Erlöſchen der Vollmacht ohne weiteres 
nach ſich zieht, und daß, wenn das Erlöſchen des Grund⸗ 
verhältniſſes kraft Geſetzes eintritt, wie gem. $ 23 KO. mit 
dem Auftrage, die Fortdauer der Vollmacht undenkbar iſt, 
weil es völlig an einem vernünftigen Zweck für einen ſol⸗ 
chen Zwieſpalt fehlt. Die Anwendbarkeit des 886 38. 
wird von dieſer Anſicht geleugnet, weil der Konkurs an der 
Prozeßfähigkeit des Schuldners nichts ändert; ebenſowenig 
kommt danach die beſondere für die Prozeßvollmacht geltende 
Beſtimmung des 887 ZPO. zur Anwendung, da das der 
Prozeßvollmacht zugrunde liegende Grundgeſchäft im Falle 
des Konkurſes nicht durch Kündigung ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters, ſondern gem. § 23 KO. kraft Geſetzes erliſcht. 
Es ſind nach dieſer Anſicht auch ganz andere Erwägungen 
maßgebend geweſen, hinſichtlich der Beendigung der Prozeß⸗ 
vollmacht bei der Konkurseröffnung andere Grundſätze als bei 
der Kündigung eintreten zu laſſen. Das Erlöſchen kraft Ge⸗ 
ſetzes kann und muß der Gegner auch ohne Benachrichtigung 
wiſſen, und ebenſo muß der Richter ein Erlöſchen kraft Ge⸗ 
ſetzes von Amts wegen kennen und berückſichtigen. Gerade 
daß der Fall des § 240 ZRO. dem 8 239 gleichgeſtellt iſt, 
ſpricht für die letztere Anſicht. Weil der Gemeinſchuldner 
ſelbſt keine gültige Handlung mehr vornehmen kann, kann es 
auch nicht mehr ſein Vertreter; ſeine Vollmacht iſt erloſchen 
und deshalb iſt das Verfahren im Falle des Konkurſes genau 
ſo unterbrochen, wie zunächſt durch den Tod einer Partei 
oder in den Fällen des § 241. Gerade aus dem Umſtaͤnde, 
daß die Partei nach der Konkurseröffnung infolge des Er⸗ 
löſchens der Prozeßvollmacht ſtets „unvertreten“ daſteht, er⸗ 
klärt es ſich, daß der 8 246 ZPO. unter den Fallen, wo aus⸗ 
nahmsweiſe trotz Vorliegens der Vorausſetzungen der 88 239, 
241 und 242 eine Unterbrechung des Verfahrens nicht ſtatt⸗ 
findet, die Konkurseröffnung nicht nennt; nach Meinung des 
Geſetzgebers kann alſo der Fall gar nicht eintreten, daß bei 
Eröffnung des Konkurſes die Prozeßvollmacht weiter be⸗ 
ſtehen kann. Daß ji) aus 8 176 ZRO. nichts Gegenteiliges 
ergibt, folgt daraus, daß, wenn der Prozeßbevollmächtigte 
aufgehört hat, Prozeßvollmacht zu beſitzen, ſelbſtverſtändlich 
auch 8 176 ZPO. keine Anwendung finden kann. Aus vor⸗ 
ſtehenden Gründen hat der beſchließende Senat das Erlöſchen 
der Prozeßvollmacht mit der Eröffnung des Konkurſes be⸗ 


daß dem RA. L. nach der Aufhebung des Konkurſes von neuem 
Prozeßvollmacht erteilt worden ſei. Hier kann ich dem RG. nicht 
folgen: RA. L. hat den Rechtsſtreit beim OLG. aufgenommen, 
„ohne ſich durch eine Vollmacht zu legitimieren“. Beim OLG. iſt 
es aber überhaupt nicht üblich, Vollmacht vorzulegen, und wenn 
ein Anwalt den Rechtsſtreit aufnimmt, ſo liegt darin doch wohl 
ſchon ohne weiteres die Erklärung, daß er die dazu erforderliche 
Prozeßvollmacht habe. Damit hätte alſo ſowohl nach 8 240 wie auch 
nach § 244 die Unterbrechung am 21. Mai 1927 aufgehört, und 
die alte Friſt, wenn ſie in eine nach Zeiträumen beſtimmte um⸗ 
gedeutet werden dürfte, wäre am 21. Juni 1927 abgelaufen, wo⸗ 
bei ich entſprechend früheren Entſch. (R.: JW. 1925, 7575; 
1926, 5782; anders RG. 109, 83 = JW. 1925, 47923; 1925, 
15574) unterſtelle, daß eine in den Ferien beſtimmte Friſt bis zum 
16. Okt. in Nichtferienſachen eine Friſt von einem Monat iſt. Der 
zweite Grund des RG. trägt alſo die Entſch. nicht; nur der erſte 
kann ſie rechtfertigen. RA. Theodor Sonnen, Berlin. 
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jaht. Hiernach iſt aber auch gem. § 244 ZPO. mit der Wir⸗ 
kung aus § 249 ZBD. hinſichtlich des Laufes der Friſt 
Unterbrechung des Verfahrens eingetreten. Daß dem RA. L. 
nach der Aufhebung des Konkurſes von neuem Prozeßvoll⸗ 
macht erteilt worden ſei, darüber erhellt nichts aus den 
Akten. 
(Beſchl. v. 30. Sept. 1927; 15/27 II B. — Bre 
a. 


22. 88 1039, 1042 3 PO. Aus Schiedsſprüchen, 
bei denen eine Vollſtreckbarkeitserklärung mög⸗ 
lich iſt, gibt es keine Erfüllungsklage.] f) 

(U. v. 1. Juli 1927; 13/27 VI. — Hamburg.) 

Abgedr. IW. 1927, 2464 15, 


Zu 22. Die Kl. fordert Aufhebung eines gegen ihn im Inlande 
ergangenen Schiedsſpruchs. Der Bekl. hat mit der Widerklage den 
Eventualantrag auf Verurteilung zur Erfüllung des Schiedsſpruchs 
geſtellt. Wegen der Zuſprechung der Widerklage iſt das Urt. vom 
RG. aufgehoben worden. Der Grund iſt, daß bei einem Schieds⸗ 
ſpruch, bei welchem die Vollſtreckbarkeitserklärung nach dem Beſchluß⸗ 
verfahren an ſich möglich erſcheint, die Gefahr vorliegt, daß, falls 
auch eine Erfüllungsklage gewährt wird, der im Schiedsverfahren 
Siegreiche einen doppelten vollſtreckbaren Titel erlangt. Die Wirkung 
des Urt. erſtreckt ſich weiter, als auf den erſten Blick ſcheint, nament⸗ 
lich wegen der Möglichkeit einer Einwirkung des Urt. auf die Be⸗ 
handlung deutſcher Schiebsſprüche im Ausland. 

Das RG. unterläßt es, ſich mit der Literatur ſowie mit einer 
früheren Entſch. des RG. v. 25. Nov. 1913, WarneyersJ. 1914, 
94 Nr. 70, zit. bei Nußbaum, Internationales Jahrbuch für 
Schiedsgerichtsweſen, Bd. 1 S. 26, 982, auseinanderzuſetzen. Das 
RG. geht auch auf die Grundlagen der Erfüllungsklage nicht ein. 
Die Zuläſſigkeit der Erfüllungsklage aus deutſchen Schieds- 
ſprüchen wird von Nußbaum a. a. O., S. 19, bejaht. Sie wird 
von Stein⸗Jonas 8 1042 J zwar für den Regelfall verneint, je⸗ 
doch nur weil bei dem Regelfall ein Rechtsſchutzbedürfnis nicht vor⸗ 
liegt, alſo nicht wegen der Tatſache der Möglichkeit der Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung durch Beſchluß. Liegt ein Rechtsſchutzbedürfnis trotz 
der Möglichkeit der Vollſtreckbarkeitserklärung vor, ſo wird die Er⸗ 
füllungsklage von Stein⸗Jonas zugelaſſen. Solch Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis ſoll nach Stein⸗Jonas z. B. dann gegeben fein, wenn 
eine Feſtſtellungsklage auf Feſtſtellung der rechtlichen Wirkſamkeit 
des Schiedsſpruchs gegeben wäre. Solche Feſtſtellungsklage wäre nun 
in dem hier vorliegenden Falle offenbar gegeben, weil die rechtliche 
Wirkſamkeit des Schiedsſpruchs von dem Kl. und Widerbeklagten 
geleugnet wurde. Soweit erſichtlich, ſteht alſo die Literatur auf einem 
vom RG. abweichenden Standpunkt. Das RG. ſelbſt hat in der oben 
erwähnten Entſch. in WarneyersJ. ausgeſprochen, daß das Geſetz 
dem inländiſchen Schiedsſpruch nicht nur die Wirkung beilegt, Grund⸗ 
lage eines Vollſtreckungsurteils zu ſein, ſondern auch ihn als Grund⸗ 
lage für die Verfolgung eines aus ihm hergeleitelen Anſpruchs zu 
verwerten. 

Hiernach weicht die Entſch. auch von der früheren Judikatur ab. 
Dies iſt auch die Meinung Nußbaums a. a. O. 

Allerdings bezieht ſich die eben erwähnte Entſch. auf eine Zeit, 
die das jetzige Beſchlußverfahren noch nicht kannte. Aber hieraus 
dürfte kein Unterſchied herzuleiten ſein. Einmal hätte der Entſchei⸗ 
dungsgrund des RG. auch für das frühere Verfahren zutreffen können. 
Denn es wäre auch damals möglich geweſen, eine Vollſtreckungs⸗ 
klage neben der Erfüllungsklage zu erheben. Selbſtverſtändlich würde 
ſie keinen Erfolg gehabt haben, da hinſichtlich des gleichen materiellen 
Anſpruchs keine zwei Vollſtreckungstitel vom Gericht bewilligt worden 
wären. Dieſe Möglichkeit liegt aber auch jetzt bei gleichzeitiger 
Geltendmachung des Vollſtreckungsweges und der Erfüllungsklage 
vor. Ferner beruht die Erfüllungsklage nach dem alten Verfahren 
und nach dem neuen Verfahren auf der gleichen Grundlage. Dieſe 
Grundlage iſt ihr durch das neue Verfahren nicht entzogen. 

Die Grundlage der Erfüllungsklage iſt die materielle Verpflich⸗ 
tung, den durch den Schiedsſpruch feitgefteilten Anſpruch zu erfüllen 
(ogl. RG.: Seuff Arch. 67, 426). Dieſe Verpflichtung beruht auf dem 
urſprünglichen Vertrag in Verbindung mit dem Schiedsſpruch. Es 
iſt dabei gleichgültig, ob die Erfüllungsklage theoretiſch auf den 
Schiedsſpruch als ſolchen gegründet wird (ſo die bei Stein⸗Jonas 
8 1042 III zit. Rechtſpr.) oder ob fie auf das urſprüngliche Rechts⸗ 
verhältnis der Parteien gegründet wird (ſo Stein⸗Jonas a. a. O.). 
Dieſe Grundlage der Erfüllungsklage nun aber iſt durch das neue 
Beſchlußverfahren nicht in Wegfall gekommen. Das Beſchlußverfahren 
kann daher an ſich nicht zu einer Anderung des Rechtszuſtandes bez. 
der Erfüllungsklage führen. 

Die Anſicht des NO. wäre aus dem einen Grunde erklärlich, daß 
ohne ſie anzunehmen iſt, daß die Erfüllungsklage für alle Schieds⸗ 
ſprüche ein ganz allgemeiner Rechtsbehelf iſt, indem ſie ſtets neben der 
Möglichkeit des Vollſtreckungsbeſchluſſes ſtände. Dies hätte zur 
Folge, daß die prozeſſuale Lage hinſichtlich ergangener Schiedsſprüche 
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eine recht ungeklärte iſt, da immer mehrere Rechtsbehelfe zuläſſig 
wären. Dieſe Tatſache wäre jedoch der Ungeklärtheit der Regelung 
der Vollſtreckbarkeit von Schiedsſprüchen überhaupt in der deutſchen 
3PO. zur Laſt zu legen. Die Folgerung der jederzeitigen Möglichkeit 
eines doppelten Weges, einen Titel zu erlangen, könnte ferner 
abgeſchwächt werden, wenn man der Anſicht von Stein⸗Jonas 
folgen würde, daß nur beim Vorliegen eines ſchutzwürdigen Intereſſes 
beide Möglichkeiten gegeben wären. 

Das RG. führt als Grund für die Abweiſung der Klage die 
Möglichkeit der Erlangung eines zweiten vollſtreckbaren Titels wegen 
des gleichen Schuldpoſtens (alſo nicht die Möglichkeit eines doppelten 
Weges zum Titel) an. Dies iſt jedoch kein zureichender Grund. 
Gegen die Möglichkeit eines doppelten Titels kann ſich der Schuldner 
wehren. Iſt Erfüllungsklage erhoben, ſo kann er dem Autrag auf 
Vollſtreckbarkeitsbeſchluß widerſprechen und analog im umgekehrten 
Falle. Die Möglichkeit eines doppelten vollſtreckbaren Titels liegt 
auch vor, wenn z. B. für eine Kaufſchuld ein Wechſel gegeben iſt. Der 
Gläubiger kann einmal aus dem Kaufe klagen, ferner aus dem 
Wechſel. Der (an ſich ebenfalls umſtändlicheren) Klage aus dem Kauf 
kann nicht entgegengehalten werden, daß der Gläubiger den einfache⸗ 
ren Weg der Klage aus dem Wechſel ergreifen könnte. Noch weniger 
kann entgegengehalten werden, daß der Gläubiger in die Lage kom⸗ 
men könnte, ſich durch Klage aus dem Wechſel einen zweiten voll⸗ 
ſtreckbaren Titel zu verſchaffen. 

Hiernach dürfte der reichsgerichtliche Entſcheidungsgrund prin⸗ 
zipiell nicht durchſchlagend ſein. Ihm ſtehen aber auch verſchiedene 
praktiſche Bedenken gegenüber. Solange der Schiedsſpruch noch nicht 
ordnungsgemäß hinterlegt iſt, iſt der Antrag auf Vollſtreckbarkeit 
nicht zuläſſig. Solange wäre die Erfüllungsklage alſo zuläſſig. Ob 
das NG. ſagen will, daß der Erfüllungsbeklagte in ſolchem Falle 
einwenden könnte, daß der Schiedsſpruch hinterlegungsfähig fei, ift 
bisher noch nicht klar. Nach der theoretiſchen Stellungnahme des 
RG. könnte der Einwand nicht zugelaſſen werden. Denn das NG. 
geht davon aus, daß der Schiedsſpruch in dem betr. Falle gemäß 
8 1040 BRD. die Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urt. 
habe. Dieſe Wirkung kommt dem nicht hinterlegten Schiedsſpruch 
aber nicht zu. 


Vor allem iſt dem Urteil des NG. entgegenzuhalten, daß aus⸗ 
ländiſche Schiedsſprüche und inländiſche Schiedsſprüche, bei denen 
aus irgendeinem Grunde die Hinterlegung unmöglich iſt, die alſo 
mangelhaft oder minderwertig ſind, ebenſo auch Schiedsgutachten, die 
doch geringere Wirkung als Schiedsſprüche haben, Vorzüge vor 
ordnungsmäßigen Schiedsſprüchen haben würden. Daß aus aus⸗ 
ländiſchen Schiedsſprüchen die Erfüllungsklage zuläſſig iſt, iſt an» 
erkannten Rechtens. Hier wird auch nie geprüft, ob die Möglichkeit 
der Hinterlegung gegeben wäre. Dasſelbe müßte aber bei den ſoeben 
erwähnten Schiedsſprüchen und Schiedsgutachten gelten. Die Er⸗ 
füllungsklage hat aber unter Umſtänden Vorzüge vor der Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärung, insbeſ. weil bei ihr nicht die „Erledigung“ einer 
Aufhebungsklage abgewartet zu werden braucht (8 1042 Abſ. 3 ZPO.). 

Ausländiſche Schiedsſprüche wären nach der Rechtſpr. des RG. 
noch beſonders bevorzugt. Bekanntlich hat das RG. die Aufhebungs⸗ 
klage im Julande gegen ausländiſche Schiedsſprüche für unzuläſſig 
erklärt (JW. 1927, 1311). (Das Urt. hat die Zuſtimmung von 
Jonas, JW. 1927, 1297 ff. und Kiſch, JW. 1927, 1375 f., ge⸗ 
funden; der Verfaſſer ſtimmt dem Urt. nicht zu, kann dies jedoch aus 
Raumgründen hier nicht erörtern.) Der Gläubiger aus einem aus⸗ 
ländiſchen Schiedsſpruch hätte danach die Möglichkeit der Erfüllungs⸗ 
klage neben der Möglichkeit der Erwirkung des Vollſtreckungs⸗ 
beſchluſſes (letzteren Weg will allerdings Jonas a. a. O. nicht zu⸗ 
laſſen). Dieſer Gläubiger wäre ferner im Inlande gegen eine Auf⸗ 
hebungsklage vollſtändig geſchützt. 

Schließlich aber iſt noch auf einen ſehr wichtigen, ſchon ange⸗ 
deuteten Punkt hinzuweiſen. In dem Urt. Merrifield Ziegler & Co., 
abgedruckt Internationales Jahrbuch für Schiedsgerichtsweſen, Bd. 1, 
S. 287, hatte der engliſche Richter die Erfüllungsklage abgewieſen, 
weil er davon ausging, daß nach deutſchem Recht die Erfüllungsklage 
auf Grund in Deutſchland ergangener Schiedsſprüche nicht anerkannt 
werde, ſondern nur auf Grund ausländiſcher Schiedsſprüche. Die 
Folge aus dieſer Anſchauung iſt eine Minderung der Möglichkeit der 
Rechtsverfolgung aus deutſchen Schiedsſprüchen auf engliſchem Gebiet. 
Gegen die Anſicht des engliſchen Richters war jedoch eingewandt wor⸗ 
den (a. a. O., S. 19 und 289), daß ſie unrichtig ſei, da die Er⸗ 
füllungsklage in Deutſchland auch aus deutſchen Schiedsſprüchen an⸗ 
erkannt werde. Wenn nunmehr aber die Möglichkeit der Erfüllungs⸗ 
klage aus deutſchen Schiedsſprüchen verneint wird, ſo würde hierdurch 
wieder die Anſicht des engliſchen Richters zu einer berechtigten gemacht 
werden und die Möglichkeit des Vorgehens aus deutſchen Schieds⸗ 
ſprüchen in England und ebenſo unter Umſtänden auch in anderen 
Ländern eingeſchränkt oder unmöglich gemacht werden. 

Die in dem Urt. behandelte Frage dürfte daher noch nicht voll⸗ 
ſtändig entſchieden ſein. Jedenfalls bedarf ſie noch eingehender Er⸗ 
wägungen und Begründung. Vorerſt iſt der Anſicht der herrſchenden 
Meinung zuzuſtimmen, daß die Erfüllungsklage auch aus deutſchen 
Schiedsſprüchen zuläſſig iſt. Eine weniger wichtige Frage iſt, ob ſie 
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23. 8845, 118 HG B.; 8810 BG B. Die münd- 
liche Anhörung eines Sachverſtändigen liegt im 
Ermeſſen des Gerichtes. Feſtſtellungen durch ihn 
aus Geſchäftsbüchern müſſen unter Zuziehung 
beider Parteien erfolgen. Verpflichtung zur 
Vorlegung von Büchern, wenn in ihnen ein beide 
Parteien betreffendes Rechtsverhältnis be⸗ 
urkundet iſt.] 7) 

(U. v. 28. Juni 1927; 464/26 II. — Hamburg.) [Ku.] 

Abgedr. ZW. 1927, 24166. 


24. 8202 Abſatz 2 GV G.; 88 145, 519 3 PO. 
Wechſelklagen, die mit anderen nicht als Ferien⸗ 
ſachen bezeichneten Sachen verbunden ſind, ſind 
feine Ferienſachen. Die Erhebung einer Wider⸗ 
klage läßt den Charakter der Wechſelklage als 
Ferienſache unberührt.] 7) 

(U. v. 12. Juli 1927; 122/27 II. — Kiel.) 

Abgedr. JW. 1927, 2425 15. 


[Ku.] 


dann nicht zuzulaſſen iſt, wenn kein Rechtsſchutzbedürfuis vorliegt, 
wie Stein⸗Jonas es will. Die ganze Komplikation ergibt ſich 
aus der jetzigen Regelung der Schiedsſpruchsvollſtreckung, halb im 
ordentlichen Verfahren, halb im Beſchluß verfahren, die jo wie ſie jetzt 
iſt auf keinen Fall auf die Dauer bleiben kann. 

RA. Dr. Walther Nord, Hamburg. 


Zu 23. Die Entich. behandelt zwei Fragen: 1. ob, wenn das 
Gericht die Vorlegung der Handelsbücher nach 8 45 HGB. und die 
Erhebung eines Sachverſtändigenbeweiſes über deren Inhalt an⸗ 
geordnet hat, die Partei ein Recht auf Teilnahme an der Einſicht 
in die Handelsbücher zwecks Nachprüfung des Gutachtens hat; 
2. ob die Erben eines ausgeſchiedenen Geſellſchafters, der noch für 
beſtimmte Zeit am Gewinn beteiligt geblieben war, die Einſicht⸗ 
nahme der Handelsbücher zur Nachprüfung der Bilanzen verlangen 
Können. Das OLG. hatte in beiden Fällen das Recht auf Einſicht⸗ 
nahme abgelehnt. Das RG. erkennt dies Recht in beiden Fällen an. 

Zu 1. Die Vorenthaltung der Bücher nach der Anordnung der 
Vorlegung gem. $ 45 HGB. erſcheint mit Rückſicht auf § 46 HCV. 
unbegreiflich. $ 46 Satz 1 beſtimmt, daß die Einſichtnahme der 
Handelsbücher, ſoweit ſie den Streitpunkt betreffen, unter Zu⸗ 
ziehung der Parteien zu erfolgen habe, gibt hiernach der Gegen⸗ 
partei des Buchführers inſoweft ein Recht auf Einſichtnahme. Ob 
die Vorlegung vor dem Gericht ſelbſt erfolgt oder vor dem vom 
Gericht zugezogenen Sachverſtändigen, iſt unerheblich (ROG. 7, 
75 f.). Im übrigen würde ſich das gleiche aus 8 357 ZPO. er 
geben. Wenn „den Parteien geſtattet ift, der Beweisaufnahme bei⸗ 
zuwohnen“, ſo gehört, falls die Vorlegung der Bücher einen Teil 
der Beweisaufnahme bildet, die Einſicht des Sachverſtändigen in 
den von ihm als erheblich angeſehenen Teil der Bücher zur Beweis⸗ 
aufnahme. Die Parteien ſind berechtigt, an dieſer Einſicht teil⸗ 
ehe alſo auch den betreffenden Teil der Bücher ſelbſt mitein⸗ 
zuſehen. 

Zu 2. Auch hier iſt die Entſch. des OLG. ſchwer verſtändlich. 
Daß Bücher zu den Urkunden i. S. des § 810 BOB. gehören 
können, iſt allgemein anerkannt (vgl. Staub⸗Bondi, Anm. 1 
zu 8 45 HGB.). Daß die einzelnen Eintragungen, die ſich auf ein 
zwiſchen dem buchführenden Kaufmann und einem Dritten be⸗ 
ſtehendes Rechtsverhältnis beziehen, als Urkunden i. S. des 8810 
BGB. anzuſehen find, iſt ebenfalls in der Rſpr. des RG. anerkannt 
(vgl. RG. 20, 42 ff. über das Recht des Rückverſicherers auf Ein⸗ 
ſicht in die Bücher des Rückverſicherten bezüglich der gemeinſamen 
Geſchäfte und RG. 56, 112 über das Recht des Bürgen auf Vor⸗ 
legung der Eintragungen in den Büchern des Gläubigers über Zah⸗ 
lungen des Hauptſchuldners). Im übrigen entſpricht es der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. in allen mit Gewinnbeteiligung verbundenen 
Rechtsverhältniſſen, daß der Verpflichtete dem Gewinnanteilberech⸗ 
tigten durch Vorlegung des entſprechenden Teils ſeiner Handels⸗ 
bücher eine Nachprüfung der Gewinnberechnung ermöglicht, wie ſich 
aus den auch im Urt. zit. Entſch ergibt. 

RA. Dr. H. Veit Simon, Berlin. 


Zu 24. A. Prof. Dr. L. Roſenberg (Gießen): JW. 1927, 
425. 


B. Die Frage, ob im Falle der Verbindung einer Ferien⸗ 
ſache mit einer Nichtferienſache beide oder keine als Ferienſache 
zu behandeln ſeien, hat auch die öſterreichiſche Rſpr. beſchäftigt. 
Der Wiener OGH. iſt mit dem RG. einig, daß die Frage nur für 
beide verbundenen Anſprüche einheitlich entſchieden werden kann. 
Während aber das deutſche RG. beide Sachen als Nichtferienſachen 
behandelt, entſcheidet der öſterr. DOCH. gerade umgekehrt, daß 
durch die Verbindung auch die Nichtferienſache zur Ferienſache 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


25. [8 266 Ab ſ. 1 Nr. 2 StG B. Kredit als Ver⸗ 
mögensſtück.] 

8 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. erfordert eine nachteilige 
Verfügung über Forderungen oder andere Vermögens⸗ 
ſtücke des Auftraggebers. Die in dieſer Richtung bisher ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen des LG. reichen nicht aus, um die 
Verurteilung zu tragen. Das LG. führt hierzu aus, daß es 
einer ſtrengen Scheidung, ob Barzahlungen oder Überweiſun⸗ 


werde, weil es ausgeſchloſſen ſei, daß einer von Geſetzes wegen 
begünſtigten Sache durch die Verbindung mit einer andern die ge⸗ 
ſetzliche Begünſtigung entzogen werde (E. d. Och. Wien v. 
21. Dez. 1926 SZ VIII/345). Weder die Argumentation des öſterr. 
OGH. noch die des deutſchen RG. können als ſchlagend ange⸗ 
ſehen werden. Es iſt nicht weniger eine beweisloſe, erſt einer 
näheren Begründung bedürftige Behauptung, wenn das RG. an⸗ 
nimmt, daß die Verbindung die geſetzliche Vermutung der Eil⸗ 
fertigkeit beſeitige, als wenn der Wiener OGH. das Privileg 
der Ferienſache als unentziehbar anſieht. Auch der weitere vom 
NG. vorgebrachte Grund, daß die Ferienbeſtimmung eine abſolut 
gebietende Norm ſei, bringt uns nicht weiter, weil ſie die Frage 
offen läßt, ob dieſe Norm nicht gerade in Fällen wie im vor⸗ 
liegenden eine Ausnahme zulaſſe, was der OGH. mit Recht gegen⸗ 
über einer ähnlichen Argumentation hervorhebt. Mehr Gewicht hat 
die Erwägung, daß die Verwandlung einer Nichtferienſache durch 
die Verbindung mit einer Ferienſache in eine Ferienſache ab⸗ 
gelehnt werden müſſe, weil ſonſt die Möglichkeit geſchaffen würde, 
durch Verbindung mit einer Ferienſache willkürlich Künſtlich 
Ferienſachen zu erzeugen. Völlig überzeugend iſt freilich auch dieſes 
Argument nicht, weil es dort verſagt, wo von Amts wegen zwei 
geſondert eingereichte Klagen zur gemeinſamen Verhandlung ver⸗ 
bunden worden ſind. 

Es muß daher nach einem anderen die Entſch. tragenden 
Rechtsgrunde geſucht werden. Dieſen Rechtsgedanken finden wir, 
wenn wir die Behandlung eines analogen Problems des öſterr. 
Zivilprozeßrechts analyſieren: Abweichend vom deutſchen Rechte, 
das nur eine einzige Berufungs⸗ und Reviſionsfriſt kennt, gibt 
es im öſterr. Rechte neben der allgemeinen — 14 Tage betragen⸗ 
den — Rechtsmittelfriſt noch abgekürzte, beſondere Rechtsmiktel⸗ 
friſten im Wechſelprozeſſe und in gewiſſen Mietprozeſſen (88 555 
Ziff. 2, 575 Abſ. 1 öſterr. ZPO.) Im Falle der Verbindung 
eines im Wechſel⸗ oder im Beſtand⸗ (Miet-) Verfahren zu verfolgen⸗ 
den Anſpruchs mit einem den allgemeinen Grundſätzen unterwor⸗ 
fenen Anſpruche taucht hier das gleiche Problem auf, wie bei 
der Verbindung von Ferien⸗ und Nichtferienſachen, nämlich die 
Frage, wie nunmehr die Rechtsmittelfriſt zu berechnen iſt. Auch 
hier zweifelt weder Theorie noch Praxis, daß die Rechtsmittel⸗ 
friſt nur eine einheitliche ſein kann. Nach anfänglichem Schwan⸗ 
ken hat ſich heute die Meinung allgemein durchgeſetzt, daß die 
längere Rechtsmittelfriſt für beide Sachen maßgebend jet (Neu⸗ 
mann, Kommentar zu den Ziwilprozeßgeſetzen, 4. Aufl. 1927 
S. 1471 f.; Entſch. des k. k. OGH. v. 17. Juli 1902, PS V/ 1988; 
v. 22. Febr. 1907, PS XI/4460; Entſch. des OG. Wien v. 9. Dez. 
1920, SZ 1/134; v. 14. Mai 1924, Rechtſprechung VI/185; vom 
13. Okt. 1926, Zentralblatt 1927 Nr. 21; Entſch. d. Obcher. 
Brünn v. 10. Nov. 1926, SIgOG VIII /6462 und v. 28. Jan. 
1927, SIgIMIV/596 u. a. m.). Die Anwendbarkeit der längeren 
Friſt wird mit der m. E. durchſchlagenden Begründung gerecht⸗ 
fertigt, daß der ſachfällige Teil auf die Ausnutzung der geſetzlichen 
Friſt einen geſetzlichen Anſpruch habe und daß man deshalb nicht 
annehmen dürfe, daß eine bloße Klagenverbindung bereits die 
Ae unter das geſetzliche Ausmaß herabzudrücken ge⸗ 
eignet ſei. 

Der Gedanke, daß die längere Rechtsmittelfriſt ein durch 
eine bloße Parteihandlung nicht entziehbares ſubjektives Recht dar⸗ 
ſtelle, gibt auch die Handhabe für die richtige Entſch. im Falle 
der Verbindung einer Ferien⸗ mit einer Nichtferienſache. Auch hier 
hat der in erſter Inſtanz ſachfällig gewordene Teil einen geſetz⸗ 
lichen Anſpruch auf eine durch den Lauf der Gerichtsferien ver⸗ 
längerte Rechtsmittelfriſt. Dieſes Recht würde ihm genommen, 
wenn er infolge der Verbindung mehrerer Anſprüche in einer Klage 
oder zur gemeinſamen Verhandlung zur vorzeitigen Einbringung 
eines Rechtsmittels genötigt wäre. Die einzige zugelaſſene Aus⸗ 
nahme — Herabſetzung der Friſt durch Erklärung zur Ferien⸗ 
ſache — findet, wenigſtens im öſterr. Rechte, ihr Analogon in der 
auch ſonſt zuläſſigen Verkürzung der Rechtsmittelfriſt durch aus⸗ 
drücklichen Gerichtsbeſchluß. 

Im Ergebnis muß daher der Entſch. des deutſchen RG., und 
zwar auch für das öſterr. Recht, zugeſtimmt werden. 

SGR. Dr. Karl Wahle, Wien. 
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gen gewährt worden ſeien, nicht bedürfe, denn ſoweit Über⸗ 
weiſungen, die durch Vermittlung der Girozentrale erfolgt 
ſeien, in Frage kämen, ſeien dieſe entweder auf Grund eines 
Guthabens der Girokaſſe bei der Zentrale oder auf Grund 
eines bei der Zentrale zu nehmenden Kredits erfolgt. In 
jedem Falle ſei entweder das Guthaben oder der Kredit der 
Kaſſe bei der Zentrale durch das Paſſivum geſchmälert wor⸗ 
den. Die hier vertretene Rechtsauffaſſung iſt in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht zutreffend. Um aber die Sachlage abſchließend 
beurteilen zu können, reichen die bisher getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht aus. Die Rechtſprechung des RG. hat in 
Übereinſtimmung mit der Mehrheit im Schrifttum die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß unter Vermögensſtücken i. S. des § 266 
Einzelobjekte zu verſtehen ſind, die als ſolche in dem Aktiv⸗ 
vermögen des Auftraggebers bereits vorhanden find und zur 
Zeit der Verfügung deſſen Beſtandteile bilden (RGSt. 10, 
73; 13, 376 ff.). Dagegen liegt in der bloßen Belaſtung jenes 
Vermögens mit Schulden im allgemeinen noch keine Ver⸗ 
fügung über ein Vermögensſtück. Den wenigen Bemerkungen 
im Urt., die weder den Zeitpunkt der einzelnen Zahlungen 
noch deren Beträge noch die Art der Gewährung erkennen 
laſſen, iſt zu entnehmen, daß zum Teil — wenn auch wohl in 
geringerem Umfange — Barzahlungen aus den Kaſſenbeſtän⸗ 
den der Girokaſſe an den Bruder des Angeklagten geleiſtet 
worden ſind. Inſoweit liegt unzweifelhaft eine Verfügung 
über Vermögensſtücke der Kaſſe vor. Zum größeren Teile 
ſcheinen die Geldmittel durch Übergabe von Schecks auf die 
Girozentrale erfolgt zu ſein. Soweit damals, als die Schecks 
gegeben wurden, ein entſprechendes Guthaben der Kaſſe bei 
der Zentrale beſtand, iſt gleichfalls das Vorliegen einer Ver⸗ 
fügung über ein Vermögensſtück, nämlich die Forderung der 
Kaſſe, nicht zu bezweifeln. Aber ſoweit die Kaſſe ihr Konto 
überzog und, wie die Reviſion ſagt, „rot“ ſtand, bedarf es 
der Prüfung, ob etwa der Kaſſe, ſei es durch die Art, wie das 
Verhältnis der Girokaſſe zur Zentrale innerhalb des Giro⸗ 
verbandes geordnet war, ſei es durch beſondere Zuſicherung 
der Zentrale ein Kredit eröffnet war, den die Kaſſe durch 
Schecks in Anſpruch nehmen konnte. Das RG. (2. StS. II 
288/25 v. 24. Sept. 1925) hat ausgeſprochen, daß auch die 
Zuſicherung eines Kredits, wenn ſie nicht eine bloße Ver⸗ 
heißung, ſondern eine feſte, wenn auch widerrufliche, Ein⸗ 
räumung in beſtimmt umgrenzter Höhe und zu alsbaldiger 
Ausnutzungsbefugnis iſt, ein Recht von Vermögenswert und 
daher ein Vermögensſtück darſtellt. Dem tritt der erk. Sen. 
bei. Bei der wirtſchaftlichen Bedeutung einer Krediteinräu⸗ 
mung kann der ſo eröffnete Kredit unbedenklich als ein Stück 
des Vermögens angeſehen werden. Hierzu kann darauf ver⸗ 
wieſen werden, daß § 187 StGB., ſoweit er ſich gegen die 
Kreditgefährdung richtet, gegen einen Angriff auf das Ver⸗ 
mögen ſchützen will. Auch der 3. StS. (III 671/24 vom 
9. Okt. 1924) hat ausgeſprochen, daß der Honorierung eines 
Schecks durch eine Bank trotz Erſchöpfung des Guthabens ein 
darlehnsartiges Geſchäft zugrunde liegen kann, durch das zu⸗ 
gunſten des Ausſtellers eine Forderung i. S. des § 266 er⸗ 
zeugt wird. Im vorl. Falle kann derartiges um ſo mehr in 
Frage kommen, als die Girozentrale einmal einen Kredit von 
etwa 20000 % in Ausſicht geſtellt hatte, die Bewilligung 
aber dann durch Schreiben v. 4. April 1925 abgelehnt hat. 
Es iſt nicht erkennbar, ob das ein Kredit für den Bruder des 
Angekl. ſein ſollte oder ein ſolcher für die Girokaſſe. Es wird 
aber, da es ſich hier um den Giroverband handelt, in welchem 
die Geldmittel der beteiligten Gemeinden zuſammengefaßt ſind, 
noch beſonderer Prüſung bedürfen, inwieweit der einzelnen 
Girokaſſe nach der Organiſation das Recht zuſteht, auch über 
ein vorhandenes Guthaben hinaus den Kredit der Zentrale in 
Anſpruch zu nehmen und Schecks auf ſie zu ziehen. Das alles 
iſt bisher nicht geklärt. Endlich kann in Frage kommen, ob 
die Girokaſſe, wenn ſie unter Überſchreitung ihres Guthabens 
oder Kredits Schecks auf die Zentrale zog, in dem betreffenden 
Zeitpunkte mit dem alsbaldigen Eingange von Gutſchriften 
durch Überweiſungen rechnen konnte und rechnete, ſo daß eine 
Verfügung darüber antecipando angenommen werden könnte. 
Die Beantwortung erfordert eine eingehende Erörterung, 
welcher Zeit und in welchen Beträgen Überweiſungen an den 
Bruder des Angekl. erfolgt ſind, wie es ſich zu dieſen Zeit⸗ 
punkten mit den Guthaben der Kaſſe oder einem etwaigen 
Kredit verhielt und wie überhaupt das Verhältnis der Kaſſe 
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zur Zentrale hinſichtlich der Inanſpruchnahme von Kredit 
war. Da die bisherigen Feſtſtellungen eine abſchließende Be⸗ 
urteilung der Sachlage nicht zulaſſen, iſt die Aufhebung des 
Urt. und die Zurückverweiſung der Sache geboten. 

(1. Sen. v. 8. Nov. 1927; 1D 719/27.) A.] 


26. [8 266 A b ſ. 1 Nr. 1 StG B. Begriff der 
„Verfügung“. Eintragungsbewilligung als Ver⸗ 
fügung.) 

Der Begriff der Verfügung im § 266 Abſ. 1 Nr. 2 
StGB. geht weiter als der des Zivilrechts, es genügt, daß 
das Herrſchaftsverhältnis des Vollmachtgebers in rechtlicher 
oder tatſächlicher Beziehung beeinträchtigt wird, wenn dadurch 
nicht nur das Vermögen als ganzes betroffen wird (RGSt. 
10, 72), die Beeinträchtigung ſich vielmehr auf ein beſtimm⸗ 
tes Vermögensſtück bezieht. Die Herrſchaftsgewalt über eine 
Sache wird aber ſchon dann berührt, wenn nur ein ſchuld⸗ 
rechtlicher Vertrag über ſie geſchloſſen wird, dem die dingliche 
Wirkung nicht nachfolgt, der aber doch, wie z. B. durch die 
Entſtehung eines Herausgabeanſpruchs des Dritten und der 
dementſprechenden Verpflichtung des Vollmachtgebers, deſſen 
Rechte in Beziehung auf die Sache ſchmälert. So liegt der 
Fall hier. Zu einer Begründung, Anderung oder Aufhebung 
von Grundſtücksrechten iſt im Regelfalle Einigung der Be⸗ 
teiligten und Eintragung im Grundbuch erforderlich. Als 
rechtsgeſchäftliche Verfügung hat nur die Einigung zu gelten, 
zu der der Formalakt der Eintragung hinzutreten muß, um 
eine materiell-rechtliche dingliche Wirkung in Anſehung der 
Rechtslage am Grundſtücke herbeizuführen. Die Vornahme 
der Eintragung durch das GBA. ſetzt nach den Vorſchriften 
der GBO. den Eintragungs antrag eines Beteiligten und 
die Eintragungsbewilligung des durch die vorzuneh⸗ 
mende Eintragung in ſeinem Rechte Betroffenen voraus 
(88 13, 19 GB.). Der Eintragungsantrag hat im weſent⸗ 
lichen prozeſſuale Bedeutung, die Eintragungsbewilligung 
des Betroffenen iſt dagegen eine materielle Willenserklä⸗ 
rung, nämlich die Erklärung der Zuſtimmung des bisherigen 
Berechtigten zur Vornahme der Eintragung und der dadurch 


F 

Zu 26. Es ift eine alte Streitfrage, ob die Eintragungsbewilli⸗ 
gung ohne das Hinzutreten der bewilligten Eintragung eine Ver⸗ 
fügung ſei. Das BGB., welches den Ausdruck Verfügung an vielen 
Stellen verwendet, hat nirgends eine Begriffsbeſtimmung dafür ge⸗ 
geben. Die Rechtslehre verſteht darunter gewöhnlich ein Rechtsgeſchäft, 
durch welches eine Sache oder ein Recht unmittelbar ergriffen, auf 
beſtehende Rechte unmittelbar eingewirkt wird, oder — was ſachlich 
auf dasſelbe hinausläuft — ein Rechtsgeſchäft, durch welches unmittel⸗ 
bar ein Recht belaſtet, übertragen, geändert oder aufgehoben wird, im 
Gegenſatz zu den Rechtsgeſchäften, durch welche die ſchuldrechtliche 
Verpflichtung übernommen wird, eine der bezeichneten Rechtsande⸗ 
rungen herbeizuführen. Zur Belaſtung eines Grundſtücks, um die 
es ſich im vorl. Falle handelt, gehört nach 8 873 BGB. die Einigung 
des Berechtigten mit dem andern Teile über den Eintritt der Rechts⸗ 
änderung und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch, 
oder konkreter ausgedrückt: die Einigung über das Entſtehen der 
Hypothek und deren Eintragung. Die Einigung und die Eintragung 
find ſelbſtändige Erforderniſſe der Rechtsänderung. Sie bilden zu⸗ 
ſammen das Verfügungsgeſchäft. Durch die Einigung allein ohne die 
Eintragung kann die Hypothek nicht entſtehen. Deshalb iſt im Schrift⸗ 
tum mehrfach beſtritten worden, daß die Einigung für ſich allein 
eine Verfügung ſei, da ſie, auch wenn ſie bindend geworden ſei, die 
gewollte Wirkung der Rechtsänderung nicht habe. Allein die beiden 
Elemente der Rechtsänderung ſtehen in einem derartigen inneren Zu⸗ 
ſammenhange, daß zwar die Eintragung nur auf den Antrag der 
Parteien erfolgt und vom Willen der Vertragſchließenden veranlaßt 
und getragen wird, daß aber der Grundbuchrichter nicht bloß berech⸗ 
tigt, ſondern verpflichtet iſt, ſie vorzunehmen, wenn den grundbuch⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen entſprochen iſt. Sie erfolgt dann zwangs⸗ 
läufig durch das GBA. Die eigene Tätigkeit der Parteien beſchränket 
ſich auf die Beſchaffung der Vorausſetzungen der Eintragung, führt 
dieſe aber dadurch in aller Regel notwendig herbei. Deshalb iſt der 
im Schrifttum und in der Rſpr. vorwiegend vertretenen Meinung zu⸗ 
zuſtimmen, daß ſchon die Einigung allein, nicht bloß in Verbindung 
mit der Eintragung eine Verfügung über das Grundſtück darſtellt. 

Dazu kommt noch folgendes. Das GBA. verlangt nur den Nach⸗ 
weis der Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten (hier des 
Eigentümers bzw. ſeines Bevollmächtigten) und den Antrag. Für 
die Eintragungsbewilligung iſt die öffentlich beglaubigte Form vor⸗ 
geſchrieben. Der an eine Form nicht gebundene Antrag kann auch 
vom Paſſiwbeteiligten geſtellt werden und wird von ihm in zahllpſen 
Fällen geſtellt. Die Urkunden über die Hypothekbeſtellung lauten 
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herbeizuführenden Anderung der Rechtslage am Grundſtücke. 
Zwar iſt das Fehlen der Eintragungsbewilligung, wenn die 
Eintragung ohne ſie vorgenommen iſt, kein Hinderungs⸗ 
grund für den beim Vorliegen einer Einigung nach mate⸗ 
riellem Recht ſich vollziehenden Eintritt der Rechtsänderung. 
Aber die formalen Vorſchriften der GBO. machen für den 
Regelfall das Vorliegen einer Eintragungsbewilligung zur 
Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung und ſo⸗ 
mit auch der dadurch herbeizuführenden Rechtsänderung am 
Grundſtück. Zur Erfüllung einer ſchuldrechtlichen Verpflich⸗ 
tung zur Herbeiführung einer ſolchen Rechtsänderung genügt 
alſo im Regelfall nicht die Vornahme der Einigung, ſondern 
gehört auch die Abgabe einer den formalen Vorſchriften ent⸗ 
ſprechenden Eintragungsbewilligung gegenüber dem Vertrags⸗ 
gegner oder unmittelbar gegenüber dem GBA. Die Abgabe 
der Eintragungsbewilligung bildet daher zuſammen mit der 
Abgabe der Einigungserklärung die Leiſtung des zur Rechts⸗ 
änderung am Grundſtück ſchuldrechtlich Verpflichteten. Sie 
iſt, wie die Einigung, ein abſtraktes dingliches, auf die Her⸗ 
beiführung einer dinglichen Rechtswirkung gerichtetes Rechts⸗ 
geſchäft und ſtellt ſich demnach ebenfalls als eine Verfügung 
über ein Grundſtück oder ein am Grundſtück beſtehendes Recht 
dar. Selbſt wenn keine wirkſame Einigung hinzutreten ſollte, 
äußert die Eintragungsbewilligung ihren Verfügungscharakter 
darin, daß durch die auf ihrer Grundlage vorgenommene Ein⸗ 
tragung jedenfalls ein formales Recht (Buchrecht) des an⸗ 
deren begründet wird, dem im Hinblick auf die 88 891, 892 
BGB. ein Vermögenswert zukommt. Die Abgabe der Ein⸗ 
tragungsbewilligung gegenüber dem GBA. ſeitens des An⸗ 
gekl. war mithin eine Leiſtung, die er als Bevollmächtigter 
des B. unter bewußtem Mißbrauch ſeiner Vollmacht vor⸗ 
genommen hat, und zwar in Beziehung auf ein beſtimmtes 
Vermögensſtück ſeines Vollmachtgebers, nämlich des Grund⸗ 
ſtückes. Er hat damit über dieſes verfügt. Daß die mit der 
Verfügung bezweckte Rechtsänderung nicht eingetreten iſt, 
ändert nichts daran, daß die darauf abzielende Verfügung 
von ihm bereits vorgenommen iſt. Seine Tätigkeit war er⸗ 
ſchöpft, es fehlte nur noch die Tätigkeit des GBA. Hiernach 
iſt die Rüge, daß es an dem Tatbeſtandsmerkmal der Ver⸗ 
fügung fehle, nicht begründet. 
(2. Sen. v. 28. März 1927; 2 D 677/26.) A.] 


27. [SI Depot G. Eigentumsübergang von ge⸗ 
kauften und bezahlten Effekten auf den Kom⸗ 
mittenten durch Bereitlegung der Aktien zur 
Abholung. Bedeutſamkeit eines etwaigen Irr⸗ 
tums des Täters über die Begründung eines 
Eigentumsrechts für den Kommittenten.]T) 


Nach den Feſtſtellungen war der Angekl. alleiniger per⸗ 
ſönlich haftender Geſellſchafter der Bankfirma Gottfried M. 
& Co., Kommanditgeſellſchaft in M., der Mitangeklagte E. 


regelmäßig: Ich bewillige und beantrage die Eintragung uſw. Übri⸗ 
gens würde der Antrag ſchon darin liegen, daß der Eigentümer die 
Eintragungsbewilligung dem GBA. überreicht. Liegt dieſe ihm in 
der erforderlichen Form vor, ſo muß es die Eintragung bewirken. 
Es hat ſich nicht darum zu bekümmern, ob eine rechtswirkſame 
Einigung des Eigentümers mit dem Gläubiger über die Begründung 
einer Hypothek für den letzteren vorliegt. 

Wäre im vorl. Falle zu den Eintragungsbewilligungen die ent⸗ 
ſprechende Eintragung der beiden Hypotheken hinzugekommen, ſo 
würde zweifellos eine Verfügung über das Grundſtück vorliegen, 
ſelbſt wenn es an einer Einigung mit den Gläubigern, für welche die 
Hypotheken eingetragen worden ſind, fehlte. Denn wenn ſolchenfalls 
auch weder eine Hypothek für die Gläubiger, noch eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld durch die Eintragung entſtanden iſt, jo konnte die Gläu⸗ 
bigerhypothek doch durch nachträgliche Einigung mit dem Gläubiger 
entſtehen, und es war durch die Eintragung nach 8 891 BGB. die 
Vermutung begründet, daß den eingetragenen Gläubigern die Hypo⸗ 
thek zuſtehe. Schon dies hätte genügt, die Schädigung des Eigen⸗ 
tümers zu begründen. Der Angekl. hat mit der Überreichung der Ein⸗ 
tragungsbewilligungen an das GBA. alles getan, um dieſe Schädi⸗ 
gung herbeizuführen. Seine Tätigkeit war in ſich abgeſchloſſen und 
enthielt eine Verfügung über das Grundſtück, ſoweit er dabei über⸗ 
haupt mitwirken konnte. Daß die zur Rechtsänderung erforderliche 
Tätigkeit des GBA. ausblieb. lag außerhalb ſeines Macht⸗ und 
Willensbereichs. 

Deshalb erſcheint mir das Urteil des StS. vom Standpunkte 
des bürgerlichen Rechts aus begründet. 

SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 
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ein mit Effektengeſchäften betrauter Handlungsbevollmächtigter 
bei dieſer Firma. E. hat im eigenen Namen, aber im Auftrag 
und für Rechnung des Regierungsbaumeiſters R. dem ge⸗ 
nannten Bankgeſchäft den Auftrag zum Ankauf von 
100 000 % Oſtſtrom⸗Aktien und 15000 % Obüz⸗Aktien ers 
teilt, in ſeiner Eigenſchaft als Angeſtellter des Bankgeſchäftes 
am 12. und 14. Jan. 1925 den Ankauf bei der Börſe voll⸗ 
zogen und die von ihm unterzeichneten Rechnungen dem R. 
ausgehändigt, worauf dieſer den Kaufpreis von 1350,75 % 
bei der Bank einzahlte. Die Aktien wurden dem E., der der 
Bank gegenüber als Auftraggeber aufgetreten war, auf Stück⸗ 
konto gutgeſchrieben. Als fie Ende Januar oder Anfang Fe⸗ 
bruar bei der Bank einliefen, wurden ſie zunächſt zu den im 
Kaſſenſchrank in einer Mappe liegenden, im Eigentum der 
Bank ſtehenden Effekten genommen. E. ließ ſodann die Aktien 
dem R. auf das für dieſen errichtete Stückekonto überweiſen; 
dies wurde dem R. am 26. Febr. 1925 mitgeteilt. R. ver⸗ 
langte kein Stückeverzeichnis, ſondern erſuchte den E., ihm die 
Aktien zur Abholung bereitzulegen. Daraufhin nahm E. an⸗ 
fangs März 1925 100 Oſtſtrom⸗Aktien zu je 1000 % und 
15 Obüz⸗Aktien zu je 1000 46 Nennwert aus der oben er⸗ 
wähnten Mappe heraus, legte ſie zu einem Paket zuſammen, 
füllte auf den Namenn des R. ein Quittungsformular aus, 
heftete dieſes an das Aktienpaket und legte das ſo hergerichtete 
Paket in einen beſonderen Umſchlag mit der Auffchrift „zur 
Abholung bereit“. Sein Wille war hierbei darauf gerichtet, 
daß das Eigentum an den ausgeſonderten Papieren auf R. 
übergehen und die Bank die Papiere für R. bis zur Abholung 
verwahren ſolle. R. holte jedoch das Paket nicht ab. Als Ende 
März 1925 eine Verſtärkung des als Deckung für einen 
Kredit dienenden Depots des Bankgeſchäfts bei der Staats⸗ 
bank in M. notwendig wurde, ließ der Angekl. außer anderen 
auch die für R. bereit gelegten Aktien an die Staatsbank 
als Pfand überſenden, obwohl ihm E. erklärt hatte, daß dieſe 
Aktien Eigentum des R. ſeien. Das Bankgeſchäft geriet Ende 
1925 in Zahlungsſchwierigkeiten und im April 1926 in Kon⸗ 
kurs. Die verpfändeten Aktien wurden von der Staatsbank zur 
Deckung ihrer Forderung in Anſpruch genommen. Das 
SchöffG. erkannte den Angekl. eines Vergehens gegen 8 9 
Depot. ſchuldig. Es nahm an, daß der Angekl. in feiner 
Eigenſchaft als Geſchäftsführer und perſönlich haftender Ge⸗ 
ſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft Gottfried M. & Co. 
durch ein für ihn verbindliches Rechtsgeſchäft des Hand⸗ 
lungsbevollmächtigten E. die für R. ausgeſonderten Aktien 
als Kommiſſionär für den Kommittenten in Beſitz gehabt und 
ſich auf Grund der Mitteilung Es über das Eigentums⸗ 
recht R.s ſowohl dieſer Tatſache als auch der Rechtswidrig⸗ 
keit der Verpfändung der Wertpapiere bewußt geweſen ſei. Die 
von der Anklage angenommene Abſicht rechtswidriger Zu⸗ 
eignung wurde verneint, weil M. zur Zeit der Verpfändung 
die Abſicht der Wiedereinlöſung und die Überzeugung ge⸗ 


Zu 27. A. Daß ſich der Übergang des Eigentums auf den Käufer 
ſo begründen läßt, wie das vorliegend geſchehen iſt, läßt ſich kaum 
beſtreiten (vgl. auch RG. 63, 403). Troßdem darf man jagen, daß 
dieſer Nachweis ein gekünſtelter iſt, und daß er nicht möglich war, 
ohne den Beteiligten Meinungen und Abſichten unterzulegen, die kei⸗ 
nesfalls von ihnen ſelbſt klar erkannt, vielleicht nicht einmal gefühlt 
waren. Das will in doppelter Richtung beachtet ſein. Eine Begriffs⸗ 
jurisprudenz, die mit Fiktionen operiert, bleibt allemal unerfreulich. 
Schon allein deshalb, weil ſie notwendig zur Rechtsunſicherheit führt. 
Die Fiktion, von der die Entſch. abhängt, unterſteht einem richter⸗ 
lichen „Ermeſſen“, das einer Willkür vielfach zum Verzweifeln ähn⸗ 
lich ſieht. Um die vom Rechtsgefühl geforderte Entſch. juriſtiſch un⸗ 
anfechtbar zu begründen, muß feſtgeſtellt werden, daß der Täter in 
dieſem oder jenem Augenblick von dieſen oder jenen Abſichten ge⸗ 
leitet geweſen iſt. Die Feſtſtellung wird da weniger von einer Über⸗ 
zeugung, daß die Dinge ſo ſind, geleitet, als von der Erkenntnis, 
daß ſie ſo ſein müſſen — wenn eben der Tatbeſtand des Geſetzes 
als erfüllt nachgewieſen werden ſoll. Zum zweiten ergeben ſich die 
geſuchteſten Haarſpaltereien für die Feſtſtellung der ſubjektiven 
Seite der Tat. Das vorl. Urt. iſt der beſte Beweis dafür. Auch hier 
wiederum Ermeſſensfragen von ſubjektivſter Färbung! Die ganzen 
Unſinnigkeiten der unentwegt von allen Seiten (auch ziemlich allen 
Mitgliedern des RG., die ſich literariſch mit dem Problem befaßt 
haben) bekämpften, aber bis heute noch nicht niedergekämpften Unter⸗ 
ſcheidung des RG. zwiſchen ſtrafrechtlichem und außerſtrafrechtlichem 
Irrtunt wird durch dieſe Entſch. noch einmal grell beleuchtet. 

Bedurfte es nun dieſer minutiöſen Feſtſtellungen zur Frage des 
Eigentumsübergangs und zur Irrtumsfrage? Ja, wenn man der von 
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habt habe, hierzu jederzeit imſtande zu ſein. Der gegen das 
ſchöffengerichtliche Urteil eingelegten Sprungreviſion kann der 
Erfolg nicht verſagt werden. Bedenkenfrei iſt — wie auch die 
Rev. nicht verkennt — die Annahme des SchöffG., daß auf 
Grund des Ankaufs der Aktien, den E. in ſeiner Eigenſchaft 
als Handlungsbevollmächtigter der Kommanditgeſellſchaft voll⸗ 
zogen hatte, dieſe Geſellſchaft Eigentümerin und Alleinbeſitze⸗ 
rin der bei ihr eingegangenen Aktien wurde und E. in ſeiner 
Eigenſchaft als Kommittent nur einen ſchuldrechtlichen An⸗ 
ſpruch auf Übertragung des Eigentums und Beſitzes an den 
gekauften Stücken oder an Stücken gleicher Art und Zahl er⸗ 
warb, der in der Gutſchrift auf Stückekonto ſeinen Ausdruck 
fand (8 383 HG B.; RGSt. 47, 38 [43]; Rießer, Depot®,, 
4. Aufl., S. 83 und 96), daß ferner dieſer ſchuldrechtliche An⸗ 
ſpruch durch die Überweiſung auf das für R. errichtete 
Stückekonto, die von E. zur Erfüllung des ihm von R. er⸗ 
teilten Auftrages veranlaßt worden war, und durch die Mit⸗ 
teilung dieſer Überweifung an R. auf den letzteren überging 
und daß infolgedeſſen nunmehr R. der Kommanditgeſellſchaft 
gegenüber die Rechte des Kommittenten hatte. Unter der 
Vorausſetzung, daß die nun folgende Ausſonderung und Auf⸗ 
bewahrung der Aktien für R. innerhalb des Geſchäftskreiſes 
lag, auf den ſich die Handlungsvollmacht E.s bezog, beſteht auch 
gegen die weitere Annahme des SchöffG. kein Bedenken, daß 
hierdurch R. Eigentum und mittelbaren Beſitz an den Aktien 
erlangte, daß von da ab der Angekl. als perſönlich haftender 
Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft die Aktien für R. 
als Kommittenten in Beſitz hatte und daß dieſe Rechtswir⸗ 
kungen beruhten auf einem gemäß den 88 181, 929, 930 
BGB. von E. als Vertreter der Kommanditgeſellſchaft mit 
ſich als Vertreter des R. zum Zwecke der Erfüllung der Ver⸗ 
bindlichkeiten aus den Kommiſſionsaufträgen abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäft, nämlich auf einer Einigung über den Eigen⸗ 
tumsübergang und einer hiermit verbundenen Vereinbarung 
eines Verwahrungsverhältniſſes zwiſchen dem im Beſitz be⸗ 
findlichen bisherigen Eigentümer und dem Erwerber des 
Eigentums (vgl. Rießer, Depot., 4. Aufl., IId und e 
zu 883, 7, 7a, S. 93—98, insbeſ. S. 94 Anm. 1 und 2 und 
die dort angeführten Entſch.). Die rechtlichen Einwendungen 
der Rev. hiergegen ſind nicht ſtichhaltig. R. hatte bei ſeinem 
Auftrag an E. von vornherein erklärt, daß er Eigentümer der 
zu kaufenden Papiere werden wolle und daß das Bankgeſchäft 
die Papiere einſtweilen verwahren ſolle, bis er ſie abhole. 
E. hatte ſich zwar in ſeinem Auftrag an die Bank damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß ihm an Stelle der gekauften Aktien gleich⸗ 
artige andere geliefert werden, weshalb ihm die Aktien nur 
auf Stückekonto gutgeſchrieben wurden. Immerhin war aber 
der Auftrag auf Lieferung von Aktien gerichtet; er war nicht 


Hachenburg und O. Bernſtein: JW. 1927, 2372 ff. vertretenen 
Meinung folgt, von der auch das vorl. Urteil ausgeht, d. h. der Mei⸗ 
nung, daß der § 9 Abſ. 1 DepG. verlangt, daß die Wertpapiere für 
den Kommiſſionär „fremde“ Sachen ſind. Ich halte dieſe Meinung 
für irrig. Daß der 8 9 Dep®. den § 246 StGB. ergänzen will, 
kann ſchon nach dem Wortlaut der Vorſchrift nicht in Zweifel gezogen 
werden. Die Worte „außer im Falle des 8 246 StGB.“ laſſen ſich 
unmöglich dahin deuten, daß „damit nur die Subfidiarität der Straf⸗ 
drohung des 8 9 hervorgehoben werden ſoll“, wie das Hachen ⸗ 
burg meint. Daß die Entſch. RGSt. 47, 43, die fordert, daß die 
Effekten nicht im Eigentum des Kommiſſionärs ſtehen dürfen, den 
Grundgedanken des 8 9 verkaunt hat, habe ich bereits in meinem 
Aufſatz „Strafbare Verfügungen des Bankiers über eigene, dem Kun⸗ 
den verhaftete Effekten“ (23.1914, 524 ff.) dargetan. Dieſe Auffaſ⸗ 
fung wird neuerdings insbeſ. auch bei Feiſenberger bei Steng⸗ 
lein, Strafr. Nebengeſ. 5. Aufl. (1927) S. 95 vertreten. Wenn 
Hachenburg die Erfüllung ſchuldrechtlicher Verpflich⸗ 
tungen von ſtrafrechtlicher Ahndung durch das Dep®. prinzipiell 
freigeſtellt ſieht, ſo ſpricht ſchon der 8 10 gegen dieſe Auffaſſung. 
Denn in dieſem Falle handelt es ſich auch gerade darum, daß durch 
die Nichterfüllung ſchuldrechtlicher Verpflichtungen der Kunde benach⸗ 
teiligt worden iſt. 

Aus der Auffafſung, daß der 8 9 gerade nicht vorausſetzt, daß 
die Wertpapiere nicht im Eigentum des Täters ſtehen, ergeben ſich 
keine Konſequenzen, die für den Bankier ſchwer tragbar find. Stellt 
ſich ein Geſchäft nach den ganzen Umſtänden des Falles als die Aus⸗ 
führung eines von dem Kommittenten erteilten Auftrages dar, ſo iſt 
im Rechtsleben die Vermutung begründet, daß es tatſächlich mit dem 
Willen geſchloſſen iſt, dem Kunden den wirtſchaftlichen Erfolg zuzu⸗ 
wenden (RG. 18, 20). Dieſe Vermutung beſchränkt ſich nicht auf 
den Kreis derjenigen Rechtsbeziehungen, die der $ 392 Hegg. regelt, 
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erfüllt mit der Begründung des ſchuldrechtlichen Anſpruchs, 
ſondern erſt dadurch, daß dem E. oder demjenigen, dem er 
ſeine Rechte abgetreten hatte, das Eigentum an Aktien der 
vereinbarten Art verſchafft wurde (vgl. RG. 52, 130 [132]). 
Entſprechendes gilt für den Auftrag R.s an E., wenn an⸗ 
genommen wird, daß R. aus den ihm überſandten Rechnungen 
die Gutſchrift auf Stückekonto entnommen hatte und hiermit 
einverſtanden war, alſo nachträglich billigte, daß ihm andere 
als die auf Grund des Auftrags gekauften Stücke geliefert 
werden. Der Standpunkt des SchöffG., daß die Ausſonderung 
und Verwahrung der Aktien für R. i. S. des § 181 BGB. 
zur Erfüllung der Verbindlichkeiten aus den 
Kommiſſionsaufträgen vorgenommen wurde, iſt ſohin 
gerechtfertigt. Überdies kann in der Erteilung einer Einkaufs⸗ 
kommiſſion an eine Bank auch die Geſtattung der Bor» 
nahme eines Rechtsgeſchäfts mit ſich ſelbſt i. S. 
des 8181 BGB. gefunden werden (vgl. RGSt. 47, 38 [44). 
Da die Bank auf Grund des ihr von E. erteilten Auftrags 
verpflichtet war, dem E. oder ſeinem Rechtsnachfolger das 
Eigentum an den Aktien zu verſchaffen, kann auch keine Rede 
davon ſein, daß E. durch den Übergangsakt ſeine Treu⸗ 
pflicht gegenüber der Bank verletzt hätte und deshalb 
die Doppelvertretung nicht zuläſſig geweſen wäre. Unerheblich 
iſt für die hier zu entſcheidende Frage, ob „die Wertpapier⸗ 
ſtücke, die E. zur Abholung für R. bereitlegte, die gleichen 
waren, deren Nummern zuerſt dem E. und dann dem R. auf 
Stückekonto gutgeſchrieben worden waren“. Die Gutſchrift 
auf Stückekonto würde, ſelbſt wenn im Konto die Num⸗ 
mern vorgemerkt worden wären, noch keine Beſchränkung 
(Konzentration, Spezifizierung) der Gattungs⸗ 
ſchuld herbeigeführt haben. Eine ſolche tritt nach 8 243 
Abſ. 2 BGB. nur ein, wenn der Schuldner alles getan hat, 
was zur Leiſtung ſeinerſeits erforderlich iſt. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt aber bei der Ausführung einer Einkaufskommiſſion 
erſt dann gegeben, wenn der Kommiſſionär auch die zur Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums an beſtimmten Stücken auf ſeiner 
Seite erforderlichen Handlungen vorgenommen hat. Die Gut⸗ 
ſchrift auf Stückekonto und deren Mitteilung ohne gleichzeitige 
Mitteilung der Nummern iſt ihrem Weſen nach als ſolche 
Handlung nicht zu erachten; in ihr kommt gerade der Wille 
des Kommiſſionärs zum Ausdruck, ſich die Verfügung über 
die angeſchafften Stücke noch offenzuhalten. Übrigens würde 
ſelbſt die bereits eingetretene Beſchränkung der Gattungs⸗ 
ſchuld nicht die Folge haben, daß eine ſpätere Übertragung 
des Eigentums an anderen Stücken wirkungslos wäre. Das 
RG. hat ſogar in Fällen, in denen die Lieferung anderer 
als der angeſchafften Stücke nicht vereinbart, alſo an ſich 
von vornherein die Pflicht zur Herausgabe der beitinumten, 


fo daß es gleichgültig iſt, ob der 8 392 HGB., worauf Breit im 
3VBͤomm. kommt (S. 325 f.), und bei Düringer⸗Hachen⸗ 
burg⸗Breit zu 8 392 Anm. 4 Gewicht legt, für das Effekten⸗ 
geſchäft in der Regel ausgeſchloſſen iſt. Daß nicht nur in den Fällen, 
in denen der Kunde auf das Stückeverzeichnis verzichtet hat, ſon⸗ 
dern auch in dem Falle, in dem der Kaufpreis noch nicht voll be⸗ 
zahlt iſt, die Vorausſetzungen des 8 9 fehlen, habe ich a. a. O. 
Sp. 527ff. dargetan. 

Erſichtlich war dem 1. StS., als er das vorl. Urt. fällte, bie 
Entſch. des 2. StS. v. 16. Juni 1927 (JW. 1927, 2372 ff.), die zu 
der Kritik von Hachenburg und Bernſtein Veranlaſſung ge⸗ 
geben hat, noch nicht bekannt. Andernfalls hätte der 1. Sen. ſich 
naturgemäß mit dem Urt. des 2. Sen. auseinandergeſetzt, was, wenn 
der 1. StS. ihm nicht folgen wollte, eine Plenarentſch. erfordert 
hätte. Aus § 358 Abſ. 1 StPO. ergibt ſich nun die merkwürdige 
Konſequenz, daß das Gericht, an das die Sache zurückverwieſen iſt, 
an die vom RG. in dem vorl. Urt. vertretene Rechtsauffaſſung ge⸗ 
bunden iſt, obwohl ihr die zum Abdruck in der offiziellen Sammlung 
beſtimmte Entſch. des 2. StS. v. 16. Juni 1927 entgegenſteht. Und 
auch der 2. StS. muß jedenfalls, wenn die Sache erneut an ihn 
zurückkommt, die Auffaſſung reſpektieren, die er der Vorinſtanz in 
dem vorl. Urt. vorgeſchrieben hat. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


B. Vom Standpunkte der Bankpraxis aus halte ich es für ganz 
und gar unmöglich, die Frage, ob ein Bankier durch 8 9 Depot. 
gehindert iſt, über Wertpapiere, welche ihm eigentümlich gehören, 
durch Verpfändung oder in anderer Weiſe zu verfügen, davon ab⸗ 
hängig zu machen, ob ſich das Geſchäft, durch das der Bankier die 
Papiere erworben hat, „nach den ganzen Umſtänden des Falles“ 
als die Ausführung eines von dem Kommittenten erteilten Auftrags 


3014 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


für den Kommittenten angeſchafften Stücke begründet war, 
dem Kommiſſionär geſtattet, ſeiner Rechenſchaftspflicht durch 
Aufgabe anderer Nummern zu genügen (vgl. Rießer a. a. O. 
S. 97 und die in Anm. 2 angeführten Entſch.). Eine andere, 
hier nicht zu entſcheidende Frage iſt die, ob und inwieweit der 
Kommittent berechtigt iſt, wegen Lieferung anderer Stücke 
das Geſchäft zurückzuweiſen (vgl. RG. 53, 363 [370]). Die 
Rechtsverbindlichkeit der von E. zum Zwecke der Eigentums⸗ 
und Beſitzübertragung ausgeführten Handlungen für den 
Angekl. M. iſt nach 854 HGB. von der oben unterſtellten 
Vorausſetzung abhängig, daß die Vornahme der Geſchäfte, 
zu denen E. ermächtigt war, Handlungen jener Art gewöhnlich 
mit ſich brachte. Ob dies zutrifft, iſt im weſentlichen eine 
tatſächliche, unter Umſtänden mit Hilfe von Sachverſtändigen 
zu beantwortende Frage. Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß 
der Angekl. auch eine von ihm geduldete Übung gegen ſich 
gelten laſſen müßte. Die Feſtſtellung auf S. 2 der Urteils⸗ 
abſchrift, daß E. mit den Effektengeſchäften befaßt, am Schal⸗ 
ter für den Effektenverkehr tätig und berechtigt war, gemein⸗ 
ſchaftlich mit einem anderen Handlungsbevollmächtigten oder 
Prokuriſten zu unterzeichnen, ſtellt nicht völlig außer 
Zweifel, ob der Schluß, E. habe die mehrerwähnten Hand⸗ 
lungen innerhalb des ihm zugewieſenen Geſchäftskreiſes vor⸗ 
genommen, zutreffend iſt, wenn auch große Wahrſcheinlichkeit 
hierfür ſpricht. Eine nähere Erörterung dieſes Punktes er⸗ 
ſcheint wünſchenswert. Die Aufhebung des angefochtenen Ur⸗ 
teils iſt aber hauptſächlich deshalb geboten, weil die den 
inneren Tatbeſtand betreffenden Ausführungen zu 
Zweifeln Anlaß geben. Die einſchlägigen Feſtſtellungen laſſen 
ſich kurz dahin zuſammenfaſſen, M. habe das Eigentumsrecht 
R.s an den Aktien und das hinſichtlich der Aktien beſtehende 
Verwahrungsverhältnis gekannt, weil E. ihn vor der Ab⸗ 
führung der Papiere in das Depot bei der Staatsbank und er⸗ 
neut bei der Verpfändung darauf aufmerkſam gemacht habe. 
Allein angeſichts der nicht ganz einfachen Rechtslage wäre 
es immerhin denkbar, daß der Angekl. trotz der Mitteilungen 
€.3 über die vorgenommenen Maßnahmen auf Grund eines 
zivilrechtlichen, dem Irrtum über Tatumſtände i. S. des 8 59 
SGB. gleichſtehenden Irrtums der Meinung geweſen wäre, 
jene Maßnahmen ſeien — entgegen der Annahme Es — 


darſtellt. Es wäre intereſſant, zu wiſſen, was ſich Alsberg unter 
den „ganzen Umſtänden des Falles“ denkt, wenn z. B. eine Groß⸗ 
bank an einem Börſentage in die Hunderttauſende gehende Beträge 
eines Wertpapiers teils für eigene Rechnung, teils im Zuſammen⸗ 
hang mit Aufträgen der verſchiedenſten Kommittenten bei den ver⸗ 
ſchiedenſten Börſenfirmen angeſchafft hat. Wie ſoll da unterſchieden 
werden, ob gerade ein von dem Mahler K. geliefertes Stück über 
1000 % in Ausführung des Auftrages des Provinzkunden N. ge⸗ 
kauft worden iſt? 

Die von Alsberg angezogene Entſch. RGSt. 18, 20 betrifft 
einen völlig anderen Fall und eine völlig andere Frage, nämlich die, 
ob bzw. unter welchen Vorausſetzungen einem Kommiſſionär, der 
vom Kommittenten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangt, ge⸗ 

laubt werden kann, daß ein von ihm an dritter Stelle abge⸗ 
ſchloſſenes Geſchäft aus Anlaß des Kommiſſionsauftrages getätigt 
war und demnach der Schadensberechnung zugrunde gelegt werden 
konnte. (Es handelte ſich um eine Einkaufskommijjion in Baum⸗ 
wolle und anſcheinend nicht um einen Fall des Selbſteintritts.) 
Die gedachte RGeEntſch. beſagt im Grunde nichts weiter, als daß 
das BG. auf Grund freier Beweiswürdigung ohne Rechtsirrtum 
dem Kommiſſionär die Richtigkeit ſeiner Angaben über den Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Auftragsgeſchäft und Ausführungsgeſchäft ge⸗ 
glaubt hat. Die Umwandlung der zivilrechtlichen Vermutung, von 
welcher das RG. vorliegend ausgegangen war, in eine ſtrafrechtliche 
und vor allem die Übertragung der Gedankengänge der Entſch. auf 
die Verhältniſſe des Wertpapierverkehrs, für welchen der Selbſt⸗ 
eintritt des Kommiſſionärs die Regel bildet — letzteres iſt ja gerade 
der Grund der von Alsberg erwähnten Unanwendbarkeit des 
5 392 HB. —, find m. E. in den Ausführungen Alsbergs das 
Allerbedenklichſte. 

Es iſt deshalb durchaus zu begrüßen, daß der 1. StS. in 
feinem oben mitgeteilten Urt. der Auslegung des § 9 Depot. ge⸗ 
folgt iſt, welche der bisher herrſchenden Anſicht entſprach. Die Herbei⸗ 
führung einer einheitlichen Stellungnahme des RG. durch Anrufung 
der Vereinigten StS. des RG. wäre natürlich erwünſcht geweſen. 

Bei dieſem Anlaß kann ich nicht umhin, zu bemerken, daß die 
Schlußſätze der Hachenburg ſchen Fußnote (JW. 1927, 2372 ff.), mit 
deren ſonſtigem Inhalt ich übereinſtimme, mir nach anderer Richtung noch 
bei weitem bedenklicher erſcheinen, als die von Hachenburg und 
mir bekämpfte Entſch. des RE. v. 16. Juni 1927. Bei feiner Polemik 


nicht geeignet geweſen, das Eigentumsrecht R.3 an den Aktien 
und ein Verwahrungsverhältnis zu begründen. Dieſer Gedanke 
wird nahegelegt durch die weitere Feſtſtellung, M. habe die 
im November oder Dezember 1925 von R. verlangte und von 
E. beabſichtigte Überſendung eines Stückverzeichniſſes für 
unzuläſſig gehalten und verhindert, weil zu dieſem Zeitpunkt 
bereits Überſchuldung beſtanden habe und die Überſendung 
eines Stückeverzeichniſſes eine unzuläſſige Bevorzugung vor 
den übrigen, anteilmäßig zu befriedigenden Gläubigern dar⸗ 
geſtellt hätte. Wäre M. überzeugt geweſen, daß R. durch die 
Maßnahmen E.s Eigentümer der Aktien geworden it, dann 
wäre es nur ſchwer zu erklären, weshalb er die Überſendung 
eines Stückeverzeichniſſes — die doch in dieſem Fall nicht mehr 
rechtsbegründend gewirkt, ſondern dem R. nur ein Beweis⸗ 
mittel für ein bereits beſtehendes Ausſonderungsrecht ver⸗ 
ſchafft haben würde — für unzuläſſig gehalten haben ſollte. 
Jedenfalls iſt nach dieſer Richtung noch eine weitere Klärung 
erforderlich. 

(1. Sen. v. 8. Juli 1927; 1 D 458/27.) A.] 


28. 8273 StPO. Zur negativen Beweiskraft 
des Sitzungsprotokolls.] 7) 


Bei oder nach der Vernehmung des Zeugen S. iſt in 
der Hauptverhandlung nach dem Protokoll angeordnet worden, 
„telephoniſch feſtzuſtellen, wann der Zeuge S. bei der Fleiſch⸗ 
vernichtungsſtelle tätig geweſen iſt“. Dann heißt es im Proto⸗ 
koll: „Die anliegende telephoniſche Anzeige von der Fleiſch⸗ 
vernichtungsſtelle R. war inzwiſchen eingegangen. Hierauf 
wurde der Zeuge S. nochmals vorgerufen und zur Sache ver⸗ 
nommen.“ Jene Protokollanlage lautet: „Fleiſchvernichtungs⸗ 
anſtalt R., Telephon 69, teilt auf telephoniſchen Anruf mit, 
daß der Arbeiter Wilhelm S., geb. 16. Jan. 1877, dort 
v. 11. Aug. 1924 bis 5. Juli 1925 beſchäftigt geweſen ſei. 
Aufgenommen 25. April 1927 nachmittags 2.55. Gerichts⸗ 
ſchreiberei des LG. B.“, Unterſchrift. Das Urt. ſpricht ſich 
über die Zeit der dortigen Beſchäftigung des Zeugen in dem 
Satze aus: „Da S. aber, — wie einwandfrei feſtgeſtellt 
worden iſt, — erſt ſeit dem 11. Aug. 1924 bei der Fleiſch⸗ 
vernichtungsanſtalt tätig war, kann der Beſuch der Eheleute K. 
nicht im Juli 1924 in B. ſtattgefunden haben, wie dieſe und 


gegen die VO. v. 2. Nov. 1923, welche die wichtigſte Errungenſchaft 
auf dem Gebiete bankgeſchäftlicher Betriebsrationaliſierung und die 
Grundlagen des modernen ſtückeloſen Effetztenverkehrs bildet, iſt 
Hachenburg zunächſt das Verſehen unterlaufen, daß er Verein⸗ 
barungen, durch welche die Pflicht zur Überfendung des Stückeverzeich⸗ 
nis für den Kommiſſionär aufgehoben wird, in Gemäßheit der VO. 
allgemein für zuläſſig erklärt, während $ 3 Depot®. i. d. Faſſ. der VO. 
v. 1923 umgekehrt gerade beſagt, daß ſolche Vereinbarungen — anders, 
als vor der VO. — mit Kommittenten, welche nicht Bankiers find, 
rechtswirkſam nicht getroffen werden können. Unter dieſen Umſtänden 
iſt auch die Anſicht Hachenburgs, die Depotnovelle habe den ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutz des Kommittenten durchlochert, nicht aufrechtzuer⸗ 
halten. Der Kommittent, welcher geſchützt ſein will, kann die Über⸗ 
ſendung des Nummernverzeichniſſes nicht nur von Fal zu Fall ver⸗ 
langen, ſondern er kann auch ein für allemal vorſchreiben, daß ihm 
während der ganzen Dauer der Geſchäftsverbindung jeweils die Num⸗ 
mern der angekauften Effekten aufgegeben werden. Eine Lücke des 
Geſetzes iſt alſo nicht vorhanden, ſondern lediglich ein ganz erheb⸗ 
licher Fortſchritt, welcher darin beſteht, daß der überwältigenden Mehr⸗ 
zahl der gutgeleiteten und ſoliden Banken und Bankgeſchäfte nicht 
länger ein Unmaß toter Arbeit lediglich um einiger wenigen räu⸗ 
digen Schafe willen auferlegt wird, welche der Kommittant bei ent⸗ 
ſprechender Erkundigung meiſtenteils ſchon vor Eingehung der Ge⸗ 
ſchäftsverbindung alſo ſolche erkennen würde. Die ſchwierige Lage 
des Bankgewerbes in der Inflationszeit, von welcher Hachen⸗ 
burg ſpricht, beruhte nicht auf der Geldinflation, ſondern vor allem 
auf der Effekteninflation, und dieſe iſt auch nach der In⸗ 
flationszeit, infolge der Konſervierung von Kleinaktien und Klein⸗ 
obligationen beſtehen geblieben. 
RA. Otto Bernſtein, Berlin. 


Zu 28. Ohne an dem ſo oft die gröblichſten Prozeßverſtöße 
zudeckenden Dogma von der Unerſchütterlichkeit der Beweiskraft des 
Protokolls zu rütteln, wird man den Gedankengang der vorl. Entſch. 
als verfehlt bezeichnen dürfen. Wenn die Verleſung des Telephon⸗ 
berichts ſich nicht aus dem Protokoll ergab, hatte ſie allerdings un⸗ 
widerlegbar als nicht erfolgt zu gelten. Dieſe Regel wird aber in 
dem Urteil überſpannt, wenn es die Nichtverleſung ſchon deshalb als 
bewieſen anſieht, weil das Protokoll nicht ausdrücklich die Ver⸗ 
leſung (unter Anwendung gerade dieſes Wortes) feſtſtellt. Eine ver⸗ 


56. Sahrg. 1927 Heft 51' 


Rechtſprechung 


3015 


die Zeugin W. mit Beſtimmtheit bekundet haben.“ Die 
Rev. rügt, daß jene Niederſchrift über das Telephongeſpräch 
in der Hauptverhandlung — unzuläſſigerweiſe — verleſen 
worden ſei, und bezieht ſich zum Beweis dafür auf das 
Sitzungsprotokoll. In dem Protokoll, das nach 8 273 Abſ. 1 
Step O. die Bezeichnung der verleſenen Schriftſtücke enthalten 
muß, iſt aber eine Verleſung der Niederſchrift nicht beur⸗ 
kundet; damit iſt erwieſen, daß ſie nicht erfolgt iſt. § 274 
SPO. Zum Beweiſe dafür, daß eine Niederſchrift des frag⸗ 
lichen Inhalts eingegangen war, hätte ſie übrigens verleſen 
werden dürfen. Nur durfte der Beweis weder dafür, daß ein 
Geſpräch des bezeichneten Inhalts ſtattgefunden hatte, noch 
dafür, daß S. in der angegebenen Zeit in der Fleiſchver⸗ 
nichtungsſtelle beſchäftigt war, auf jene Niederſchrift gegründet 
werden. Die Niederſchrift ſtellte keine Erklärung einer öffent⸗ 
lichen Behörde i. S. des § 256 StPO. dar. Der Inhalt des 
Geſprächs konnte mangels einer ſolchen nur durch Ver⸗ 
nehmung der Perſonen feſtgeſtellt werden, die es geführt 
hatten. Die Befragung eines Beamten der Fleiſchvernichtungs⸗ 
ſtelle durch Fernſprecher war keine Zeugenvernehmung i. S. 
der StPO., die — ganz abgeſehen von der Notwendigkeit der 
Vereidigung — die perſönliche Anweſenheit des Zeugen vor 
dem vernehmenden Beamten verlangt. 88 48, 51 Stßd. 
Die Zeit der Beſchäftigung S.'s bei der Fleiſchvernichtungs⸗ 
ſtelle konnte, wenn dieſe eine öffentliche Behörde war, durch 
deren ſchriftliches Zeugnis, ſonſt durch Vernehmung eines 
ihrer Angeſtellten als Zeugen oder aber durch Vernehmung 
des Zeugen S. ſelbſt feſtgeſtellt werden. Unzuläſſig wäre es 
geweſen, wenn das Gericht, weil es die Angaben S. “s hierüber 
nicht als ausreichend ſicher angeſehen hätte, nun ſich über die 
Zeit noch ergänzend oder zur Nachprüfung aus der Nieder⸗ 
ſchrift über das Telephongeſpräch Gewißheit verſchafft hätte. 
Daß die Feſtſtellung auf dieſe Weiſe erfolgt ſei, iſt von der 
Rev. nicht behauptet und geht weder aus dem Protokoll 
noch aus dem Urt. hervor, das lediglich von einer einwand⸗ 
freien Feſtſtellung ſpricht. Damit ſoll nur die Zuverläſſigkeit 
der Feſtſtellung betont werden. Dafür, daß ſie verfahrens⸗ 
rechtlich nicht einwandfrei getroffen ſei, beſteht kein Anhalt. 
Sie kann ſehr wohl allein auf einer beſtimmten, vielleicht 
auf beſondere Anhaltspunkte geſtützten, eidlichen Ausſage des 
Zeugen S. beruhen. Wäre vor ſeiner zweiten Befragung zu 
ſeinem Angehör oder auch ihm unmittelbar die Tatſache mit⸗ 


ſtändige Auslegung des Protokollwortlautes iſt durch die SPD. 
nicht verboten, und iſt etwas ganz anderes als eine unzuläſſige Er⸗ 
gänzung des Protokollinhalts. Beurkundet iſt die Anordnung, 
telephoniſch die Zeit der Beſchäftigung des Zeugen bei der Fleiſch⸗ 
vernichtungsſtelle feſtzuſtellen. Beurkundet iſt, daß „die anlie⸗ 
gende telephoniſche Anzeige“ inzwiſchen eingegangen war. Be⸗ 
urkundet iſt, daß „hierauf“ der Zeuge nochmals vorgerufen und 
vernommen wurde. Das Protokoll beweiſt alſo, daß das Gericht 
ſich durch eine telephoniſche Anfrage die Kenntnis einer beſtimmten 
Tatſache beſchaffen wollte. Das Protokoll beweiſt, daß der Be⸗ 
amte, der angefragt hat, als Zeuge nicht gehört wurde. Das Proto⸗ 
koll beweiſt, daß die Niederſchrift über das Telephongeſpräch 
einging, und das Protokoll verweiſt ausdrücklich auf dieſe Nieder⸗ 
ſchrift. Die Frage iſt berechtigt, was denn anderes das Gericht mit 
der Niederſchrift getan haben könnte, als ſie verleſen! Das RG. 
rechnet damit und beanſtandet nicht, daß vor der zweiten Befragung 
zu Angehör des Zeugen oder ihm unmittelbar die Tatſache mitge⸗ 
teilt worden wäre, daß eine Niederſchrift „des bezeichneten In⸗ 
halts“ eingegangen ſei. Es iſt richtig, daß auf ſolche Weiſe die 
Prozeßordnung nicht ſelten beiſeitegeſchoben wird. („Ich verleſe dieſes 
Schriftſtück nicht, ich halte nur ſeinen Inhalt vor. Es lautet:“). 
Aber dann wird der Vorgang im Protokoll totgeſchwiegen. Im vorl. 
Falle iſt er erwähnt. Im Wege freier Beweiswürdigung 
hatte das RevG. zu prüfen, ob nach dem Protokoll der Berichtzettel 
als verleſen zu gelten habe. Bei Bejahung dieſer Frage wäre mit 
Rückſicht auf den Wortlaut des Urteils die Folgerung wohl unab⸗ 
weisbar geworden, daß es auf dem Verſtoße beruhe. 5 
IR. Dr. Drucker, Leipzig. 


Zu 29. Endlich eine klare beſtimmte Stellungnahme des RG. 
im Gegenſatz zu der unglücklich gefaßten Anm. 1c bei Löwe zu 
8 329 und der herrſchenden Anſicht. Dieſer bin ich ſchon JW. 1925, 
1049 und 1746 und JurR. 1927, 211 entgegengetreten. Aber ſo 
richtig es iſt, daß ſofortige Verwerfung der Berufung nach § 329 
nur bei Begin der erſten Berufungsverhandlung möglich ſei, ſo 
unerfreulich und m. E. nicht zwingend tt die weiter vom NG. 
gezogene Folgerung, daß in derartigen Fällen bei unentſchuldigtem 


geteilt worden, daß eine Niederſchrift des bezeichneten Inhalts 
eingegangen ſei, ſo wäre das nicht zu beanſtanden. 
(2. Sen. v. 13. Okt. 1927. 2 D 813/1927.) D.] 


29. I. 8 232 Ab ſ. 1 St PO. iſt nicht anwendbar, 
wenn die Hauptverhandlung auf die Frage be⸗ 
ſchränkt iſt, ob der Strafzweck durch eine an 
Stelle der an ſich verwirkten Gefängnisſtrafe 
tretende Geldſtrafe erreicht werden kann. 

II. 8329 StPO. gilt nur für den Beginn des 
Verfahrens vor dem erkennenden Gericht, aber 
nicht für ſpätere Abſchnitte des Verfahrens in 
der Berufungsinſtanz.] 7) 

(1. Sen. v. 5. April 1927; 1 D 445/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 2042 68. 


A.] 


Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates. 


1. 8269 BGB.; Art. 118 Abſ 2 Durchf Vo. Die unter 
der Herrſchaft des deutſchen Rechtes begründete Forderung 
wird nach deutſchem Aufw G. aufgewertet, auch wenn das 
belaſtete Grundſtück im abgetretenen Gebiete liegt. 5) 

Für den Gläubiger iſt auf dem in Polniſch⸗Oberſchleſien be⸗ 
legenen Grundſtück eine Vorkriegshypothek eingetragen. Der Gläu⸗ 
biger verlangt von dem perſönlichen Schuldner die Aufwertung der 
Darlehnsforderung, welche der Hypothek zugrunde liegt. 

Da die Parteien ſich der Zuſtändigkeit der AufwStelle unter⸗ 
worfen haben (8 71 AufwG.), braucht nicht erörtert zu werden, ob 
ein vor das Prozeßgericht gehörender Streit über „die Aufwertung 
überhaupt“ hier vorliegt. Wie das KG. ferner in Aw 840/26 (IM Bl. 
1927, 3; AufmfRipr. 1927, 64) angenommen hat, richtet ſich die Auf⸗ 
wertung der Forderung, die durch eine Hypothek auf einem im 
abgetretenen Gebiete belegenen Grundſtück geſichert iſt, ſowohl 
verfahrensrechtlich als auch in der Sache ſelbſt nach deutſchem 
Aufwertungsrechte. Hieran hält der Sen. auch bei nochmaliger Prü⸗ 
fung der Rechtslage feſt. Den Ausführungen von Haaſe (JW. 1926, 
354 u. 2832) und Lührſe: JW. 1926, 2831, auf die die ſofortige 
weitere Beſchwerde verweiſt (ſ. auch Neukirch S. 50 ff.), kann nicht 
beigetreten werden. 

Der enge Zuſammenhang zwiſchen Hypothek und Forderung 
ſowie das Übergewicht des dinglichen Rechtes über den perſönlichen 


Ausbleiben des Angekl. in der erneuten Berufungsverhandlung 
feine Vorführung angeordnet oder Haftbefehl erlaſſen werden muſſe. 
Die Anwendung der Vorſchriften des 6. Abſchnittes des 2. Buches 
über die Hauptverhandlung nach $ 332 SPD. auf die Berufungs⸗ 
verhandlung kann — wie v. Beling: JW. 1924, 1790 treffend 
ausführt — immer nur eine entſprechende ſein. Ich vermag 
daher nicht einzuſehen, warum nicht auch 8 231 Anwendung finden 
und der in der erneuten Berufungsverhandlung unentſchuldigt aus⸗ 
gebliebene Angekl. als ein ſolcher betrachtet werden ſollte, der ſich 
nach Beginn der Berufungsverhandlung unerlaubt entfernt hat. 
Seine Vernehmung über die Anklage iſt ſowohl in der erſten 
Inſtanz als auch in den früheren — hier ſogar ſchon drei! — Be⸗ 
rufungsverhandlungen erfolgt. Die Frage, ob der Strafzweck auch 
durch eine Geldſtrafe erreicht werden könnte, kann gewiß auch ohne 
ihn entſchieden werden, vollends wenn, wie hier, was die Wieder⸗ 
gabe des Urt. oben S. 2042 allerdings nicht erſehen läßt, das 
BG. in dem inſoweit aufgehobenen Urt. die ausgeſprochene Gefäng⸗ 
nisſtrafe von zwei Monaten als durch die Unterſuchungshaft ver⸗ 
büßt erklärt hatte. Man bönnte ſehr darüber ſtreiten, ob hier ein 
Ausſpruch nach $ 27b StGB. überhaupt geboten war, und an den 
Satz denken: „Cessante ratione legis, cessat lex jpsa“. Denn 
welcher Strafzweck ſoll hier noch erreicht werden? Auch eine an 
Stelle der Gefängnisſtrafe tretende Geldſtrafe müßte wegen des 
Verbotes der Verböſerung nach $ 358 SPD. als durch die Unter⸗ 
ſuchungshaft verbüßt erklärt werden, und nur zu Preſtigezwecken 
iſt 8 27b nicht geſchaffen. Unerträglich aber iſt, daß zur Er⸗ 
ledigung einer derart untergeordneten Frage der Angehl. ſoll vor⸗ 
geführt werden müſſen. Auf dieſe Weiſe kommt es hier glücklich 
zu vier Berufungsverhandlungen! Man ſollte doch auch endlich 
§ 354 SPD. dahin erweitern, daß ſchon das Rev. in weit große⸗ 
rem Umfange als bisher derartige Fragen nach Aktenlage er⸗ 
ledigen könnte, wenn nicht ausnahmsweiſe der Angekl. nochmals 
gehört werden muß. 
Stellv. LGDir. Adolf Güntzer, Bamberg. 


Zu 1. Siehe Haaſe und Mügel oben S. 2977f.; LG. 
Königsberg unten S. 3019; LG. Dresden unten S. 3019. 
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Anſpruch führen allerdings dazu, daß ſich die Forderung nach dem 
Rechte richtet, das zur Zeit ihrer Begründung am Orte des be⸗ 
laſteten Grundſtücks herrſchte. Dieſe Rechtsfolge ergibt ſich aber aus 
dem Willen der Parteien. Die Beteiligten wollten jedoch auch für 
die Folgezeit das Rechtsverhältnis nur dem deutſchen Rechte 
unterwerfen, dem ſie es bei ſeiner Entſtehung unterſtellt haben. Wenn 
dann ſpäter das Grundſtück unter die Herrſchaft eines anderen Staates 
geriet, ſo kann der Wechſel der Geſetzgebungshoheit gegen den Willen 
der Parteien auf das vorliegende Rechtsverhältnis nur ſoweit ein⸗ 
wirken, als dies unvermeidlich iſt. Wenn daher auch die Hypothek 
dem Einfluſſe des polniſchen Rechtes unterliegt, ſo richtet ſich das 
Schuldverhältnis auch jetzt noch nach deutſchem Rechte, 
wie es die Parteien von Anfang an gewollt haben (RG. 107, 123 
JW. 1924, 1357). Etwaige Härten gegen einen Schuldner, der 
wegen der Regelung des fremden Rechtes den Rückgriff gegen den 
Grundſtückseigentümer ganz oder teilweiſe verliert, können nur im 
Wege der 88 8, 15 AufwG. ausgeglichen werden. 

Dieſe Rechtsauffaſſung ſteht übrigens auch mit dem Zwecke 
der deutſchen Aufwertungsgeſetzgebung in Einklang. Das deutſche 
AufwG. will ſchwierige Fragen des internationalen Privatrechts aus⸗ 
ſchalten und eine ſchnelle und zweifelsfreie Löſung der Aufwertungs⸗ 
ſtreitigkeiten herbeiführen. Es gilt daher grundſätzlich für die Auf⸗ 
wertung von Papiermarkforderungen ohne Rückſicht auf Staats⸗ 
angehörigkeit und Wohnſitz der Parteien (vgl. 88 86, 87 AufwG. 
und RG. 113, 44 = JW. 1926, 1321 lähnlich RG.: JW. 1927, 
1843 für Anleiheablöſungsſchuld!). 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 2. Juni 1927, Aw 92/7.) 
* [KGR. Pakuſcher.] 

2. Art. 18 Durchf VO. z. AufwGG. Schuldverſchreibun⸗ 
gen auf den Inhaber, die auf wertbeſtändige oder aus⸗ 
ländifche Zahlungsmittel lauten, find als Sachleiſtungen 
gemäß Art. 18 Abſ. 3 der Durchf VO. anzurechnen. f) 

Der Antragsgegner hat zwecks Tilgung der Hypothek am 
24. Okt. 1923 150 Stück Dollarſchatzanweiſungen gezahlt. 

Es liegt eine Sachleiſtung vor, über deren Anrechnung der 
Art. 18 DurchfVO. z. Aufwh. Beſtimmungen trifft. Die auf Grund 
des RGeſ. v. 2. März 1923 (RGBl. I. 155) ausgegebenen Dollarſchatz⸗ 
anweiſungen find Schuldverſchreibungen auf den Inhaber in auslan⸗ 
diſcher Währung. AG. und LG. haben übereinſtimmend die Anrechnung 
derſelben nach Art. 18 Abs. 2 S. 1 DurchfVO. vorgenommen, ohne 
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob Art. 18 Abſ. 1 und Abſ. 2 Saß 1 
auch auf die in Abſ. 1 genannten Sachleiſtungen dann Anwendung 
finden, wenn ſie ſtatt auf Papiermark auf wertbeſtändige oder aus⸗ 
ländiſche Zahlungsmittel lauten. Mügel (DurchfVO. Ben. 2 zu 
Art. 18 S. 27/8) und Neukirch (Bem. 2 zu Art. 18 S. 604) neh⸗ 
men dies an, da Art. 18 Abſ. 1 ganz allgemein von den darin er⸗ 
wähnten Sachleiſtungen ſpreche, ohne zu unterſcheiden, ob ſie auf 
Papiermark oder auf ausländijche oder wertbeſtändige Zahlungs⸗ 
mittel lauten. Quaſſowski (3. Aufl. Bem. II zu Art. 18 S. 552) 
dagegen ſchließt daraus, daß der Abſ. 1 die Anrechnung des Nenn⸗ 
betrages der Sachleiſtung auf den Nennbetrag des Rechtes vorſchreibt, 
daß hierunter nur auf Papiermark lautende Sachleiſtungen fallen 
können. Der Sen. hat ſich aus den von Quaſſowski angegebenen 
Gründen deſſen Auslegung des Geſetzes angeſchloſſen. 

Von einer Anrechnung des Nennbetrages auf den Nennbetrag 
kann nur geſprochen werden, wenn die anzurechnende Sachleiſtung 
auf die gleiche Währung lautet wie das aufzuwertende Recht, alſo auf 
Papiermark. Dies verkennt auch Mügel nicht, und er kommt daher 
(a. a. O. Bem. 3a S. 28) zu dem Ergebnis, daß im Falle des Abſ. 1 
beim Vorliegen einer wertbeſtändigen Sachleiſtung dieſe zunächſt in 
Papiermark umzurechnen und dieſer Nennbetrag alsdann auf den 


Zu 2. Der Entſch. iſt in allen ihren Teilen beizupflichten. 
Der 9. 3. des KG. iſt in der Entſch. des 1. 35. v. 14. April 
1927 noch vor Veröffentlichung der an ihr in JW. 1927, 2146 ge⸗ 
übten Kritik im weſentlichen aus denſelben Gründen, wie in der kriti⸗ 
ſchen Beſprechung ausgeführt, entgegengetreten. Es dürfte zu hoffen 
fein, daß der 1.88. ſich von den Gründen des 9.35. über⸗ 
zeugen läßt. 

Iſt es aber wirklich ein erträglicher Rechtszuſtand, daß derſelbe 
höchſte preuß. Gerichtshof innerhalb der AufwMaterie in zwei ge⸗ 
trennten Senaten entſcheidet, ſo daß auf dieſe Weiſe innerhalb der 
höchſten Inſtanz ein Zwieſpalt beſteht? Iſt es überhaupt zu⸗ 
läſſig, daß die beiden Senate voneinander abwei⸗ 
chen? Bisher hat man ſcheinbar hiergegen keine Bedenken gehabt. 

Nun hat das RG. in der Entſch. v. 29. Juni 1927, VB 7/27: JW. 
1927, 2106 (Kartothek: § 16 Karte Nr. 33 a) ausdrücklich ausgeſprochen, 
daß die Vorlegungspflicht nach 8 79 GBO. dann beſteht, wenn wider⸗ 
ſprechende Entſch. im Grundbuchverfahren einerſeits, im Aufwertungs⸗ 
verfahren anderſeits vorliegen. Das OLG. Hamburg kann nicht in einer 
Grundbuchſache gegen den AufwS. des KG. entſcheiden. Die Rechtseinheit 
innerhalb zweier verſchiedener Rechtsgebiete iſt gewahrt. Soll aber in 
Preußen innerhalb desſelben Gerichts in benachbarten Amtsſtuben ent⸗ 
gegengeſetzt entſchieden werden? Sind nicht i. S. der maßgebenden 
Vorlegungsvorſchriften AufwS. und GBS. des KG. zwei verſchiedene 
OLG., und dürfen wir nicht letzten Endes fragen, ob es wirklich 
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Nennbetrag anzurechnen ſei. Dies wäre aber keine Anrechnung des 
Nennbetrages der Sachleiſtung auf den Nennbetrag des Rechtes, 
ſondern des Nennbetrages des Umrechnungsbetrages der 
Sachleiſtung auf den Nennbetrag des Rechts. 

Wenn Mügel ferner zur Unterſtützung ſeiner Anſicht weiter 
anführt, daß ſie durch den Abſ. 2 des Art. 18 beſtätigt werde, da der 
dortige Satz 2 die Markanleihen beſonders behandele und daher unter 
den unter Abſ. 2 Satz 1 fallenden Anleihen nur wertbeſtändige ver⸗ 
ſtanden werden könnten, ſo iſt dies nicht überzeugend; es folgt daraus 
nur, daß die Markanleihen nicht unter Art. 18 Abſ. 2 Saß 1 fallen, 
ſondern in Abſ. 2 Satz 2 u. 3 beſonders behandelt werden, jo daß 
Art. 18 Abſ. 2 Satz 1 für dieſe überhaupt nicht gilt. Aus dieſen Grün⸗ 
den kann auch der vom KG. 1. ZS. in dem Beſchl. v. 14. April 1927 
in 1X 67/27 für wertbeſtändige Pfandbriefe vertretenen Anſicht, daß 
dieſe nach Art. 18 Abſ. 2 Satz 1 AufwG. anzurechnen ſeien, nicht 
beigetreten werden. 

Die Höhe der Anrechnung der Dollarſchahanweiſungen iſt alfo 
gem. Art. 18 Abſ. 3 Satz 1 DurchfVO. von der AufwsStelle nach 
freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Teile 
feſtzuſetzen. Die AufwStelle ift hierbei, da der Antragsgegner Herab⸗ 
ſetzung bis auf Null beantragt hat, völlig frei, und wird bei ihrer 
Entſch. berückſichtigen dürfen, daß die Dollarſchatzanweiſungen zur 
Zeit ihrer Hingabe ſehr begehrt waren, und daß die Parteien ſie offen⸗ 
bar als der Hypothek gleichwertig angeſehen haben. 

(Kch., Beſchl. v. 25. Aug. 1927, 9 Aw III 833/27.) 
[KG R. Goedel.] 


* 

3. 8 15 S. 2 Ziff. 3 Aufm®. Hat der Gläubiger ger 
kündigt, ſo liegt beim Fehlen barer Mittel ſtets Zwang 
zum Verkauf vor, auch wenn der Schuldner die Kündigung 
durch Annahmeeines billigen Verlangensauf Zinserhöhung 
hätte vermeiden können. Doch kann eine ſolche Ablehnung 
der Zinserhöhung im Rahmen der Billigkeitserwägungen 
berückſichtigt werden. 

Nicht zutreffend iſt, wenn das LG. ausführt, daß der Antrags⸗ 
gegner keineswegs gezwungen geweſen ſei, das angegebene Vieh weit 
unter dem wirklichen Werte zu verkaufen, da er ja die durchaus 
billigen Bedingungen des Antragſtellers hätte annehmen können. 
Für die Beantwortung der Frage, ob ein ſolcher Zwang beſtanden hat, 
Rommt es nur auf die Tatſache der Kündigung ſeitens des Gläubigers 
und auf das Nichtvorhandenſein von baren Mitteln für die Rück⸗ 
zahlung bei Fälligkeit an. Ob die Kündigung vom Schuldner da⸗ 
durch hatte vermieden werden können, daß er auf ein der Billigkeit 
entſprechendes Angebot des Gläubigers auf Anderung der Verzinſungs⸗ 
beſtimmungen einging, iſt in dieſem Zuſammenhange unerheblich. 
Eine unbillige Ablehnung eines ſolchen Angebots kann nur im Rah⸗ 
men der allgemeinen Billigkeitserwägungen (8 242 BGB.) berück⸗ 
ſichtigt werden. 

(KG., Beſchl. v. 1. Sept. 1927, 9 Aw III 102/27.) 
[KG R. Goedel.)] 
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Karle ruhe. a) Zivilſachen. 

1. Die Schuldverſchreibungen einer ruſſiſchen Akt., 
für die eine deutſche AktG. die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft übernommen hat, ſind nach deutſchem Recht auf⸗ 
zuwerten. Aufwertung der Bürgſchaftſchuld. f) 5 

Die ruſſiſche Zellſtoffabrik W. AktG. in Pernau, jetzt in Eſt⸗ 
land gelegen, hat i. J. 1903 und i. J. 1914 Obligationen über 
6000000 und 10000 000 % ausgegeben, für die die Behl. die 


notwendig war, die Geſchäfte ſo zu verteilen, daß ſolche Probleme 
überhaupt auftauchen konnten? 

In der Sache ſelbſt erſcheint es beachtlich, daß der 9. ZS. (vgl. 
den Schluß der Entſch.) offenbar eine weitgehende DVerückfichtigung 
der mit der Hergabe wertbeſtändiger Zahlungsmittel ſeinerzeit ver⸗ 
bundenen Wertſchätzung für gerechtfertigt erachtet. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Zu 1. 1. Vgl. die Anm. zu RG. IV 592/26 v. 23. Juni 1927 
oben S. 3004. 

2. Das Urt. enthält weiter intereſſante Ausführungen über die 
Bürgenhaftung, die von den in der Literatur zum Aufwertungs⸗ 
recht vertretenen Anſichten ſtellenweiſe abweichen. Entſprechend ſeinem 
Ausgangspunkt behandelt es den beklagten Bürgen folgerichtig ſo, 
als ob er für eine deutſche Schuld hafte. Es läßt ihn in erſter Linie 
nach dem Umfang der Hauptſchuld haften, und zwar auch, was mir 
zutreffend zu ſein ſcheint, für die Genußſcheine (88 37, 43 Aufiv®.), 
will aber im übrigen die Höhe der Haftung getrennt für den Haupk⸗ 
ſchuldner und für den Bürgen ermilteln, ſo daß die Abwertung, die 
der Schuldner u. U. auf Grund des § 34 AufwG. für ſich durchſetzt, 
dem Bürgen nicht zugute kommen ſoll, wenn die beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen nicht auch bei ihm vorliegen. Dies ſcheint mir dem Grund⸗ 
ſatz der Akzeſſorität der Bürgſchaft ($ 767 BGB.) zu widerſprechen. 

Staatzjekr. z. D. Dr. Heinrici, Berlin. 
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ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen hat. Der Kl. iſt Eigen⸗ 
tümer von 20000 % der Obligationen von 1914, und zwar, wie 
er behauptet, Altbeſitzer. Er verlangt, daß die Bekl., eine deutſche 
AktG., dieſe Obligationen nach 88 33 u. 37 ff des deutſchen AufwG. 
aufwerte, weil Peruau, das im Kriege großenteils zerſtört worden 
ſei, die Haftung aus den Obligationen ablehne. 

Das LG. hat der Klage teilweiſe ftattgegeben, das OLG. in 
vollem Umfange, indem es erkannt hat, daß die Bekl., gem. 88 33 
u. 34 Aufm®. unter Berückſichtigung der eigenen Leiſtungsfähigkeit 
aufwerten, und weiter für die Gewährung der Genußrechte und die 
Erfüllung der ſich daraus ergebenden Verpflichtungen einſtehen muß, 
die dem Kl. auf Grund der genannten Obligationen gem. 88 37ff. 
AufmG. gegen die W. AktG. in Pernau erwachſen. 

Was die Frage des anzuwendenden Rechts anlangt, ſo iſt das 
BG. mit dem LG. der Auffaſſung, daß deutſches Recht anzuwenden 
iſt, und zwar nicht nur auf die Schuldverpflichtung der verklagten 
Bürgin (Mannheim), ſondern auch auf diejenige der rüſſiſchen Haupt⸗ 
ſchuldnerin (Pernau) ſelbſt. 

Das ergibt ſich daraus, daß Pernau ſeine Schuldverſchreibungen 
nur in deutſcher Währung ausgegeben hat, daß es für die Bezahlung 
derſelben neben mehreren deutſchen Zahlſtellen nur eine ruſſiſche 
Zahlſtelle, nämlich die Geſellſchaftskaſſe in Pernau, beſtimmt hat, 
der mit Rückſicht auf die deutſche Währung und die größtenteils in 
Deutſchland lebenden Gläubiger naturgemäß nur geringe Bedeutung 
zukam. Es ergibt ſich ferner aus der engen Verbindung von Pernau 
mit Mannheim, auf die ja ſchon der gemeinſchaftliche Name hinweiſt. 
Pernau iſt keine Filiale von Mannheim, ſondern formell ſelbſtändig. 
Aber materiell iſt ſie lediglich eine Tochtergeſellſchaft von Mannheim. 
Denn Mannheim beſitzt alle Aktien von Pernau, Mannheim hat 
13 000 000 GM. in Pernau inveſtiert. Mannheim hat die maß⸗ 
gebenden Stellen im Vorſtand und im Aufſichtsrat von Pernau 
größtenteils mit ihm naheſtehenden Perſönlichkeiten beſetzt. Der Kredit 
der in Deutſchland gut bekannten Mannheimer Geſellſchaft war es, 
der die deutſchen Geldgeber zur Aufnahme der Obligationen von 
Pernau bewegen ſollte. Deshalb hat Mannheim die ſelbſtſchuldne⸗ 
riſche Bürgſchaft für dieſe Obligationen übernommen; denn ohne 
dieſe Bürgſchaft wäre die Anrufung des deutſchen Marktes vermutlich 
vergeblich geweſen. Und wegen ſeiner engen Beziehungen zu Pernau 
hat Mannheim nach der Zerſtörung von Pernau den Zinſendienſt 
der Obligationen zunächſt weiter geführt und ſich auch ſonſt als 
Hüterin der Intereſſen von Pernau betätigt, wie wenn es eigene 
Intereſſen wären. 

Daraus ergibt ſich: die Anleihe iſt in allen Einzelheiten ſo ſehr 
auf die Bedürfniſſe und Wünſche der deutſchen Kapitaliſten und des 
deutſchen Marktes zugeſchnitten, daß ſich daraus der Wille von 
Pernau und von Mannheim ergibt, daß ſie ſich in jeder Beziehung, 
alſo über die Wirkungen des reinen Solutionsgeſchäftes hinaus, dem 
deutſchen Recht unterwerfen wollten. Deshalb iſt deutſches Recht in 
ſeiner Geſamtheit, alſo auch deutſches Aufwertungsrecht anzuwenden, 
ob man nun davon ausgeht, daß der Erfüllungsort der Schuld oder 
der Wille der Parteien dafür entſcheidend iſt, welches Recht anzuwen⸗ 
den iſt (vgl. dazu Walker, Internat. Privatrecht, 3. Aufl. S. 395 ff. 
und dazu ROG. 23, 205 ff. u. RG. 6, 132 ff.). 

Danach iſt davon auszugehen, daß die Verhältniſſe ſo zu be⸗ 
urteilen find, als ob Pernau in Deutſchland läge und ein deutſches 
Induſtrieunternehmen wäre. Und jedenfalls muß die Verpflichtung 
der Bekl. dahin ausgelegt werden, daß ſie die Bürgſchaft namentlich 
auch mit Rückſicht auf die Schwierigkeiten übernommen hat, die ſich 
aus der Auslänbereigenſchaft von Pernau ergeben könnten. Dieſe 
Schwierigkeiten dürfen für die Gläubiger keine Rolle ſpielen. Die 
Bekl. muß ſich ſo behandeln laſſen, als ob der Hauptſchuldner in 
Deutſchland wohne. 

Dieſe Erwägungen können nicht dadurch erſchüttert werden (vgl. 
Obermaier: 28.1925, 1205 ff.), daß man jagt, das deutſche 
Aufwertungsrecht knüpfe teilweiſe an rein deutſche Einrichtungen 
an, wie ſie im Ausland und bei Pernau nicht vorhanden ſeien. Es iſt 
richtig, daß der Gläubiger, der ſich gegen Pernau wendet, mit Schwie⸗ 
rigkeiten zu kämpfen hat. Aber daran ſind weniger die deutſchen Ein⸗ 
richtungen und die Vorſchriften des deutſchen AufwG. ſchuld, als 
vielmehr die Tatſache, daß Pernau im Ausland liegt, und daß aus⸗ 
ländiſche Gerichte und Behörden leicht geneigt ſein werden, gegen 
den Deutſchen zu entſcheiden, wie dies ja auch in den Kuponprozeſſen 
der Fall war (dgl. Walker a. a. O. S. 398 u. 401). Aber eben 
deshalb hat ja die Bekl. aus den oben erörterten, naheliegenden 
Gründen die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernommen, ſie hat durch 
dieſe die Anleihe den deutſchen Gläubigern erſt ſchmackhaft gemacht 
und deren Bedenken gegen die Ausländereigenſchaft von Pernau 
überwunden. Sie darf daher dieſe Bürgſchaftserklärung nicht da⸗ 
durch illuſoriſch machen, daß fie jetzt darauf abhebt, Pernau beſitze 
ruſſiſche Staatsangehörigkeit. 

Demgemäß iſt die Bürgſchaft der Bekl. zu behandeln. Sie haf⸗ 
tet für die urſprüngliche Schuld von Pernau im gleichen Umfange 
wie Pernau ſelbſt (ogl. RG. 90, 415 ff.) ). 


1) JW. 1918, 37. 
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Von der eben erörterten Frage zu trennen iſt die weitere Frage, 
wie die Schuld des Hauptſchuldners und diejenige des Bürgen auf⸗ 
zuwerten iſt. Beide müſſen ihre Schuld aufwerten. Daraus folgt aber 
nicht, daß die Aufwertung bei beiden in gleichem Umfange zu er⸗ 
folgen hat. Beide Verpflichtungen ſind vielmehr ſelbſtändig aufzu⸗ 
werten. Dabei iſt nur zu beachten, daß die Verpflichtung der Bekl. 
nicht frei aufzuwerten it, ſondern, weil eben eine Induſtrie⸗Schuld⸗ 
verſchreibung zugrunde liegt, nach den für deren Aufwertung in 
88 33 ff. AufwGG. getroffenen Beſtimmungen. Die Aufwertung hat 
nach billigem Ermeſſen zu erfolgen unter Berückſichtigung aller Um⸗ 
ſtände, insbeſ. auch der Leiſtungsfähigkeit des Schuldners. Dieſe 
kann beim Hauptſchuldner geringer ſein als beim Bürgen. Und des⸗ 
halb, d. h. wenn beim Hauptſchuldner triftigere Abwertungsgründe 
vorhanden ſind als beim Bürgen, wirken dieſe nur zugunſten des 
Hauptſchuldners, nicht auch zugunſten des Bürgen, und führen zu 
dem Ergebnis, daß der Hauptſchuldner in geringerem Umfange auf⸗ 
werten muß als der Bürge. Es iſt dies ein Ergebnis, das an die 
Beſtimmungen in § 768 Abf. 1 Satz 2 BGB. und § 193 KO. an⸗ 
klingt. In dieſen Paragraphen wird die Haftung des Hauptſchuldners 
aus gewiſſen, in ſeiner Perſon liegenden Unfähigkeitsgründen be⸗ 
ſchränkt. Die Schuld wird für ihn dadurch tatſächlich und rechtlich 
geringer. Dies gilt aber nicht für den Bürgen. Trotz der aßzeſſori⸗ 
ſchen Natur der Bürgſchaft muß er die Schuld in ihrem urſprüng⸗ 
lichen Umfange bezahlen (vgl. NG: Zur. 1925 Nr. 571 und 
Mügel, Nachtrag 184). 

Danach ergibt ſich folgendes: Der Schuldner haftet für die ur⸗ 
ſprüngliche Schuld. Dieſe iſt nach 8 33 AufwG. auf 150% aufzu⸗ 
werten. Sie kann aber nach 8 34 AufivG. abgewertet werden, wenn 
dies mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage zur Abwendung einer 
groben Unbilligkeit unabweisbar erſcheint; alſo mit Rückſicht auf 
die wirtſchaftliche Lage von Pernau. Pernau haftet außerdem nach 
88 37 ff. AufwGG. für Genußrechte, wenn und ſoweit ſolche nach 
Maßgabe der Proſperität von Pernau jetzt vorhanden ſind oder 
künftig entſtehen. 

Mannheim haftet als ſelbſtſchuldneriſche Bürgin für die Obli⸗ 
gationenſchuld von Pernau. Es haftet alſo auch gem. 88 33, 34 einer⸗ 
ſeits und 88 37ff. Aufw&. andererſeits. Was den 8 33 anlangt, 
wird die Schuld von Mannheim grundſätzlich auf 15% aufgewertet. 
Mannheim kann aber — es hat einen dahingehenden Antrag bei 
der Aufwertungsſtelle rechtzeitig geſtellt — Abwertung verlangen, wenn 
Mannheim nachweiſt, daß eine Abwertung mit Nückjicht auf feine 
wirtſchaftliche Lage zur Abwendung einer groben Unbilligkeit unab⸗ 
weisbar erſcheint. Dabei iſt alſo die wirtſchaftliche Lage und Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit von Mannheim zu prüfen. Dieſe kann beſſer ſein 
als diejenige von Pernau, und wenn dies der Fall iſt, tritt mög⸗ 
licherweiſe keine Abwertung oder eine ſolche ein, die geringer iſt als 
diejenige, die Pernau zuzubilligen iſt oder wäre. Dabei iſt es für die 
Haftung der Bell. belanglos, ob Pernau ſeinerſeits ſich dem deut⸗ 
ſchen Aufwertungsrecht unterwerfen und einen Abwertungsantrag 
ſtellen will, für den die Zuſtändigkeit aus 8 2 Abſ. 2 VO. v. 27. Nov. 
1925, RGBl. I, 1925, 392, und aus der VO. v. 1. März 1926, 
RGBl. J, 1926, 174 zu entnehmen wäre. Die Haftung der Bell. 
beſteht unter allen Umſtänden. 

Was die Haftung der Bekl. für die Genußrechte anlangt, fo 
wird die Auffaſſung vertreten, für Genußrechte hafle der Bürge über⸗ 
haupt nicht (Mügel, S. 124, und Quaſſows ki, 3. Aufl. S. 350). 
Allein das BG. vermag keinen ſtichhaltigen Grund zu erkennen, 
warum der Bürge nicht haften ſoll, und geht daher wie Mügel 
(Nachtrag 184) und Boeſebeck, S. 128 u. 229, davon aus, daß der 
Bürge auch für die Genußrechte haftet. Dabei wird allerdings die 
Art dieſer Aufwertung zu beachten ſein. Das Geſetz gibt in den Ge⸗ 
nußrechten eine Beteiligung am Reingewinn und am Vermögen des 
Hauptſchuldners ſelbſt. Deshalb wird man nicht vom Reingewinn des 
Bürgen, ſondern nur von demjenigen von Pernau ausgehen dürfen. 
Mannheim haftet alſo nur für die Beibringlichkeit der Genußrechte 
von Pernau, wenn ſie vorhanden ſind. Das heißt, es ſteht dem 
Gläubiger jederzeit die Möglichkeit offen, auf Grund des Nachweiſes, 
daß Pernau einen Reingewinn abwirft oder liquidiert, von Mann⸗ 
heim zu verlangen, daß Pernau angehalten wird, dieſe Genußrechte 
auch den Obligationären zu gewähren, oder daß Mannheim ihm 
Erſatz für die Genußrechte gewährt, die Pernau den Obligationären 
vorenthält, obwohl es dazu imſtande iſt. Ob wegen der Höhe dieſer 
Genußrechte die Aufwertungsſtelle oder der ordentliche Richter anzu⸗ 
gehen iſt, kann hier dahingeſtellt bleiben. 

Es ergibt ſich alſo auch hier, daß hinſichtlich der Haftung für 
die Genußrechte es ebenfalls unerheblich iſt, ob Pernau ſeinerſeits 
die Haftung aus dem deutſchen Aufwertungsrecht anerkennt oder nicht. 

(OLE. Karlsruhe, 2. 3 S., Urt. v. 24. Nov. 1926, 238/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Jolly, Karlsruhe. 


Dresden. b) Strafſachen. 

2. 88 6, 72 KapVVerkStG. v. 8 April 1922 (RG Vl. 1, 
394); 88 12, 13, 14 Ausf Beſt. zu dieſem Geſetz (KapVerk⸗ 
St AusfBeſt.); $ 358 RAbg O.; 8 59 StGB. Zum Begriffe 
des Darlehns i. S. von § 66 KapVerkStG. Zum Begriffe 

378 


3018 


der Anmeldung i. ©. von 8 72 KapVerkStG. und 88 13, 14 
KapVerfSt@uugsfBelt. Verhältnis von 5 358 RAbgD. zu 
8 59 StG B. f) 


Durch 8 6e KapVerkStch., mit dem der Geſetzgeber an die 
Nipr. des RF H. zu Tarif Nr. 1 A b NStempSt®. 1918 angebnüpft 
hat, ſollte verhindert werden, daß einer Kapitalgeſellſchaft, alſo auch 
einer GmbH., das für ihre Zwecke erforderliche Betriebskapital ſteuer⸗ 
frei durch Geſellſchafterdarlehen zugeführt werden konnte. Sie be⸗ 
zweckt, als beſonders geſtalteter Einzelſteuertatbeſtand neben 8 5 
RAbgdO. Umgehungen der Geſellſchaftſteuer vorzubeugen oder ſie doch 
unſchädlich zu machen. 

Der Begriff des Darlehns i. S. 866 KapVerkStG. iſt der⸗ 
ſelbe wie im bürgerl. Recht (8 607 BGB.). Soweit die Darlehns⸗ 
forderung des Geſellſchafters einen Anteil am Gewinn der Geſellſchaft 
gewährt, gilt fie nach § 5 Abi. 1c als Geſellſchaftsrecht, ſo daß die 
zum Erwerbe dieſer Rechte erforderliche Gewährung der Darlehen 
ſchon nach 8 6a KapVerkStG. der Geſellſchaftſteuer unterliegt, auch 
wenn die beſonderen Vorausſetzungen des § 6e dieſes Geſetzes nicht 
gegeben ſind. 

Wenn im vorl. Fall der Angekl. als Mitgeſellſchafter der 
F. GmbH. die ihm gehörigen, von der F. GmbH. gelieferten Strümpfe 
im Werte von 49 336,80 GM. der Geſellſchaft übereignet, alſo zu 
Eigentum übertragen hat und ihm dafür den Wert der Strümpfe 
in den Büchern und in der Bilanz der F. GmbH. per 30. April 
1924 als der Geſellſchaft gewährtes Darlehn gutgeſchrieben worden 
iſt, jo muß davon ausgegangen werden, daß es ſich bei dieſem Rechts⸗ 
vorgang nicht um einen Darlehnsvertrag, ſondern um einen Kauf⸗ 
vertrag über die Strümpfe zwiſchen dem Ungekl. und der F. Gmb. 
gehandelt hat, bei deſſen Abſchluß gleichzeitig von den Vertrag⸗ 
ſchließenden vereinbart worden iſt, daß der Wert der verkauften 
Strümpfe in Höhe von 49 336,80 GM. dem Angekl. von der Ge⸗ 
Kat, nicht als Kaufpreis, ſondern als Darlehn geſchuldet werden 
oll ($ 607 Abſ. 2 BGB.). 

Mit der Vorausſetzung, daß die Gewährung des Darlehns fid 
ſachlich als Beteiligung an der Geſellſchaft darſtellt, will das Geſetz 
die Steuerpflicht auf ſolche Fälle beſchränken, in denen die Darlehns⸗ 
gewährung die Zuführung von Geſellſchaftskapital bezweckt. Steuer⸗ 
pflichtig ſoll hiernach die Gewährung eines Darlehns von ſeiten 
eines Geſellſchafters nicht ſchon dann fein, wenn ein einfaches gewöhn⸗ 
liches Kreditgeſchäft, das lediglich über vorübergehende Schwierig⸗ 
Reiten hinweghelfen ſoll, vorliegt, ſondern nur dann, wenn fie wirt⸗ 
ſchaftlich der Zuführung von Geſellſchaftskapital gleichzuſtellen iſt. 
Erfordert wird alſo, daß der Geſellſchafter als ſolcher das Darlehn 
zur Förderung des Geſellſchaftszweckes gewährt und wegen ſeiner 
Beteiligung am Stammkapital auch noch weiteres eigenes Kapital 
in dem Unternehmen arbeiten laſſen will, indem er das Entgelt 
hauptſächlich in den Geſellſchaftsrechten oder geſellſchaftlichen Vor⸗ 
teilen zu finden hofft und infolgedeſſen ſich vielleicht von ſonſtigen 
wirtſchaftlichen Erwägungen, die einen Nichtgeſellſchafter von der 
Hingabe des Darlehns abhalten würden, z. B. der Rückſicht auf die 
unbedingte Sicherheit des Darlehns, nicht beeinfluſſen läßt. Ob dieſe 
Vorausſetzung des 8 60 KapVerkStG. vorliegt, kann nur unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles entſchieden werden. 
Dabei wird es weſentlich auf die Veranlaſſung zur Aufnahme des 
Darlehns, auf ſeine Höhe im Verhältnis zu den Stammeinlagen, auf 
die zeitliche Dauer der Bindung und alle ſonſtigen Darlehnsbedin⸗ 
gungen, auch ſoweit ſie nicht ſchon in den erſten beiden Fällen des 
8 6% KapVerk StG. die Steuerpflicht ohne weiteres zur Entſtehung 
bringen, ankommen. Die Annahme, daß die Darlehnsgewährung ſei⸗ 
teus eines Geſellſchafters einer Gmbh. an dieſe fachlich als Beteiligung 
an der Geſellſchaft anzuſehen iſt, wird in der Regel dann gerecht⸗ 
fertigt fein, wenn die Darlehnsgewährung eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung des Beginns oder der Fortführung der Geſellſchaft iſt, es 
ſei denn, daß beſondere Umſtände, wie z. B. die Kurzfriſtigkeit des 
Darlehns, im einzelnen Fall dagegen ſprechen (vgl. RF. 12, 125; 
13, 342 ſowie Boethke: Dtſch. Steuerbl. 1926, 439). 

Mit Recht hat die StR. in Übereinſtimmung mit dem Fin A. die 
Umwandlung der Kaufpreisſchuld für die an die F. GmbH. ver⸗ 
kauften und übereigneten Strümpfe in eine Darlehnsſchuld der Ge⸗ 
ſellſchaft an den Angekl. als geſellſchaftſteuerpflichtigen Rechtsvor⸗ 
gang i. S. des letzten der drei Tatbeſtände des 8 66 KapVerkStG. 
beurteilt. 

Die weitere Rüge der Rev., der Vorderrichter habe den Begriff 
der Anmeldung i. S. des $ 72 KapVerk StG. und der 88 14 Abſ. 1, 
13 Abſ. 1 Satz 2 KapVerkStAusfBeſt verkannt, iſt ebenfalls un⸗ 
begründet. 

Nach 8 72 Abſ. 2 KapVerkStéö. und 88 14 Abſ. 1, 13 Abſ. 1 
Satz 2 KapVerkSt Ausf Beſt. find Rechtsvorgänge, die der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer nach 8 6 b—e KapXerkStG., 88 7—11 KapVerkStAusfBeſt. 


Zu 2. 1. Über die KapVerkStqflicht des in Frage ſtehenden 
Darlehns ſcheint von den Finanzbehörden bereits i. S. der Be⸗ 
jahung rechtskräftig entſchieden zu fein (vgl. 8 433 RAbgdO.). Den 
von dem StS. entwickelten Grundſätzen bez der Anwendbarkeit des 
86 KaplerkStG. iſt zuzuſtimmen. 

2. Auch die wichtigen Ausführungen, die ſich mit dem Verhält⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


unterliegen — hiernach alſo die Gewährung von Darlehen i. S. des 
§ 60 KapVerkStG. —, binnen einer Woche nach Entſtehung der 
Steuerſchuld von den an dem Rechtsvorgang Beteiligten dem zu⸗ 
ſtändigen Fin A. anzumelden. Im Falle des § 60 KapVerkStd. ent⸗ 
ſteht die Geſellſchaftſteuerſchuld nach 8 9 zu e dieſes Geſ., ſobald der 
Tatbeſtand eingetreten iſt, an den die Steuerpflicht geknüpft iſt, hier⸗ 
nach alſo, wie in 88 Abſ. 4 KapVerkStAusfBeſt, beſonders hervor⸗ 
gehoben ift, mit der Hingabe des Darlehns oder mit der Uümwand⸗ 
lung einer anderen Schuld in eine Darlehnsſchuld. 
Steuerſchuldner iſt die Geſellſchaft, neben der für die Steuer haftet, 
wer durch den die Steuerſchuld begründenden Rechtsvorgang Rechte 
oder Pflichten erwirbt (J 10 KapVerkStch., § 12 KapVerkekAusf⸗ 
Beſt.). Nach 8 11 KapVerkStGd. beträgt die Geſellſchaftſteuer 7¼ Yo 
des Wertes des Gegenstandes und nach 8 8 KapVerkStAusfBelt. be⸗ 
ſtimmt ſich im Falle des $ 6c KapVerk Steh der für die Steuerſchuld 
maßgebende Wert des Gegenſtandes nach dem Betrage der Darlehns⸗ 
forderung, im vorl. Falle alſo nach dem Betrage von 49 336,80 GM. 

Hiernach hätte der Angekl. als Geſchäftsführer der F. Gmbh ., 
da der Verkauf der Strümpfe durch ihn an die Geſellſchaft erſt am 
30. April 1924 ſtattgefunden hat und mithin erſt an dieſem Tage die 
Kaufpreisſchuld der Geſellſchaft für dieſe ihr von dem Ungekl. ver⸗ 
kauften und übereigneten Strümpfe in eine Darlehnsſchuld an den 
Angekl. umgewandelt worden iſt, dieſen ſteuerpflichtigen Rechtsvor⸗ 
gang ſpäteſtens binnen einer Woche, alſo bis zum 7. Mai 1924, dem 
zuſtändigen Fin A. anmelden müſſen. Durch dieſe Anmeldung würde 
das Fin A. Kenntnis von dem geſellſchaftſteuerpflichtigen Rechtsvor⸗ 
gang erlangt haben und in die Lage geſetzt worden ſein, die Steuer 
dafür ſofort feſtzuſetzen und fie von der ſteuerpflichtigen F. Gmbh. 
alsbald einzuziehen (vgl. hierzu 88 21, 22 KapVerkSt AusfBeſt. i. 
Verb. mit 88 68, 69 KapVerkStG. und 8 220 NAbgD., auf den 8 22 
Abſ. 1 KapVerkStAusfBeſt. ausdrücklich Bezug nimmt). 

Die Feſtſtellung der St., daß der Angekl. die Umwandlung 
der Kaufpreisſchuld in eine Darlehnsſchuld nicht innerhalb der geſetzlich 
beſtimmten Friſt nach Entſtehung der Steuerſchuld — alſo nach der 
Umwandlung (8 8 Abſ. 4 KapVerkStAusfBeſt.) — dem Fin A. an⸗ 
gemeldet habe, wird von der Rev. zu Unrecht bekämpft. 

Richtig ift zwar, daß der Angekl. in der am 30. April 1924 bei 
dem Fin A. eingegangenen Vermögen ſteuererklärung der F. Gmbh. 
ſowie in der am ſelben Tage daſelbſt eingegangenen eigenen Ver⸗ 
mögen ſteuererklärung, und zwar je in der als Anlage dazu über⸗ 
reichten Bilanz der F. GmbH. per 30. April 1924 die ihm an dieſe 
GmbH. zuſtehende Darlehnsforderung in Höhe von 49 336,80 GM. 
angegeben und daß er weiter auch gelegentlich ſeiner Befragung am 
13. Mai 1924 durch das Fin A. zu einem von der F. GmbH. ange⸗ 
brachten Geſuch um Ermäßigung der Abſchlußzahlung auf die 
Körperſchaft ſteuer 1923 dieſe ſeine Darlehnsforderung an die 
F. Gmbh. mit erwähnt hat. Mit Recht hat aber der Vorderrichter 
in dieſen Angaben und in dieſer Erklärung vom 13. Mai 1924 keine 
dem Gef. entſprechende Anmeldung erblickt. Die Erklärung v. 13. Mai 
ſcheidet ohne weiteres als rechtzeitige Anmeldung aus, da ſie 
nicht innerhalb der Friſt des 8 14 Abſ. 1 KapVerkStAusfBeſt. beim 
Fin A. eingegangen iſt. Die Rev. überſieht, daß die in 8 72 Abs. 2 
KapVerkStG. und in 8 14 Abſ. 1 KapVerkStAusfBeſt. vorgeſchrie⸗ 
bene Anmeldung des geſellſchaftſteuerpflichtigen Rechtsvorgangs nur 
dann Anſpruch darauf hat, als ſolche beurteilt zu werden, wenn ſie 
zum Zwecke der Feſtſetzung der Geſellſchaft ſteuer erfolgt, nicht 
aber ſchon dann, wenn mit ihr, wie im vorl. Fall, ganz andere ſteuer⸗ 
liche Zwecke verfolgt werden. Der Ungekl. hat in den erwähnten drei 
Fällen feine Darlehnsforderung an die F. Gmbh. nicht zum Zwecke 
der Verſteuerung des geſellſchaftſteuerpflichtigen Rechtsvorgangs, ſon⸗ 
dern in dem einen Falle lediglich zum Zwecke der Veranlagung ſeines 
eigenen Vermögens zur Vermögenſteuer 1924, in dem an⸗ 
deren Falle zum Zwecke der Veranlagung des Vermögens der 
F. Gmb. zur Vermögenſteuer 1924 und endlich im 3. Falle 
lediglich offenbart, um eine Ermäßigung der Abſchlußzahlung auf die 
Körperſchaft ſteuer der F. Gmbh. für 1923 zu erreichen. Für 
die vorgeſchriebene Anmeldung nach 8 6e KapVerkStG. genügt es 
nicht, daß aus irgendeiner anderen Veranlaſſung oder bei Ge⸗ 
legenheit der Abgabe irgendwelcher Steuererklärungen Angaben über 
eine Geldforderung bzw. Geldſchuld gemacht werden, die den Willen, 
mit ihnen den der Forderung oder der Schuld zugrunde liegenden 
geſellſchaftſteuerpflichtigen Nechtsvorgang zur Geſellſchaftſteuer an⸗ 
zumelden, überhaupt nicht erkennen laſſen. Verlangt wird vielmehr, 
daß aus der Anmeldung der Wille des Anmeldenden, einen geſell⸗ 
ſchaftſteuerpflichtigen Rechtsvorgang zur Kenntnis der Steuerbehörde 
zu bringen, für die Steuerbehörde klar erkennbar iſt. Dieſem Er⸗ 
fordernis genügen aber die Angaben und Erklärungen des Angekl. 
in keiner Weiſe. . 

Rechtsirrig iſt lediglich die Anſicht der Stg., daß die Frage 


nis des 8 358 RAbgd., 8 59 StGB. befallen, find zutreffend und 
entſprechen vollſtändig der zu dieſer Frage ergangenen Entſch. RGSt. 
v. 10. Mai 1927 (JW. 1927, 1755; StW. 1927, 206), wonach 8358 
RAbgoO. immer erſt da in Frage kommt, wo nicht ſchon 8 59 StGB. 
Platz greift. 

RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 
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des Irrtums des Angekl., vermöge deſſen er den hier in Frage kom⸗ 
menden Rechtsvorgang für nicht ſteuerpflichtig gehalten hat, unter 
Ausſchluß des 8 59 StB. lediglich aus 8 358 RAbgDO. zu be⸗ 
urteilen iſt. 

Wie der erk. Sen. unter Beitritt zu der Rſpr. d. OLG. Karls⸗ 
ruhe (JW. 1925, 2022) i. ſ. Urt. v. 4. Mai 1926 (2 OSt 35/26) dar⸗ 
gelegt hat, hat § 59 SGB. durch die Vorſchrift in § 358 RAbgd. 
nicht eingeſchränkt werden ſollen. Durch 8 358 RAbg0O. ſollte viel⸗ 
mehr, wie aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte hervorgeht, nur der in der 
ſog. Irrtums VO. v. 18. Jan. 1917 erſtmalig zu geſetzlicher Anerken⸗ 
nung gelangte Gedanke der ſtrafbefreienden Wirkung des Strafrechts⸗ 
irrtums auf das Gebiet des Reichsſteuer ſtraf rechts in demſelben 
Sinne wie in jener VO. übertragen werden. Es ſollte auch hier nur 
ein 110 geſchaffen werden, einen ſchuldigen Täter aus perſoͤn⸗ 
lichen Gründen ſtraflos zu laſſen (vgl. RGSt. 56, 409). Hieraus er⸗ 
gibt ſich, daß die Frage des Irrtums über ſteuerrechtliche Vorſchriften 
nicht ausſchließlich durch §8 358 RAbgO. unter Ausſchluß des 8 59 
StGB. geregelt werden ſoll, jo daß alſo ſtets vor Prüfung der 
Frage der Anwendbarkeit des 8 358 RAbgO. die Frage der An⸗ 
wendbarkeit des 8 59 StGB. zu prüfen iſt. Die Anwendung des 
§ 358 RAbgcg. kann hiernach erſt dann in Frage kommen, wenn die 
Vorausſetzungen des 8 59 AGB. nicht vorliegen. Der Irrtum über 
nicht dem Reichsſteuer ſtraf recht angehörige Vorſchriften iſt daher als 
dem Tatſachenirrtum gleichgeſtellter, den Vorſatz, und wenn er unver⸗ 
ſchuldet iſt, auch Fahrläſſigkeit ausſchließender Rechtsirrtum ſtraf⸗ 
rechtlicher Art i. S. 8 59 SGB. zu beurteilen, fo daß auch der Irr⸗ 
tum über ſteuerrechtliche Vorſchriften, d. h. über Vorſchriften des 
materiellen Steuerrechts, unter § 59 StGB. fällt und nur der Irrtum 
über ſteuer ſtraf rechtliche Vorſchriften nach dieſer Vorſchrift unbe⸗ 
rückſichtigt zu bleiben hat. Da die Vorſchriften über die Steuerpflicht 
dem materiellen Steuerrecht, nicht aber dem Steuer ſtra frecht an⸗ 
gehören, ſchließt jeder Irrtum über die Steuerpflicht, alſo auch der 
unentſchuldbare, den Vorſatz und der unverſchuldete nach 859 Abſ. 2 
StGB. auch die Fahrläſſigkeit aus (vgl. Becker: RAbgd. 5. Aufl. 
Anm. 4 zu 8 358). Würde man der von der Ste. vertretenen An⸗ 
ſicht folgen, der nichtſteuerſtrafrechtliche Rechtsirrtum ſei ſeit dem In⸗ 
Brafttreten der RAbgO. abſchließend unter Ausſchaltung des 8 59 
StGB. in 8 358 RAbgOO. geregelt, jo würde dies zu dem unannehm⸗ 
baren, vom Geſetzgeber zweifellos nicht gewollten Ergebnis führen, 
daß der Vorſatz, der bis dahin durch das Beſtehen eines nicht ſtraf⸗ 
rechtlichen Rechtsirrtums ausgeſchloſſen wurde, beſtehen bliebe und eine 
vorſätzlich begangene ſtrafbare Handlung vorläge, wenn der nicht 
ſtrafrechtliche Irrtum nicht unverſchuldet iſt. Der § 358 RAbgd. 
würde dann, zumal der Irrtum i. S. dieſer Vorſchrift nur einen 
perſönlichen Strafausſchließungsgrund, nicht aber wie der Irrtum 
über einen Tatumſtand i. S. 8 59 StGB. einen Schuldausſchließungs⸗ 
grund bildet (vgl. hierzu RGSt. 53, 81; 18, 419 [421]; 5, 15 
[167), nicht die vom Geſetzgeber gewollte Milderung, ſondern eine 
weſentliche Verſchärfung des bis zum Inkrafttreten der RUHD. in 
Geltung geweſenen Rechtszuſtandes gebracht haben. 

Der Irrtum, vermöge deſſen der Angekl. nach der Annahme 
der Sta. den hier in Frage kommenden Rechtsvorgang nicht für 
ſteuerpflichtig gehalten hat, iſt hiernach als dem Tatſachenirrtum 
gleichgeſtellter, den Vorſatz ausſchließender Rechtsirrtum nicht ſtraf⸗ 
rechtlicher Art zu beurteilen. Denn die Vorſchriften darüber, ob ein 
Rechtsvorgang geſellſchaftſteuerpflichtig iſt, gehören dem materiellen 
Steuerrecht, nicht aber dem Steuer ſtrafrecht an. 

Die rechtsirrige Anſicht über das Verhältnis des § 59 StB. zu 
§ 358 RAbgoO. gefährdet jedoch den Beſtand des angefochtenen Urteils 
nicht, weil die StR. hilfsweiſe auch die Anwendung des 8 59 StGB. er⸗ 
wogen und bejaht hat und auf Grund der rechtlich bedenkenfreien 
Annahme, daß der Angekl. feine irrige Meinung über die Steuer⸗ 
freiheit des fraglichen Rechtsvorgangs durch Fahrläſſigkeit verſchuldet 

be, auch in dieſem Falle, und zwar aus dem Geſichtspunkte des 
859 Abſ. 2 SGB. zur Verurteilung des Angekl. aus $ 367 RAID. 
gelangt wäre. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 8. März 1927, 2 OSt 230/27.) 


Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 


Dres den. Tandgerichte. 


1. Für die Klage auf Feſtſtellung der Aufwertung 
der perſönlichen Kaufpreisforderung für ein inländiſches 
Grundſtück, für die eine inzwiſchen gelöſchte Hypothek 
auf dieſem Grundſtück beſtellt war, iſt, auch wenn der 
Kaufpreisſchuldner im Auslande wohnt, das deutſche 
Gericht zuſtändig. f) 

Nach 8 69 Auf, iſt, ſoweit es ſich um den Streit über die 
Höhe der Aufwertung handelt, die Aufwertungsſtelle ausſchließlich 
zuſtändig. Im vorliegenden Falle gehört der Streit über die Höhe, 
da es ſich um ein in Dresden gelegenes Grundſtück handelt, gem. 
8 2 AusfVoO. und 8 72 AufwG. vor das AG. Dresden ausſchließ⸗ 


Zu 1. Siehe Haaſe und Mügel oben ©. 2977ff.; 86. 
oben S. 3015; LG. Königsberg unten S. 3019. 
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lich. Dieſe Zuſtändigkeit iſt insbeſ. auch dann begründet, wenn es ſich, 
wie hier, um die Aufwertung einer durch Hypothek geſicherten Kaufe 
geldforderung nach allgemeinen Vorſchriften handelt ($ 69 Satz 2 
AufwG.). 

Nach § 71 Auſwch. hätten die Parteien die Zuſtändigkeit der 
Aufwertungsſtelle Dresden auch für die Entſch. über den Grund der 
Aufwertung vereinbaren können. Die Parteien haben das zwar nicht 
getan. Aus dieſer Geſetzesbeſtimmung kann aber auf den unten be⸗ 
ſprochenen Willen des Geſetzgebers geſchloſſen werden. 

Au ſich iſt bei Streitigkeiten über den Grund des Anſpruchs 
das ordentliche Gericht zuſtändig. Dieſe aus $ 71 Aufw®. zu ziehende 
Schlußfolgerung kann aber nur den Sinn haben, daß das ordentliche 
Gericht ein deutſches Gericht ſein muß. 

Die Auffaſſung, daß je nach den allgemeinen Beſtimmungen der 
ZPO. über die Zuſtändigkeit womöglich ſogar ein ausländiſches Ge⸗ 
richt über den Grund der Aufwertung zu entſcheiden habe, würde 
mit dem Geiſte des AufwG. im Widerſpruch ſtehen. Denn wenn über 
die Höhe des Auſwertungsanſpruchs die Aufwertungsſtelle ausſchließ⸗ 
lich zu entſcheiden hat, ſo wäre es widerſinnig, wenn die dieſem 
Streite voraufgehende Frage, ob überhaupt ein Aufwertungsanſpruch 
beſteht, von einem ausländiſchen Gerichte entſchieden werden müßte. 

Eine derartige Regelung kann nicht i. S. des Geſetzgebers ge⸗ 
legen haben. 

Die Zuſtändigkeit des angegangenen Gerichts folgt aber weiter⸗ 
hin auch aus der Anwendung des § 29 ZPO. Es handelt ſich hier 
um einen Anſpruch, der auf den urſprünglichen Vertrag zurückgeht, 
nämlich um die Feſtſtellung einer aus dem Vertrage auf Grund des 
Aufwch. hervorgehenden Verpflichtung des Bekl. dem Kl. gegenüber. 

Zur Zeit des Vertragsabſchl. wohnte der Bekl. nun allerdings 
nicht in Dresden, wohl aber, als er die 100 000 Papiermark in 
zwei Raten tilgte. Er bezahlte ſeine Schuld zu einer Zeit, als er in 
Dresden wohnte, in Dresden, und zwar in deutſchen Papiermark⸗ 
beträgen. Hieraus ergibt ſich der mutmaßliche Wille der Parteien, 
daß Erfüllungsort Dresden fein ſollte (8 269 BGB.). Die Beſtim⸗ 
mung in § 270 BGB. ſteht dieſer Annahme nicht entgegen, da der 
Bekl. damals ſelbſt in Dresden wohnte, alſo die Übermittlung von 
Geld von einem Wohnſitz zum anderen nicht in Frage kam. 

Da der Wohnſitz des Schuldners zur Zeit der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes nur in Ermangelung anderweiter Anhaltspunkte 
für die Beſtimmung des Gerichtsſtandes des Erfüllungsortes maß⸗ 
gebend iſt, kam es auf ihn hiernach nicht an. Vielmehr war der 
ſtillſchweigend vereinbarte Erfüllungsort Dresden ausſchlaggebend 
(8 29 ZPD., § 269 BGB.). 

(LG. Dresden, 2. ZK., Urt. v. 25. Mai 1927, 2 Cg 130/27.) 
Mitgeteilt von RA. K. Langer, Dresden. 
* 
Königsberg. 

2. Art. 118 DurchfVo. z. AufwG.; 8 40 poln. AufwV O. 
Die Aufwertungsſtelle iſt zuſtändig ſowohl für die Auf⸗ 
wertung des dinglichen Rechts, wie der perſönlichen For⸗ 
derung. Die perſönliche Forderung unterſteht unter Um⸗ 
ſtänden den Rechtsnormen eines anderen Staates als das 
dingliche Recht. Iſt ein Vertragsverhältnis unter der 
Herrſchaft eines beſtimmten Rechts einmal entſtanden, ſo 
bleibt dieſes Recht maßgebend, ſofern nicht der gemein⸗ 
ſame Wille beider Vertragsteile dahin geht, ſich dem am 
Erfüllungsort neu eingeführten Recht zu unterwerfen oder 
ſofern die Parteien nicht örtlich unter der Herrſchaft des 
neuen Rechts ſtehen. Nach $ 40 der poln. Aufw VO. vo m 
14. Mai 1924 iſt eine Aufwertung kraft Rückwirkung nicht 
zuläſſig. 7) 

Der Antragsgegner hat i. J. 1912 von der Antragſtellerin ein 
Darlehn von 2300 % erhalten, wofür eine Hypothek an dem Grund⸗ 
ſtück des Antragsgegners beſtellt wurde. Von dieſem Darlehn wurden 
43,074 vor dem 15. Juni 1922 und der Reſt am 12. Mai 1923 
vorbehaltlos zurückgezahlt. Die Parteien wohnten zur Zeit der Be⸗ 
gründung des Schuldverhältniſſes und der Beſtellung der Hnpothek 


Zu 2. A. Siehe Haaſe und Mügel oben S. 2977ff.; KG. 
oben S. 3015; LG. Dresden oben S. 3019. 

B. Es iſt zutreffend, daß der Art. 118 der DurchfVO. z. 
Aufwcg. v. 29. Nov. 1925 nur eine Verfahrens vorſchrift enthält 
und keinen entſcheidenden Einfluß auf die Frage hat, welches mate⸗ 
rielle Recht im vorl. Falle anzuwenden iſt. Hierfür iſt, da das 
deutſche AufwG. keine Vorſchrift über feinen räumlichen Geltungs⸗ 
bereich aufweiſt, das deutſche internationale Privatrecht maßgebend, 
wonach für das Sachenrecht und das Schuldrecht verſchiedene 
Grundſätze gelten. Für das Sachenrecht iſt das Recht der be» 
legenen Sache entſcheidend. Da das Grundſtück jetzt in dem an 
Polen abgetretenen Gebiete liegt, kommt für die Aufwertung der 
Hypothek als des dinglichen Rechts unbedenklich das pol niſche 
Aufwertungsrecht zur Anwendung. Dies wird allgemein anerkannt 
(ſ. u. a. Mügel, Aufwertungsrecht, 5. Aufl., Bd. 1 S. 250/51). Die 
poln. Aufw VDO. kennt aber keine rückwirkende Aufwertung, be⸗ 
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als Reichsangehörige in Deutſchland; der Antragsgegner wohnt jetzt 
als polniſcher Staatsuntertan im abgetretenen Gebiete, wo auch das 
belaſtete Grundſtück liegt. 

Die Antragſtellerin hat die gelöſchte Hypothek, die auf dem 
polniſch gewordenen Grundſtück laſtete, zur Aufwertung bei der 
Aufwertungsſtelle des AG. Königsberg angemeldet. 

Die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle bezieht ſich ſowohl 
auf die Entſch. über die Aufwertung des dinglichen Rechts, wie 
über die der perſönlichen Forderung. Durch die obige Beſtimmung 
ſoll den Aufwertungsgläubigern die Rechtsverfolgung vor einer 
deutſchen Aufwertungsſtelle ermöglicht werden, auch wenn das be⸗ 
laſtete Grundſtück und der perſönliche Schuldner ſich in dem ab⸗ 
getretenen Gebiet befinden (Ouaſſowski, AufwG. 447.) Mit 
der Zuſtändigkeit der deutſchen Aufwertungsſtelle iſt aber lediglich 
die Anwendung des deutſchen Verfahrensrechts gegeben, da die 
Aufwertungsſtelle nur deutſches Verfahrensrecht anwenden kann. 
Nach welchem Aufwertungsrecht aber die Sachentſcheidung zu 
treffen iſt, ergibt ſich nicht aus der Tatſache der Zuftändigkeit 
der deutſchen Aufwertungsſtelle. Die deutſche Aufwertungsſtelle 
Buß unter Umſtänden auch fremdes Recht der Entſch. zugrunde 
egen. 

Aus dem Aufn. ergibt ſich nichts über den räumlichen Gel» 
tungsbereich der Beſtimmungen des AufwG. Für die Entſch., ob 
in dem vorliegenden Falle deutſches oder polniſches Aufwertungs⸗ 
recht zur Anwendung kommt, ſind die Beſtimmungen des deut⸗ 
ſchen internationalen Privatrechts heranzuziehen. 

Für die ſachenrechtlichen Rechtsverhältniſſe iſt nach inter⸗ 
nationalem Privatrecht das Recht maßgebend, in deſſen räumlichem 
Geltungsbereich die Sache ſich befindet. Für die Aufwertung des 
dinglichen Rechts kommt daher das Aufwertungsrecht des Staates 
in Frage, in dem das mit der Hypothek belaſtete Grundſtück ge⸗ 
legen iſt, alſo im vorliegenden Falle das poln. Aufwertungsrecht. 
Das poln. Aufwertungsrecht beſtimmt aber in 8 40 Aufw O. v. 
14. Mai 1924, daß eine Aufwertung kraft Rückwirkung nicht 
zuläſſig it. Rechtswirkſam gelöſchte Hypotheken können im Grund⸗ 
buch nicht wiederhergeſtellt werden (8 40 Abſ. 2). Eine Aufwer⸗ 
tung des dinglichen Hypothekenrechts kommt daher nicht in Frage. 

Die Aufwertung der perſönlichen Darlehnsforderung hat der 
Vorderrichter ebenfalls nach poln. Aufwertungsrecht entſchieden, 
mit der Begründung, daß bei der Hypothekenaufwertung eine Be⸗ 
handlung der dinglichen und perſönlichen Forderung nach verſchie⸗ 
denen Rechten nicht möglich ſei. Dieſe Anſicht wird auch in der 
Literatur vertreten (ogl. Haaſe: JW. 1926, 2832; Neu» 
kirch, Aufwch. 53) mit der Begründung, daß die Auswirkungen 
eines einheitlichen Tatbeſtandes, wie ihn die Hypothek und die zu⸗ 


ſtimmt vielmehr in 8 40 Abſ. 2, daß rechtskräftig gelöſchte Hypo⸗ 
theken nicht wiederhergeſtellt werden können, alſo für immer erloſchen 
ſind. Das Beſchwerdegericht hat daher mit Recht hier die Möglich⸗ 
keit der dinglichen Aufwertung verneint. 

Die weitere Frage, nach welchem Recht (polniſchem oder deut⸗ 
ſchem Aufwertungsrecht) die der Hypothek zugrunde liegende per⸗ 
ſönliche Forderung, wenn der Erfüllungsort jetzt in Polen liegt, 
zu behandeln iſt, hat in der Literatur eine verſchiedene Beantwortung 
erfahren. Wohnen Gläubiger und Schuldner in Polen, ſo iſt 
grundsätzlich anzunehmen, daß für die Aufwertung der ſchuldrecht⸗ 
lichen Forderung ebenfalls das polniſche Aufwertungsrecht, unter 
deſſen örtlicher Herrſchaft beide Parteien jetzt ſtehen, maßgebend 
iſt (RG. 107, 123). Dasſelbe gilt, ohne Rückſicht auf den Wohnſitz 
oder die Staatsangehörigkeit der beiden Vertragsteile, ſchlechthin für 
den Fall, daß ihr gemeinſamer — ausdrücklicher oder mut⸗ 
maßlicher — Wille darauf gerichtet iſt, ſich dem am Erfüllungsort 
(in Polen) neu eingeführten Rechte zu unterwerfen. 

Nicht beitreten kann ich aber der Anſicht von Haaſe (JW. 
1926, 354 ff., 2831 ff.), daß ſich die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung nach dem für das dingliche Recht maßgebenden Rechte, 
hier alſo nach dem polniſchen Aufwertungsrechte, zu richten habe, 
weil bei derartigen Verhältniſſen das Schwergewicht auf der ding⸗ 
lichen Seite liege; denn — fo führt Haaſe (a. a. O. S. 355) aus — 
„die dingliche Sicherheit ſpiele die erſte, die perſönliche Forderung 
nur eine zweite Rolle, da bei einer Hypothek wirtſchaftlich 
die Sicherheit des Grundſtücks für die Kreditgewährung ausſchlag⸗ 
gebend und rechtlich das dingliche Recht das beſtimmende Rechts⸗ 
verhältnis ſei, und es ſei nicht angängig, die Auswirkungen eines 
einheitlichen Tatbeſtandes, wie ihn die Hypothek und die zugrunde 
liegende Forderung darſtelle, nach verſchiedenen Rechtsnormen ver⸗ 
ſchiedener Staaten zu beurteilen“. Haaſe macht aber ſelbſt hierbei 
eine ſtarke Einſchränkung, nämlich ſoweit das mit der Hypo⸗ 
thek belaſtete Grundſtück jetzt noch in einem Staate belegen iſt, der 
eine Aufwertungsgeſetzgebung nicht kennt, und will in dieſen 
Fällen ſelbſt für die Aufwertung der perſönlichen Forderung 
das deutſche Aufwertungsrecht angewandt wiſſen, und zwar an⸗ 
ſcheinend wohl deshalb, weil ſich nunmehr in ſolchen Fällen das 
Schwergewicht von der dinglichen (nicht aufwertbaren) Seite 
nach der perſönlichen Seite verſchoben hat. Hier kämen namentlich 
die Hypothekenforderungen auf elſaß⸗lothringiſchen Grundſtücken, ſo⸗ 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


grunde liegende Forderung darſtelle, nicht nach verſchiedenen Rechts⸗ 
normen von verſchiedenen Staaten beurteilt werden könnten. Weil 
aber das Schwergewicht bei derartigen Verhältniſſen auf der ding⸗ 
lichen Seite liege, ſo könne auf den einheitlichen Tatbeſtand auch 
nur das Recht angewendet werden, das für das dingliche Recht 
maßgebend ſei. Dieſe Rechtsauffaſſung wird aber von dem Be⸗ 
ſchwerdegericht nicht geteilt. Bei der Hypothek iſt ſowohl nach deut⸗ 
ſchem als nach polniſchem Recht die Hypothek ſcharf von der zu⸗ 
grunde liegenden perſönlichen Forderung zu trennen. Beide bilden 
wirtſchaftlich eine Einheit. Trotz der beſtehenden Abhängig⸗ 
keit voneinander muß die ſcharfe Trennung gewahrt bleiben. Es 
trifft weiterhin nicht zu, daß das Schwergewicht auf der dinglichen 
Seite liegt. Das mag bei einer wirtſchaftlichen Betrachtung zu⸗ 
treffen. Nach dem Hypothekenrecht iſt es aber umgekehrt. Recht⸗ 
lich iſt die perſönliche Forderung die Hauptſache, die Hypothek 
dient zur Sicherung dieſer Forderung. Sie ſteht als Pfandrecht 
neben der Forderung. Dies ergibt ſich aus den Beſtimmungen des 
BGB. Die Forderung iſt für Begründung, Übertragung und Beſtand 
des Hypothekenrechts von maßgebender und beſtimmender Bedeu⸗ 
tung (88 113, 1154, 1163 8008). Aus 8 4 AufwG. ergibt ſich, daß 
auch für das Aufwertungsrecht dieſe höhere Bedeutung der perſön⸗ 
lichen maßgebend bleiben ſollte. Die Beweisführung aus dem an⸗ 
geblichen Übergewicht der dinglichen Seite auf die anzuwendenden 
Prozeſſe ſcheitert daher daran, daß die Vorausſetzung nicht zu⸗ 
trifft. Gegen dieſe Anſicht ſpricht auch weiter folgendes: 

Beſteht für eine Forderung ein Pfandrecht an einer beweg⸗ 
lichen Sache, die ſich im Ausland befindet, jo würde das Pfand⸗ 
recht nach internationalem Privatrecht zu behandeln ſein. In die⸗ 
ſem Falle würde aber zweifellos die Anwendung des deutſchen 
Rechts auf die perſönliche Forderung nicht ausgeſchloſſen werden. 
Rechtlich beſtehen jedoch zwiſchen dem Pfandrecht an einer beweg⸗ 
lichen Sache und einem Grundſtück keine begrifflichen Unterſchiede. 
Ein weiterer Grund gegen die obige Anſicht ergibt ſich, wenn man 
den nicht unwahrſcheinlichen Fall betrachtet, daß auf mehreren 
Grundſtücken eine Geſamthypothek haftet und die Grundſtücke 
durch die Abtretung unter verſchiedene Gebietshoheiten gekommen 
ſind. Auf das einheitliche Rechtsverhältnis müßte nach der be⸗ 
kämpften Rechtsauffaſſung ein Recht zur Anwendung kommen. 
Welches von den Grundſtücken für die Anwendung des entſprechen⸗ 
den Rechts maßgebend wäre, iſt ohne Willkür nicht zu entſcheiden. 
Es iſt daher davon auszugehen, daß die perſönliche Forderung in 
der Beſtimmung des maßgebenden Rechts von dem dinglichen Recht 
nicht beeinflußt wird, da das rechtliche Schwergewicht bei der per⸗ 
ſönlichen Forderung liegt. Die Behandlung des dinglichen Rechts 
nach dem Recht der perſönlichen Forderung ſcheitert an der Be⸗ 


weit ſie nicht liquidiert ſind, und auf Grundſtücken in den däniſchen 
Grenzgebieten in Betracht. Haaſe legt beſonderen Nachdruck darauf, 
daß für die Kreditgewährung die Sicherheit des Grundſtücks 
wirtſchaftlich ausſchlaggebend ſei. Dies dürfte aber im allgemeinen 
nur inſoweit zutreffen, als die Hypothek von vornherein bei 
der Kreditgewährung beſtellt wird, und gilt nicht für die Fälle, in 
denen erſt nachträglich, ohne daß von vornherein an eine Sicher⸗ 
heit gedacht war, eine Hypothekenbeſtellung für die Forderung er⸗ 
folgt iſt, worauf auch Schlegelberger-Harmening (AufwG., 
5. Aufl., in der Anm. zu 8 1) hinweiſt. Man denke weiter an die 
nicht ſeltenen Fälle, in denen Hypotheken an Grundftücken beſtellt 
werden, von denen beide Vertragsteile wiſſen, daß ſie keine genügende 
Sicherheit für die perſönliche Forderung bieten. Schon dieſe Hinweiſe 
dürften dafür genügen, daß in vielen Fällen trotz der gleichzeitig oder 
ſpäter erfolgten Beſtellung einer Hypothek für die Kreditgewahrung 
doch die Perſon des Schuldners die ausſchlaggebende 
Rolle ſpielt, und daß für dieſe Fälle die Haaſeſche Anſicht ſicher 
nicht zutrifft. 

Weiter betont Haaſe zur Rechtfertigung ſeines Standpunktes, 
daß bei einer Hypothekenforderung das dingliche Recht das be⸗ 
ſtimmende Rechtsverhältnis ſei und die perſönliche Forderung nur 
eine zweite Rolle ſpiele. Auch dieſe Anſicht erſcheint mir nicht 
unbedenklich. Ich trete vielmehr der Meinung des Beſchwerdegerichts 
bei, daß das rechtliche Schwergewicht auf der perſönlichen 
Seite liege. Denn das obligatoriſche Rechtsverhältnis behält 
trotz der Hypothen — wie Quaſſowski (Aufwöh., 5. Aufl., S. 52) 
mit Recht ſagt — ſeine Selbſtändigkeit. Die nicht leugbare 
enge Verbindung von Forderung und Hypothek — das alzeſſoriſche 
Verhältnis — beſteht nach dem BGB. nur in der Weiſe, daß die 
Hypothek an die Forderung angelehnt iſt, ohne dieſe nicht be⸗ 
ſtehen kann, nicht aber ſo, daß die Forderung als das Sekundäre 
an die Hypothek angelehnt iſt. Die Hypothek kann ſogar unter⸗ 
gehen, während die Forderung weiterbeſteht. Die Hypothek hat 
hiernach infolge ihres alzeſſoriſchen Charakters keinen ſelbſtändigen 
Beſtand, ebenſowenig wie die Bürgſchaftsforderung. Auch nach dem 
Aufm®,, das eine ſcharfe Trennung zwiſchen Hypothek und 
Forderung macht, kommt der Forderung die höhere Bedeutung 
zu. So beſtimmt § 4 AufwG., daß die Hypothek nicht höher auf⸗ 
gewertet werden darf, als die durch ſie geſicherte Forderung, 
während die letztere unter Umſtänden höher als die Hypothek auf⸗ 
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ſtimmung des deutſchen internationalen Privatrechts, daß für das 
dingliche Recht das Recht der belegenen Sache maßgebend ſein 
ſoll. Dieſe Beſtimmung ergibt ſich aus gewiſſen Notwendigkeiten, 
die ihren Grund vor allem in der Gebietshoheit des fremden 
Staates haben. Die perſönliche Forderung. unterſteht daher unter 
Umſtänden einem anderen Recht als das dingliche Recht, das zur 
Sicherung dieſer Forderung dient. Die Frage, welches Aufwertungs⸗ 
recht in dem vorliegenden Fall für die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung maßgebend iſt, muß daher allein für die perſönliche For⸗ 
derung geprüft werden, ohne Rückſicht auf die Tatſache, daß für 
die Aufwertung des dinglichen Rechts poln. Aufwertungsrecht zur 
Anwendung kommt. Bei der Begründung des Schuldverhältniſſes 
herrſchte am Erfüllungsort K. deutſches Recht. Damals kam zwei⸗ 
fellos deutſches Recht auf das Schuldverhältnis in Anwendung. Es 
entſpricht weder dem mutmaßlichen beiderſeitigen Vertragswillen, 
noch iſt aus anderen Gründen anzunehmen, daß das an dem Er⸗ 
füllungsort neu eingeführte Recht auch für dieſes Vertragsver⸗ 
hältnis maßgebend ſein ſoll. Iſt ein Vertragsverhältnis unter der 
Herrſchaft eines beſtimmten Rechts einmal entſtanden, ſo bleibt 
dieſes Recht maßgebend, ſofern nicht der gemeinſame Wille beider 
Vertragsteile dahin geht, ſich dem am Erfüllungsorte neu ein⸗ 
geführten Recht zu unterwerfen, oder ſofern die Parteien nicht 
örtlich unter der Herrſchaft des neuen Rechts ſtehen (vgl. RG. 
107, 123) 1). Die Aufwertung der perſönlichen Forderung it 
daher nach deutſchem Recht zu beurteilen. 
(G. Königsberg, 1. ZK., Beſchl. v. 18. Febr. 1927, 2 7 72/27.) 


Mitgeteilt v. GerAſſ. Dr. Blumberg, Königsberg. 


* 


wertbar iſt, wodurch beſonders kraß der ſelbſtändige Charakter 
der perſönlichen Forderung in die Erſcheinung tritt. Ferner weiſt 
815 AufwG. darauf hin, daß der Geſetzgeber ſelbſt mit der Möglich⸗ 
keit der Unterſtellung der perſönlichen Forderung unter deut⸗ 
ſches Recht gerechnet hat; mit Recht jagt Quaſſowski (S. 52), 
daß 8 15 überflüſſig wäre, wenn die Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung ohne weiteres dem Rechte der belegenen Sache folgen 
müſſe; noch viel weiter geht Mügel (a. a. O. S. 253) in der Aus⸗ 
legung des 8 15 Aufw®. Nach alledem ließe ſich die Haaſeſche 
Anſicht über das rechtlich beſtimmende Verhältnis zwiſchen 
Hypothek und Forderung eher ins Gegenteil umkehren. 


Ich komme hiernach, wie das Beſchwerdegericht, zu dem Ergeb⸗ 
niſſe, daß kein zwingender Grund vorliegt, die Aufwertung der per⸗ 
ſönlichen Forderung ſchlechthin dem für die Aufwertung der 
Hypothek maßgebenden Rechte zu unterwerfen, ſondern daß das 
obligatoriſche Rechtsverhältnis feinen eigenen Regeln unterſtehen 
kann, und zwar unter Umſtänden einem anderen Rechte als die 
Hypothek. 

Welches Recht kommt nun vorliegend für die Aufwertung der 
perſönlichen Forderung in Betracht? Die beiden obengenannten Fälle, 
in denen polniſches Aufwertungsrecht zur Anwendung zu kommen 
hätte, greifen hier nicht Platz. Nach den Grundſätzen des deutſchen 
internationalen Privatrechts iſt im Zweifel ein ſchuldrechtliches Ver- 
hältnis nach dem Rechte des Erfüllungsortes zu beurteilen, 
ſoweit nicht der mutmaßliche Wille der Parteien entgegenſteht (RG. 
61, 393; 68, 205; insbeſ. RG. 107, 123). Haaſe iſt — von ſeinem 
Standpunkt aus — zwar der Anſicht, daß das letztgenannte Urt. 
des RG. (RG. 107, 123 JW. 1924, 1357) im vorl. Falle nicht 
verwertbar ſei, weil es einen rein obligatoriſchen Anſpruch 
(nicht eine Hypothekenforderung) betreffe. Aber die obigen Aus⸗ 
führungen gipfeln ja gerade darin, daß die Frage nach dem für die 
perſönliche Forderung maßgebenden Rechte ohne Rückſicht auf das 
dingliche Recht zu entſcheiden iſt. Zur Zeit der Enktſtehung 
des vorliegenden obligatoriſchen Vertragsverhältniſſes herrſchte am Er⸗ 
füllungsorte (jetzt in Polen) deutſches Recht. Nunmehr gilt dort 
polniſches Recht. Iſt aber ein Vertragsverhältnis unter der 
Herrſchaft eines beſtimmten Rechts einmal entſtanden, ſo bleibt 
nach der vorgedachten Entſch. des RG. (RG. 107, 123) dieſes Recht 
weiter maßgebend, es ſei denn, daß der mutmaßliche Wille 
beider Vertragsteile dahin geht, ſich dem am Erfüllungsorte neu 
eingeführten (polniſchen Aufwertungs⸗) Rechte zu unterwerfen. 
Ein ſolcher gemeinſamer Wille beſteht hier nicht, da der Gläu⸗ 
biger die Aufwertung ſeines Rechts ja ausdrücklich nach deutſchem 
Recht verlangt. 

Nach alledem iſt hier die perſönliche Forderung nach deut⸗ 
ſchem Rechte aufzuwerten, auch wenn nur der Glaubiger Deutſcher 
iſt und er allein ſeinen Wohnſitz in Deutſchland hat. Ich ſtimme 
demnach alſo der Entſch. des Beſchwerdegerichts zu. In gleichem 
Sinne hat übrigens auch das KG. entidjieden in einem Falle, in 
dem es ſich ebenfalls um die Aufwertung einer Hypotheken⸗ 
forderung im abgetretenen Gebiete (Danzig) handelt (Beſchl. 
v. 2. Dez. 1926, 9 Aw 840/26: Rſpr. i. AufwSachen 1927, 64). 

ObReggt. F. Henrychowski, Charlottenburg. 


1) JW. 1924, 1357. 
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Offenburg. 

3. 88 597, 331 3PO.; § 54 HGB.; Art. 4 WO. Ergibt 
ſich im Wechſelprozeß, doß der Wechſel nicht durch den 
eingetragenen Geſchäftsführer der klagenden GmbH. ge⸗ 
zeichnet iſt, fo iſt die Klage als in der gewählten Prozeß- 
art unſtatthaft abzuweiſen. 

(28. Offenburg, K. f. HS., Urteil v. 29. Sept. 1925, HH 381/25.) 
Mitgeteilt v. RA. Dr. Edgar Rombach, Offenburg. 


Breslau. B. Arbeitsgerichte. 


1. Prüfung der Frage der Bedürftigkeit für die 
Berechtigung zum Empfang von Invalidenkohle. 


Nach dem TarVertr. für das niederſchleſiſche Steinkohlenrevier 
ſtände dem Kl. Invalidenkohle nur zu, wenn er bedürftig wäre. 
Zu Unrecht hat der Vorderrichter die Bedürftigkeitsfrage unter 
Berückſichtigung der allgemeinen Lohnverhältniſſe im Waldenburger 
Revier geprüft. Die Höhe der bewilligten Löhne kann keinen 
ſicheren Vergleichsmaßſtab für die Frage bieten, ob jemand be⸗ 
dürftig iſt oder nicht. Es iſt durchaus denkbar, daß beſtimmte Pers 
ſonen in gewiſſen Gebieten die dort allgemeinen üblichen Lohn⸗ 
füge erhalten und dennoch als bedürftig angeſehen werden müſſen, 
weil ſie trotz ihres Lohnes nicht die Mittel zu ihrem notwendigen 
Lebensunterhalt haben. Insbeſondere ſind die Löhne dann keine 
ſichere Bewertungsgrundlage, wenn es ſich, wie im vorl. Falle, 
um ein ſog. Notſtandsgebiet handelt. Die Frage der Bedürftigkeit 
muß vielmehr im Einklang mit der in öffentlich-rechtlichen und 
privatrechtlichen Beſtimmungen erfolgten Regelung (vgl. z. B. 87 
ErwerbslFürſVoO. und $ 1602 809 dahin unterſucht werden, ob 
die in Frage kommende Perſon mit ihrem Einkommen ſich den 
notwendigen Lebensunterhalt verſchaffen kann. 

(LArbG. Breslau, Urt. v. 8. Nov. 1927, 15a 8 20/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Franz Apt, Breslau. 
* 
Hamburg. 


2. Die Berufungsfriſt des 8 66 ArbGG. gilt wie der 
Zuſammenhang des § 66 mit 5 64 ArbG ergibt, nur für 
Urteile der Arbeitsgerichte in engerem Sinne des Wortes, 
die das ArbGG. ſcharf von den bisherigen Gewerbe- und 
Kauſmannsgerichten unterſcheidet. 

Eine Übergangsvorſchrift bez. der Berufungsfriſt gegen Urteile 
der bisherigen Gewerbe- und Kaufmannsgerichte iſt nicht erlaſſen 
worden, daher iſt anzunehmen, daß bez. der Urteile der Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichte nach wie vor diejenige Berufungsfriſt gilt, mit 
der dieſe Urteile, wie man es ausgedrückt hat, „gewiſſermaßen ge⸗ 
boren find‘ Das aber iſt die einmonatige Berufungsfriſt des Ge⸗ 
werbe⸗ bzw. Kaufmanns. bzw. der ZPO., ebenſo Volkmar: 
JW. 1927, 1623, der ſich mit Recht gegen Baum: JW. 1927, 
1508 wendet und mit dem bez. des vorl. Falles auch Franke: 
JW. 1927, 1622 unter c a. E. übereinſtimmt. 


(LArbcG. Hamburg, Urt. v. 9. Aug. 1927, LA BI 4/27.) 
* 
Mannheim. 
3. Kündigung eines langjährig beſchäftigten Ar⸗ 
beiters. Die Befugniſſe des Arbeiterrates. Streitwert 
der Klage aus $ 87 Betr. 


Der Schneider L. iſt bei der bekl. Firma bereits 19 Jahre als 
Schneider beſchäftigt. L. hat eine Arbeit derart mangelhaft aus⸗ 
geführt, daß die bekl. Firma dadurch einen ſehr guten Kunden 
verloren hat. Gegen die daraufhin erfolgte Kündigung hat L. beim 
Arbeiterrat Einſpruch erhoben, der die Kündigung nicht anerkannte. 
Der Betriebsrat der bekl. Firma erhob für L. Klage beim Arb. 
Durch Urt. des ArbO. v. 7. Sept. 1927 wurde die Kündigung 
nicht anerkannt und die bekl. Firma verurteilt, den Schneider 
weiter zu beſchäftigen und für den Fall der Weigerung an L. eine 
Entſchädigung in Höhe von 600 % zu zahlen ſowie die Koſten 
zu tragen. Gegen dieſes Urt. hat die bekl. Firma Berufung ein⸗ 
gelegt; das LArbG. hat die Berufung koſtenfällig zurückgewieſen. 

Im Betrieb der bekl. Firma haben lediglich die Arbeiter 
emen Arbeiterrat gewählt, ein Angeſtelltenrat beſteht nicht. Der 
Arbeiterrat hat jedoch die Rechte des Betriebsrates bzw. Gruppen⸗ 
rates zu vertreten, wenn ſich eine andere Arbeitnehmergruppe (An⸗ 
geſtellten) der Wahlbeteiligung enthalten und keinen Angeſtellten⸗ 
rat gewählt hat. Dadurch verlieren lediglich die Angeſtellten ihr 
Organ und ſomit auch ihren Kündigungsſchutz, nicht dagegen auch 
die Arbeiter, für die der Arbeiterrat in dieſen Fällen gleichzeitig 
die Funktion des Betriebsrates i. S. der 88 84 ff. BetraG. ausübt. 

Der Arbeiterrat iſt ſonach zur Klagehebung legitimiert. Die 
Kündigung wegen ſchlechter Arbeitslieferung ſtellt eine unbillige 
Härte dar, wenn ein langjähriger, bisher guter Arbeiter einmal 
ſchlechte Arbeit liefert, es ſei denn, daß nachgewieſen wird, daß er 
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vorher ſchon wegen mangelhafter Arbeitsleiſtung verwarnt worden 
war. Die Entſchädigung gem. § 87 Betrgich. kann in voller Höhe 
ſelbſt dann zugebilligt werden, wenn der Entlaſſene ſofort ander⸗ 
weit Arbeit erhielt und keinerlei Lohnausfall erlitt. Eine lang⸗ 
jährige Beſchäftigung rechtfertigt ohne weiteres eine höhere Ent⸗ 
ſchädigung. Der Streitwert bei Klagen aus $ 86 und $ 87 Betr. 
it regelmäßig die ziffernmäßig gem. $ 87 Betrgich. verlangte Ent⸗ 
ſchädigung, auch wenn daneben wahlweiſe der Anſpruch auf Weiter⸗ 
beſchäftigung geltend gemacht wird. Iſt dagegen kein ziffernmäßig 
beſtimmter Betrag verlangt, dann ift die gem. § 87 Betrfid. zu⸗ 
läſſige Höchſtentſchädigung als Streitwert anzunehmen. 
(LurbGG. Mannheim, Urt. v. 19. Ott. 1927, ABR 17/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Fetſch, Mannheim. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reſchsfinanzrat Dr. Boeth fe» 

Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München, 

Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


1. 5 5 Art. 1 2. Steuer NotVO.; $ 138 RA bg O. Was 
die Geſellſchofter einer GmbH. bei deren Auflöſung aus 
deren Vermögen erhalten, bildet für die Geſellſchafter 
nicht Einkommen aus Gewerbebetrieb, auch wenn es Ver- 
mögenszugang der Gmb. war. 

Am 31 Dez. 1923 ſchloß der Beſchwerdeführer, ein Metzger⸗ 
meifter, mit einem andern Metzgermeiſter einen notariellen Vertrag 
ab, durch den ſich beide, die bis dahin das Fleiſchergewerbe als 
Einzelkaufleute betrieben hatten, zu einer G. m. b. H. verbanden. 
In das Handelsregiſter wurde die Firma nicht eingetragen. 

Auf Grund dieſes Abkommens zahlte der bisherige andere Ge⸗ 
ſellſchafter dem Beſchwerdeführer i. J. 1924 unter Anrechnung 
der von dieſem eingebrachten und ihm zurückgegebenen Sachwerte 
nach und nach 26 700 . Über den Neſtbetrag von 1 300 AN 
entſtanden Meinungsverſchiedenheiten, die erſt ſpäter erledigt wurden. 

Das FA. hat nun — und zwar getrennt von den Einkom⸗ 
menſteuervorauszahlungen des Beſchwerdeführers für ſein Ein⸗ 
men aus Metzgerei — durch beſonderen Feſtſetzungsbeſcheid v. 
22. Dez. 1924 von ihm weitere Vorauszahlungen auf die Ein⸗ 
Rommenſteuer 1924 eingefordert, indem es von den 26 700 N die 
Einlage in Höhe von 13 994,30 K abſetzte und den Reſtbetrag 
von 12 705,70 RAN gemäß Art. I 87 der II. Steuer Rot BO. in 
Verb. mit § 11 Ziff. 3 des Eink StGB. 1920 für vorauszahlungs⸗ 
pflichtig erklärte. Es ſetzte für den im II. Vierteljahre 1924 er⸗ 
haltenen Teilbetrag von 3 705,70 AM eine Vorauszahlung von 
501,10 AN und für den im III. Vierteljahre 1924 erhaltenen Teil⸗ 
betrag von 9000 RN eine Vorauszahlung von 2061,10 % feſt. 

Die hiergegen vom Steuerpflichtigen eingelegte Beſchwerde 
wurde durch das Landes A. als unbegründet zurückgewieſen und 
gleichzeitig die Beſchwerdeentſcheidung für endgültig erklärt. 

In der weiteren Beſchwerde wiederholt der Beſchwerdeführer 
ſeine früheren Anträge, die darin gipfeln, ihn von den Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlungen für den 05 bei der Auseinanderſetzung zu⸗ 
gefloſſenen Betrag völlig zu befreien, oder aber, falls dies nicht 
angängig erſcheine, die Vorauszahlungen nach anderen Geſichts⸗ 
punkten niedriger zu bemeſſen. 

Die weitere Beſchwerde an den NFH. iſt im vorliegendem 
Falle nicht zuläſſig. 

Für Rechtsmittel, die vor Inkrafttreten des Steuerüberlei⸗ 
tungs. noch nicht rechtskräftig entſchieden worden ſind, gelten 
nach 8 7 dieſes Gef. die bisherigen Vorſchriften. Maßgebend iſt 
danach der Art. 1 837 der II. Steuer NotBO., der die weitere 
Beſchwerde an den RFH. nur zuläßt, ſofern es ſich um Voraus⸗ 
zahlungen nach Ark. I 8 4, d. i. für Einkommen aus der Landwirr⸗ 
ſchaft — der hier von vornherein ausſcheidet — oder 8 5, d. i. für 
Einkommen aus Gewerbebetrieb, handelt. Auch Einkommen aus 
Gewerbebetrieb ſtellen die fraglichen 12 705,70 RM nicht dar, fo 
daß auch ein Fall des § 5 hier nicht vorliegt. 

Wenn auch die G. m. b. H., deren Gründung der Beſchwerde⸗ 
führer und fein Teilhaber im Auge hatten, mangels Eintragung in 
das Handelsreg. nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes 
nicht entſtanden iſt, jo muß fie doch, wie der R5H. ſchon früher 
(Entſch. Bd. 12, 326; vgl. auch Steuer u. Wirtſchaft, Jahrg. 1924 
Nr. 545) ausgeführt hat, ſteuerrechtlich ſchon von dem Augenblick 
an als entſtanden behandelt werden, in dem der ihre grundſätz⸗ 
lichen Rechtsbeziehungen regelnde Vertrag abgeſchloſſen wurde und 
auf Grund dieſes Vertrages die geſchäftliche Betätigung dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft begonnen hat. Von dieſem Zeitpunkt an war die Ge⸗ 
ſellſchaft eine nach 81 Körperſchaftsſteuer c. ſteuerrechtlich rechts⸗ 
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fähige Erwerbsgeſellſchaft und damit Steuerſubjekt. Für den Fall, 
daß eine ſolche Erwerbsgeſellſchaft aufgelöſt wird und das zur 
Verteilung kommende Vermögen das Grund⸗ oder Stammkapital 
oder die Summe der Einlagen überſteigt, iſt durch 8 14 Körper⸗ 
ſchaftsſteuer. 1920/1922 für die Geſellſchaft eine beſondere Liqui⸗ 
dationsſteuer eingeführt worden. Bei dieſer handelt es ſich, von 
dem letzten Betriebsergebnis abgeſehen, nicht, wie ſonſt bei der 
Einkommensbeſteuerung, um die Erfaſſung der im Veranlagungs⸗ 
zeitraume zugefloſſenen Einkünfte, d. h. um die Beſteuerung der 
in dieſem Zeitraum erfolgten Reinvermögenszugänge, ſondern 
um die nachträgliche Beſteuerung von Vermögen, das aus in 
früheren Veranlagungszeiträumen zugefloſſenen Einkünften ange⸗ 
ſammelt, damals aber nicht verſteuert iſt (ogl. Entſch. RF H. Bd. 10, 
25, 26 u. Evers, Komm. z. Körperſchaftsſteuerch. S. 347). Ob 
im vorliegenden Falle der 8 14 des Körperſchaftsſteuer h. auf die 
G. m. b. H. Anwendung zu finden hätte, kann hier dahingeſtellt 
bleiben; jedenfalls iſt daraus zu entnehmen, wie der Geſetzgeber 
den ſogenannten Liquidationserlös ſteuerrechtlich aufgefaßt wiſſen 
will. Um einen ſolchen handelt es ſich hier. Der Umſtand, daß 
das Geſellſchaftsvermögen nicht anderweitig verwertet, ſondern zwi⸗ 
ſchen den beiden Teilhabern in einer beſtimmt vereinbarten Art und 
Weiſe aufgeteilt wird, iſt belanglos. Es muß angenommen wer⸗ 
den, daß der dem Beſchwerdeführer über ſeine Einlage hinaus aus⸗ 
geſchüttete Betrag dem Grunde nach aus dem Geſellſchaftsvermögen 
ſtammt, und zwar auch dann, wenn ein Teilhaber zu deſſen 
Auszahlung ein Darlehen aufgenommen haben ſollte. Ferner iſt, 
da es ſich um eine Auseinanderſetzung zwiſchen zwei im übrigen 
nicht näher verbundenen Kaufleuten handelt, bei den in Handels⸗ 
kreiſen üblichen Gepflogenheiten anzunehmen, daß auch der Teil⸗ 
haber in dem von ihm übernommenen Geſellſchaftsvermögen einen 
der Ausſchüttung an den Beſchwerdeführer entſprechenden Gegen⸗ 
wert erhalten hat. 12 

Es iſt alſo dem Beſchwerdeführer mit den 26 700 RM lediglich 
ſein Anteil an dem Reinvermögen der aufgelöſten Geſellſchaft 
ausbezahlt worden. Soweit dieſer Betrag die Einlage überſteigt, 
iſt er als die Zuweiſung eines Teiles der Vermögenszugänge 
dieſer Geſellſchaft aufzufaſſen, deren anteilmäßige Herausgabe der 
Beſchwerdeführer auf Grund ſeiner kapitaliſtiſchen Beteiligung be⸗ 
anſpruchen konnte. Das Reichseinkommenſteuerh. 1920, deſſen 
allgemeine Vorſchriften auch für das Gebiet der Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlungen Geltung haben, ſchließt den Vermögens⸗ 
zugang nicht grundſätzlich vom Einkommensbegriff aus. Eines Ein⸗ 
gehens aber darauf, inwiefern ſich die Verteilung von Vermögen 
einer in Liquidation getretenen Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung an die Teilhaber, ſoweit ſie Gewinn für dieſe bedeutet, für 
die Geſellſchafter Einkommen darſtellt, bedarf es in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange nicht, da hier der Rechtszuſtand entſcheidet, daß es 
ſich bei der Verteilung der in dem Reinvermögen einer aufge⸗ 
löſten G. m. b. H. enthaltenen Vermögenszugänge an die Teil⸗ 
haber für dieſe Geſellſchafter, die von der G. m. b. H. ſelbſt 
und damit von dem Inhaber des Gewerbebetriebs durchaus zu 
unterſcheiden ſind, jedenfalls nicht um Einkommen aus Ge⸗ 
werbe betrieb handelt, jo daß die Vorausſetzung des Art. 1 85 
der II. Steuer Not O. hier nicht gegeben it. 


(RZO., I. Sen., Urt. v. 5. März 1926, I B 87/25.) 
* 


2. Art. II 8 3 Ziff. 5 II. Steuer NotVO.; 8 142 RA bg O. 
Soweit für Aktien Steuerkurswerte feſtgeſetzt ſind, muß 
von den Steuerkurſen ausgegangen werden, ohne Rückſicht 
darauf, ob die danach in die Vermögensaufſtellung einzu⸗ 
ſetzenden Werte den gemeinen Wert der Aktien ergeben 
oder nicht. 

Der Beſchwerdeführer will ſeinen Beſitz an Aktien zweier Ge⸗ 
ſellſchaften für die Vermögenſteuer 1924 nur mit 60% des Steuer⸗ 
kurswertes dieſer Aktien bewerten laſſen. Er hat dieſe Wertpapiere 
1921 von ſeinem Vater gekauft, der ſich dabei das Stimmrecht aus 
den Aktien für die nächſten zehn Jahre vorbehalten, ein Ver⸗ 
äußerungsverbot für die gleiche Zeit ausbedungen und die Mäntel 
in ſeinen Beſitz zurückbehalten hat. Beide Vorinſtanzen haben 
die Aktien mit dem vollen Steuerkurswert angeſetzt. Das Finanz⸗ 
gericht hat eine geringere Bewertung der Aktien für auf Grund 
des 5 138 Abſ. 2 RAbgd. unzuläſſig erklärt, da die Abmachung 
zwiſchen dem Beſchwerdeführer und ſeinem Vater lediglich nach 
dieſer Vorſchrift nicht zu beachtende perſönliche Verhaltniſſe be⸗ 
träfe. 
Die Rechtsbeſchwerde beſtreitet, daß hier in der Perſon des 
Steuerpflichtigen liegende Verfügungsbeſchränkungen 1. ©. des § 188 
Abſ. 2 AbgO. gegeben ſeien. Es könne nicht die Meinung des Ge⸗ 
ſetzes fein, den objektiv vorhandenen Wert des Vermögens zu be⸗ 
ſteuern und gleichzeitig einen Beſitz, der infolge der beim Erwerbe 
vorbehaltenen Beſchränkung einen objektiv geringeren Wert habe, 
als ohne dieſe Beſchränkung, mit dem vollen Werte des freien 
Eigentums zu beſteuern. Wenn der Beſchwerdeführer Wertpapiere 
zu einem minderen Preiſe gekauft habe, weil der Verkäufer ſich 
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das Stimmrecht für zehn Jahre vorbehalten und damit die Aktien 
für zehn Jahre unverkäuflich gemacht habe, die Aktien mithin mit 
ſchweren Mängeln behaftet ſeien, ſo habe der Beſchwerdeführer 
gegen die Zahlung des minderen, aber angemeſſenen Kaufpreiſes 
lediglich eine Umlegung ſeines Vermögens vorgenommen, aber 
ſicherlich ſein Vermögen, „den objektiv vorhandenen Wert“ ſeines 
Vermögens, nicht plötzlich um Hunderttauſende erhöht. Hätte 
der Verkäufer die Aktien nicht ohne Stimmrecht verkauft, ſondern 
ſich den Dividendenbezug für die nächſten zehn Jahre vorbehalten 
und infolgedeſſen für die Aktien nur den Preis von 10—15 0 des 
Kurswerts verlangt, ſo wäre der Steuerpflichtige ebenfalls Eigen⸗ 
tümer der Papiere geworden. Der § 138 Abſ. 2 RAbgD. könne 
ſolchenfalls den Steuerpflichtigen nicht verpflichten wollen, den 
vollen Kurswert für dieſe Aktien zu verſteuern. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt unbegründet. Nach Art. II 83 
Ziff. 5 der II. Steuer RotVO. find Wertpapiere mit dem Steuer⸗ 
Rurswert oder mit dem Verkaufswert am 31. März 1923 zu be⸗ 
werten. Aus dem Wortlaut der Beſtimmung folgt, daß der Ver⸗ 
kaufsmwert nicht wahlweiſe, ſondern nur dann maßgebend ift, wenn 
die Steuerkurswertfeſtſetzung fehlt. Dieſe vom RFH. in ſtändiger 
Praxis feſtgehaltene Auslegung dieſer Vorſchrift will auch der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht angreifen. Er meint aber, daß die durch die 
Bedingungen des Kaufvertrags herbeigeführte Beſchränkung ſeines 
Rechtes an den Aktien einen wertmindernden Umſtand darſtelle, der 
ungeachtet der Vorſchriften der II. SteuerRotVO. nach allgemeinen 
Grundſätzen durch Zulaſſung eines Abſchlags Berückſichtigung fin⸗ 
den muſſe. Sein Angriff richtet ſich dagegen, daß die Vorentſchei⸗ 
dung dieſen Abſchlag auf Grund des $ 138 Abſ. 2 AbgO. verſagt 
habe. Der Angriff geht indeſſen fehl, ohne daß es einer Stellung⸗ 
nahme zu der von der Rechtsbeſchwerde bekämpften Auslegung des 
5138 Abſ. 2 AbgD. durch die Vorentſcheidung bedürfte. Denn 
ſoweit für Aktien Steuerkurswerte feſtgeſetzt ſind, wie das hier un⸗ 
ftreitig der Fall iſt, muß nach Art. II 83 Ziff. 5 der II. Steuer⸗ 
NotVO. in Verbindung mit 8142 AbgD. von den Steuerkurſen 
ausgegangen werden, ohne Rückſicht darauf, ob die danach in die 
Vermögensaufſtellung einzuſetzenden Werte den gemeinen Wert der 
Aktien ergeben oder nicht. Wie der erk. Sen. in R. 18, 173 ent⸗ 
ſchieden hat, kommt es in den Fällen des Art. II 8 3 Ziff. 5 der II. Steuer⸗ 
NotVO., in denen Steuerkurswerte gem. 8 142 RAbgdO. feſtgeſetzt 
worden ſind, gegenüber dieſen allein entſcheidenden Werten auf 
irgendwelche andere Werte, insbeſ. auf einen von ihnen etwa ab⸗ 
weichenden gemeinen Wert einzelner Gruppen von Aktien nicht 
an. Wie in dem dort entſchiedenen Falle machen auch hier die 
allein maßgebenden Steuerkurſe einen Unterſchied zwiſchen — 
bezüglich des Stimmrechts und der Veräußerlichkeit — vertraglich 
gebundenen und im freien Verkehre befindlichen Aktien nicht, ſo 
daß es auch hier nicht darauf ankommt, ob dieſe Bindung der 
Aktien, die vom Beſchwerdeführer als Grund für ihren Min⸗ 
derwert geltend gemacht wird, in der Tat eine ſolche Wertminderung 
zur Folge hat. 

RFH, I. Sen., Urt. v. 7. Mai 1926, I A 7/26.) 
E 


3. 811 Nr. 4 KörpStG. 1925; 88 37, 83 EintSt®. 1925. 
Soweit Kapitalerträge innerhalb einer ſonſtigen ſelb⸗ 
ſtändigen Berufstätigkeit anfallen, gelten ſie regelmäßig 
als Einkünfte aus dieſer Tätigkeit und nicht als Ein⸗ 
künfte aus Kapitalvermögen. Sie bleiben daher gemäß 
§ 11 Nr. 4 KörpStG. bei Ermittlung des Einkommens 
außer Anſatz. Die Befreiungsvorſchrift findet jedoch keine 
Anwendung auf die img 3 Abſ. 2 Nr. 7—9 EintSt®. bezeich⸗ 
neten Kapitalerträge; mit dieſen iſt die Genoſſenſchaft 
nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 Körp StG. beſchränkt ſteuerpflichtig. 
Ebenſo bleibt die Vornahme des Steuerabzuges von den 
im $ 83 EinkStG. aufgeführten Kapitalerträgen une 
berührt. }) 

Die BeſchwF. iſt eine Kreditgenoſſenſchaft, deren Geſchäftsbetrieb 
ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, und die einem Reviſions⸗ 
verband angehört. Auf Grund eines ſchriftlichen Vertrags mit der 


Zu 3. Zum Verſtändnis deſſen, wieſo Einkünfte einer Kredit⸗ 
genoſſenſchaft „Einkünfte aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit“ — 
ein Gebiet, das im allgemeinen den natürlichen Perſonen, und unter 
dieſen vorzugsweiſe den freien Berufen vorbehalten iſt — ſein ſollen, 
muß auf das Urt. v. 30. Nov. 1926 (RF. 20, 130) zurückverwieſen 
werden. Dort iſt ausgeführt, daß auf den Kreis der Mitglieder be⸗ 
ſchränkte Geſchäftsbetriebe einer einem Reviſionsverband angeſchloſſe⸗ 
nen Genoſſenſchaft einen Gewerbebetrieb nicht darſtellen, die Einkünfte 
einer ſolchen Genoſſenſchaft vielmehr ſolche aus „ſonſtiger ſelbſtändiger 
Berufstätigkeit“ ſind. Dieſe Auslegung klingt im erſten Augenblick 
gezwungen, da man nicht gewohnt iſt, bei juriſtiſchen Perſonen von 
einem „Beruf“ zu ſprechen. Sie iſt aber wohl zutreffend. 

Im vorl. Falle handelte es ſich nun darum, ob die von der 
Genoſſenſchaft vereinnahmten Zinſen zu den Einkünften aus ſonſtiger, 
ſelbſtändiger Berufstätigkeit (ſteuerfreil) oder zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen (ſteuerpflichtig!) gehören. Und hier ſchließt der 
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Girokaſſe ſtellt dieſe die von der BeſchwF. bewilligten Kredite den 
Kreditnehmern unter Haftung der BeſchwF. zur Verfügung. Als 
Deckung werden das Kapital, die Rücklagen und die ſonſtigen Mittel 
der Kreditgenoſſenſchaft bei der Girokaſſe eingezahlt und bis auf wei⸗ 
teres mit dem Reichsbankdiskont verzinſt. Streitig iſt, ob dieſe Zinſen 
unter die im § 11 Nr. 4 KörpStG. 1925 aufgeführten Einkünfte fallen 
und daher bei Ermittlung des Einkommens der BeſchwF. für die 
Veranlagung zur Körperſchaftſteuer 1925 außer Anſatz zu bleiben 
haben. Die Vorbehörden haben dies verneint, da es ſich um Ein⸗ 
künfte aus Kapitalvermögen (8 66 Abſ. 1 Nr. 5 Eink&t®. 1925) 
handle, auf die ſich die Steuerbefreiung des 8 11 Nr. 4 KörpStG. 
nicht erſtrecke. Demgegenüber macht die Rechtsbeſchwerde geltend, daß 
die Zinſen als Einnahmen aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit 
(86 Abſ. 1 Nr. 3 EinkSt®.) anzuſehen ſeien. Die Beſchwe. ſei eine 
ſog. Haftungsgenoſſenſchaft, deren Zweck darin beſtehe, durch die ein⸗ 
gezahlten Geſchäftsguthaben, die angeſammelten Reſervefonds ſowie 
die hinter den gezeichneten Anteilen ſtehende Haftung ihrer Mitglieder 
die Unterlagen dafür zu ſchaffen, daß durch ihre Bürgſchaftsübernahme 
den einzelnen Mitgliedern Kredite eingeräumt würden. Im 8 6 des 
Vertrags mit der Girokaſſe habe ſich die Beſchw§. auf die Aus⸗ 
führung von Kreditgeſchäften für ihre Mitglieder beſchränkt und auf 
eine ſonſtige Geſchäftstätigkeit verzichtet. Die Übernahme der Bürg⸗ 
ſchaft, die die weſentlichſte Betriebshandlung der Kredithank darſtelle, 
werde aber erſt dadurch ermöglicht, daß die Guthaben und Reſerve⸗ 
fonds bei der Girokaſſe nach den Beſtimmungen des Vertrags hinter⸗ 
legt ſeien. Die bei der Girokaſſe angelegten Guthaben ſeien deshalb 
nicht Kapitalvermögen, ſondern Betriebsvermögen der Genoſſenſchaft, 
ihre Anlage ſei eine reine Betriebsmaßnahme. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. Da die BeſchwF. unſtreitig 
zu den im 8 4 Abſ. 2b Körp&t®. bezeichneten Genoſſenſchaften ge⸗ 
hört, jo hängt die Entſch. lediglich davon ab, ob die Zinſen aus den 
bei der Girokaſſe angelegten Guthaben Einkünfte aus Kapitalvermögen 
(8 6 Abſ. 1 Nr. 5 EinkSt®.) oder ſolche aus ſonſtiger ſelbſtändiger 
Berufstätigkeit i. S. des § 6 Abſ. 1 Nr. 3 EinkStGG. (RF . 20, 130) 
bilden. Dieſe bleiben nach 8 11 Nr. 4 KörpStG. bei Ermittlung des 
Einkommens außer Anſatz, jene dagegen nicht. Was zu den Ein⸗ 
künften aus Kapitalvermögen gehört, beſtimmt 837 Eink StG. Wenn 
nun auch die Zinſen aus den Guthaben der Beſchwỹ. bei der Giro⸗ 
kaſſe an ſich unter 837 Abſ. 1 Nr. 4 Eink St. (Zinſen aus Kapital- 
forderungen jeder Art) fallen, ſo folgt daraus doch noch nicht, daß 
ſie unter allen Umſtänden Einkünfte aus Kapitalvermögen ſein müſſen. 
Nach 837 Abſ. 3 EinkSt&. gelten Kapitalerträge der in Abſ. 1 u. 2 
bezeichneten Art, ſoweit ſie in einem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen 
oder gewerblichen Betrieb anfallen, als Einkünfte aus dem Betriebe 
der Land⸗ und Forſtwirtſchaft oder aus Gewerbebetrieb, alſo nicht 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen. Für Kapitalerträge, die innere 
halb einer ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit anfallen, iſt — im 
Gegenſatze zu 838 (Abſ. 4) — für die dort bezeichneten Einkünfte Ent⸗ 
ſprechendes allerdings nicht vorgeſehen. Indeſſen beſtehen keine Be⸗ 
denken, die — aus dem alten EinkSt®. v. 29. März 1920 (8 8 Abi. 3) 
übernommene — Vorſchrift des 8 37 Abſ. 3 in dieſem Sinne er⸗ 
weiternd auszulegen. Ihre Bedeutung liegt im weſentlichen auf dem 
Gebiete der beſchränkten Steuerpflicht; ſie ſtellt klar, daß Kapital⸗ 
erträge, ſoweit ſie in einem die beſchränkte Steuerpflicht begründen⸗ 
den land⸗ und forſtwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb anfallen, 
auch wenn fie nicht zu dem im 83 Abſ. 2 Nr. 6—9 EinkStG. Auf⸗ 
geführten gehören, zum inländiſchen Einkommen gem. 8 3 Abſ. 2 
Nr. 1, 2 EinkStG. zu rechnen find und daher mit dieſem der be⸗ 
ſchränkten Steuerpflicht unterliegen. Es iſt nun nicht einzuſehen, 
warum nicht das gleiche für ſolche Kapitalerträge gelten ſoll, die 
innerhalb einer im Inland ausgeübten ſonſtigen ſelbſtändigen Berufs⸗ 
tätigkeit (8 3 Abſ. 2 Nr. 4 EinkStÖ.) erzielt werden. Eine gleich⸗ 
artige Behandlung der Kapitalerträge, die in einem land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb einerſeits und in einer 
ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit andererſeits anfallen, erſcheint 
um ſo mehr angebracht, als bei ſämtlichen drei Einkommensarten des 
86 Abſ. 1 Nr. 1, 2, 3 die Gewinnberechnung nach gleichen Grundſäßzen 
geregelt iſt (87 Abſ. 2 Nr. 1 EinkSt®.; ogl. auch 8 26 Abſ. 1 
RBewG., wo der weſentlichſte Zweig der ſelbſtändigen Berufstätig⸗ 


RFH. in außerordentlich klarer, den Zweck und Sinn des Geſetzes 
über deſſen Buchſtaben hinaus erforſchender Argumentation, daß 
Zinſen, die innerhalb einer ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit 
anfallen, als Einkünfte aus dieſer Tätigkeit ebenſo anzuſehen ſind, 
wie dies durch ausdrückliche Vorſchrift hinſichtlich der in einem ge⸗ 
werblichen oder landwirtſchaftlichen Betrieb anfallenden Zinſen be⸗ 
ſtimmt iſt. Die Gedankengänge und Schlußfolgerungen des Urt. ſind 
in dieſer Beziehung unanfechtbar, ebenſo aber auch hinſichtlich der 
weiteren Feſtſtellung, daß Kapitalbeträge, die dem Steuerabzug unter⸗ 
liegen (Dividenden, Anleihezinfen, Erträge ſtiller Beteiligungen), auch 
dann abzugspflichtig ſind, wenn ſie in einer ſonſtigen ſelbſtändigen 
Berufstätigkeit anfallen. Auch hier führt das Urt. die zweifellos im 
Willen des Geſetzgebers gelegene, wenn auch nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochene Gleichſtellung mit gewerblichen und landwirtſchaftlichen 
Betrieben durch. 
AN. Prof. Dr. Rheinſtrom, Münden. 
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keit, die freien Berufe, hinſichtlich der Bewertung des Betriebs⸗ 
vermögens den Gewerbebetrieben gleichgeſtellt ſind). Ferner iſt nicht 
erſichtlich, warum für Kapitalerträge, die innerhalb einer ſelb⸗ 
ſtändigen Berufstätigkeit eingenommen werden, etwas anderes gelten 
ſoll, als für die im 8 38 EinkSt®. bezeichneten Einkünfte, die nach 
der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 38 Abſ. 4, ſoweit fie zu den 
Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit gehören, dieſen 
Einkünften zuzurechnen find, Die Vorſchriften des 837 
Abſ. 3 und des 838 Ab ſ. 4 Ein k StG. find nur eine 
zelne, nicht erſchöpfend geregelte Anwendungsfälle 
des im 86 Abſ. 2 EinkSt G. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes, daß ſich die Zurechnung der Einkünfte zu den 
einzelnen Einkommensarten nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung beſtimmt. Der Verkehrsauffaffung entſpricht es, 
im allgemeinen Kapitalerträge, die in einer ſelbſtändigen Berufstätig⸗ 
keit anfallen (z. B. Zinſen von geſtundeten Anwaltsgebühren u. dgl.), 
in die aus dieſer Tätigkeit erzielten Einkünfte einzurechnen. Aller⸗ 
dings entſcheidet die Verkehrsauffaſſung nur inſoweit, als nicht die 
88 26—45 EinkStG. eine andere Regelung treffen; eine ſolche kann 
jedoch darin, daß im 8 37 Abſ. 3 EinkStch. die ſonſtige ſelbſtändige 
Berufstätigkeit unerwähnt geblieben iſt, aus den angeführten Gründen 
nicht gefunden werden. Endlich iſt dieſe Auslegung auch gerade mit 
Rückſicht auf die Befreiungsvorſchrift des 8 11 Nr. 4 KörpStch. ger 
boten; denn es wäre widerſinnig und nicht gerechtfertigt, bei den im 
8 4 Abſ. 2a—c KörpStG. bezeichneten Steuerpflichtigen die in einem 
gewerblichen Betrieb anfallenden Kapitalerträge außer Anſatz zu 
laſſen, aber diejenigen Kapitalerträge, die im eigentlichen Geſchäfts⸗ 
betriebe der Genoſſenſchaften, alſo einer ſonſtigen ſelbſtändigen Berufs⸗ 
tätigkeit, erzielt werden, zur Steuer heranzuziehen. 

Demgemäß haben die hier ſtreitigen Zinseinnahmen der Beſchwß. 
aus dem Guthaben bei der Girokaſſe ſteuerfrei zu bleiben, ſofern fie 
in ihrem Geſchäftsbetrieb angefallen ſind und daher zu den Ein⸗ 
künften aus ſonſtiger ſelbſtäudiger Berufstätigkeit gehören. Das iſt 
der Fall. Nach 8 9 des Vertrags iſt die BeſchwF. verpflichtet, ihr 
Kapital ſowie ihre Rücklagen und ſonſtigen Betriebsmittel bei der 
Girokaſſe einzuzahlen; die einbezahlten Beträge dienen als Deckung 
für die von der Girokaſſe den Mitgliedern der Beſchw F. gewährten 
Kredite. Ohne dieſe Einzahlungen würde alſo die BeſchwF. ihren 
ſatzungsgemäßen Zweck, die Kreditgewährung, nicht erfüllen können. 
Die bei der Girokaſſe unterhaltenen Guthaben bilden ſomit Betriebs⸗ 
mittel der BeſchwF., die daraus fließenden Zinſen fallen in ihrem 
Geſchäftsbetrieb an und gehören deshalb in gleicher Weiſe zu den 
Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit, wie die Zinſen 
von Darlehen, falls die BeſchwF. ſolche aus eigenen Mitteln ge⸗ 
währen würde. 

Anders würde es ſich nur bei den im 83 Abſ. 2 Nr. 7—9 
EinkStG. bezeichneten Kapitalerträgen verhalten. Mit dieſen wäre 
die Beſchw. nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 2 KörpStG. trotz ihrer gleichzeitig 
beſtehenden unbeſchränkten Steuerpflicht (Evers, KörpStch., 2. Aufl., 
93 Anm. 2 S. 241/42, Anm. 12 S. 244) beſchränkt ſteuerpflichtig. 
Inſoweit würde dann die Befreiungsvorſchrift des 8 11 Nr. 4 Körp⸗ 
Stch., die nur für unbeſchränkt Steuerpflichtige gilt, keine Anwendung 
finden. Um derartige Kapitalerträge handelt es ſich hier aber nicht. 
Ebenſo würde die Vornahme des Steuerabzugs von den im 8 83 
Abſ. 1 EinkSt®. bezeichneten Kapitalerträgen, auch ſoweit fie in 
einer ſelbſtändigen Berufstätigkeit anfallen, unberührt bleiben (vgl. 
8 83 Abſ. 3 EinkStb.). 

(Re H., L Sen., Urt. v. 5. Juli 1927, TA 212/27.) 
* 


4. Bewertung eines zu Bürozwecken vermieteten 
Hausgrundſtücks als zu gewerblichen Zwecken beſtimmten 
bei der Vermögenſteuer 1924. 

Streitig ift die Bewertung eines Hausgrundſtücks. Das Fincher. 
hat in Übereinſtimmung mit den Vorbehörden das Grundſtück als 
Mietgeſchäftsgrundſtück behandelt und unter Anwendung 
des 8 25 VermStDurchfBeſt. den Abſchlag von dem Wehrbeitrags⸗ 
wert auf 40% bemeſſen. Der Beſchwerdeführer verlangt die Bewilli⸗ 
gung eines Abſchlags von 70%. Er führt aus: Das Gebäude ſei ur⸗ 
ſprünglich als Wohnhaus errichtet worden und dazu beſtimmt, Wohn⸗ 


Zu 4. Die Entſch. iſt zwar zur VermSt. 1924 ergangen, 
gilt aber in der Hauptſache auch für die neue VermSt. 

1. Die Wertermittlung für die VermSt. 1924 hinſichtlich der 
Grundſtücke findet nach den Verm&tDurhißeit. in rein ſchematiſcher 
Weiſe ſtatt, indem vom Wehrbeitragswert ausgegangen wird und von 
demſelben je nach dem Charakter der Grundſtücke als Mietwohn⸗ 
grundstücke, Geſchäftsgrundſtüche uſw. beſtimmte Abſchläge gemacht 
werden. Dieſes ſchematiſche Verfahren kann natürlich im einzelnen 
Fall zu unrichtigen Ergebniſſen führen; es würde aber mit dem⸗ 
ſelben in Widerſpruch ſtehen, wenn in ſolchen Fällen auf den niedri⸗ 
geren gemeinen Wert des Grundſtücks zurückgegangen werden 
Könnte oder mit Rückſicht hierauf der höhere Abſchlag einer anderen 
Grundſtücksart verlangt werden könnte. 

2. Die Verm St DurchfBeſt. unterſcheiden zwiſchen Wohngebäuden 
und gewerblichen Zwecken dienenden Gebäuden. Bürozwecke ſind 
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zwecken zu dienen. Die vorübergehende Benutzung zu einer anderen 
als der urſprünglichen Zweckbeſtimmung ſei nicht geeignet, eine ab⸗ 
weichende Beurteilung zu rechtfertigen. Lage und Art des Hauſes 
könnten keine Zweifel darüber aufkommen laſſen, daß es ſich um 
ein Mietwohngrundſtück i. S. des 8 24 VermStdDurchfBeſt. 
handle. Schließlich weiſt die Rechtsbeſchwerde darauf hin, daß der ſich 
bei einem Abſchlag von 40% für das Grundſtück ergebende Wert 
weit über dem Verkaufswert v. 31. Dez. 1923 läge. Eine Beſteuerung 
nach einem derartig überſetzten Werte ſtehe in offenem Widerſpruche 
zu Recht und Billigkeit. 

Der zuletzt erhobene Einwand beruht auf der Auffaſſung, daß 
die Bewertung eines Hausgrundſtücks, die den ihm am 31. Dez. 1923 
zukommenden gemeinen Wert überſchreitet, unzuläſſig ſei. Dieſe 
Auffaſſung iſt, wie der erk. Sen. in der Entſch. RF. 17, 265 aus⸗ 
geführt hat, rechtsirrig. Die 88 23—25 VermSt urchfBeſt., die die 
Bemeſſung der Abſchläge in bewußter Abweichung von dem indi⸗ 
viduellen Werte in rein ſchematiſcher Weiſe regeln, ſind durch die im 
8 3 Abſ. 1 Nr. 7 Art. II der II. Steuer NotsO. erteilte Ermächtigung 
gedeckt, die nichts darüber beſagt, wie hoch die zu beſtimmenden Ab⸗ 
ſchlage fein ſollen, und welches beſtimmte Ergebnis durch ſie erreicht 
werden ſolle. An dieſe in rechtsgültiger Weiſe erlaſſenen Vorſchriften 
ſind die Rechtsmittelbehörden gebunden. Für ihre Anwendung ſind 
die dort vorgeſehenen Unterſcheidungsmerkmale maßgebend, und die 
Zubilligung des Abſchlags für Mietwohngrundſtücke kann nicht, wie 
es ſeitens der Beſchwerdeführers geſchieht, um deswillen verlangt 
werden, weil bei ſeiner Anwendung der gemeine Wert des Grund⸗ 
ſtücks zutreffender zum Ausdruck käme, als es bei den niedrigeren 
Abſchlägen für Mietgeſchäftsgrundſtücke der Fall wäre. 

Die angef. Entſch. iſt auch inſoweit nicht zu beanſtanden, als 
ſie die Vermietung eines Teiles der Räume an einen wirtſchaftlichen 
Verband, deſſen Zweck nicht auf eigene Gewinnerzielung, ſondern 
auf die Wahrnehmung der Intereſſen ſeiner Mitglieder gerichtet iſt, 
zu Bürozwecken als gewerbliche Verwendung angeſehen hat. 
Von einem gewerblichen Unternehmen im Rechtsſinn kann daher 
allerdings keine Rede ſein. Andererſeits kann bei der Art der Ver⸗ 
wendung auch nicht davon geſprochen werden, daß die Mieterin 
Wohnzwecke verfolgt. Es handelt ſich alſo um einen Grenzfall, der 
bei wörtlicher Auslegung weder unter $ 24 noch unter 3 25 Verm&t- 
Durchf Beſt. paßt. Der erk. Sen. hat nun in ſtand. Rſpr. den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß aus der Gegenüberſtellung von Wohngebäuden 
und fremdgewerblichen Zwecken dienenden Gebäuden gefolgert werden 
müſſe, daß mit der erſten Gebäudegattung wohl in erſter Linie der 
Gegenſatz zu den Gebäuden betont werden ſollte, die gewerblichen 
Zwecken dienen, und daß danach im allgemeinen Grundſtücke, die 
letzteren Zwecken nicht gewidmet ſind, als Wohngrundſtücke gewertet 
werden müßten. Ehe man jedoch nach dieſem Grundſatz verfährt, muß 
klargeſtellt werden, was unter gewerblichen Zwecken i. S. 
8 25 VermStDurchfBeſt. zu verſtehen iſt. Dies kann nur nach dem 
Sinne des Geſetzes beantwortet werden. Wenn für gewerbliche Räume 
ein erheblich geringerer Abzug zugeſtanden worden iſt als für Woh⸗ 
nungen, ſo war dafür nicht der bauliche Zuſtand und die Abnutzung 
maßgebend, die ſich gerade bei Geſchäftshäuſern im allgemeinen 
raſcher vollzieht als bei Mietwohnhauſern. Der Grund iſt vielmehr 
der, daß für gewerblich genutzte Räume erfahrungsgemäß höhere 
Mieten gezahlt zu werden pflegen als für Wohnräume. Dieſer Grund 
trifft aber nicht nur dann zu, wenn der Mieter gewerblicher Unter⸗ 
nehmer im Rechtsſinn iſt, ſondern regelmäßig ſchon dann, wenn die 
Raume überhaupt als Büros Verwendung finden. 

Dagegen unterliegt die angef. Entſch. inſoweit rechtlichen Be⸗ 
denken, als fie ohne weiteres die tatſächliche r e 
art am Vermögensſteuerſtichtage hat entſcheiden laſſen. Mit Recht 
rügt die Rechtsbeſchwerde, daß dieſe dann nicht maßgebend ſein 
dürfe, wenn ſie nur vorübergehender Natur ſei. Eine bloß vorüber⸗ 
gehende Benutzung zu anderen Zwecken, als denjenigen, denen das 
Grundſtück ſeiner Beſtimmung nach dienen ſoll, iſt nach der Entſch. 
des Sen. in RF. 19, 44 dann anzunehmen, wenn die anderweitige 
Benutzung unabhängig vom oder gar gegen den Willen des Eigen⸗ 
tümers ſtattfindet. Dies hat der Beſchwerdeführer hinſichtlich des 
2. Stockwerks im Veranlagungsverfahren ausdrücklich geltend ge⸗ 
macht. Er hat ausgeführt, daß die Wohnung im 2. Stockwerk nach 


zweifellos nicht Wohnzwecke; alfo erübrigt nur, ſie als gewerbliche 
Zwecke anzufehen (88 25, 26 VermSt DurchfBeſt. 1925 ſprechen neben 
den Wohnzwecken auch von „ſonſtigen, nicht gewerblichen Zwecken“; 
hierunter werden aber Bürozwecke nicht fallen). 

3. Für die Frage, welchen Zwecken ein Gebäude dient, iſt nicht 
ohne weiteres die tatſächliche Benutzungsart am VermStStichtag 
maßgebend, nämlich dann nicht, wenn ſie nur vorübergehender 
Natur iſt. Letztere Vorausſetzung Trifft nach der Eutſch. dann zu, 
wenn die anderweitige Benutzung unabhängig vom Willen des Eigen⸗ 
tümers oder gar gegen deſſen Willen ſtattfindet (m. E. aber kann 
auch in dieſen Fällen die anderweite Benutzung eine nicht bloß vor⸗ 
übergehende ſein). 

4. Dagegen iſt die ſteuerliche Behandlung der verſchiedenen 
Zwecken dienenden Gebäude einerſeits für die VermSt. 1924, an⸗ 
dererſeits für die neue VermSt. eine verſchiedene. Für die VermSt. 
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dem kurz zuvor erfolgten Ableben der Mieterin vom Wohn A. mit 
Beſchlag belegt und mit Ausnahme von drei Zimmern, die zwei 
Damen als Wohnung zugewieſen wurden, v. 1. Jan. 1924 ab dem 
wirtſchaftlichen Verbande, der bisher nur Mieter des 1. Stockwerks 
war, überlaſſen worden ſei. Dieſem Einwand mußte nachgegangen 
werden. Stellt er ſich als zutreffend heraus, ſo war jedenfalls für 
das 2. Stockwerk kein Raum für die Annahme, daß es ſich um eine 
die urſprüngliche Zweckbeſtimmung ändernde Verwendung handle. 
Der Umſtand, daß die Räume bis zum 31. Dez. 1923 zu Wohn⸗ 
zwecken vermietet waren, konnte andererſeits allein nicht ausreichen, 
um ſie als Wohnräume anzusprechen, da es auf die am Stichtag 
herrſchenden Verhältniſſe ankommt und dieſe auch nach den Angaben 
des Beſchwerdeführers mit Sicherheit darauf ſchließen ließen, daß 
demnächſt eine anderweitige Benutzung ſtattfinden würde. 

Da die Vorentſch. ohne weiteres die tatſächliche Verwendungsart 
am VermStstichtage hat genügen laſſen, jo war fie wegen Rechts⸗ 
irrtums aufzuheben. Die nicht ſpruchreife Sache geht an die Vor⸗ 
inſtanz zurück, damit dieſe nunmehr unter Beachtung der in der 
Entſch. RF. 19, 44 entwickelten Grundſätze auch hinſichtlich der an⸗ 
deren gewerblich genutzten Räume (Erdgeſchoß, 1. Stockwerk) prüft, 
ob es ſich etwa nur um eine vorübergehende anderweitige Beuutzung 
handelt. Ergibt ſich auf Grund dieſer Unterſuchung, daß das Grund⸗ 
ſtück am 31. Dez. 1923 zu einem Teile dauernd fremdgewerblichen 
Zwecken i. S. 8 25 VermStDurchfBeſt. zu dienen beſtimmt war, 
jo wird unter Anwendung des 8 28 VermStddurchfBeſt. zunächſt feſt⸗ 
zuſtellen ſein, ob einer der beiden in Betracht kommenden Zwecke ſo 
überwog, daß der andere nicht oder nicht mehr weſentlich ins Gewicht 
fiel. Für die Beurteilung dieſer Frage find nach 8 28 Abſ 2 ins⸗ 
beſondere die auf die einzelnen Räumlichkeiten entfallenden Miet⸗ 
er träge zu berückſichtigen. Sind die verſchiedenen Zwecke, denen das 
Grundſtück gewidmet iſt, untereinander von erheblicher Bedeutung, 
ſo muß der Wehrbeitragswert des Grundſtücks im Verhältnis der 
Größe der verſchieden genutzten Räume zerlegt (RF. 
18, 179) und von den ſich danach ergebenden Teilen der maßgebende 
Abſchlag vorgenommen werden. 

(Ac H., I. Sen., Urt. v. 4. März 1927, TA 206/26.) 
1 


5. 88 23, 5 Abſ. 2 KapVerk StG. Stille Beteili- 
gungen an einer Kommanditgeſellſchaft unterliegen auch 
dann nur der Steuer aus 8 23 KapVerkStG., wenn zu den 
perſönlich haftenden Geſellſchaftern eine Kapitalgejell- 
ſchaft gehört. f) 

Die beſchwerdeführende KommGeſ. beſteht aus der D.⸗AltG. 
als perſönlich haftender Geſellſchafterin und der K.⸗Aktcö, als Kom⸗ 
manditiſtin. Ihr iſt durch Vertrag v. 12. Okt. 1926 die M.-AktO. 
als ſtille Geſellſchafterin mit einer Einlage von 12000 %, wovon 
zunächſt 4000 % eingezahlt wurden, beigetreten. 

Fin A. und Fincher. erachten auf Grund der 88 5, 64, 11 eine 
Steuer von 4% der vorläufigen Einzahlung für begründet, wäh⸗ 
rend die hierfür herangezogene KommGeſ. auf Grund des 8 23 nur 
50% 0 der Einlage entrichten will, da fie keine Kapital®ef. ſei. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Zunächſt iſt zu bemerken, daß vom Standpunkt des Fin A. nicht 
die Kommcgeſ., ſondern deren perſönlich haftende Geſellſchafterin 


1924 kommt es zunächſt darauf an, ob einer der in Betracht kom⸗ 
menden Zwecke ſo überwiegt, daß der andere nicht oder nicht mehr 
weſentlich ins Gewicht fällt; alsdann richtet ſich der Abſchlag nach 
dem überwiegenden Zweck. Für die Frage des Überwiegens ſind 
insbeſ. die auf die einzelnen Räume fallenden Mietbeträge maß⸗ 
gebend. Sind dagegen die verſchiedenen Zwecke von erheblicher Be⸗ 
deutung, ſo muß der Wehrbeitragswert im Verhältnis der Größe der 
verſchieden genutzten Räume zerlegt und von den ſich danach ergeben⸗ 
den Beträgen der maßgebende Abſchlag vorgenommen werden. 

Anders nach § 29 VermSt urchfBeſt. 1925. Nach dieſem findet 
eine geſonderte Bewertung ſtatt ohne Rückſicht darauf, ob ein Zweck 
überwiegt oder nicht, und zwar wird der Wehrbeitragswert nament⸗ 
lich nach den aus den einzelnen Räumen erzielbaren Mieterträgen zer⸗ 
legt. M. E. war die alte Regelung, die bei überwiegenden Zwecken 
einheitliche Bewertung vorſah, einfacher und praltiſcher. 

RA. Dr. Haus Berolzheimer, München. 


Zu 5. Die urſprüngliche, in der Folge gemilderte, Überfpan- 
nung der Steuerſätze für die GmbH. hat zur Geſetzesumgehung durch 
die gekünſtelte, ungeſunde Geſellſchaftsbildung der GmbH. und Co. 
geführt. Um dieſe zu bekämpfen (Entw. S. 28), hat 8 5 Abſ. 2 Kap⸗ 
BerhStG. beſtimmt, daß, wenn eine Kapitalgeſellſchaft perſönlich 
haftende Geſellſchafterin einer Kommsgeſ. iſt, dann die Anteile der 
Kommanditiſten als Anteile der Kapitalgeſellſchaft angeſehen wer⸗ 
den. In dieſer Beſtimmung hat ein unklarer Gedanke eine unklare 
Faſſung gefunden. Die Bekämpfung der GmbH. und Co. als einer 
Einzelerſcheinung wäre beſſer der Rſpr. überlaſſen worden, die den 
gegebenen und wirkſamen Weg auch durch die Anwendung des 8 5 
RAbgoO. alsbald gefunden (RJ H. 10, 65 IW. 1922, 1545). Trotz⸗ 
dem iſt die Beſtimmung des 8 5 Abſ. 2 KapBerkStG. nicht aufge⸗ 
hoben worden. Sie bildet einen Fremdkörper im Geſetze, der den 
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zur Steuer hätte herangezogen werden müſſen, weil nach 8 5 
KapVerk StG. die Kommanditanteile als Anteile an der perſönlich 
haftenden Kapitalgeſellſchaft angeſehen werden (II A 654/26 vom 
3. Mai 1927, RH. 21, 150). 

Die Steuerforderung aus 8 6 iſt aber überhaupt nicht haltbar. 
Allerdings teilen die Erläuterungsbücher von Keßler (Anm. ? zu 
85, Anm. 5 zu § 23) und Wein bach (Anm. 7 zu 8 5, Anm. 7 zu 
8 23) den Standpunkt der Vorinſtanzen, während gleiches in dem 
vom BG. ebenfalls angeführten Grläuterungsbuhe Veiel nicht 
zu finden iſt. Eine Begründung gibt nur Keßler, und dieſe ſtützt 
ſich weniger auf das Geſetz als auf die Erwagung, daß ſonſt die 
mit 8 5 beabſichtigte Verhütung von Umgehungen nur unvollkommen 
erreicht würde. Das iſt ein geſetzgeberiſches Motiv, könnte auch 
von Bedeutung ſein für Unterſuchungen über die Anwendbarkeit des 
85 NUbgD., wofür indes hier alle Unterlagen fehlen, erſetzt aber 
nicht die Feſtſtellung des poſitiven Geſetzesinhalts. Dieſe führt zu 
folgendem Ergebnis: 

KommsGeſ. gehören nicht zu den Kapitalgeſellſchaften i. S. des 
KapVerleStG., ſondern zu den anderen Erwerbsgeſellſchaften. Ledig⸗ 
lich für die Anteile der Kommanditiſten an Kommej., zu deren perſoͤn⸗ 
lich haftenden Geſellſchaftern eine Kapitalgeſellſchaft gehört, wird im 
8 5 Abſ. 2 eine Fiktion aufgeſtellt. Dieſe Fiktion geht aber nicht 
dahin, daß eine ſolche Geſellſchaft als Kapitalgeſellſchaft angeſehen 
wird, ſondern nur dahin, daß die Kommanditanteile als Anteile an 
der persönlich haftenden Kapitalgeſellſchaft gelten. Mit Unrecht glaubt 
die Vorentſch. etwas Gegenteiliges aus dem Urteil des erk. Sen. 
v. 28. Dez. 1926 — II A 503/26 — entnehmen zu können. Dieſes 
geht vielmehr von dem gleichen Geſichtspunkt aus: es zieht die 
Folgerungen aus der Fiktion nur inſoweit, als das Verhältnis 
zwiſchen Kommanditeinlage und perſönlich haftender Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft zu beurteilen iſt. Noch entſchiedener iſt dieſer Geſichtspunkt in 
RStBl. 127 betont. Es iſt dort die Folgerung gezogen, daß wohl 
die Einlagen der Kommanditiſten oder deren Erſatz (§ Be), nicht aber 
die Einlagen der perſönlich haftenden Geſellſchaften als Einlage in 
die Kapitalgeſellſchaft zu verſteuern ſind, und es iſt in dieſem Sinne 
in Übereinſtimmung mit Keßler und Weinbach dem Verſuch des 
damaligen BR., die Rommel. ſelbſt zur Kapitalgeſellſchaft zu er⸗ 
klären, entgegengetreten. Daraus folgt aber auch, daß die weitere 
Schlußfolgerung von Keßler, weil im 8 5 Abſ. 2 die KommcGeſ. 
ignoriert werde, müſſe allgemein bei ſolchen Geſellſchaften die per⸗ 
ſönlich haftende Kapitalgeſellſchaft als ſteuerlicher Repräſentant an⸗ 
geſehen werden, nicht der Auffaſſung des Senats entſpricht. Das 
würde in letzter Linie wieder darauf hinauslaufen, die nur im Ver⸗ 
hältnis zu den Kommanditiſten aufgeſtellte Fiktion zu einer allge⸗ 
meinen, die Rechtsnatur der Rommel. regelnden, zu machen. Weil 
der Senat dies ablehnt, hat er auch die BörſumſStppflicht bei Über- 
tragung derartiger Kommanditanteile verneint (NH. 19, 208). 

Daraus ergibt ſich: der ſtille Geſellſchafter, der ſich an einer 
dem 8 5 Abf. 2 unterliegenden Kommcheſ. beteiligt, iſt nicht Inhaber 
einer Forderung gegen eine Kapitalgeſellſchaft. Man kann zu einem 
anderen Ergebnis auch nicht etwa mit Hilfe des 8 23 Abſ. 4 ge⸗ 
langen, Dieſe Vorſchrift beſitzt überhaupt keine jelbitändige Bedeu⸗ 
tung, ſondern iſt, wie ihre Entſtehungsgeſchichte ergibt, nur ein⸗ 
gefügt, um klarzuſtellen, daß in denjenigen Fallen, in denen eine 


ſyſtematiſchen Aufbau ſtört und von der Rſpr. die Löſung von ſchwie⸗ 
rigen Problemen fordert, deren Stellung nicht die Aufgabe des Ge⸗ 
ſetzgebers iſt. Auf der einen Seite muß die Beſtimmung ange⸗ 
wendet werden, auch wenn eine Umgehungsabſicht nicht vorliegt, 
insbeſ. auch bei nachträglichem Eintritt einer Kapitalgeſellſchaft als 
perſönlich haftende Geſellſchafterin in eine KommGel. (NEN. 21, 
150). Auf der anderen Seite kann die unfruchtbare Fiktion, doß die 
Anteile der Kommanditiſten als Anteile der perſönlich haftenden 
Kapitalgeſellſchaft gelten, nicht über ihren Wortlaut hinaus aus⸗ 
gedehnt werden, weil dies zu Kolliſionen mit anderen Beſtimmungen 
des Geſetzes führen würde. Die Kommanditanteile unterliegen deshalb 
nicht der BörſUmfsſt. (RF. 19, 208). Der Beſteuerung nach 8 5 
Abf. 2 KapVerkStG. unterliegen nur die Einlagen der Kommandi⸗ 
tiſten, nicht die der perſönlich haftenden Geſellſchaften (RSt Bl. 27, 
127). Nunmehr lehnt der Rc. mit tiefgründiger, ſcharfſinniger Bes 
gründung die — im Hinblick auf den Zweck des Gej. an ſich nahe⸗ 
gelegene — Folge ab, die Beſtimmung des 85 Abſ. 2 auch auf die 
ſtille Beteiligung anzuwenden. Die ausdehnende Auslegung würde dazu 
führen, daß die ſtille Beteiligung im Falle des 95 Abſ. 2 — ebenjo wie die 
kommanditiſtiſche — mit 4% und nicht mit 5% beſteuert wird. Die 
weitere Auswirkung dieſer Auslegung wäre aber — im Widerſpruch 
mit 823 —, daß die ſtille Beteiligung an einer Erwerbsgeſellſchaft, 
die nicht Kapitalgeſellſchaft iſt und zu deren perſönlich haftenden 
Geſellſchaftern eine Kapitalgeſellſchaft nicht gehört, überhaupt ſteuer⸗ 
frei iſt. Wenn der NH, um ein ſolches Ergebnis zu vermeiden, 
die Auslegung nach dem ſtrengen Wortlaut vorzieht, folgt er nur 
der alten Digeſtenregel, wonach Ausnahmerecht — quod contra 
tenorem rationis propter aliquam utilitatem auctoritate con- 
stituentium introductum est — enge auszulegen iſt (jo auch RG. 
111. 188 JW. 1925, 2112). 
IR. Dünkelsbühler, München. 
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Beſteuerung aus Abſchn. A erfolgt, eine ſolche aus Abſchn. B entfällt. 
Will man ihre Tragweite richtig erfaſſen, ſo kann das deshalb 
nur durch eine Prüfung dahin geſchehen, ob eine Steuer aus 
Abſchn. A begründet werden kann. Zu einer Steuerpflicht aus 8 5 
Abf. 2 könnte man nur dadurch gelangen, daß man entgegen dem 
Wortlaut den 823 Abſ. 4 auch dann für einſchlagend anſähe, wenn 
eine Kapitalgeſellſchaft nicht Inhaber, ſondern nur Mitinhaber oder 
Geſellſchafter des Handelsgewerbes iſt, und § 5 Abſchn. 2 mit Rück⸗ 
ſicht auf feine Zweckbeſtimmung und im Hinblick auf feinen Abſ. 1 
zu c erweiternd dahin auslegte, daß den Anteilen der Kommandi⸗ 
tiſten die Einlagen der ſtillen Geſellſchafter gleichzuſtellen wären. 
In der Tat würde in Fällen der vorl. Art. dadurch wohl ein den 
Abſichten des Geſetzgebers entſprechendes Ergebnis erreicht werden 
können. Eine derartige Auslegung des § 23 Abſ. 4 würde aber auch 
zu der Folge führen, daß die ſtille Beteiligung der Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften, die nicht Kapitalgeſellſchaften ſind, aber zu deren Geſell⸗ 
ſchaftern eine Kapitalgeſellſchaft gehört, von der Steuer aus 85 
Abſ. 2 nicht herangezogen werden könnte, wenn es ſich nicht um 
eine KommcGeſ. handelt. Insbeſ. würde die ſtille Beteiligung bei 
einer derart beſchaffenen DSG. gänzlich ſteuerfrei fein. Eine Aus⸗ 
legung des Geſetzes, die zu ſolchem Ergebnis führt, hält der Senat 
nicht für vertretbar. 

Ebenſowenig kann er der von Keßler und Weinbach ver⸗ 
tretenen Auffaſſung beitreten, wonach die Beteiligung an der Ge⸗ 
ſellſchaft in mehrere Beteiligungen an den Anteilen der einzelnen 
Geſellſchafter zerlegt wird; denn dieſe Anſchauung wird dem Um⸗ 
ſtand nicht gerecht, daß ſowohl die OHG. wie die KommöGeſ. han⸗ 
dels⸗ und ſteuerrechtlich ſelbſtändige Rechtsträger ſind (88 124, 161 
HGB.; 8 16 KapVerkStck.), und daß über dieſe anerkannte Selb⸗ 
ſtändigkeit nicht, ohne in Widerſpruch mit dem Geſetze zu geraten, 
hinweggegangen werden kann. 

Allen dieſen zum Teil auch von Weinbach anerkannten Un⸗ 
ſtimmigkeiten kann man nur begegnen, wenn man das Geſetz ledig⸗ 
lich nach ſeinem Wortlaut auslegt und ſich auf die Prüfung be⸗ 
ſchränkt, ob die Geſellſchaft, an der die ſtille Beteiligung erfolgt, 
eine ſolche nach Abſchn. A oder nach Abſchn. B iſt. 

(Ri., II. Sen., Urt. v. 5. Aug. 1927, II A 372/27.) 
* 


* 6. 83 Satz 2 GrErwStG.; 8 95 Abſ. 1 RAbg O. 

a) Erwirbt ein Mitglied einer Familie i. S. 83 Satz 2 
GrErwStG. den letzten Geſchäftsanteil einer OmbH., fo 
daß ſämtliche Anteile in den Händen der Familie ver⸗ 
einigt ſind, ſo haften für die Steuer alle Mitglieder der 
Familie als Geſamtſchuldner. 

b) Werden ſämtliche Anteile in der Hand mehrerer 
Familienmitglieder vereinigt, ſo kann die Steuer nicht 
deshalb auf einen entſprechenden Bruchteil des Grund⸗ 
ſtückswerts beſchränkt werden, weil die Anteile, die ſchon 
vor dem Erwerbe des letzten in den Händen der Familie 
geweſen ſind, durch Erbfall erworben waren. Der Um⸗ 
ſtand, daß Steuerfreiheit eintritt, wenn der letzte Anteil 
ererbt ift, ändert hieran nichts. ) 

Die H.⸗Fabrik GmbH., zu deren Vermögen ein Fabrikgrund⸗ 
ſtück gehört, war mit einem Stammkapital von 450 000 % aus⸗ 
geſtattet. Zwei Drittel der Geſchäftsanteile ſtanden den drei Be⸗ 
ſchwerdeſührern zur geſamten Hand zu, da unter ihnen nach dem 
Tode des Ehemannes und Vaters T. eine fortgeſetzte Gütergemein⸗ 


Zu 6. Die obige Entſch. enthält im weſentlichen 2 Grundſätze: 
Einmal wird die Haftung der ſämtlichen Angehörigen der Familie 
als Geſamtſchuldner für die Steuer aus 8 3 feſtgeſtellt, auch wenn 
nur ein Angehöriger der Familie die letzten Geſchäftsanteile für 
eigene Rechnung erwirbt; ferner wird die Anwendung des 8 8 im 
Falle dee Vereinigung ſämtlicher Geſchäftsanteile einer Grundſtücks⸗ 
geſellſchaft davon abhängig gemacht, ob der Erwerb des letzten An⸗ 
teils unter 8 8 fällt oder nicht. Auf den Erwerbsgrund hinſichtlich 
der früher erworbenen Anteile ſoll es nicht ankommen. 

Der erſte Rechtsgrundſatz dürfte Billigung finden. Nach 8 3 
gelten die Angehörigen i. S. dieſer Vorſchrift als eine Perſon. 
Gerade hieraus folgt ihre Verpflichtung zur Zahlung der GrErwst. 
Dem entſpricht es, daß für dieſe Steuer auch alle Angehörigen der 
„Familie“ haften, und zwar gem. § 95 RAbgd. als Geſamtſchuldner. 

Dagegen kann dem zweiten Rechtsgrundſatze nicht beigetreten 
werden. RF. gibt ſelbſt zu, daß Ungereimtheiten ſich dabei nicht 
vermeiden laſſen. Es iſt hiernach möglich, daß ein Erwerber, der 
950% der Geſchäftsanteile ererbt hat und die letzten 50% kauft, die 
volle Steuer bezahlen muß, während umgekehrt ein Erwerber, der 
die erſten 95% gekauft hat und die letzten 5% erbt oder geſchenkt 
erhält, vollkommen ſteuerfrei iſt. Auf dieſe Weiſe könnte ſogar ver⸗ 
ſucht werden, durch entſprechende Rechtsgeſtaltung Steuern zu ſparen, 
wenngleich in vielen Fällen 8 5 Abg. durchgreifen würde. 

Es kann jedoch nicht zugegeben werden, daß die Faſſung des 
Geſ. zu einer jo wenig befriedigenden Auslegung nötigt. Nach der 
Rſpr. des Rh. und nach anerkannter Rechtslehre beſtimmt 8 3 
neben § 6 die Beſteuerung des Übergangs des wirtſchaftlichen 
Eigentums. Der Erwerb der Geſamtheit aller Anteile einer 
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ſchaft entſtanden war. Dieſe Gütergemeinſchaft wurde ſpäter auf⸗ 
gehoben. Ein Drittel des Stammhapitals ſtand dem Kaufmann K. 
zu. Dieſer trat ſeinen Geſchäftsanteil von 150 000 % an Wilhelm T. 
ab, ſo daß nunmehr ſämtliche Geſchäftsanteile in der Perſon der 
Witwe und ihrer beiden Söhne vereinigt waren. 

Die Steuerſtelle nahm an, daß durch den bezeichneten Rechts⸗ 
vorgang die Vorausſetzungen des 83 GrErwStG. erfüllt ſeien, und zog 
die drei Beſchwerdeführer zur Steuer in Höhe von 46 400 % heran. 

Die Steuerſtelle hat unter Billigung des Finanzgerichts nicht 
nur den an dem ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäft unmittelbar betei⸗ 
ligten Wilhelm T. herangezogen, ſondern auch ſeine Familienangehö⸗ 
rigen, die gleichfalls Geſchäftsanteile beſitzen. Das iſt zutreffend, be⸗ 
darf aber beſonderer Begründung. Nach § 20 Abſ. 1 Satz 1 GrErw⸗ 
StG. find der Erwerber und Veräußerer geſamtſchuldneriſch zur Ent⸗ 
richtung der Steuer verpflichtet. Dieſe Vorſchrift iſt auf den Regel⸗ 
fall abgeſtellt, daß das Eigentum an einem Grundſtück übergeht, 
muß aber entſprechend auch auf alle anderen ſteuerpflichtigen Fälle 
angewendet werden. In den Fällen des $ 3 bedeutet das, daß der 
Erwerber und der Veräußerer des Geſchäſtsanteils haften. Erwerver 
war hier bürgerlich-rechtlich nur Wilhelm T. Im letzten Satze des 
8 3 heißt es aber: „Ehegatten ſowie Eltern und Kinder gelten i. S. 
dicſer Vorſchrift als eine Perſon.“ Das bedeutet, daß es fo angeſehen 
werden ſoll, als hätten alle Familienmitglieder bei Erwerbung des 
Geſchäftsanteils gemeinſchaftlich gehandelt. Man könnte dem Satze 
vielleicht auch die Bedeutung beilegen, daß das Vorhandenſein meh⸗ 
rerer Familienglieder als Inhaber von Geſchäftsanteilen nur die 
Steuerpflicht auslöſt, und zwar in der Perſon deſſen, der als letzter 
Erwerber eines Anteils anzuſehen iſt. In dieſem Falle würde nur 
der letzte Erwerber haften, nicht aber die Familienglieder, die ſchon 
vor ihm Anteilseigner waren. Dazu nötigt indeſſen der Wortlaut 
nicht, und der Sinn der Vorſchrift ſteht dieſer Auffaſſung entgegen. 
Denn der 8 3 iſt von dem Gedanken beherricht, daß der letzte Er⸗ 
werber das ſog. wirtſchaftliche Eigentum des Grundſtücks in ſeiner 
Perſon vereinige. Wenn im letzten Satze Ehegatten ſowie Eltern 
und Kinder als eine Einheit hingeſtellt werden, ſo hatte der Geſetz⸗ 
geber dabei i. S., daß ſie gemeinſchaftlich als nunmehrige Inhaber 
des wirtſchaftlichen Eigentums am ganzen Grundſtück anzuſehen 
ſeien. Von dieſem Gefichtspunkt rechtfertigt es ſich, alle gemeinſchaft⸗ 
lich als Erwerber heranzuziehen, und zwar als Geſamtſchuldner gem. 
§ 95 Abſ. 1 RAbgo. 

Daß alle drei Beſchwerdeführer am 30. Sept. 1924 Anteils⸗ 
eigner waren, iſt nach Lage der Sache anzunehmen. Fraglich kann 
nur ſein, welchen Einfluß auf die Steuerpflicht der Umſtand hat, 
daß die Beſchwerdeführer 7 des Stammkapitals ſchon als Teil⸗ 
nehmer an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft innehatten, als Wil⸗ 
helm T. den letzten Geſchäftsanteil hinzuerwarb. In der Rechts⸗ 
beſchwerde iſt zur Erwägung geſtellt, ob nicht volle Straffreiheit ein⸗ 
zutreten habe, wenn auch nur beantragt iſt, die Steuer nach einem 
Drittel des Grundſtückswertes zu bemeſſen. Der Sen. iſt der Anſicht, 
daß volle Steuerpflicht begründet iſt. - 

Die Beſchwerdeführer erlangen Befreiung (88 Abſ. 1 Nr. 1), 
weil die vor dem Erwerbe des letzten Anteils in den Händen der 
Familienmitglieder geweſenen Geſchäftsanteile durch Erbgang er⸗ 
worben worden ſeien. Dieſer Rechtsauffaſſung kann nicht beigetreten 
werden: 83 iſt feinem tiefſten Weſen nach eine Vorſchrift zur Ver⸗ 
hütung oder Unſchädlichmachung von Steuerumgehungen. Er will in 
erſter Linie die Fälle treffen, in denen durch Geſellſchaftserrichtung 


Grundſtücke beſitzenden Geſellſchaft wird aus dem Geſichtspunkte 
beſteuert, daß der Erwerber der Anteile hierdurch das wirtſchaftliche 
Eigentum an den Grundſtücken erwirbt. Der Erwerb des letzten noch 
fehlenden Anteils iſt alſo nur Anlaß, nicht aber Rechtsgrund der 
Beſteuerung. Auch in den Fällen des $ 6 kann es vorkommen, daß 
durch eine zeitlich getrennte Reihe von Rechtsgeſchäften die eigen» 
tumsähnliche wirtſchaftliche Verfügungsmacht erlangt wird. Auch 
in dieſem Falle entſteht der Steueranſpruch erſt mit Abſchluß des 
letzten Rechtsgeſchäfts; Steuergrund iſt aber das Zuſammen⸗ 
treffen der ſämllichen Rechtsgeſchäfte, die in ihrer Geſamtheit dem 
Berechtigten die eigentumsähnliche Stellung verſchaffen. Auch bei 
Erwerb des juriſtiſchen Eigentums trifft in der Regel eine Mehrheit 
von Rechtsvorgängen zuſammen, nämlich Auflaſſung und Eintragung 
im Grundbuch. Steuerpflicht entfteht nach 5 4 mit der Eintragung 
im Grundbuch, jedoch nur wenn eine rechtsgültige Auflaſſung vor⸗ 
liegt. In allen dieſen Fällen darf der Anlaß zur Steuererhebung 
nicht mit ihrem Grunde verwechſelt werden. Für die Frage, ob 
Steuerfreiheit gem. 8 8 gegeben ilt, kommt es aber nicht auf den 
Anlaß, ſondern auf den Grund der Steuerpflicht an. Hat z. B. jemand 
den Nießbrauch an einem Grundſtück gegen Entgelt erworben, ſo 
entſteht hierdurch noch nicht die Steuerpflicht gem. 8 6. Erwirbt er 
fpäter durch einen weiteren Vertrag unentgeltlich weitergehende Rechte, 
3. B. Auflaſſungsvollmacht für eigene Rechnung, jo wird er ſich nicht 
auf 8 8 Nr. 1 berufen können, da er die eigentumsähnliche Stellung 
als ſolche nicht unentgeltlich erworben hat. Ebeuſo muß es bei dem 
nach und nach erfolgenden Erwerb ſämtlicher Geſchäftsanteile einer 
Grundſtücksgeſellſchaft gehalten werden. Grund der Steuerpflicht iſt 
nicht der Erwerb des letzten Anteils, ſondern die Vereinigung ſämt⸗ 
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Grundftücke wirtſchaftlich in die Form von Geſellſchaftsanteilen ge⸗ 
kleidet werden, deren Veräußerung an ſich nicht unter die Steuer⸗ 
pflicht fällt. Nebenbei mag dem Geſetzgeber auch vorgeſchwebt haben, 
daß bei Veräußerung von Anteilen an Geſellſchaften mit Grund⸗ 
beſitz wirtſchaftlich entſprechende Grundſtücksanteile veräußert wer⸗ 
den. Der Gedanke des Geſetzgebers wäre am beſten dadurch ver⸗ 
wirklicht worden, daß man den übergang jedes Geſellſchaftsanteils 
unter entſprechenden Vorausſetzungen der Steuerpflicht unterwarf, 
und fo iſt es auch im RZuwstG. von 1911 (83) geſchehen. Das 
GrErwStG. hat dieſen Weg nicht für gangbar gehalten und die 
Steuerpflicht nur für die Fälle eingeführt, daß eine einzige Perſon 
alle Anteile in ſich vereinigt und dadurch wirtſchaftlicher Allein⸗ 
eigentümer wird. Die Beſchränkungen des RZuwStG. hat es 
fallen und eine Erweiterung noch inſofern Platz greifen laſſen, 
als gewiſſe Familienmitglieder als eine einzige Perſon gelten 
ſollen. Damit iſt der Gedanke zum Ausdruck gekommen, daß 
mit der Vereinigung ſämtlicher Anteile in einer Hand das Eigen⸗ 
tum am ganzen Grundbeſitz als (wirtſchaftlich) übergegangen 
anzuſehen iſt. Daraus folgt, daß die Steuer ſich nach dem vollen 
Grundſtückswerte bemißt. Auf welche Weiſe der Erwerber des letzten 
Anteils die anderen Anteile erworben hat, iſt dabei ohne Be⸗ 
deutung. Denn wenn das Gef. den Erwerber des letzten Anteils als 
Erwerber des Grundſtücks behandelt, ſo iſt es nicht von dem Ge⸗ 
danken beherrſcht, daß er das Grundſtück ſchon vorher in Teilen von 
anderen Anteilsinhabern erworben hat; vielmehr kann der Gedanke 
nur der ſein, daß die Geſellſchaft ſelbſt als Rechtsvorgängerin im 
wirtſchaftlichen Sinne anzuſehen if. § 3 iſt eine Vorſchrift ganz 
außergewöhnlicher Art. Vom Standpunkt der Folgerichtigkeit läßt 
ſie ſich nicht begründen, und es iſt deshalb nicht zu vermeiden, daß 
fie zu Ungereimtheiten und Ungerechtigkeiten führt. So iſt es denn 
zwar zu beklagen, aber nicht zu leugnen, daß voll ſteuerpflichtig iſt, 
wer eine Anzahl Geſchäftsanteile durch Erbgang oder durch einen 
anderen i. S. der GrErwSt. befreiten Vorgang erwirbt, wenn er den 
letzten Anteil in anderer Weiſe erwirbt, während jemand, der den 
letzten Anteil durch ein Geſchäft i. S. des 8 8 erwirbt, ſteuerfrei bleibt. 
(Acc., II. Sen., Beſcheid v. 24. Juni 1927, II A 226/27.) 


* 


* 7. 5 1 Nr. 1 Umſ StG. 1919. Bei einer fogenannten 
Metaverbindung, die Dritten gegenüber nicht in die Er⸗ 
ſcheinung tritt, findet zwiſchen dem Einkäufer⸗Metiſten 
u. dem Verkäufer⸗Metiſten ein ſteuerpflicht. Umſatz ſtatt. f) 

Es iſt feſtgeſtellt, daß der Stcfl. (ein Viehverkäufer) und 
der Schweinehändler Kl. Schweine auf gemeinſchaftliche Rechnung 
umſetzten. Der Einkauf erfolgte im Namen des Stpfl., der 
Verkauf im Namen des Kl. Die Vorinſtanz hat den Stpfl. mit 
der Hälfte des erzielten Betrags zur Umſatzſteuer herangezogen. 
Der Stpfl. beſtreitek ſeine Steuerpflicht, weil die Schweine von 
Kl. im eigenen Namen verkauft und die hierfür vereinnahmten 
Entgelte von Kl. verſteuert worden ſeien. 

Es handelt ſich hier um eine ſogenannte Metaverbindung 
zweier Unternehmer zum gewinnbringenden Ein⸗ und Verkaufe 
von Waren auf gemeinſame Rechnung (vgl. RF. 13, 290). 
Dritten gegenüber iſt dieſe Metaverbindung nicht in die Er⸗ 
ſcheinung getreten. Jeder Geſellſchafter iſt nach außen im eigenen 
Namen aufgetreten. Die gegenſeitigen Beziehungen zwiſchen den 
Geſellſchaftern waren rein obligatoriſch und hatten keine Wirkung 
gegenüber Dritten. Bei dieſer Sachlage kommen Umſätze der Ge⸗ 
ſellſchaft als folder im Sinne des UmjSt®. nicht in Frage. Es 
liegen daher nicht vier umſatzſteuerpflichtige Geſchäfte (vom Er⸗ 
zeuger über Einkäufer⸗Metiſten, Geſellſchaft, Verkäufer⸗Metiſten an 
Abnehmer), ſondern nur drei vor: 


licher Anteile in einer Hand. Sind einzelne Anteile entgeltlich, andere 
erbſchafts⸗ oder ſchenkungshalber erworben, ſo erſcheint es an⸗ 
gemeſſen, eine gemiſchte Schenkung anzunehmen, ebenſo wie in dem 
Falle, daß ein Grundſtück in freigebiger Abſicht unter ſeinem Werte 
oder nur gegen Übernahme der Hypothekenlaſt veräußert wird. In 
dieſem Falle iſt allerdings nicht ein beſtimmter Teil der Verkäufer⸗ 
leiſtung unentgeltlich, ſondern die einheitliche Leiſtung „halbentgeltlich“ 
erfolgt. In dem oben erwähnten Falle dagegen iſt ein ſelbſtändiger 
Teil der Verkäuferleiſtung entgeltlich, ein anderer unentgeltlich be⸗ 
wirkt. Dieſer Unterſchied iſt aber für die Frage, ob gemiſchte Schen⸗ 
kung i. S. des Steuer. vorliegt, ohne Bedeutung. Vielmehr wird 
man bei Anwendung des 8 8 auf die Fälle des § 3 grundſätzlich 
feſtzuſtellen haben, ob die „Vereinigung aller Anteile in einer Hand“ 
ganz oder teilweiſe unentgeltlich erfolgt iſt; je nachdem hat volle oder 
teilweiſe Steuerfreiheit einzutreten. Dieſes Ergebnis entſpricht dem an⸗ 
erkannten Rechtsgrund der in 83 angeordneten Steuerpflicht wie auch 
dem 88 und ift angemeſſen und befriedigend. Im Ergebnis ebenſo Ott, 
Anm. 42 zu 8 3. RA. Dr. Eruſt Hagelberg, Berlin. 
Zu 7. Das Weſen der Meta⸗Verbindung beſteht darin, 
daß zwei Unternehmer, die wirtſchaftlich und rechtlich ſelbſtändig 
ſind und dieſe Selbſtändigkeit auch behalten wollen, das Riſiko 
eines Geſchäfts teilen. Daraus ergibt ſich ſchon von ſelbſt, daß 
es dem wirtſchaftlichen Tatbeſtand völlig widerſprechen würde, 
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1. vom Erzeuger oder ſonſtigen Lieferer an den Einkäufer⸗ 
Metiſten, 

2. vom Einkäufer⸗Metiſten an den Verkäufer⸗Metiſten, 

3. vom Verkäufer⸗Metiſten an den dritten Abnehmer. 

Streitig ſind hier die Umſätze zu 2. Der Einkäufer⸗Metiſt 
hat dem Verkäufer⸗Metiſten Kl. die Verfügung über die Schweine 
verſchafft (85 Umſ StG.) und hierfur von Kl. ein Entgelt bezogen, 
das ſich aus dem Erſatze des Einkaufspreiſes und der Hälfte des 
erzielten Gewinns zuſammenſetzt. Dieſer Leiſtungsaustauſch iſt um⸗ 
ſatzſteuerpflichtig. 

Unrichtig iſt die Anſchauung der Vorinſtanz, daß der Stpfl. 
wegen des Geſellſchaftsverhältniſſes mit Kl. die Hälfte des von 
dieſem erzielten Verkaufspreiſes zu verſteuern habe. Gegenſtand 
des Umſatzes zwiſchen dem Stpfl. und Kl. iſt die Geſamtzahl der 
für gemeinſchaftliche Rechnung angeſchafften Schweine, nicht die 
halbe Anzahl der Schweine. Den Maßſtab für die Umſatzſteuerſchuld 
des ſteuerpflichtigen Beſchw§. bildet aber nicht der von Kl. erzielte 
Verkaufspreis, ſondern die Geldleiſtung des Kl. an den Beſchwß., d. i. 
der Erſatz des von dem BeſchwF. bezahlten Einkaufspreiſes zu⸗ 
züglich des halben Gewinns. Auf welchen Geldbetrag die Gegen⸗ 
leiſtung des Kl. an den Beſchwg. ſich bezifferte, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt. Es darf aber ohne weiteres unterſtellt werden, daß dieſe 
Gegenleiſtung größer war als die Hälfte des Verkaufspreiſes, die 
von der Vorinſtanz zur UmfSt. herangezogen worden iſt. Da nun 
wegen des Verbots einer Verböſerung ($ 228 RAbgd.) keinesfalls 
eine Erhöhung der Umſatzſteuer eintreten darf, kann eine Er⸗ 
mittlung des höheren Entgelts unterbleiben, es hat vielmehr bei 
der von der Vorinſtanz angenommenen Umſatzziffer zu bewenden. 

(Ri., V. Sen., Urt. v. 4. März 1927, V A 77/7 8, Ad. 20, 300.) 
* 


S. 87 umſStG. 1922; 8 4 NUAbgD. Verwandelt ein 
Lieferer die Beförderungsabteilung ſeines Geſchäfts in 
ein rechtlich ſelbſtändiges Unternehmen, ſo wird er durch 
die Anderung der bürgerlich rechtlichen Form nach 97 Umſ⸗ 
StG. ſteuerfrei, wenn die tatſächlichen Vorgänge bei der 
Beförderung der Waren zu ſeinen Abnehmern im weſent⸗ 
lichen unverändert bleiben. 

Die Stpflichtige, eine off. HG., betreibt Kohlenhandel. Die 
Beförderung an die Abnehmer erfolgt auf dem Waſſerwege. Seit 
1922 führt die Stpfl. die Beförderung nicht mehr ſelbſt aus, 
ſondern überträgt fie einer Ewerführerei GmbH. Dieſe holt die 
für die Stpfl. mit der Bahn oder zu Waſſer angekommenen 
Kohlen ab und führt fie den Kunden der Stpfl. unmittelbar zu 
ohne Mitwirkung der Stpfl. oder deren Angeſtellten. Streitig ft, 
ob die Lieferungen der Stpfl. im Jahre 1925 umſatzſteuerpflichtig 
find oder ob infolge der Einſchalkung der Gmb. Steuerfreiheit 
gem. § 7 Umſ th. gegeben iſt. 8 

Geſellſchafter der GmbH. find zwei Perſonen; der eine von 
ihnen iſt der Sohn des Mitgeſellſchafters der ſtpfl. off. HG. Dieſer 
Sohn iſt auch Geſchäftsführer der Emre iſt er auch 
bei der Stpfl. tätig, und zwar unentgeltlich. Die Stpfl. bedient 
fi) zur Kohlenbeförderung ausſchließlich der GmbH., die ein 
Stammkapital von 500 RM. hat; die GmbH. übernimmt außer⸗ 
dem nur gelegentlich Beförderungsaufträge von Dritten. Im Ver⸗ 
anlagungszeitraume betrieb ſie ihr Geſchäft in den Räumen der 
Stpfl. Eigenen Schiffsraum beſitzt die GmbH. nicht; fie betreibt 
vielmehr ihr Gewerbe mit den Schuten der Stpfl., die fie von 
dieſer gemietet hat. Die Stcfl. iſt berechtigt, den Mietvertrag 
jederzeit frei zu widerrufen. 

Das beſchwerdeführende Fin A. vertritt in der Rechtsbeſchwerde 
wie bereits als Veranlagungs⸗ und Einſpruchsbehörde den Stand⸗ 


auf Grund der Vereinbarungen der Beteiligten, die nur im 
Innenverhältnis für die Abrechnung Bedeutung haben, eine Ge⸗ 
ſellſchaft zu konſtruieren, an die oder von der umſaßzſteuer⸗ 
pflichtige Lieferungen ſtattfinden. Daher iſt es nicht angängig, bei 
einer Meta⸗Verbindung etwa vier Umſätze anzunehmen: Erzeuger 
an Einkäufer an Geſellſchaft an Verkäufer an Abnehmer. Dies 
iſt im Urt. des NAD. 13, 290 ausgeführt. Ebenſowenig darf man 
aber bei einer Meta⸗Verbindung nur zwei Umſätze annehmen, 
nämlich: Erzeuger an Geſellſchaft an Abnehmer, ſondern es ent⸗ 
ſpricht dem natürlichen Lauf der Dinge, daß drei Umſätze vor⸗ 
liegen: Erzeuger an Einkäufer an Verkäufer an Abnehmer. 

Die vorliegende Entſch. befaßt ſich mit der Steuerpflicht des 
Umſatzes zwiſchen dem Einkäufer und dem Verkäufer und bejaht 
dieſe mit Recht, da der Begriff der Lieferung im Umſatzſteuerrecht 
nur eine Beſitzübertragung mit der Einräumung der recht⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Verfügungsbefugnis vorausſetzt und nicht 
etwa, wie beim bürgerlich⸗rechtlichen Kauf, eine Eigentumsüber⸗ 
tragung. Ebenſo entſpricht es umſatzſteuerrechtlichen Grundſätzen, 
wenn als Entgelt hier alles das angeſehen wird, was der Ver⸗ 
küufer dem Einkäufer herauszahlt; das iſt in der Regel der ver⸗ 
auslagte Einkaufspreis zuzüglich der Hälfte des erzielten Gewinns. 
Es iſt demnach der Entſch. in vollem Umfange zuzuſtimmen. 

RA. Dr. Car! Becher, Berlin. 
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punkt, die Vorausſetzungen des $ 7 UmfSt®. ſeien nicht gegeben, 
vornehmlich deshalb, weil die Einſchiebung der GmbH. nach 8 5 
NAD. für die Beſteuerung ohne Bedeutung ſei. Das Finder. 
dagegen hat auf Freiſtellung erkannt. Die Rechtsbeſchwerde des 
Finanzamtes iſt begründet. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des Sen. kommt es nach 8 4 
RAbgO. für die Umſct. nicht auf die Rechtsformen an, die den 
Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen zugrunde liegen, ſondern auf 
die tatſächlichen Vorgänge. Insbeſ. kann die Umſatzſteuerpflicht 
nicht dadurch begründet oder ausgeſchaltet werden, daß die Be⸗ 
teiligten Willenserklärungen irgendwelcher Art zu Papier bringen, 
während tatſächlich nach der wirtſchaftlichen Bedeutung der ftpfl. 
Vorgänge alles beim alten bleibt. Das iſt aber hier der Fall. 

Das Stammkapital der GmbH. iſt fo klein, daß es einen 
Eigenbetrieb von der wirtſchaftlichen Bedeutung der hier in Frage 
ſtehenden Beförderungen nicht ermöglicht. Der Betrieb beruht viel⸗ 
mehr faſt ausſchließlich auf der wirtſchaftlichen Kraft der Steßfl. 
Dementſprechend hat ſich dieſe ihres Schiffsraums auch nicht ent⸗ 
äußert, ſondern ihn der GmbH. nur mietweiſe überlaſſen, ohne 
ſich indeſſen auch inſoweit auf irgendeine Zeitdauer zu binden. Mit 
dieſen Schiffen führt die GmbH. die Beförderung der von der 
Stcbfl. verkauften Kohlen aus. Die Beförderungsaufträge ver⸗ 
laſſen auch nicht die Geſchäftsräume der Stpfl., ſondern werden in 
dieſen von dem Sohne des Mitinhabers der Stpfl., der Geſchäfts⸗ 
führer und Geſellſchafter der GmbH. iſt, wie von einem An⸗ 
geſtellten entgegengenommen und bearbeitet. Durch die Errichtung 
der GmbH. iſt alſo in den tatſächlichen Verhältniſſen nichts ge⸗ 
ändert, ſoweit die Ausführung der Beförderung der Kohlen an die 
Abnehmer der Kohlen in Betracht kommt. Die Beförderung ſpielt 
ſich vielmehr genau ebenſo ab wie bisher, und deshalb iſt die Ein⸗ 
ſchaltung der GmbH. nach § 4 RAbgdo. auch ungeeignet, die 
Umſatzſteuerpflicht der Stpfl. zu beeinfluſſen. Die Einſchaltung der 
GmbH. in den Verkehr der Stpfl. mit ihren Kunden hat wirtſchaft⸗ 
lich nicht die Bedeutung, die Stpfl. als ein reines Handelsunter⸗ 
nehmen i. S. des § 7 UmſStG., das ſich mit der Beförderung 
der Ware nicht befaßt, erſcheinen zu laſſen. Danach iſt es auch ohne 
Belang, ob ein Geſchäftsgebaren dieſer Art am Orle der Stpfl. 
üblich iſt und ob die GmbH. zu dem Zwecke errichtet worden iſt, 
um dem Sohne des Mitinhabers der GmbH. eine ſelbſtändige 
Stellung einzuräumen. 

(MEY, V. Sen., Urt. v. 9. Sept. 1927, VA 304/27 8.) 


* 

9. 87 UmfEet®. 1922. Durch Bezeichnung der Ware 
ſeitens des Zwiſchenhäandlers gegenüber dem Erwerber in 
den Räumen des erſten Verkäufers wird unmittelbarer 
Beſitz nicht erworben und nicht übertragen. 

Der Einwand der Beſchwß§., daß fie den unmittelbaren Beſiß 
an dem weiterverkauften Wagen nicht erlangt und übertragen habe 
($ 7 UmfSt®. 1922), ift begründet. Denn das Finder. ſtellt nur 
feft, daß von dem perſönlich haftenden Geſellſchafter R. der ber 
ſchwerdeführenden Firma der von der Motorivagen-AktG. in W. 
käuflich erworbene und bei dieſer ſtehengebliebene Wagen auf dem 
Platze dieſer Geſellſchaft dem Käufer bezeichnet worden ſei, und 
lehnt deshalb die Steuerbefreiung ab. Dieſe Feſtſtellung trägt aber 
die Entſch. nicht, da nach ihr der Wagen im Gewahrſam der 
Motorwvagen-AktG. verblieben war, die BeſchwF. auch, wie der 
Rö H. ſchon früher entſchieden hat, durch ein Beſitzkonſtitut mit ihr 
den unmittelbaren Beſitz i. S. des UmfSt®. nicht erlangt haben 
konnte. Zur Übertragung des unmittelbaren Beſitzes auf den 
Käufer genügt die bloße Bezeichnung des Wagens nicht (vgl. 
8 854 Abſ. 1 BOB.) Auch die Abnahme der Ware iſt nicht eins 
mit der Beſitzerlangung. 

(R39., V. Sen., Urt. v. 29. April 1927, V A 892/26, 8) 


* 

10. 88 6, 163, 174, 282 Abf. 4, 283 RAbg O.; 88 6 Ab ſ. 1 
Nr. 2, 7 Abſ. 2 Nr. 1, 12 Abſ. 2, 13, 15—21 Eink StG. 
1925; 88 39, 40 HGB. Die Steuerbehörde iſt berechtigt, 
Vollkaufleuten im Verfahren zur Feſtſetzung der Ein⸗ 
kommenſteuer die Aufſtellung handelsrechtlicher Bilanzen 
aufzugeben und die Aufſtellung gemäß § 202 R Abg. zu 
erzwingen. 7) 


Zu 10. 8163 RAbgdo. erhebt die handelsrechtliche Buchfüh⸗ 
rungspflicht zur ſteuerrechtlichen. Die Entſch. (R§ H. 21, 214) be 
handelt die Frage, unter welchen Vorausſetzungen die Steuerbehörde 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung erzwingen kann. Zu beachten war 
dabei der in Rc. 12, 267 aufgeſtellte Grundſatz, daß die Finanz⸗ 
behörde kein Recht habe, den Gewerbetreibenden nachträglich zur Be⸗ 
obachtung handelsrechtlicher Vorſchriften anzuhalten. Die gefundene 
Löſung iſt zu begrüßen. Der Rh. verneint nach wie vor ein ab⸗ 
ſtraktes Recht der Finanzbehörde, auf Grund des § 163 RAbgO. 
Buchführung oder Bilanzauſſtellung zu erzwingen. Dies Recht ſteht 
der Steuerbehörde vielmehr nur im konkreten Falle zu, 
wenn ordunngsmäßig geführte Bücher oder ordnungsmäßige Bilanzen 
für die Ermittlung einer beſtimmten Steuer notwendig ſind. In dem 
Falle NZH. 12, 267 handelte es ſich um die Ermittlung einer Ka⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Das Finz. forderte den Beſchwerdeführer mit Schreiben v. 
15. April 1926 zum Zwecke der Einkommenſteuerveranlagung 1925 
zur Vorlegung einer Bilanz für das Geſchaſtsjahr 1925 auf. Mit 
Schreiben v. 21. April 1926 legte der Beſchwerdeführer dem Fin A. 
nahe, fein Einkommen an Hand des feſtgeſtellien Umſatzes (81000 
des Umſatzes) zu ſchätzen, und bemerkte weiter, da die von einem be⸗ 
eidigten Bücherreviſor aufgeſtellten Bilanzen (gemeint waren Bilanzen 
für frühere Jahre) vom Fin A. als Schwindel behandelt worden ſeien, 
wäre es empfehlenswert, wenn der Fin AVorſteher in ſeinem Büro die 
Aufſtellung der Bilanz übernehmen würde, deren Glaubwürdigkeit 
nicht angezweifelt werden ſollte. Das Fin A. erblickte darin eine Ver⸗ 
weigerung ſeiner Auflage v. 15. April 1926 und gab dem Beſchwerde⸗ 
führer durch Schreiben v. 21. April 1926 erneut auf, diesmal unter 
Androhung einer Zwangsſtrafe von 50 % gem. 8 202 RAbgd., 
binnen einer Woche eine Bilanz einzureichen. Nachdem der Be⸗ 
ſchwerdeführer bis zum 7. Mai 1926 der Aufforderung nicht nach⸗ 
gekommen war, ſetzte das Fin. durch Verfügung von dieſem Tage 
eine Geldſtrafe von 50 % jet und drohte dem Beſchwerdeführer zu⸗ 
gleich, falls binnen weiteren acht Tagen die Bilanz nicht eingereicht 
werde, eine weitere Geldſtrafe von 100 % an. Gegen dieſe Verfügung 
legte der Beſchwerdeführer mit Schreiben v. 12. Mai 1926, ein⸗ 
gegangen am 20. Mai, Beſchwerde ein. Er begründete ſie damit, 
daß aus ſeiner Zuſchrift v. 21. April nicht gefolgert werden könne, 
daß er die Aufſtellung einer Bilanz abgelehnt habe. Im übrigen 
ſeien ſeine früher vorgelegten Bilanzen als Schwindel behandelt wor⸗ 
den, auch ſei er ſelbſt nicht in der Lage, eine Bilanz aufzuſtellen, 
ſtelle aber dem Fin A., falls es unbedingt eine Bilanz haben müſſe, 
ſein Büro und alles Notwendige zur Verfügung. 

Durch Entſch. v. 28. Aug. 1926 wies der Präfibent des LFin A. 
die Veſchwerde als unbegründet zurück. Die Entſch. führte aus, daß 
der Veſchwerdeführer gem. 8 174 RAbgdO. verpflichtet geweſen ſei, 
auf Verlangen eine Abſchrift der unverkürzten Bilanz einzureichen. 
Habe eine Bilanz noch nicht vorgelegen, ſo hätte er für deren Auf⸗ 
ſtellung Sorge tragen und, wenn er ſelbſt dazu nicht imſtande war, 
fie durch einen hierzu Befähigten aufſtellen laſſen müſſen. Das Ver⸗ 
langen des Beſchwerdeführers, der Fin AVorſteher ſolle die Bilanz 
perſönlich aufſtellen, ſei nicht berechtigt geweſen und das entſprechende 
Schreiben wegen feines Tones vom Fin A. mit Recht als Ungehörig⸗ 
keit aufgefaßt worden. Der Beſchwerdeführer habe ſomit der amtlichen 
Aufforderung in keiner Weiſe entſprochen, die angedrohte Strafe ſei 
daher zu Recht verhängt worden. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt zurückgewieſen: 

Würde man davon ausgehen, daß der Beſchwerdeführer ledig⸗ 
lich die Feſtſetzung der in der Verfügung v. 7, Mai verhängten 
Strafe anfechten wollte, ſo müßte ſeine Rechtsbeſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen werden, da es ſich inſoweit um eine gem. 8 282 
Abſ. 4 RAbgO. unanfechtbare Entſch. des LFin A. handelt. 
Nun enthält aber dieſe Verfügung auch die Androhung eines weiteren 
Zwangsmittels zur Erzwingung der Einreichung der Bilanz, und 
nach dem Inhalt der Beſchwerdeſchrift muß angenommen werden, daß 
der Beſchwerdeführer ſich auch gegen dieſe Androhung wenden wollte. 
Inſoweit iſt aber gegen die Beſchwerdeentſch. gem. 8 283 NADID. 
die Rechtsbeſchwerde an den NH. zuläſſig. Die rechtzeitige Ein⸗ 
legung der Rechtsbeſchwerde ergibt ſich daraus, daß infolge der un⸗ 
richtigen Rechtsmittelbelehrung in der Beſchwerdeentſch. die Rechts⸗ 
mittelfriſt nicht in Lauf geſetzt wurde. 2 

In fachlicher Beziehung iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß die Er⸗ 
zwingung der Anordnung des Find zur Aufſtellung einer Bilanz 
gem. § 202 Abſ. 1 RAbgdO. zuläffig war, da die Anordnung inner⸗ 
halb der geſetzlichen Befugniſſe lag, die den Finanzämtern im Be⸗ 
ſteuerungsverfahren verliehen ſind. Dem ſteht die Entf. des 2. Sen., 
NFH. 12,267, wonach die Steuerbehörde nicht berechtigt ſein ſoll, im 
Steuerfeſtſetzungsverfahren dem Gieuerpflichtigen die Aufſtellung 
handelsrechtlicher Bilanzen aufzugeben, nur ſcheinbar entgegen. In 
dem dort entſchiedenen Falle hatte eine durch Vertrag v. 20. Nov. 
1922 errichtete GmbH. eine Eröffnungsbilanz, bezogen auf den frü⸗ 
heren Zeitpunkt des 1. April 1922, d. h. den Tag, von dem an das 
Geſchäft einer in die Gmb. eingebrachten offenen Handelsgeſellſchaft 
nach dem Geſellſchaftsvertrage als für die Gmbh. geführt zu gelten 
hatte, bereits vorgelegt. Es handelte ſich nun um die Frage, ob die 
Gmbh. verpflichtet war, mit Rückſicht auf die Berechnung der Ka⸗ 


pitalverkehrsſieuer bei Gründung einer AktG. Die Eröffnungs⸗ 
bilanz iſt nicht weſentliche Vorausſetzung für die Ermittlung der 
Steuer, da die Steuer von den Einlagen abhängt, nicht von deren 
Bilanzierung. Die Einkommenſteuer eines buchführungspflichtigen 
Kaufmanns wird dagegen auf Grund der Bilanzen ermittelt; dieſe 
iind Grundlage für die Ermittlung der Steuer; die Erfüllung der 
nach 88 36 und 39 HGB. beſtehenden handelsrechtlichen und nach 
8 163 RalbgO. auch ſteuerrechtlichen Buchſührungs⸗ und Bilanzie⸗ 
rungspflicht kann daher im Rahmen des Einkommenſteuerermitt⸗ 
lungsverfahrens erzwungen werden. 

In dankenswerter Weiſe prüft der Rö vorliegend, wie faſt 
ſtets in derartigen Fällen, das Ergebnis an Hand ver 8 6 NAD. 
nach. Die Darlegungen im Ronkreten Falle erſcheinen durchaus über⸗ 
zeugend. RU. Dr. H. Veit Simon, Berlin. 


56. Jahrg. 1927 Heft 51] 


pitalverkehrsſteuer eine Eröffnungsbilanz auf den 20. Nov. 1922, 
d. i. den Tag der Einbringung der offenen Handelsgeſellſchaft in die 
EmbH., aufzuſtellen und einzureichen. Der 2. Sen. hat feine dieſe 
Frage verneinende Entſch. damit begründet, daß nach der RAbgd. 
und dem KapVerk StG. in dem zur Entf. ſtehenden Falle keine 
Verpflichtung zur Aufſtellung einer Bilanz — wohl aber gem. 
9 174 RAbgdO. zur Einreichung der Abſchrift einer bereits auf⸗ 
geſtellten Bilanz — beſtehe. Die Ausführungen der Entſch., es gebe 
kein Recht der Finanzbehörde, den Gewerbetreibenden zur Beobach⸗ 
tung handelsrechtlicher Vorſchriften nachträglich anzuhalten, ſollten 
demnach offenbar nur beſagen, daß allein daraus, daß handels⸗ 
rechtlich elwas vorgeſchrieben iſt, nicht ſchon eine Verpflichtung zur 
Erfüllung dieſer Vorſchrift auch im ſteuerlichen Intereſſe hergeleitet 
werden kann, ſofern nicht das Steuerrecht entſprechende Vor⸗ 
ſchriften enthält. Nun beſtimmt aber 8 163 NUbgD., daß, wer nach 
anderen Geſetzen als den Steuergeſetzen Bücher und Aufzeichnungen 
zu führen hat, die für die Beſteuerung von Bedeutung ſind, die ihm 
nach dieſen Geſetzen obliegenden Verpflichtungen auch im Intereſſe 
der Beſteuerung zu erfüllen hat. Daraus ergibt ſich für Vollkaufleute, 
die gem. 8 39 HGB. zu Beginn ihres Handelsgewerbes und dem⸗ 
nächſt für den Schluß eines jeden Geſchäftsjahres eine Bilanz auf⸗ 
zuftellen haben, auch nach dem Steuerrecht eine ſolche Verpflichtung, 
ſoweit die Auſſtellung der Bilanz für die Beſteuerung von Bedeutung 
iſt. In dieſer Beziehung unterſcheidet ſich der vorliegende Fall weſent⸗ 
lich von dem Bd. 12, 267 der Entſch. des RF. entſchiedenen. Dort 
handelte es ſich um eine Verkehrsſteuer. Die Eröffnungsbilanz 
ſollte lediglich als Anhaltspunkt für die Ermittlung des Wertes 
des eingebrachten Geſchäftes dienen, und es konnte ſich nach Lage 
des Falles ſehr wohl fragen, ob nicht das Verlangen der Aufſtellung 
einer weiteren beſonderen Eröffnungsbilanz bloß für den genannten 
Zweck gegen Billigkeit und Recht verſtieß (86 RAbgO.). Im zu ent⸗ 
ſcheidenden Falle ſteht Einkommenſteuer in Frage, und es iſt 
der ſteuerpflichtige Gewinn eines buchführenden Kaufmanns (8 7 
Ab. 2 Nr. 1 und 8 6 Abſ. 1 Nr. 2 EinkSt®. 1925) zu ermitteln. 
Dieſer iſt aber der nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung für den Schluß des Steuerabſchnitts ermittelte Üiber- 
ſchuß des Betriebsvermögens über das Betriebsvermögen, das am 
Schluſſe des vorausgegangenen Steuerabſchnitts der Veranlagung zu⸗ 
grunde gelegen hat (5 13 EinkSt®. 1925). Hier find alſo die Bilanzen, 
wie ſie 88 39 und 40 HGB. für den Kaufmann vorſchreiben, nicht 
nur für die Beſteuerung von Bedeutung, ſondern vorbehaltlich etwai⸗ 
ger aus der Beachtung von § 12 Abſ. 2 und 88 15—21 EinkStG. 
ſich ergebender Berichtigungen deren unmittelbare und maßgebende 
Grundlage. 

Das Fin A. hat bei feinem Verlangen nicht die Grenzen 
billigen Ermeſſens überſchritten. Wenn das Fin A. Bedenken hatte, 
daß durch die von dem Beſchwerdeführer vorgeſchlagene Schätzung 
ſeines Einkommens mit 8—100% des Umſatzes die Anſprüche des 
Reiches verkürzt würden, ſo verſtieß es nicht gegen Recht und 
Billigkeit, wenn es von dem Beſchwerdeführer die Einreichung einer 
Bilanz. die er ſchon in feiner Eigenſchaft als Vollkaufmann ohnedies 
hätte aufſtellen müſſen, verlangte. Auch der Umſtand, daß angeblich 
frühere Bilanzen vom Fin A. nicht als beweiskräftig angeſehen wur⸗ 
den, durfte vom Beſchwerdeführer nicht als Anhalt zur Verweigerung 
der Bilanzaufſtellung genommen werden, da er ja, wenn er nunmehr 
eine ſeiner Auſicht nach zutreffende Bilanz vorlegte, gegen deren Ab⸗ 
lehnung durch das Fin A. im Rechtsmittelwege vorgehen konnte. 

(Rö, VI. Sen, Urt. v. 18. Mai 1927, VI A 158/27 8.) 


Aartellgericht. 

1. 88 1, 8 KartVo. Für die Anwendung der 88 1, 8 
KartVo. ift es ohne Belang, ob die Geſellſchaft, zu deren 
Gunſten die Bindung beſteht, ein Kartell iſt. Die Kündi⸗ 
gungserklärung wird durch Unterlaſſung eines Antrags 
gemäß 8 8 Abſ. 3 unanfechtbar. Über die Frage, ob die 
Kündigung unanfechtbar geworden iſt, haben die ordent⸗ 
lichen Gerichte zu entſcheiden. f) 

Das Begehren der Antragſtellerinnen feſtzuſtellen, daß ihre friſt⸗ 
loſe Kündigung v. 10. Dez. 1926 wirkſam geworden ſei, kann einer 


Zu 1. I. Die Kart VO. gibt eine Begriffsbeſtimmung des Kar⸗ 
tells nicht. Für ihre Anwendung iſt es ohne Bedeutung, ob die 
Vereinigung ſich als Kartell, Syndikat, Konvention oder ähnlich 
bezeichnet. Auch iſt nicht entſcheidend, ob ſie unter den bisher von 
Volkswirten oder Juriſten entwickelten Kartellbegriff fällt. Es 
kommt infolgedeſſen nicht darauf an, ob die Vereinigung entſprechend 
der herrſchenden volkswirtſchaftlichen Definition des Kartellbegriffs 
(Liefmann) als Verband zwiſchen ſelbſtändig bleibenden Unter⸗ 
nehmen derſelben Art zum Zwecke monopoliſtiſcher Markt⸗ 
beherrſchung anzuſehen iſt. Inſoweit beſteht jetzt wohl Einigkeit. — 
Strittig iſt, ob die Vereinigung zur Beeinfluſſung des Marktes 
geeignet ſein muß (ſo früher Breslauer⸗Tſchierſchky, 
Syſtem 15), die Marktbeeinfluſſung jedenfalls bezwecken muß 
(Haußmann⸗ Hollaender, KartVO. 19), oder ob lediglich ein 
Vertrag vorliegen muß, der in 8 1 aufgeführte Verpflichtung enthält 
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Prüfung nach den Vorſchriften der Kart VO. erſt dann unterworfen 
werden, wenn dargetan iſt, daß die Vorſchriften, insbeſ. die 89 1 
u. 8 dieſer VO. auf den vorl. Streitfall überhaupt Anwendung zu 
finden haben. 

Bei der Prüfung dieſer Frage iſt davon auszugehen, daß 8 8 
a. a. O., nur für Vereinbarungen gilt, die ſich als Kartellbindungen 
der in § 1 ebenda bezeichneten Art darſtellen. Es mußte mithin eine 
Entſch. über das Feſtſtellungsverlangen der Antragſtellerinnen man⸗ 
gels der Zuläſſigkeit des Kartellgerichtl. Verfahrens dann von vorn⸗ 
herein abgelehnt werden, wenn die im Schreiben der Antragſtelle⸗ 
rinnen v. 8. Dez. 1926 unzweideulig zum Ausdruck gebrachte friſt⸗ 
loſe Kündigung ſich nicht auf eine derartige Kartellverpflichtung, ſon⸗ 
dern auf ein anders geartetes, nach den Grundſätzen des Zivilrechts 
zu beurteilendes und der Zuſtändigkeit der ordentl. Gerichte unter⸗ 
liegendes Rechtsverhältnis bezogen hätte. Das iſt jedoch nicht der 
Fall. Allerdings war nach der Faſſung des Kündigungsſchreibens 
„die Mitgliedſchaft bei der Teerverwertungsgeſellſchaft mb. einſchließ⸗ 
lich des Lieferungsverhältniſſes“ gekündigt. Daraus könnte an ſich 
entnommen werden, daß es den Antragſtellerinnen in erſter Linie 
darauf angekommen ſei, ihre Zugehörigkeit zur GmbH. und auf die⸗ 
ſem Wege zugleich ihre Lieferungsverpflichtungen zur Aufhebung 
zu bringen. Der Schriftwechſel der Streitteile läßt aber keinen 
Zweifel darüber, daß es den Antragſtellerinnen vor allen Dingen 
darauf ankam, durch friſtloſe Kündigung auf Grund der Vorſchriften 
der VO. gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen v. 2. Nov. 
1923 ihrer Lieferungsverpflichtungen ledig zu werden, nicht aber eine 
Kündigung der GmbH. als ſolcher anzusprechen, die, wie die Antrag⸗ 
ſtellerinnen wußten, weder vertraglich vorgeſehen noch rechtlich zu⸗ 
läſſig war. 

Nur auf die Kündigung kartellmäßiger Bindungen der in 8 1 
Rart®D. bezeichneten Art bezieht ſich nach anerkannten Grundſätzen 
des KartGer. die Vorſchrift des 8 8, und nur von dieſer will die 
KartVO., ſofern ein wichtiger Grund vorliegt, das durch den Kartell⸗ 
vertrag gebundene Mitglied befreien. Der Kartellgerichtl. Prüfung 
unterlag ſomit die Kündigungserklärung der Antragſtellerinnen auch 
nur inſoweit, als fie die Befreiung von dem durch die 88 4 u. 5 des 
Geſellſchaftsvertrages begründeten „Lieferungsverhältnis“ bezweckte. 

Die Auffaſſung der Antragsgegnerin, die eine geſonderte, kar⸗ 
tellrechtliche Beurteilung dieſes Lieferungsverhältniſſes nicht für zu⸗ 
läſſig, vielmehr eine Prüfung für erforderlich erachtet, ob die Geſell⸗ 
ſchaft, zu deren Gunſten die Lieferungsverpflichteten gebunden ſind, 
ein Kartell iſt, findet in dem Zweck und dem Inhalt der VO. keine 
Stütze. Vielmehr ergibt ſich aus der Faſſung des § 1, daß dieſe Vor⸗ 
schrift einerſeits ihre Anwendbarkeit ausdrücklich auf die dort be⸗ 
zeichneten Verpflichtungen beſchränkt, daß ſie andererſeits aber 
auch zur Annahme einer Kartellverpflichtung i. S. 8 1 nichts weiter 
fordert, als den dort bezeichneten Inhalt der Verpflichtung. Wenn 
daher die Antragsgegnerin ausführt, es müſſe außer der Frage, 
ob die gekündigte Vertragsverpflichtung den in § 1 bezeichneten In⸗ 
halt hat, auch noch die Geſamtheit der ſich aus dem Geſellſchaftsver⸗ 
trag ergebenden Rechte und Pflichten geprüft, der Vertragszweck er⸗ 
mittelt und danach feſtgeſtellt werden, ob die perſonenrechtliche Ver⸗ 
einigung, zu deren Gunſten die Lieferungspflicht ausbedungen iſt, 
ſich als ein Kartell i. S. 8 1 KartVoO. darſtellt, jo geht das über den 
Rahmen der für die Anwendung der 88 1 u. 8 geforderten Feſt⸗ 
ſtellungen hinaus. Zumal eine ſolche Feſtſtellung daran ſcheitern 
müßte, daß die KartVO. eine Begriffsbeſtimmung des Kartells über⸗ 
haupt nicht gibt. 

Es iſt deshalb für die Anwendbarkeit der 88 1 u. 8 Kart VO. 
auch ohne Belang, daß ſich die Antragsgegnerin in Anlehnung an die 
wirtſchaftswiſſenſchaftliche Gliederung von Unternehmenszuſammen⸗ 
faſſungen „als eine konzernmäßige Verarbeitungsgemeinſchaft auf 
genoſſenſchaftlicher Grundlage“ oder in ähnlicher Weiſe bezeichnet und 
damit darlegen will, daß fie nicht als Kartell angeſprochen werden dürfe. 

Es iſt für die rechtliche Beurteilung des vorbezeichneten Falles 
auch unerheblich, daß ein Teil der Geſellſchafter die Teererzeugung 
inzwiſchen eingeſtellt hat. Denn abgeſehen davon, daß im Hinblick 
auf die rechtliche Loslöſung der kartellmäßigen Vertragspflichten 
von der geſellſchaftlichen Organiſation die Bindung ſämtlicher Ge⸗ 
ſellſchaftsmitglieder an dieſe Verpflichtungen für die Kartellcharakter 


R. Iſay in Iſay⸗Tſchierſchky, KartVO. 125). Das KartGer. 
hat bisher eine endgültige Stellungnahme zu dieſer Streitfrage ver⸗ 
mieden. In K 407/26 (Samml. d. Entſch. u. Gutachten d. Kart&er. 
45) hat das KartGer. mit Recht feſtgeſtellt, daß eine Abſicht der 
Marktbeeinfluſſung auch dann vorliegt, wenn dieſe Abſicht ſich nur 
auf ein örtlich beſchränktes Gebiet bezieht, in K 310/24 (Entſch. 55) 
hat es ſich auf einen ähnlichen Standpunkt geſtellt, obwohl in dieſem 
Falle die durch den Vertrag gebundene Rohteermenge nur 7—8 0% 
des geſamten deutſchen Teeranfalls umfaßte, und in der vorl. Entſch. 
hat das KartGer. mit vollem Recht in der übernahme der Verpflich⸗ 
tung der Lagerung und Vernichtung einer nach dem Vertrag unſtatt⸗ 
haften Mehrerzeugung den Beweis dafür erblickt, daß eine Beein⸗ 
fluſſung der Marktlage erſtrebt werde; denn die Sicherung des Marktes 
vor der Belaſtung mit einer Überproduktion kann nur den Zweck 
der Marktbeeinfluſſung haben (Friedländer, Konzernr. 100, der 
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dieſer Verpfichtungen nicht weſensnotwendig iſt, bleibt die Unter⸗ 
werfung auch der die Teererzeugung nicht betreibenden Mitglieder 
unter die 88 4 u. 5 des Geſellſchaftsvertrages an ſich durchaus wirk⸗ 
ſam und nur ſo lange gegenſtandslos, als ſie die Herſtellung der 
Rartellierten Rohprodukte nicht wieder aufnehmen. 

Wenn die Antragsgegnerin ſchließlich ausführt, daß die Vor⸗ 
ſchriften der KartVO. unter allen Umſtänden nur da zur Anwendung 
gebracht werden könnten, wo durch die kKartellmäßigen Bindungen 
eine Beeinfluſſung der Marktlage und eine Ausſchaltung des Wetk⸗ 
bewerbs erſtrebt werde, daß hiervon im vorl. Falle aber nicht die 
Rede ſein könne, daß vielmehr durch die Zuſammenfaſſung der be⸗ 
teiligten Unternehmungen lediglich die Lieferung einer für die Ren⸗ 
tabilität der für die Weiterverarbeitung des Rohteers errichteten Be⸗ 
triebe erforderlichen Teermenge habe ſichergeſtellt werden ſollen, ſo 
kann dahingeſtellt bleiben, ob SS 1 u. 8 KartVO. zu ihrer Anwen⸗ 
dung eine ausdrückliche Feſtſtellung in dieſer Richtung überhaupt 
vorausſetzen. Denn auch wenn man fordert, daß die kartellmäßige 
Bindung der Verpflichteten erweislich jenen Zweck verfolgen müſſe, 
ſo können aus dieſer Rechtsauffaſſung vorliegend gegen die An⸗ 
wendbarkeit der 88 1 u. 8 a. a. O. doch Bedenken nicht hergeleitet 
werden, daß die Antragsgegnerin ſich entgegenhalten laſſen muß, 
daß ſich die Geſellſchafter nicht nur in 8 5 Abſ. 2 des Geſellſchafts⸗ 
vertrages verpflichtet haben, für die Vertragsdauer eines jeden Ver⸗ 
kaufs der Erzeugniſſe an Dritte ſich zu enthalten, ſondern in Abſ. 1 
Satz 3 dieſer Beſlimmung ſogar die Verpflichtung übernommen haben, 
eine unſtatthafte Mehrerzeugung zu lagern oder zu vernichten. 
Hieraus erhellt, daß die von ihnen der Geſellſchaft abzuliefernden, zu 
lagernden oder zu vernichtenden Teermengen unter allen Umſtänden 
dem freien Markte ferngehalten und damit die Geſtaltung des freien 
Marktes weſentlich beeinflußt werden ſollte. 

Was die weitere Frage anlangt, ob auch den Antragſtelle⸗ 
rinnen der hier erhobene Feſtſtellungsanſpruch zuſteht, ſo iſt davon 
auszugehen, daß das Antragsrecht des 8 8 Abſ. 3 a. a. O. in gleicher 
Weiſe dem Kündigungsempfänger — alſo regelmäßig dem Kartell — 
wie dem Kündigenden ſelbſt zuſteht. 

Will aber der Kündigende das KartGer. anrufen, fo iſt auch er 
ebenſo wie der Kündigungsempfänger an die zweiwöchige Friſt des 
Abſ. 3 a. a. O. gebunden. Zu dieſer Annahme nötigt der Wortlaut der 
Vorſchrift, die jedem Beteiligten, alſo auch dem Kündigenden mit 
der Wendung: „der Antrag iſt binnen zwei Wochen zu ſtellen“, die 
Verpflichtung auferlegt, dieſe Friſt bei der Antragſtellung inne⸗ 
zuhalten. Welche rechtspolitiſchen Gründe maßgebend geweſen ſind, 
dies auch von dem Kündigenden zu fordern, ſteht dahin. Das in 
der VO. auch ſonſt hervortretende Beſtreben des Geſetzgebers, das 


in der Teerverwertungs⸗Omb h. kein Kartell i. S. der KartVO. 
ſieht, berückſichtigt nicht die Verpflichtung zur Lagerung und Ver⸗ 
nichtung der Mehrerzeugung). Wenn auch das KartGer, wiederum eine 
beſtimmte Stellungnahme vermeidet, ſo klingt doch durch die Entſch. 
etwas wie eine leiſe Neigung zu der Anſicht, daß der Zweck der Markt- 
beeinfluſſung nicht feſtgeſtellt zu werden braucht, und dieſe Vermutung 
wird durch Ausführungen bei Lucas: 3B. 1927, 244 und Bres⸗ 
lauer-Tſchierſchky, Syſtem 93, beſtärkt. Das RG. hat in dem 
vielerörterten Hagedaurteil (JW. 1926, 2912) auch die Entſch. der 
grundſätzlichen Frage vermeiden können, da das BG. feſtgeſtellt hatte, 
daß der Vertrag zu dem Zwecke und in der Abſicht der Marktbeein⸗ 
fluſſung abgeſchloſſen worden war. Mit Recht hebt das RG. dort her⸗ 
vor, daß die durch den Zuſammenſchluß beabſichtigte Ausſchaltung des 
Wettbewerbs nicht durch Zuſammenfaſſung von kapitaliſtiſchen, ſon⸗ 
dern durch Zuſammenwirken der rechtlich und wirtſchaftlich ſelbſtändig 
bleibenden drei Beteiligten erreicht werden ſollte. Das KartGer. 
wird auf die Dauer die Stellungnahme zu der Streitfrage nicht ver⸗ 
meiden können; die Vereinigungen, die ſeiner Rſpr. unterliegen, 
werden einmal abgegrenzt werden müſſen. Daß das KartGer. dies 
bisher nicht getan hat, ſoll ihm freilich nicht zum Vorwurf gemacht 
werden; es iſt ſicher richtiger für die Entfch. einer jo wichtigen Frage, 
erſt Material zu ſammeln und taſtend vorwärtszuſchreiten. 

Schließt man ſich der oben angeführten Anſicht Iſays an, 
ſo kommt man dazu, jede Vertragsgemeinſchaft, ſofern ſie irgendwie 
die Vertragſchließenden in der Freiheit der Erzeugung oder des Ab⸗ 
ſatzes beſchränkt, beſonders alſo jede Intereſſengemeinſchaft, der 
KartVO. zu unterſtellen und ihre Kündigung nach 8 8 KartVO. zu 
ermöglichen (denn eine Intereſſengemeinſchaft, die ſich auf das Ge⸗ 
ſchäftserträgnis beſchränkt, gibt es nicht). Dieſe Anſicht iſt abzulehnen. 
Gegen fie ſpricht der Aufbau der KartVO., die ſcharfe Unterſcheidung 
zwiſchen 88 1—9 einerſeits und § 10 andererſeits, die in der Klammer 
des § 1 enthaltene Bezeichnung der betroffenen Verbände, die ſonſt 
nicht nur überflüſſig, ſondern ſinnverwirrend wäre, beſonders aber der 
Zweck der Kart O., der ein ganz beſchränkter iſt. Dem Zweck der 
KartVO. liegt es z. B. völlig fern, die Kündigung einer Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft zu erleichtern, deren Zweck dahin geht, durch Arbeits⸗ 
teilung zwiſchen den verſchiedenen Geſellſchaftern die Produktion zu 
verbilligen. 

II. In JW. 1926, 2915 hat das RG., ohne zur Herbeiführung 
einer Entſch. des Kart®er. das Verfahren auszuſetzen, entichieden, 
daß infolge Unterlaſſung des Antrags gem. $ 8 III KartVO. die 
Kündigung unanfechtbar geworden ſei. Dieſer Anſicht, daß die ordent⸗ 


Verfahren zu beſchleunigen, legt die Annahme nahe, daß die Kart BO. 
auch den Kündigenden nicht auf unbeſtimmte Zeit in die Lage 
verſetzen wollte, das KartGGer. zur Entſch. über die Zuläſſigkeit ſeiner 
Kündigung anzurufen, und daß deshalb die Ausſchlußfriſt für alle 
Beteiligten fo kurz bemeſſen wurde, wie es in 88 geſchehen iſt. 
Welche Erwägungen aber auch immer den Gejesgeber geleitet haben 
mögen, ſie können an dem formalen und zweifelsfrei zwingenden Cha⸗ 
rakter der Vorſchrift nichts ändern. 

Durch den Ablauf der Ausſchlußfriſt erliſcht das Antragsrecht 
der Beteiligten. Damit iſt dem Kartcher. die Möglichkeit genommen, 
nach Friſtablauf die Zuläſſigkeit der friſtloſen Kündigung nachzu⸗ 
prüjen. Mangels der ausdrücklichen Zuweiſung einer entſprechenden 
Zuständigkeit ift dann das Kart&er. aber auch nicht mehr befugt, 
auf Antrag die Fiktionswirkung des Satz 3 Abſ. 3 a. a. O. ent⸗ 
ſcheidungsmäßig feſtzuſtellen. 

Wenn in dem Schrifttum demgegenüber darauf hingewieſen wird, 
daß das KartGer. regelmäßig in jedem Kündigungsſtreit die Recht⸗ 
zeitigkeit und Wirkſamkeit des Antrages, wenn auch nur als Vor⸗ 
frage zu prüfen hat (vgl. IW. 1926, 2915 u. 1927, 1079), fo iſt 
das an ſich zwar richtig; aber dieſe Pflicht zun Prüfung der Voraus⸗ 
ſetzungen feiner Zuständigkeit verleiht dem KartGer, nicht ohne wei⸗ 
teres auch die Zuständigkeit, im Streitfall auch die im Satz 3 Abſ. 3 
a. a. O. an die verſpätete Antragſtellung geknüpfte Wirkung der 
friſtloſen Kündigung feſtzuſtellen. Hierüber haben vielmehr ungeachtet 
der Vorſchrift des 812 KartVO. nach der gegenwärtigen Geſetzes⸗ 
lage, wie anscheinend auch das RG. in feinem Urt. v. 28. Sept. 1926 
(RG. 114, 262 1)) angenommen hat, die ordentl. Gerichte und Schieds⸗ 
gerichte zu entſcheiden. 

(Kart., Beſchl. v. 20. Aug. 1927, K 28/27.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Ziel ke, Berlin. 


1. Zwangsbeitreibung von Krankenkaſſenbeiträgen⸗ 
Vie Zwangsbeitreibung von Kranlenkaſſenbeiträgen 
(8 28 RVO.) wird in Preußen nicht dadurch gehindert, 
daß der Arbeitgeber ſeine Beitragspflicht beſtritten und 
nach 8 405 A bſ. 2 RVO. die Entſcheidung des Verſiche⸗ 
rungsamtes beantragt hat. 

828 Abſ. 1 der RVO. ſchreibt vor, daß Rückſtände wie Ge⸗ 
meindeabgaben beigetrieben werden. Sie unterliegen demnach in 
Preußen im Hinblick auf § 90 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 der Beitreibung im Verwaltungszwangs verfahren nach 


lichen Gerichte zu entſcheiden haben, ob eine Kündigung durch Unter⸗ 
laſſung des Antrags gem. 8 8 III KartVoO. unanfechtbar geworden 
iſt, ſchließt fi nunmehr das KartGer. an. Gegen ſie ſprechen ge⸗ 
wichtige Gründe, die von Flechtheim in ſeiner Beſprechung der 
Entſch. des RG.: JW. 1926, ff. dargelegt find. Nachdem das Kart⸗ 
Ger. ſich nunmehr dem RG. angeſchloſſen hat, iſt die Streitfrage für 
die Praxis als gelöſt anzuſehen. 

III. Da das KartGer. ſich wegen der Friſtverſäumnis für die 
Feſtſtellung unzuſtändig halt, ob die Kündigung wirkſam geworden iſt, 
war es nicht gezwungen, in eine Prüfung der Frage einzutreten, ob 
881,8 KartVO. überhaupt auf den Streitfall Anwendung finden; es 
hätte dieſe Frage dahingeſtellt fein laſſen können. Aber das KartGer. 
war aber nicht daran gehindert, die Kartelleigenſchaft in ſeinen Gründen 
feſtzuſtellen. Die Vereinigung wurde durch dieſe Feſtſtellung in den 
Gründen auch nicht „beſchwert“; denn die Gründe gehen nicht in Rechts⸗ 
kraft über, und das ordentliche Gericht iſt daher an die Feſtſtellung in 
den Gründen nicht gebunden, wenn es bei einer ihm obliegenden Entſch. 
ſich mit der Kartelleigenſchaft der Vereinigung befaſſen muß. Praktiſch 
ſtellt die Feſtſtellung der Kartelleigenſchaft in den Gründen einen Kom⸗ 
promiß dar. Das KartGer. wollte an dieſer Frage, die ſein eigentliches 
Gebiet betrifft, anſcheinend nicht vorübergehen und hat ſo, ohne eine 
urteilsmäßige Feſtſtellung der Wirkſamkeit der Kündigung zu treffen, 
feine wiſſenſchaftliche Anſicht, daß fie wirkſam it, zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Das KartGer. ift fo auf halbem Wege ſtehen geblieben. Die 
Gefahr dieſer Halbheit bedarf nicht der Darlegung. 

IV. In einer Beſprechung der Entſch. in einer Tageszeitung iſt 
den kündigenden Kartellmitgliedern allgemein der Rat gegeben wor⸗ 
den, ihrerſeits ſtets das KartGger. innerhalb der Zweiwochenfriſt an⸗ 
zurufen, um eine zweifelsfreie Klärung der Frage ihrer Verbands⸗ 
zugehörigkeit herbeizuführen, wenn der Verband ſeine Kartelleigen⸗ 
ſchaft beftreitet, oder mit der Möglichkeit zu rechnen iſt, daß er fie 
beſtreiten könnte. Dieſer Rat mag für gewiſſe Falle richtig ſein, nicht 
für alle. Es kommt auf die Intereſſenlage im einzelnen Fall an. 

Daß auch das kündigende Kartellmitglied zu den „Beteiligten“ 
gehört, die das KartGer. gem. 8 8 III Kart VO. anrufen können, 
entſpricht dem Wortlaut (vgl. auch 8 192 VO. über das RWG.; 
Haußmann⸗ Hollaender a. a. O. 133). Wenn auch die Kün⸗ 
digung infolge Friſtablaufs wirkſam wird, iſt die Entſch. des KartGeer. 
über die Zuläſſigkeit der Kündigung nicht grundſätzlich überflüſſig 
(ſo Iſay in Iſay⸗Tſchierſchky 280; Goldbaum. KartVO. 176). 


1) JW. 1926, 2912 
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der Verordnung v. 15. Nov. 1899. Nach § 28 Abſ. 1 Satz 2 RVO. 
regelt ſich nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften aber auch die auf⸗ 
ſchiebende Wirkung der Einwendungen gegen die Zahlungspflicht. 
Rach 8 18 der preuß. VO. v. 15. Nov. 1899 kann ſich der in Au⸗ 
ſpruch genommene Schuldner gegen die Zwangsvollſtreckung nur 
ſchützen, wenn er entweder eine Friſtbewilligung vorzeigt oder die 
vollſtändige Berichtigung des beizutreibenden Geldbetrags durch eine 
Quittung oder einen Poſtſchein nachweiſt. Dieſe Beſtimmung gilt 
auch für ſtreitige Forderungen, denn nach § 75 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes wird durch Einſpruch oder Klagen die Verpflichtung 
des in Anſpruch genommenen Abgabeſchuldners zur Zahlung oder 
Leiſtung nicht aufgeſchoben, begründet alſo unabhängig von einem 
Streitverfahren eine vorläufige Zahlungspflicht. 
(RA., Eniſch. d. Beſchl Sen. v. 11. Sept. 1925, II K 39/25 B.) 
* 


2. Dauernde Berufsunfähigkeit. Eine Krankheit, 
die den Betroffenen ſeit ihrem Beginne berufsunfähig 
gemacht hat, braucht nicht notwendig als von vornherein 
mit „dauernder“ Berufs unfähigkeit verbunden angeſehen 
werden; es können vielmehr zwei Kraukheitsabſchnitte 
beſtehen. 

(ABA, RevEntſch. v. 9. Jan. 1925, IIa AV 115/24.) 


Reichsſchuldenverwalkung. 


1. 8 12 Abſ. 1 Satz 4 AnlAblG. findet auch auf Valuta⸗ 
verbindlichkeiten Anwendung, wenn die Währung, in der 
die Schuld begründet wurde, nicht entwertet iſt. 

Die Staffelung bezweckt, die großen in Reichsanleihen ange 
legten Vermögen mit Rückſicht auf ihre höhere wirtſchaftliche Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit bei der Aufw. zu beſchränken. Der Verfolgung dieſes 
Zweckes entſpricht es, wenn die Ausloſungsrechte, die auf große 
Anleihebeträge entfallen, zu deren Zeichnung Schulden gemacht ſind, 
nicht in demſelben Maße geſtaffelt werden, wie die auf unbelaſtete 
Vermögen entfallenden, wobei allerdings zu bemerken iſt, daß die 
Vergünſtigung ſich nur auf Kriegsanleihezeichnungen bezieht. Maß⸗ 
gebend für die Beſchränkung der Staffelung iſt demnach die Höhe 
der Verbindlichkeit. Schulden in Papiermarkwährung, die nicht auf⸗ 
zuwerten ſind, finden demgemäß überhaupt keine Berückſichtigung, 
weil der Goldwert dieſer Verbindlichkeiten ſich in der geltenden Wäh⸗ 
rung praktiſch nicht mehr darſtellen läßt, ihr Beſtehen alſo das Ver⸗ 
mögen des Anleihegläubigers nicht mindert, wohl aber alle in Reichs⸗ 
mark berechenbaren, das Vermögen des Gläubigers beeinträchtigenden 
Schulden, die zur Kriegsanleihezeichnung aufgenommen wurden, alſo 
ſowohl aufzuwertenden Schulden, die in einer ſeit Aufnahme ent⸗ 
werteten Währung begründet ſind, wie auch ſolche Verbindlichkeiten, 
die in einer nichtentwerteten und daher auch nicht entwertbaren Wäh⸗ 
rung aufgenommen ſind. 

(Reicheſchuldenverwaltung, Beſchl. v. 5. Nov. 1927, BeſchwReg. 8509.) 
Miigeteilt von RA. Dr. Wilh. Heymann, Bremen. 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVOR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. PrHandels kammer G. v. 24. Febr. 1870 bzw. 19. Aug 
1879. Wann iſt ein Unternehmen als Handwerksbetrieb 
anzuſehen und fein Inhaber deshalb nicht beitrags- 
pflichtig zur Handelskammer? f) 

Nach 8 3 Abſ. 2 Ziff. 1 Geſ. über die Handelskammern ſind 
verpflichtet, zu den Koſten der Handelskammer beizutragen, ſofern 
ſie zur Gewerbeſteuer veranlagt ſind, die Kaufleute, die als Inhaber 


Denn es kann von ſehr weſentlicher Bedeutung ſein, eine Entſch. des 
KartGer. zu erhalten, ob die Kündigung materiell gerechtfertigt war. 
Dies zeigt gerade der vorliegende Fall; es kann z. B. den Intereſſen 
des Kartellmitgliedes ſehr zuwiderlaufen, erſt nach Jahren durch eine 
Entſch, der ordentlichen Gerichte zu erfahren, von welchem Zeitpunkt 
ab es aus dem Kartell ausgeſchieden. 
RA. Dr. Adolf Hollaender, Berlin. 

Zu 1. Die Abgrenzung zwiſchen kaufmänniſchem und Hand⸗ 
werksbetrieb unterliegt häufigen im Rechtsweg zu entſcheidenden 
Streitfragen beſonders wegen des Nebeneinanderlaufens der geſonder⸗ 
ten Organiſationen der Handels⸗ und Handwerkskammern, die bei 
Grenzfällen jede für ſich das Recht zur Heranziehung zu den Bei⸗ 
trägen, welche ſie der einen oder der anderen Berufskategorie 
zur Aufbringung ihres Bedarfs aufzuerlegen geſetzlich ermächtigt 
ſind, in Anſpruch nehmen. Derſelbe Zweifel iſt in der Regel bereits 
bei der Frage der Eintragung eines Betriebes ins Handelsregiſter 
zum Austrag gebracht. Es gibt aber Fälle, in denen ſich dieſe Fragen 
nicht decken: ſo bei den Minderkaufleuten. Im vorl. Falle hat der 
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einer Firma in einem für den Bezirk der Handelskammer geführten 
Handelsregiſter eingetragen ſtehen. Kaufmann iſt nach 81 HGB., wer 
ein Handelsgewerbe (Abſ. 2 Ziff. 1 a. a. O.) betreibt. Nach 8 4 finden 
die Vorſchriften über die Firmen, Handelsbücher und die Prokura 
auf Handwerker und Kleingewerbetreibende keine Anwendung. Dieſe 
ſogenannten Minderkaufleute ſind weder berechtigt noch verpflichtet, 
ihre Firma in das Handelsregiſter eintragen zu laſſen. Sie ſind zwar 
auch Kaufleute i. S. § 1 Ziff. 1 a. a. O. Das genügt aber nicht, um 
ihre Pflicht zur Zahlung von Handelskammerbeiträgen zu begründen; 
denn das Handelskammergeſ. bezweckt die Organiſation des Kauf⸗ 
mannsſtandes in einem angeren als dem aus § 1 HGB. ſich er⸗ 
gebenden Sinne, es will nur die Vollkaufleute, nicht aber die Minder⸗ 
Kaufleute umfaſſen. Wer nur Handwerker ift, iſt nicht Kaufmann i. S. 
8 3 Handelskammergeſ. (Urt. d. OVG. v. 19. Sept. 1912 — III G 
44/12). Kl. würde alſo mit der Bäckermühle zu den Koſten der Han⸗ 
delskammer nicht herangezogen werden können, wenn der Betrieb 
nur ein Handwerksbetrieb ſein würde. Nach der ſtänd. Rſpr. des 
OVG. iſt für die Frage, ob ein Unternehmen als ein Fabrikbetrieb 
oder als ein Handwerksbetrieb anzuſehen ſei, nicht ſein Umfang, auch 
nicht der Umſtand, daß das Unternehmen nach Art und Umfang 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, 
ſondern nur die Art und das Weſen des inneren Betriebes maß⸗ 
gebend (Urt. v. 30. Juni u. 8. Dez. 1904: PrVerwBl. 26, 616; 27, 
358; OVG. 66, 383 ff.). Zum Handwerksbetriebe gehört vor allem, 
daß der Unternehmer ſich an den techniſchen Hergängen der Waren⸗ 
erzeugung ſelbſt beteiligt, ſei es durch unmittelbare Mitarbeit, ſei es 
wenigſtens durch Leitung und Aufſichtsführung; dagegen tft derjenige 
Unternehmer kein Handwerker, der einen Handwerksbetrieb ſo führt, 
daß er Ausführung ſowie Leitung der techniſchen handwerklichen 
Arbeit anderen Perſonen überträgt und ſeinerſeits lediglich die kauf⸗ 
männiſche Seite des Betriebes bearbeitet. Er iſt unter dieſen Vor⸗ 
aussetzungen ſelbſt dann nicht Handwerker, wenn er eine handwerk⸗ 
liche Fachbildung beſitzt (vgl. OVG. 67, 368 ff.; Staub, HGB., 
9. Aufl. Anm. 26 zu 8 4). Wie aus den Vorgängen über die Beſchwerde 
des Kl. gegen ſeine Heranziehung zu den Koſten der Handwerks⸗ 


Kl., wie ſich aus dem nicht zum Abdruck gelangten Teil des Urt. 
des OVG. ergibt, zwei Betriebe an zwei verſchiedenen Orten: einen 
Handelsgewerbebetrieb mit Getreide, Futter⸗ und Düngemitteln uſw. 
und einen Mühlenbetrieb. Die Eigenſchaft des letzteren ſteht zur 
Entſch. Das OVG. legt das entſcheidende Gewicht allein auf das 
perſönliche Tätigkeitsgebiet des Eigentümers im Betriebe. Hand⸗ 
werksmäßig wird danach das Unternehmen betrieben, in welchem 
der Unternehmer ſelbſt an der techniſchen Warenerzeugung durch Mit⸗ 
arbeit, Leitung oder Aufficht ſich betätigt. Auf den Umfang des Be⸗ 
triebes wird kein Gewicht gelegt. Das iſt gewiß zutreffend, doch wird 
man die konkreten Verhältniſſe ſtets heranziehen müſſen. Allein ent⸗ 
ſcheiden kann nicht unter allen Umſtänden der Tätigkeitsbereich des 
Betriebsinhabers. Es iſt beiſpielsweiſe denkbar und in der Geſchichte 
des Gewerbes gerade bei ſpäteren beſonders hervorragenden Betrieben 
vorgekommen, daß ein urſprünglicher Handwerksbetrieb ſich zu 
einem induſtriellen Großunternehmen auswächſt, daß der Leiter 
Eigentümer bleibt und ſich techniſch im Betriebe oder der Auſſicht 
über ihn betätigt, die kaufmänniſche Betätigung aber ſeinen Söhnen 
oder vertrauenswürdigen Angeſtellten überläßt. Der alte W. konnte, 
als ſein Betrieb ſich ſchon zu einer der erſten Berliner Maſchinen⸗ 
fabriken ausgewachſen hatte, nicht viel mehr als ſeinen Namen 
ſchreiben, ware alſo zur kaufmänniſchen Leitung nicht befähigt ge⸗ 
weſen. In ſolchem Fall wird man das Unternehmen als kaufmänni⸗ 
ſches anſehen müſſen. Es kann aljo jedenfalls nicht aus der hier ge⸗ 
gebenen Entſch. der Schluß aus dem Gegenteil gezogen werden, daß 
die Art der Beteiligung des Inhabers allein für die Einordnung 
des Betriebes entſcheidend ſei. 

In IW. 1926, 2930 30 iſt ein KGGBeſchluß v. 5. Nov. 1925 
mitgeteilt, der einen dem vorliegenden in mancher Beziehung ähn⸗ 
lichen Fall behandelt. Auch hier lagen mehrere (3) Betriebsſtätten vor, 
die ſich allerdings am gleichen Ort — in Stettin — befanden. Die 
im Betriebe hergeſtellten Back⸗ und Konditorwaren werden in einem 
Haupt⸗, einem Nebengeſchäft und einem Cafs vertrieben. Das KG., 
das mit den Vorinſtanzen die Eintragungspflicht bejaht, erklärt mit 
Recht die Prüfung der individuellen Beſchaffenheit des Betriebes 
für erforderlich, wobei deſſen Größe nicht entſcheiden könne. Unter 
den entſcheidenden Einzelmomenten werden neben dem Verhältnis 
des Meiſters zu den Gehilfen die Art und das Maß der Arbeits⸗ 
teilung, die Verwendung von Maſchinenkraft, die Inanſpruchnahme 
von Wechſelkredit hervorgehoben. Mir ſcheint dieſe Verallgemeine⸗ 
rung der Unterſcheidungsmerkmale den Vorzug vor der zu ſehr auf 
das eine Moment Gewicht legenden Entſch. des OVG. zu verdienen. 

Die Abgrenzungsfrage iſt nicht nur für die Beurteilung de 
lege lata, ſondern auch für die bevorſtehenden geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiet der Handwerkterfragen von Wichtigkeit. 
Nach dem dem vorl. RWirtſchR. im Sommer zugegangenen Entw. 
eines Geſ. zur Anderung der GewO. und des HGB., des ſog. Hand⸗ 
werksgeſ., würde für die Eintragungspflicht der Umfang des Be⸗ 
triebes nicht mehr entſcheidend ſein. Das entſpricht an ſich den ſeit 
Erlaß des HGB. geänderten Rechtsauffaſſungen. Dann fällt auch das 
Nebeneinandergehen der Verwaltungsrechtszuſtändigkeit und der freiw. 
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kammer für das Rechnungsjahr 1924 hervorgeht, legt der Kl. in dem 
Betriebe der B. Mühle ſelbſt nicht mit Hand an, ſondern hat nur für 
den Einkauf der Rohprodukte, den Verkauf der Fabrikate und die 
Leitung des geſamten Unternehmens zu ſorgen; er hat auch das 
Müllerhandwerk nicht gelernt, ſondern iſt Kaufmann. Eine Tätig⸗ 
keit aber, die ſich im weſentlichen nur vor Beginn und nach Beendi⸗ 
gung des Erzeugungsvorganges geltend macht, iſt keine Beteiligung 
an dieſen Vorgängen ſelbſt (vgl. OVG. 67, 368). Der Mühlenbetrieb 
des Kl. ſtellt ſich ſomit nicht als ein Handwerksbetrieb dar. Seine 
Heranziehung zu den Handelskammerbeiträgen war daher gerechtfertigt. 
(PrOVGG., VIII. Sen., Urt. v. 27. Mai 1927, VIII C 35/26.) 


D. Gemiſchte Schiedsgerichte. 

Dentſch-Helgiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Art. 296 VV. Die Verſäumung der Anmeldung 
einer im Ausgleichsverfahren zu regelnden Forderung 
innerhalb der dafür beſtehenden Friſten hat die Aus⸗ 
ſchließung der Forderung zur Folge. f) 

Die Bekl. — in Deutſchland wohnhafte deutſche Reichsange⸗ 
hörige — betrieben bereits vor dem Kriege und auch noch während 
des Krieges in einem von dem Grundſtückseigentümer de C. gepach⸗ 
teten Lokale in Brüſſel eine Gaſtwirtſchaft. Die zur Einrichtung und 
zum Betriebe erforderlichen Mittel hatte ihnen der Kl., ein in Belgien 
wohnhafter belgiſcher Staatsangesdriger, darlehnsweiſe zur Verfügung 
geſtellt, und zwar größtenteils vor dem Kriege, in geringem Umfange 
auch während des Krieges. Nach dem Waffenſtillſtande wurde das 
Vermögen der Bekl. ſeitens der belg. Regierung unter Sequeſter 
geſtellt. Der Kl. verſuchte ſich nunmehr zunächſt dadurch wegen ſei⸗ 
ner Forderungen zu befriedigen, daß er im Einverſtändnis mit dem 
Sequeſter den Wirtſchaftsbetrieb ſelbſt übernahm, mußte dieſen Ver⸗ 
ſuch jedoch auf Grund eines vom Verpächter de C. gegen ihn erſtritte⸗ 
nen Räumungsurteils aufgeben. Er hat ſodann am 2. April 1926 
vor dem deutſch⸗belg. GemSchchH. Klage erhoben und Rückzahlung 
der Darlehnsſumme wahlweiſe im Ausgleichsverfahren oder unmittel⸗ 
bar von dem Bekl. verlangt. 

Das Gericht hat die Kl. für unzuläſſig erklärt: 

Bei den eingeklagten Forderungen handelt es ſich zum größten 
Teil um Vorkriegsjorderungen oder um im Kriege fällig (exigible) 
gewordene Forderungen, die aus Vorkriegsverträgen herrühren. Sie 
mußten alſo im Hinblick auf Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsort 


Gerichtsbarkeit der ordentl. Gerichte fort. Aber für die Organiſations⸗ 
zugehörigkeit und Beitragspflicht bleibt die erſtere maßgebend. Es 
iſt daher nicht ohne Bedeutung, welche Stellung das OVG. einnimmt. 
Inſofern iſt die obige Entſch. wichtig. 

Geh. IR. Dr. Heinrich Dove, Berlin. 


Zu 1. Das deutſch⸗belg. GemSh®. bringt mit obigem Urteile 
zum erſten Male die Frage zur Eutſch., welche Rechtsfolgen das Ver⸗ 
ſtreichenlaſſen der Anmeldefriſten im Ausgleichsverfahren für an ſich 
ausgleichsfähige Forderungen hat. Die Feſtſtellung des Gerichtes, 
daß die Anmeldefriſten Ausſchlußfriſten darſtellen, deren Ablauf den 
Rechtsverluſt zur Folge hat, erſcheint zutreffend. Zur Begründung 
hätte das Gericht anführen können, daß der mit der Schaffung des 
Ausgleichsverfahrens verfolgte Zweck offenbar in erſter Linie der 
war, ſämtliche Vorkriegsanſprüche baldmöglichſt abzuwickeln, wenn 
dies Ziel auch in keiner Weiſe erreicht worden iſt. Dieſem Zwecke 
würde es aber widerſprechen, wollte man nach Ablauf der Anmelde⸗ 
friſt noch eine Geltendmachung ausgleichsfähiger Forderungen, auf 
welchem Wege es auch ſei, zulaſſen. Es kommt hinzu, daß die be⸗ 
teiligten Staaten auf Grund des Art. 296 litt. a jede unmittelbare 
Regelung ausgleichsfähiger Forderungen und Schulden verboten 
haben, und daß dieſe Verbote auch dann beſtehen bleiben, wenn die 
betreffenden Forderungen nicht zur Anmeldung gelangt ſind. — Aus⸗ 
gleichsfähige Forderungen werden daher auch vor innerſtaatlichen Ge⸗ 
richten nicht mehr eingeklagt werden können. In erſter Linie kommt 
dies in Betracht (Art. 296 Ziff. 1 u. 2 VV.) für reine Geldforde⸗ 
rungen, die entweder ſchon vor dem Kriege fällig waren oder wah⸗ 
rend des Krieges fällig wurden, aber auf Vorkriegsverträgen be⸗ 
ruhen, wenn Gläubiger und Schuldner bei Friedensſchluß Angehörige 
zweier dem Ausgleichsverfahren angeſchloſſener Staaten waren und 
damals in den betreffenden Staaten ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
(residence) hatten. LR. Dr. Danckelmann, Berlin. 


Zu 2. Die Entf. ſtellt ſich als eine Entſch. dem Grunde 
nach dar. Der GemSchGGH. anerkennt nur das Beſtehen einer ver⸗ 
traglichen Bindung des Bell. ſowohl aus Privpatvertrag als aus 
notariellem Vertrag und das Entſtehen verſchiedener Forderungen 
hieraus, deren Betrag er nicht feſtſtellt. Er ſpricht auch keine 
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(résidence) der Parteien im Wege des Ausgleichsverfahrens geregelt 
werden. Die Forderungen ſind aber bei dem belg. Amte vor dem Ab⸗ 
lauf der im 85 der Anlage zu Art. 296 VV. vorgeſehenen und ſpäter 
durch Amtervereinbarung bis zum 1. Mai 1924 verlängerten Friſt nicht 
zur Anmeldung gelangt. Dieſe Friſtverſäumnis hat die Ausſchließung 
(korelusion) der Forderung zur Folge. Eine Wiedereinſetzung des 
Kl. durch das GemSchch. kommt nicht in Betracht, da dem Gem⸗ 
Schc̃. mangels einer diesbezüglichen Beſtimmung des VV. eine Be⸗ 
fugnis dazu fehlt. — Auch inſoweit, als die Forderungen nicht in 
das Ausgleichverfahren fallen, kann das GemSchch. in eine ſachliche 
Prüfung nicht eintreten. Denn ſoweit die Forderungen auf Grund 
des Art. 304 b Abſ. 2 unmittelbar vor das GemShb. gebracht 
werden könnten, hätte der Kl. die in der ProzeßO. vorgeſehene 
Klagefriſt einhalten müſſen. Er hat dieſe aber nicht nur ungenutzt 
verſtreichen laſſen, weil er der Meinung war, daß er ſich wegen ſeiner 
Forderungen ohne Beſchreitung des Rechts weges werde befriedigen 
können, ſondern er hat auch nach Erlaß der belg. Urteile, die ihm 
das Verkehrte ſeines Weges vor Augen führten, noch falt zwei Jahre 
mit der Einbringung der Klage gewartet. 

(Deutſch Belg. GemSch H., Urt. v. 28. Okt. 1927, Bolſius w. Ax⸗ 
macher Nr. 1307.) 


Denkſch-Franzöſiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 
2. Art. 296, 304b VV. Der GemSchchH. ſpricht dann 
keine Verurteilung zur Zahlung aus Art. 30 4h VVV. aus, 
wenn die Vollſtreckbarkeit des Urteils nicht geſichert iſt. f) 
Aus den Klagtatſachen ergibt ſich nicht, daß der Bekl. am 
10. Jan. 1920 auf deutſchem Gebiet gewohnt hätte. Demgemäß iſt 
zu erklären, daß die eingeklagte Forderung nicht durch Vermittlung 
der Ausgleichsaͤmter zu regeln iſt, die der GemSchGGH. nicht erjegen 
kann (auxquels le présent Tribunal ne saurait se substituer). 
Wenngleich der Gerichtshof unſtreitig zuſtändig iſt, das Be⸗ 
ſtehen der fraglichen Schulden feſtzuſtellen und das Vorhandenſein 
des Rechtes der franz. Partei anzuerkennen, ſo entzieht es ſich 
doch feiner Macht, anläßlich dieſer Anerkennung eine Ver⸗ 
urteilung zugunſten des Gläubigers auszuſprechen, der gegen 
einen nicht in Deutſchland wohnenden deutſchen Schuldner klagt; er 
gibt alſo dem Gläubiger gem. $ 23 des Anh. zu Art. 296 VV. die 
Befugnis, den ſo feſtgeſtellten Anſpruch vor den ordentlichen Gerich⸗ 
ten oder auf jedem anderen Wege Rechtens geltend zu machen. 
(Deu ſch franz. GemSchchh., Urt. v. 30 Juni 1926, 8 IV 184.) 


Verurteilung zur Zahlung aus, ſondern verweiſt hinſichtlich der 
Leiſtungsklage auf den ordentlichen Rechtsweg, der im vorliegenden 
Fall in der Schweiz zu beſchreiten iſt. Die Verweiſung iſt damit 
begründet, daß der deutſche Schuldner bei Friedensſchluß ſeinen 
Wohnſitz nicht im Gebiet ſeiner Staatsangehörig⸗ 
keit hatte (Art. 296 Ziff. 1 BV.). 

Der GemSchchH. hat zwar darüber hinaus nach Art. 304 b 
Abſ. 2 VV. die Macht, alle Vorkriegsverträge (mit Ausnahme der 
nach den Geſetzen der alliierten, aſſozierten oder neutralen Mächte 
zur Zuftändigkeit der LG. dieſer Mächte gehörigen Streitfragen) zu 
regeln. Wieweit er aber dieſe Regelung vornimmt, macht er offenbar 
von den Verhältniſſen des einzelnen Falles abhängig. Wohl iſt 
ſeinen Entſch. hinſichtlich der Staatsangehörigen der Vertrags⸗ 
ſtaaten verbindliche Kraft beigelegt. Doch endigt dieſe pralktiſch an 
den beſonderen Schwierigkeiten oder der Unmöglichkeit der Voll⸗ 
ſtreckung. So vermeidet es der GemSchch., dieſe heiklen Fragen 
der Vollftrekung außerhalb der Vertragslander des VV. anzu⸗ 
ſchneiden, und beſchränkt ſich darauf, den Klaganſpruch dem Grunde 
nach als gerechtfertigt anzuerkennen. Er verurteilt übrigens den 
Bekl. zu den Koſten des Rechtsſtreits vor dem GemSchcGH. und 
weiſt den deutſchen Staatsvertreter zur Beitreibung an. Aber auch 
dieſer iſt für die Vollſtreckung auf Klage in der Schweiz ange⸗ 
wieſen, ſofern der Bekl. nicht die Koſten vorgeſchoſſen hatte. 

Die deutſche Staatsvertretung mißt der Entſch. injofern grund⸗ 
ſätzliche Bedeutung bei, als ſich der GemSchchH. nicht für zu⸗ 
ſtändig halte, eine Verurteilung zur Zahlung auszuſprechen, 
obwohl bei der vertraglichen Grundlage der Klage an ſich die Zu⸗ 
ftändigkeit nach Art. 304 b Abſ. 2 VB. gegeben wäre. Die Zu⸗ 
ftändigkeit wäre nach der ganzen Anlage der fraglichen Beſtimmun⸗ 
gen des VV. ſicherlich vorhanden, — ebenſo nach dem „Willen des 
Geſetzgebers“, der den VV. als „das Grundgeſetz Europas, ja der 
Welt“ proklamierte. Der GemSchcG . wünſcht aber im wohlver⸗ 
ſtandenen Intereſſe ſeines Anſehens nicht, Dinge zu regeln, die 
ſich tatsächlich „feiner Macht entziehen“, und Sprüche zu erlaſſen, 
die der praktiſchen Wirkung entbehren und ihn mit dem Schein 
des Eingriffs in die Gerichtsbarkeit der neutralen Länder belaſten 
würden. RA. Dr. Karl Weidlich, Stuttgart. 


Von der sonst am Schlusse der Nummer gebrachten Übersicht der Rechtsprechung wird in dieser und der folgenden Nummer 
Abstand genommen, weil das Register 1927 — das diese Übersicht mit umfaßt — bereits Anfang Januar 1923 erscheinen wird, 


1.001. — d79— 
Zür die Edrijtleitung verantwortlich: Juſtizrat Dr. Iulius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27. (Fernſprecher: Nollendorf 6330.) 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


